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Gebrauchsanweisung

Es gibt Achtundsechziger, doch wer seine politische Biographie auf den
Einfluß eines einzigen Datums zurückfahren könnte, hätte wenigerlebt.

Die Beiträge dieses Bandes stehen unter der Signatur eines anderen
Jahres: 1989. Gemeint ist der Zusammenbruch des realen Sozialismus und

die Niederlage der linken Sache,die mit diesem Ereignisselbst für diejeni
gen, welche sie bereits vorher besiegelt sahen, zumindest drastisch symboli
siert wurde.

Wer genauer hinblickt, wird eineinhalb Jahrzehnte zurückgehen müssen:
bis in die Mitte der siebziger Jahre, als die kapitalistische Ordnung im Westen
sich auf eine seither oft beschriebene, jedoch noch längst nicht genügend
analysierte Weise modernisierte und festigte und alle Versuche, sie durch
Reformen nach links hin zu verändern, ins Leere laufen ließ oder systemkon
form integrierte.

Die in diesem Band versammelten Aufsätze sind Reaktionen auf diese

Entwicklung. Ihre Verfasser wurden in ihrer politischenund wissenschaftli
chen Arbeit durch sie getroffen, und sie versuchen - teils unmittelbar, teils in
historischer Spiegelung - sich Rechenschaft abzulegen über die Veränderung
der Voraussetzungen ihrer bisherigen lätigkeit. Strategische Anweisungen
wird man vergebens suchen, Werkstattberichte dagegen umso häuflger fin
den. Wirzeigen vor, an welcher Stelle unserer eigenen je individuellen Arbeit
der Umbruch seine Wirkungen haben mußte.

Den äußeren Anlaß dafür, mit diesen Beiträgen jetzt hervorzutreten,
bildet ein fünfzigster Geburtstag am 23. September 1991:

Frank Deppe hat in seinen zahlreichen Schriften immer wieder in sehr
sensibler Weise auf zeitgeschichtliche Verschiebungen und Umbrüche rea
giert. Dabei war die historische und politisch-soziologische Reflexion stets
das Medium, in welchem sich der unmittelbare Anlaß so brach, daß er
dadurch über den tagespolitischen Reflex hinaus aufbewahrt wurde. Dieses
Verfahren haben die meisten von uns nun ebenfalls gewählt.

Die hier versammelten Aufsätze decken nicht die gesamte Breite der
politischen und wissenschaftlichen Interessen von Frank Deppe ab. Er hat in
den vergangenen Jahren verstärkt die Arbeit über Probleme der europäi
schen Integration, die er in der ersten Hälfte der siebziger Jahre begann,
wieder aufgenommen. Sein 1991 erschienenes Buch »Jenseits der System
konkurrenz« wurde von ihm ausdrücklich in diesen Kontext gestellt, der in
unseren Beiträgen ebensowenig behandelt ist wie seine frühen Arbeiten über
Probleme der Entwicklungsländer und über Auguste Blanqui.



Um eine Festschrift kann es sich aus vielen Gründen nicht handeln -

dagegen um den Versuch, auf Anregungen, die Frank Deppe auf einem
Ihilgebiet seiner politischen und wissenschaftlichen Arbeit gegeben hat, zu
antworten und den Dialog, in dem wir mit ihm seit vielen Jahren - manche
näher, manche femer - stehen, auch unter neuen Bedingungen fortzusetzen.

Die Autoren



I.

Nach dem realen sozulismus



Horst SchmitthennerlManfivdBobke-von Camen

Bertolt Brecht und der Stalinismus

Auch der Haß gegendie Niedrigkeit
Verzerrt die Züge.
Auch der Zorn über das Unrecht

Machte die Stimme heiser. Ach wir

Die wirden Boden bereiten wolltenßrFreundlichkeit
Konntenselbernichtfreundlich sein.

Ihr aber, wenn es soweit sein wird
Daß der Mensch dem Menschen ein Helferist
Gedenkt unsrer

Mit Nachsicht.

Bertolt Brecht, »An die Nachgeborenen«'

Brechthat sichzuden Kerkermeistern derMenschen gesellt, indemer vorgab,
ihr Lehrer und Befreierzu sein,

Gerhard Szczesny, »Das Leben des Galilei und der Fall Bertolt Brecht«^

Brecht, Bertolt: Ge 2, S. 722,725.
Alle Brecht-Zitate sind entnominen aus:
Brecht, Bertolt: Gesammelte Werke in20Bänden, werkausgabe edition suhikamp, Franlc-
furt/M. 1967.

Dabeiwurdenfolgende AbkOtzungen verwandt:
I.-7. Band: Stücke1-7(St)
8.-10. Band: Gedichte1-3(Ge)
II.-14. Band: Prosa1-4(P)
15.-17. Band: Schriften zum Theater
18.-19. Band: Schriften zur Literatur und Kunst
20. Band: Schriften zuPolitik undGeselischaft (PuG)
Supplementbände, Frankfurt/M. 1974:
Arbcitsjournal 1938-1942 (Arbeitsjournal I)
Arbeitsjournal 1942-1955 (Arbeitsjournal II)
Szczesny, Gerhard: DasLeben desGalilei undder Fall Bertolt Brecht, in:Dichtung und
Wirklichkeit 5: Brecht - Leben des Galilei, Frankfutl/M.-Beriin-Wien 1!>66.
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I. Von der »Nützlichkeit« des Ochsen oder: Brecht und die
Ehrung großer Personen

Der junge Bertolt Brecht warwohl fürkurze Zeit während der Novemberre
volution in Deutschland1918 Mitgliedder Unabhängigen Sozialdemokrati
schen Partei gewesen und hatte im Augsburger Soldatenrat mitgearbeitet.
Später sagte er von sich, daß er damals »das ABC der Politik noch nicht
verstand«', und er berichtet, wie er durch die Vorarbeit für ein Theaterstück,
welchesvor dem Hintergrund der WeizenbörseChikagos spielen sollte, zu
der Einsicht kam, daß »die Art, wie das Getreide der Welt verteilt wurde...
schlechthinunbegreiflich« war^, und er beganndamals, Marxzu lesen.

Er hielt es nicht für vernünftig, auf das menschliche Elend mit Mitleidzu
reagieren - so berichtete er später -, wenn ihmdieses Elend unvermeidlich
schien. Als ihm Argumente für die Vermeidlichkeit dieses Elends beige
bracht wurden und als er von dem »großen russischen Beispiel« erfuhr,
konnte er »dem Mitleid sein Herz öffnen«'.

Brechtbegann 1926 mit dem Studium des »Kapital« und verfaßte dann
seine Lehrstücke. Obwohl diese von der KPD nicht akzeptiert wurden, un
terstützte er dennoch diese Partei weiter mit Liedern, Gedichten, der Bear
beitungvon Gorkis »Mutter« und mit dem Film »Kuhle l\hmpe«. In den
Jahren 1928 und 1929 besuchte er Kurse an der Marxistischen Arbeiterschule
(MASCH) in Berlin-Neukölln.

Brecht betrachtete sich als Marxist* und nahm regen Anteil an den politi
schen Auseinandersetzungen seinerZeit - allerdings ohnesichselbstunmit
telbar politisch zuengagieren; ob er jemals Mitglied der KPD war, ist unge
klärt.' Nie hat er bestritten, ein eindeutig politischgebundener,einparieili-

3 Millenzwei, Werner. Das Leben Beiloll Brechis oder Der Umgang mil den Wellrälseln,
Frankfun/M.1987, Bd.1, S.84.AufS. 94 heiBl es,daß Brcchl»nachAngaben von Elisabelh
Haupimann Mllglied derUSPD gewesen sein soll«. Brechi (PuG, S.46.) gibl dies aberselbsi
an.Vgl. auch Schumacher, Emsi: Leben Brechis inWort und Bild, Berlin 1978, S.19.

4 Brechi: PuG, S. 46
5 Brecht: (Auseinem)Traktat überdie Mängel unsererSprache im Kampfgegen den Faschismus,

PuG, S. 96.
6 Brecht hörte Vorträge anderMASCH alsdortz.B. auch Karl Korsch lehrte. Erstellte auch

seine Wohnung fOr Kurse zurVerfügung und beteiligte sich an Spendenaktionen, als die
MASCH Raumverbot erhielt,vgL Mittenzwei, Wemcr DasLeben...,a.a.O., Bd.1,S.406.

7 Ruth Fischer erklärt, daß Brechtder KPD 1930beigetreten sei (Rscher, Ruth: Stalin and
German Communism, Harvard University Press,Cambridge, Mass., 1948, S. 615),er selbst
verneint dies vor dem »Investigating Committee on Un-American Affairs« - vielleicht mit
Schwejkscher LUt? Vgl. dazu Essiin, Martin: Brecht - Das Paradox despolitischen Dichters,
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eher Dichter zu sein. Wie stellte er sich zu dem Staat, in dem die von ihm
unterstützte Bewegung ihre proklamierten Ziele in die Praxis umsetzte - fiel
doch sein literarischesSchaffen im »Dienstder kommunistischen Propagan
da«'ineinePeriode, inder- ErnstThälmann folgend - diepositive Haltung
zur Sowjetunion Kriterium jedes wirklichenKommunisten war?

Nun, Brecht sprach sogar einmal davon, daß es »jedem Kommunisten,
dem es mit dem Internationalismus Ernst ist... einleuchten muß, daß heute
jede Arbeiterpartei außerhalb der Sowjetunion ihre Politik der Politik der
Partei KPdSU einordnen und in der Mehrzahl der Rlle unterordnen muß.«'

Die Politik der KPdSU wmrde in dieser Zeit im wesentlichen allein von
ihrem Generalsekretär Josef W. Stalin bestimmt Es entwickelte sich der
»Stalinismus«, eine auf die jeweilige Staatsräson zugeschnittene Theorie
oder besser eine die Praxis und auch die brutalen Praktiken der Partei und
des Staatsapparates rechtfertigende Ersatztheorie.

Wie stellte sich Bertolt Brecht zum Stalinismus?

Er teilte nicht die in der Sowjetunion gültigestalinistischeKunstauffas-
sung - die Divergenz zwischendem »epischen Theater« Brechts und dem in
der Sowjetunion propagierten StanislawkischenTheater war offensichtlich -
under wußteauch umdieschwierige Situation der sowjetischen Dichter:»Es
wnrd schon als Vorsatz ausgelegt, wenn in einem Gedicht der Name Stalin

Fiankfutt/M. 1966. Vollständiges Protokoll derAnhörung in;Hearings regarding theContmu-
nist Infiltration of the MotionPictureIndustiy, Washington 1947.
Ruth Fischer, durch ihre eigene politische Entwicklung verbittert, bezeichnete Brecht als
»Sängerder GPU« undwidmeteihmein ganzesKapitelin ihrem Stalin-Buch. Es wurdedann
inderNachkriegszeit zurVorlage COrviele verleumderische Darstellungen desWerkes Brechts;
vgl. Mittenzwei, Werner: Das Leben..., a.a.O., Bd. 1, S. 176.
Einennachhaltigen politischen Einfluß aufBrecht hatteHeleneWeigel, dieer 1929heiratete.
Siehatte in der Weimarer Republik engeVerbindungen mitder praktischen Arbeitder KPD;
vgl. Mittenzwei, Wernera.a.O.,S.307. Zum politischen Einfluß,aberauch allgemein zuBrechts
Verhältnis zuMitarbeiterinnen, Gefährtinnen (undzugleich) Geliebten,vgl. Kebir, Sabine: Ein
akzeptablerMann?, Brecht unddieFrauen, Köln 1989.Sieberichtet, daßElisabeth Hauptmann
Mitglied der KPD war(S.71)und auch Margarete Steffin (S. 106,116). Ruth Berlau warnach
einerFahrradreiseindieSoMjetunion MitgliedderKP Dänemarksgeworden (S. 121). Siewurde
1936BrechtsständigeGeßhrtin, vgl. Völker, Klaus: Nachwort, in: Berlau, Ruth: Jedes Tier
kann es. Erzählungen, Mannheim 1989, S. 153 f.; vgl. auch ^rlau, Ruth: Brechts Lai-lu,
Neuwied und Darmstadt 1985. Carola Neher war Kommunistin und ging aus politischer
Überzeugung in die Sowjetunion. Sie wurde dort während der Moskauer Prozesse verfolgt.
Brecht setztesich mehrfach fürsieein;vgl. Schumacher, Emst:Leben Brechts..., a.a.O., S.135.
Sonoch in den Schulbüchern der 60cr Jahre, vgl. z.B. Stolte/Kflnzel: Deutsche Literaturge
schichte für Realschulen, 3.Auflage, Hamburg 1968, S.158.
Brecht: Über die Beziehung derinternationalen Arbeiterpartei zur KPdSU, PuG, S. 100.
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nicht vorkommt«, bemerkte er ineinem Gespräch mit Vftilter Benjamin'®.
Brecht hat Stalin nie mit einem Gedicht in der üblichen Form der Vereh

rung bedacht. In der »Erziehung der Hirse«" taucht Stalin - namentlich
genannt - lediglich alsRandflgur auf. DieAnsprache des Bauern an seinen
Ochsen" bezeichnete Brecht einmal als eine »Ehrung Stalins«, obwohl sein
Name darin nicht auftaucht - »eine enthusiastischere Form der Ehrung stehe
ihm nicht zu«". In diesem Gedicht ist der Bauer bereit, gebückt stehend für
den »göttlichen Pilugzieher« das Bitter zu schneiden, ächzend Balken für
seinen Stall zuschleppen, im Nassen zuliegen, damit er im TVockenen liegt -
weil er der »Ernährer« des Bauern ist, weil er ihm nützt. Am Ende seiner
»Ansprache« fragt der Bauer: »Hast du gehustet..., willst du etwa vor der
Aussaat verrecken?« Die Aussage ist, aufStalinbezogen, recht deutlich.

Mao Tie-Thng ist der einzige lebende Parteiführer, dem Brecht ein Ge
dicht widmete. Mao wird darin als listiger Beherrscher der dialektischen
Denkweise dargestellt. Er läßt von feindlichen Flugzeugen abgeworfene
Flugblätter, in denen ein Preis auf seinen Kopf ausgesetzt wird, »auf der
sauberen Seite bedruckt mit Nützlichem« erneut verteilen".

Wladimir I. Lenin wird allerdings in mehreren Gedichten Brechtsgewür
digt. In den »Svendborger Gedichten«" flnden wir verschiedene, die die
Bedeutung Lenins und des Leninismus unterstreichen, allerdings nie in
Form einer Denkmalsbeschreibung, sondern reflektiert in der Handlungs
weise der Menschen. In der »unbesieglichen Inschrift«" läßt Brecht einen
inhaftierten Soldaten die Parole »Hoch Lenin« an die Zellenwand schreiben.
Drei Versuche, die Inschriftauszulöschen, scheitern.»Jetztentfernt die Mau
er! sagt derSoldat«. Diese Darstellung befindet sich allerdings durchaus in
Einklang mit dem damals häufig propagierten Stalinschen Satz; »Die Größe

10 Benjamin, Wallen Vcreuche Ober Brecht, Frankfurt/M. 1966, S. 128 f. Als Carola Neher
verhaftet wurde, batBrecht Feuchtwanger, sich andieSowjetregierungzuwenden, vgl. Milten-
zwei, WernerDasLeben..., a.a.O., Bd. 1,S.618 f.Brecht warentsetzt, alser erfuhr, daßH.
Borchardt inderSowjetunionverhaftet und dann ausgeliefenwurde. InDeutschland angekom
men, sperrten ihn die nationalsozialistischen Machthaber sogleich ins KZ(ebenda, S.618 f.).
Zweifel meldeten sich, alser von der Erschießung Sergej Tretjakows erfuhr(ebenda, S.619);
vgl. die (noch behutsame) Frage in einem Gedicht »Gesetzt erist unschuldig?«, in: Brecht: Ist
das Volk unfehlbar?, Ge 2, S. 741 f.

11 Brecht:Die Erziehungder Hirse,Ge3,S.979ff.
12 Brecht; Ansprache des Bauern anseinen Ochsen, Ge2,S.683f.
13 Benjamin, Walten a.a.O., S. 131.
14 Brecht: Die andere Seite, Ge 3, S. 958.
15 Brecht:Svendborger Gedichte, Ge2, S.633ff.
16 Brecht: Die unbesiegliche Inschrift, Ge 2,S.668.
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Lenins besteht vorallem gerade darin, daßer dieSowjetrepublik schufund
damit den Massen der Unterdrücktender ganzen Welt durch die Iht zeigte,
daß die Hoffnung auf Erlösung nicht verloren ... ist... Eben daraus erklärt
sich, daßder Name Lenin fürdie Massen der Werktätigen und Ausgebeute
ten zum geliebten Namen wurde.«"

In »DieIbppichweber vonKujan-Bulak ehrenLenin«"wird die Wirkung
Lenins unddesLeninismus imSozialismus gezeigt. Denüblichen Ehrungen,
die Brecht im ersten Ibil des Gedichtes beschreibt: »Büsten gibt es und
Standbilder. Städte wurden nach ihm benannt und Kinder. Reden wurden
gehalten invielerleiSprachen.Versammlungen gibtes undDemonstrationen
von Shanghai bis Chikago, Lenin zur Ehre«, wird die vorbildliche Hand
lungsweise der fieberkranken Ibppichweber antithetisch gegenübergestellt:
Sie sammelten Geld, um eine Lenin-Büste kaufen zu können, beschließen
aber dann,für das Geld Petroleum zur Ausrottung der Stechmücken, diedas
Fieber verursachtenzu kaufen.»So nützten sie sich, indemsie Lenin ehrten,
und ehrten ihn, indem sie sich nützten und hatten ihn also verstanden.«

Zwarwird auch der »Aulbau des Sozialismus in der Sowjetunion« von
Brecht in mehreren Gedichten gefeiert - am weitesten verbreitet sind »Die
Inbesitznahme der großen Metro durch die Moskauer Arbeiterschaft am 27.
April 1935«" und »Der große Oktober«®, jedoch handelt keines seiner
Stücke in derSowjetunion. »DieMutter« '̂ spielt imvorrevolutionären Ruß
land undendet 1917, an der Schwelle der »neuen Ordnung«. Die im Prolog
zum »Kaukasischen Kreidekreis«® gezeigte Kollektivwirtschaft hat nichts
mitder sowjetischen Wirklichkeit gemeinsam, so betontder ehemalige Kul-
turoffizier in Berlin, I. Fradkin.® »Ein Streit zwischen zwei Kolchosen wird
nicht durch einen Volkssänger entschieden, derden Bauern einealte Legen
de erzählt«.

17 Stalin, Josef, W.: Zum Tode Lenins, Rede aufdem II. SowjetkongreB derUdSSR, zitiert nach
Leig-KIII, Ulla-Clara: Dichterwort und Parteiparole, Gedichte und LiederBertolt Brechts, Bad
Homburgv.d.H.-Berlln-Z<lrich 196S.

18 Brecht: DieTeppichwebervonKujan-Bulak ehrenLenin, Ge2,S.666ff.
19 Brecht: Inbesitznahme dergroßenMetro...,Ge 2,S.673; BrechtfandvielGefallen am Baustil

derMetro wie übrigens auch anderneuen LJniversItät, ein »lustiger Bau ingroßen Linien« und
mit»schönen Einzelhelten«... »unprofessoral,wie fürKünstlergebaut«. Brecht: Arbdtsjoumal
II, S. 603.

20 Brecht:Der große Oktober,Ge 2,S.675.
21 Brecht: Die Mutter, St 2, S. 823 ff.
22 Brecht:Der kaukasische Kreidekreis, St S,S. 2000ff.
23 Fradkin: Bertolt Brecht —Chudoschnik Misla, in Teatr, Moskau, Januar 1956, zitiert nach

Esslin, Manin: a.a.O., S. 273.
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Wilhelm Pieck ist der einzige Repräsentant der DDR,den Brechtlitera
risch würdigte. Als zuseinem 80. Geburtstag »alle Dichter der DDR seiten
lange Lobeshymnen, mehr oder weniger peinlich, verfaßten«", schrieb erdie
lakonische Adresse: »WennWilhelm Pieck nicht Präsident des fortgeschrit
tensten Ibiles Deutschlands wäre, müßte er es sogleich werden.«" DieFest
schrift, in der sieerschien, wurde imRahmen der auch inder DDReingelei
teten Überwindung desPersonenkultes eingestampft.

Zum Tbde Stalins erschien in der Zeitschrift »Sinn und Form« ein Beitrag
Brechts: »Den Unterdrückten von fünf Erdteilen, denen, die sich schon
befreit haben, und allen, die für den Weltfrieden kämpfen, muß der Herz
schlag gestoppt haben, alssiehörten, Stalin isttot.Erwar dieVerkörperung
ihrerHoffnung, aberdiegeistigen und materiellen Wiffen, dieer herstellte,
sind da, und da ist die Lehre, neue herzustellen«".

Auch dieser Beitrag - heute sicher mit anderen Augen gelesen als da
mals - steht imschroffen Gegensatz zu zeitgenössischen Beiträgen anderer
Dichter. Johannes R. Becher, der damalige Kultusminister der DDR, veröf
fentlichte »ein rührseliges Gedicht, indem Stalin inbester Butzenscheiben
romantik imJenseits neben Lenin und Thälmanndargestelltwurdeund sein
Geist durch dieDresdener Gemäldegalerie schritt, andengroßen Gemälden
vorbei, diesich vor ihm ehrfurchtsvoli im Gruße neigten.«"

Dichter wie Becher sahen nach der Verdammung des Personenkultes
»recht albern aus«,während Brecht allein »den Tönangeschlagen hatte, der
absolut richtigwar.«"

Brechts Kommentar zu Stalins Tbd stellt die »geistigen Vöffen« heraus
und die »materiellen Waffen«, und er fordert sogar die Weiterentwicklung
der Wiffen. Persönlich spricht Brecht später - nach derKritik anStalin auf
dem XX. Parteitag der KPdSU - von ihm nur noch als einem »verdienten
Mörder des Volkes«". Aufdem XX. Parteitagsah er den »ersten Schritt zu
einer Regeneration des Marxismus ... von seiner totalen Verweltanschauli-
chung zu totalerVerweltlichung«".

24 Kesling, Marianne: Benolt Brecht in Selbsizeugnissen und Bilddokumenten, Hamburg 1959,
S. 143.

25 Brecht; PuG,S.346-zuersterschienen in: Wilhelm Pieck,SchriftstellerundKünstlerzuseinem
80. Oeburtstag, Berlin1956.

26 Einfahning Sinn und Form, Heft 2/1953 - wieder abgedruckt in: Brecht: PuG, S. 352.
27 Esslin, Martin: a.a.O., S. 237.
28 Ebenda, S. 238.
29 Kantorowicz, Alfred: »DeutschesTagebuch«, München 1959,zitiert nach Esslin,Marlin: a.a.O.,

S.250.

30 Kleischmidt, Wirsindder Mensch von Sezuan, Neue Zeil,19.08.1956, Berlin. Zitiert nach
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Ruth Fischer, die Schwester des Komponisten und Brecht-Freundes
Hanns Eisler, die 1927 nach Auseinandersetzungen mit Stalin und der
KPdSU aus der KPD ausgeschlossen wurde, sagte einmal. Brecht sei »ein
>gläubiger< Mensch gewesen, der nach den Enthüllungen des XX. Parteitages
sehr gelitten habe«^'.

Der US-amerikanische Philosoph Sidney Hook berichtet über ein Ge
spräch mit Brecht, in dem diese »Gläubigkeit« recht gut zum Ausdruck
kommt. Als Brecht anläßlich einer Aufführung der »Mutter« zum ersten
Male die USA besuchte, beschwerte er sich Hook gegenüber über den Kul
turkommissar der amerikanischen Kommunisten. Gefragt, warum er denn,
besonders in Anbetracht der bedingungslosen Unterstützung der Verhaf
tungswelle, die der Ermordung Karows folgte (und den Moskauer Prozessen
vorausging), mit den amerikanischen Kommunisten zusammenarbeite, äuß
erte sich Brecht recht abfällig über die amerikanischen Kommunisten, »nur
die russischen Kommunisten wären etwas wert«.^^ Als Hook zu bedenken
gab, daß die einen für die anderen verantwortlich seien und daß der Kreml
und Stalin selbst die Verantwortung trägen, antwortete Brecht; »Was die
(Verhafteten) betrifft, je unschuldiger sie sind, desto mehr verdienen sie es
zu sterben«, wiederholte dies noch einmal und gab keine weiteren Erklärun
gen.

Das war im Jahre 1935. Im Jahre 1937 beschäftigte er sich eingehend mit
den Moskauer Prozessen, so berichtet Ernst Schumacher und kommt auf
grund der darüber im Berliner Brecht-Archiv vorliegenden Zeugnisse zu dem
Schluß, »daß Brecht sich in zunehmendem Maße der Diskrepanz zwischen
der Notwendigkeit, die proletarische Revolution zu verteidigen, und der
dabei erfolgten willkürlichen Handhabung der Gesetzlichkeit bewußt wurde,
aber niemals den geringsten Zweifel hatte, daß die Sowjetunion und die
KPdSU die Hauptkraft im Kampf gegen den Faschismus darstelle und in
letzter Instanz ausschlaggebend sein würde«'^

Esslin, Martin: a.a.O., S. 256;vgl.auch Miltenzwei,Werner. Das Ljeben...,a.a.O., B4.2, S.650.
31 Ixtg-Kill, Ulla-Clara: a.a.O., S. 230.
32 Hook, Sidney:A Recollection of Benhold (sie!) Brecht, The Newl.eader, New York, 10.10.

1960.

33 Schumacher, Emst: Drama und Geschichte, Bcnolt Brechts »Leben des Galilei« und andere
Stücke, Berlin 1968, S. 411.
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II. Brechts Me-Ti über die Selbstherrschaft Ni-ens

Seine Haltung zur Person und Politik Stalins erläutert Brecht selbst in ver
schiedenen Schriften und Notizen, die in die von Werner Hecht herausgege
benen »Schriftsätze zu Politik und Gesellschaft«^ aufgenommen wurden,
und in verschiedenen Passagen seines unvollendeten Werkes »Me-H, Buch
der Wendungen«". In den Me-Ti-lbxten versucht Brecht, die wichtigsten
politischen Vorgänge seiner Zeit marxistisch sozusagen in »chinesischem
Gewände« zu analysieren.

Die chinesische Philosophie hat Brecht in den Jahren 1929/30,während
seiner ersten Marxismus-Studien, stark beeinflußt. Zur Ausstattung seines
Zimmers gehörte das Bild eines chinesischen Weisen und sein Lieblingssatz:
»Die Wahrheit ist konkret«. Dieser Satz kann als Quintessenz der marxisti
schen Erkenntnistheorie betrachtet werden, für die das Kriterium der Wahr
heit nicht die Evidenz, sondern die Praxis ist, und gleicht einem Satz des
chinesischen Philosophen Me-Ti: »Wie kann etwas gut sein, wenn es sich
nicht anwenden läßt?«". Der Sozialethiker Me-Ti oder Mo Di (470-400 v.
Chr.), der erste Dialektiker der chinesischen Geistesgeschichte, begründete
den Mehismus, die dritte Hauptrichtung der chinesischen Philosophie - ne
ben dem Konfuzianismus und dem Ihoismus. Für Me-H ist »die Sittenlehre

ein Ibil der Staatslehre, gegründet auf Sittlichkeits- und Zweckmäßigkeits
rücksichten. Die abstrakte, individuelle Ethik, wird nicht besonders behan
delt." Die Modernität des Mehismus muß für Brecht frappierend gewesen
sein. Er wurde in seiner eigenen Weltanschauung bestärkt

Me-Hs Gespräche (Buch Xl-Xlll), Monolog und Dialogszenen in para
bolischer, pointiert antithetischer Sprechweise, regten Brecht an, seine Ge
danken in ähnlicher Form, als voneinander relativ unabhängige Prosastücke,
niederzuschreiben. Seit 1934 sammelte er Tbxte für »Me-Ti, Buch der Wen-

34 Brecht: PuG, a.a.O.
35 Brecht: Me-Ti, Buch der Wendungen, P 2, S. 417 ff.; vgl. dazu Mittenzwei, Wemen Der

Dialektiker Brecht oder Die Kunst, »Me-Ti« zu lesen, Aigument-Sondertnnd 11, Brechts
Tui-Kritik, Karlsruhe 1976 (»Nachwort zur DDR-Ausgabe von Brecht, Me-Ti, Buch der
Wendungen, Berlin und Weimar 1975).

36 Forke,Alfred (Übersetzer): Me-H desSozialethikers undseinerSchülerphilosophische Werke,
Berlin 1922, zitiert nach: Grimm, Reinhold: Bertolt Brecht und die Weltliteratur, Nflmbecg
1961, S.22. Dievon Forke besorgte Übersetzung war die(damals) einzige Ausgabe, dieBrecht
zur Verfügung stand. Vgl. heute: Mo Ti; Solidarität und allgemeine Menschlichkeit (Bd. 1);
Ders.: Gegen den Krieg (Bd. 2); aus dem Chinesischen übersetzt und hrsg. von Helwig
Schmidt-Glintzer, Düsseldorf/Köln 1975.

37 Grimm, Reinhold: a.a.O., S. 22 f.
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düngen« und den »Tüi-Romantt^^ Brecht greift in allen diesen Parabeln
Probleme der marxistischen Diskussion auf.

Die KPdSU erscheint im »Buch det Wendungen« als der »Verein«, der
dialektische Materialismus als die »große Methode«, Kapitalisten und Lohn
arbeitersind »Schmiedeherrn« und »Pflugschmiede«. Eigennamen werden in
verstümmelter und chinoisierter Form verwandt. So wird Lenin »Mi-en-leh«,
Stalin »Ni-en«, IVotzki »Ib-tsi« genannt. Brechts marxistischer Lehrer Karl
Korsch taucht als »Ko« auf. Brecht selbst als »Kin-jeh«.

Brecht läßt Me-Ti sagen, daß »einige wissen, daß Ni-en in manchem ein
nützlicher Mensch ist. Das bedeutet viel bei ihnen. Einige wissen, daß er ein
genialer Mensch ist, der größte der Menschen, eine Art Gott. Das bedeutet
bei ihnen vielleicht nicht soviel wie das andere bei den anderen.«^' Daher
schlägt Me-Ti vor, »den Ni-en nicht immer den Großen, sondern den Nützli
chen zu nennen«^".

Brecht kennt die »angemessenen Verdienste«^' aber auch die Schwächen
Stalins und bezeichnet sie auch. Letztere bestehen vor allem darin, daß
»Ni-en nur mit ganz wenigen arbeiten« kann und nicht »ihre Schwächen«
kennt.®

Dieser noch sehr vorsichtig gehaltene Hinweis auf die geringe »Koopera
tionsfähigkeit« Stalins wurde von Lenin in seinem »politischen Ibstament«
schärfer formuliert: »Genosse Stalin hat dadurch, daß er Generalsekretär
geworden ist, eine unermeßliche Macht in seinen Händen konzentriert, und
ich bin nicht überzeugt, daß er es immer verstehen wird, von dieser Macht
vorsichtig Gebrauch zu machen.« In einem Zusatz schrieb er: »Stalin ist zu
grob, und dieser Fehler, der in unserer Mitte und im Verkehr zwischen uns
Kommunisten erträglich ist, kann in der Funktion des Generalsekretärs nicht
geduldet werden.«®

Brecht bedauert, daß es noch zu früh sei, vom »nützlichen Stalin« zu
sprechen. Denn zu lange waren wirklich nützliche Personen nicht zu Ruhm
und Ansehen gekommen, während die größten Unterdrücker so genannt
wurden. Brecht läßt Me-Ti einsehen: »Was ich eigentlich wollte, war, daß die

38 Brecht; Der Tui-Roman, P 2, S. S87 ff.
39 Brecht:Verehrungdes Ni-en(2), P 2,8.53«.
40 Brecht; Vorschlag Me-Tis, Ni-cns Beinamen bctrelTend,P 2, S. 467.
41 Brecht an Benjamin,vgl.Benjamin,Waller Versuche OberBrecht, Frankfurt/M. 1966,S. 131.
42 Brecht; Die Schwächen der Mitarbeiter, P 2, S. 536.
43 Lenin,Wladimir, I.:Werke,Bd.36,S.579f.;zitiertnachJudick,Günter/Steinhaus, Kurt(Hrsg.);

Stalin bewältigen, Dokumente und Aufsätze, DOsscIdorf1989,S. 12 und S. 107.
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Nützlichkeitals großanerkannt werde.«^Dievon oben forcierte Industriali
sierung und zwangsweise Kollektivierung erklärt er so: »Hungrigen Leuten,
welche noch nie eine Saat hatten aufgehen sehen, wurde geheißen, zu säen.
Sie mußten glauben, man wollte sie zwingen, das Korn mit vollen Händen
wegzuwerfen und Kartoffeln unter der Erde zu verstecken.«^ Sogar das
»schlechte Lob« Stalins, die nach Bestechung schmeckende, unehrliche Ver
herrlichung, hält Brecht für gerechtfertigt, denn »damit sie eine gute Sache
loben, müssen schlechte Leute bestochen werden«'*^.

Marx und Engels hatten »die Erhebung des Proletariats zur herrschenden
Klasse« gefordert, um »der Bourgeoisie nach und nach alles Kapital zu
entreißen, alle Produktionsinstrumente in den Händen des Staates, d.h. des
als herrschende Klasse organisierten Proletariats, zu zentralisieren und die
Masse der Produktivkräfte möglichst rasch zu vermehren.«''̂ Stalinsieht die
Hauptaufgabe der Diktatur des Proletariats darin, »den Widerstand der
durch die Revolutiongestürzten und expropriierten Gutsbesitzerund Kapi
talisten zu brechen, alle ihre Versuche zur Wiederherstellung der Macht des
Kapitals zunichte zu machen«^^. Doch Brecht rechtfertigt damals noch die
Pervertierungder Diktatur des Proletariats zur Diktatur Stalins- auch in der
bolschewistischen Partei - mit den Worten: »eine eiserne Zucht ihrer Mit

glieder (sei) nötig, so daß auch im Verein große Unfreiheit zu herrschen
schien«^. Denen, die darin einen Angriffauf den marxistischen Freiheitsbe
griffsahen, entgegneteer, »daßdie Befreiung eine wirtschaftliche Arbeit ist
undeine,die organisiert sein muß«'**, denndie Arbeiterund Bauernkönnten
nicht, wie die vormals Herrschenden, als einzelne wirtschaftlich frei sein,
sondern nur insgesamt. Darausentstehe die Notwendigkeit, gegenalle »Strö
mungen, welche diegroße Produktion derGüterfürallebedrohen« '̂. Zwang
anzuwenden.

Diese Sichtweise des »Zwanges« war bei lätern und Opfern verbreitet.
Nikolaj Bucharin - selbstein Opferder stalinistischen Prozesse - stellt den
Zwang »in allen seinen Formen, angefangen mit Erschießungen bis zur

44 Brecht:Vorschlag Me-Tis, Ni-ensBeinamen betrefrend,P 2, S.467.
45 Brecht: Ni-ens Ruf, P 2, S. 467.
46 Ebenda.

47 Maix/Engcts: Manifest der Kommunistischen Partei, Berlin 1968, S.66.
48 Stalin, Josef. W.: ÜberdieGrundlagen des Leninismus (deutsche Ausgabe), Moskau 1947, S.

40.

49 Brecht: »Über die Unfreiheit unter Mi-en-lch und Ni-en«, P 2, S. 438.
50 Ebenda.

51 Ebenda.
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Arbeitspflicht (als) eine, so paradox dies auch klingen mag, Methode der
Bildung einer neuen, kommunistischen Menschheit aus dem Menschenma
terial der kapitalistischen Epoche« dar." Auch Brecht tut den bürgerlichen
Freiheitsbegriffvorschnell ab, und zwar mit folgender Argumentation: Einst
hatte man die Erkenntnis noch nicht, daß die Menschheit »durch gewisse
Freiheiten, Erlaubnisse, dies oder das nach eigenem Gutdünken zu tun«, frei
werden könnte - »aber sie wurde nicht frei auf solche Weise«", weil die
»politische undjedeandereFreiheit« abhängt »von der Ökonomie.«" Weil
die Freiheit nicht vor oder zugleich mit der Befreiung eintreten kann, müs
sen - so Brecht - »jene Diktaturen unterstützt werden, welche gegen diese
Zustände der ökonomischen Art vorgehen. Dies sind nämlich Diktaturen,
die ihre eigene Wurzel ausreißen«."

Jenen, die jegliche Diktatur verabscheuen und denen es schwerfällt, einen
Unterschied zwischen der faschistischen Diktatur in Deutschland und Italien

und der proklamierten Diktatur des Proletariats in der Sowjetunion zu se
hen, hält er entgegen: »Man kann nicht sagen: in dem Arbeiterstaat Rußland
herrschtdie Freiheit. Aber man kannsagen: dort herrschtdie Befreiung«."

Die Selbstherrschaft Stalins rechtfertigt auch Brecht mit der Rückstän
digkeit Rußlands: »Mi-en-Ieh, als dessen Schüler man Ni-en betrachten muß,
dachte vor der großen Umwälzung, daß die Arbeiter den Bürgern helfen
müssen, sich vom Kaisertum zu befreien ... später verschafften sich die
Arbeiter unter seiner Führung die Herrschaft, aber schon sein Nachfolger
Ni-en trat wie ein Kaiserauf«." Hier ist die vom III. Parteitag der Sozialde
mokratischen Arbeiterpartei Rußlands ausgearbeitete und von Lenin in der
Schrift »Zwei Ihktiken der Sozialdemokratie in der demokratischen Revolu

tion«^' theoretisch fundierte Ihktik der SDAPRin der bürgerlichenRevolu
tion der Jahre 1905bis 1907angesprochen, allerdings mißverständlich darge
stellt. Lenin ging es darum nachzuweisen, daß das russische Bürgertum an
einem Kompromiß mit dem Zarismus interessiert war, und sah daher in der
mit dem Proletariat verbündeten werktätigen Bauernschaft die Hauptkraft
der Revolution, die später auch in der Lage wäre, sie konsequent zu Ende zu
führen, also ein Hinüberwachsen der bürgerlich-demokratischen Revolution

52 Bucharin, Nikolai: Ökonomik derTransformationsperiode, Reinl>ck 1970, S.1S7.
53 Brecht; Die Unfreiheit in Su, P 2, S. 536.
54 Brecht: ÜberFreiheit, PuG, S.56f.
55 Brecht: ÜberdieDiktaturen einzelner Menschen, PuG, S.102f.
56 Ebenda.

57 Brecht: Selbstherrschaft des Ni<n, P 2, S. 538.
58 Lenin. Wladimir, I.:Ausgewählte Werke in 3 Bänden, Berlin 1970,S. 527 ff.
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in die sozialistische zu ermöglichen.
Nach dem Sturz der zaristischen Despotie wurde der Sozialismus »von

den Arbeitern unter einem Kaiseraufgebaut«^. Soerklärt Brechtdie Allein
herrschaft Stalins und greift dabei aufdie Stalinsche These von einer angeb
lichen Verschärfungdes Klassenkampfes unter der Diktatur des Proletariats
zurück. Nach dieser These Stalins, die er im Jahre 1937 aufgestellt hatte,
verschärft sich der Klassenkampf in dem Maße, in dem der Sozialismus
erstarkt. Bei Brecht erfahren wir, daß die Arbeiter und Bauern anfangs noch
unter sich Demokratie hatten, »aber bei Verschärfungder Kämpfe sonderte
sich der Staatsapparat ab von der Arbeiterschaft«und nahm eine rückständi
ge Form, d.h. die Form der Selbstherrschaft Stalins, an. Er wurde »für die
Bauern ein Kaiser, als er noch für die Arbeiter ein Sekretär war.« Dann
wurde er »auch für die Arbeiter ein Kaiser, als sich unter ihnen Klassenkämp
feentspannen«^. DieThesestand im übrigenbereits damalsimWiderspruch
zu den Beschlüssen des ZK-Plenums vom Februar/März 1937, das seinerzeit
betont hatte, daß die in der Verfassung der UdSSR vorgesehene weitere
Entwicklung der sozialistischen Demokratie mit der Entwicklung der inner
parteilichen Demokratie beginnen müsse. '̂ Brecht machte sich an anderer
Stelle'^eher dieseSichtweise zueigen undwiderlegt damit die Thesevon der
angeblichen »Verschärfung des Klassenkampfes unter der Diktatur des Pro
letariats«: »Zur Zeit der großen Umwälzung, sagte Me-ti, eroberten Mi-en-
leh und seine Freunde so viel Macht, als sie Menschen überzeugten. Die
Befehle Mi-en-lehs waren kurz gefaßte Überzeugungen. Mi-en-leh konnte
nichtsagen, dieÜbermacht seinerGegnerzwinge ihn,zubefehlen. Siezwang
ihn, zuüberzeugen. Ni-enhatte wenigerGegnerund befahl.« Dieser Vorwurf
wurde Übrigens auch im Referat von Nikita Chruschtschow auf dem XX.
Parteitag erhoben, der kritisierte, daß sich Stalin nicht damit aufhielt, die
Menschen zu überzeugen, aufzuklären und geduldig mit ihnen zusammenzu
arbeiten, sondern ihnen seine Ansichten aufzwang und absolute Unterwer
fung unter seine Meinungverlangte.^Chruschtschow stellte darüber hinaus

59 Brecht: ScIlKlherrschart.P 2, S. 538.
60 Etxtnda.

61 Etienda,vgl. dazuSowjeiskaja Enziklopedija, ICommunistische ParteiderSowjetunion, entnom
men Band7derSowjetischen Historischen En^klopädie, Moskau 1965, deutsche Übersetzung,
Berlin 1967, S.96f.

62 Brecht: Über die Volksherrschaft, P 2, S.530.
63 Chruschtschow, Nikita: Geheim-Rede vor dem XX. Parteikongreß der iCdSU in Moskau,

1956, (»Abrechnung mitStalin«) in:Judick, Günter/Steinhaus, Kurt (Hisg.): a.a.O., S. 110f.;
vgl. auch Pirker,Theo: Die MoskauerSchauprozesse 1936-1938, München 1963, S.43 ff.
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fest,daß die Unterdrückungsmaßnahmen gegen die GegnerStalins zueinem
Zeitpunkt einsetzten, als die sozialeBasis für parteifeindliche Gruppen und
Bewegungen entscheidend eingeengtwar, als die ideologischen Gegner der
Partei politisch längst geschlagen waren. Brecht wirftStalin darüber hinaus
vor, »die Organisation der Planarbeit zu einer ökonomischen statt zu einer
politischenSache zu machen«.^Brecht teilt jedoch nicht die Ansichtseines
marxistischen Lehrers, des »enttäuschten Mannes«*" Karl Korsch, über den
Aufbau des Sozialismus in der Sowjetunion.

Korsch, kommunistischer Landtagsabgeordneter und Justizminister der
sozialdemokratisch-kommunistischen Koalitionsregierung in Weimar, bis
1928 Mitglied des Reichtages, wurde 1926 aus der KPD ausgeschlossen. Er
hatte in seinem Buch »Marxismusund Philosophie« den Leninschen Partei
normen und seiner Revolutionstheorie widersprochen. Im Vorwort zur 2.
Auflage seines Buches (1930) polemisierteer offen gegendie Sowjetunion.
Er sprach von einem »geistigen Unterdrückungssystem«*", in demder Mar
xismus aus taktischen Gründen verändert wird.

1933 war auch Korsch - wie Brecht - nach Dänemark emigriert und traf
in den Jahren 193S und 1936 oft mit ihm zusammen. Brecht erkannte ihn als

überlegenen Theoretiker an und schrieb in dieser Zeit verschiedene kurze
Notizen über Schriften Korschs, die darauf deuteten, daß er sich eingehend
mit dessen Gedanken beschäftigte.'' Korsch befürchtete, daß der in der
Sowjetunion für den Aufbau des neuen Gesellschaftssystems geschaffene
Staatsapparat diesem Systemim Wege stehen könnte: »Der Ordnerais Hin
dernis der Ordnung,daswar KosSorge.«*"

Auch Brecht stellt die Frage nach dem Sinn der neu etablierten Ordnung
in der UdSSR:»Värum soll ich einen Staat wollen? Damit Ordnung herrscht?
Aber wir haben einen Staat und haben Unordnung. Und ich will keinen Staat

64 Brecht: &lbsiherrschafl...,P 2,3.538.
65 Brecht: Ül>er meinen Ljehrer, PuG,S.65.MehrOber Brechts Verhältnis zu Korsch beiMitten

zwei,Werner Der Dialektiker...,a.a.O., S. 129;ders.: Das l.eben..., a.a.O., Bd. 1,3.407 ff.;vgl.
auch Langkau, Goetz: Einleitung zu Korsch, Karl Marx, FrankfurtyM. 1%7, 3. X ff. (dt.
Obersetzung; Erstausgabe Lxtndon 1938). Diese Monographie entstand übrigens in3kovbo-
strand, in Zusammenaiteit mit Brecht,vgl.Mittenzwei, Werner Das Ixben..., a.a.O.,Bd. 1,3.
569.

66 Korsch, Karl: Marxismus und Philosophie, 3. 47 - zitiert nach: Müller, Klaus-Dieter Die
Funktion der Geschichte im Werk Bertolt Brechts. Studien zum Verhältnis von Marxismus und
Ästhetik, Tübingen 1967,3.27.

67 Z.B. Brecht: Ableitung der 3 Sätze in Koischs Einführung »Why I am a Marxist«, aus der
Dialektik, PuG,3.71. WhyIam a Marxist erschien1935in ModemMonthly, Heft IX,S.2.

68 Brecht:Ansichtendes Philosophen Ko über den Aufbauder Ordnungin Su, P 2,3.537.
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und keine Unordnung. Ich will keine Vorschriften und Rangstufen. Das ist
alles selber Unordnung, Folge und Ursache von Unordnung.«*"

Die Sowjetunion braucht - so Brecht - einen Staat mit Vorschriften und
Rangordnungen, umdie UrsachendesStaateszu beseitigen, damit»dasLand
und Fabriken an alle kommen«. Er sieht durchaus die Gefahr, daß der Staat
nicht abstirbt, daß »das Haus gebaut ist, aber die Bauleute nicht weggehen
wollen«, verteidigt aber den sozialistischen Staat dennoch, weil es »sein
könnte, daß ohne Staat das Land und die Fabriken nicht an alle kämen«.

»Dievöllige Liquidierung desStaates kommt nur,wenn dieÖkonomie sie
fordert. Der proletarische Staat kann aber einzelne staatliche Züge liquidie
ren, wenn seine Ökonomie es fordert.«™ Auch den Vorwurf, die UdSSR
betreibe eine nationalistische Politik, hält er für ungerechtfertigt, denn in
einer Welt von Nationen sei sie gezwungen,als Nation aufzutreten.

Korsch wirft er vor, ungeduldig zu sein: »Er will alles oder nichts. Oft
denke ich: Auf diese Forderung antwortet die Welt gerne mit: Nichts.«
Vorsichtig formuliert er: »Manchmal scheint es mir..., daß er, bestünde er
weniger auf seiner eigenen Freiheit, mehr für die Sache der Freiheit tun
könnte.«" Die Freiheit in der Sowjetunion nennter eine »Freiheit der Kol
lektive«:»Me-ti lachte über diejenigen,die auch für diesesStadium behaup
teten,der einzelne sei frei oderfreierdennje.«" Derqualitative Unterschied
zur kapitalistischen Ordnung besteht darin, daß man dort »frei war, zu tun
was den meisten schadete«, während man in der UdSSR frei ist »zu tun was
den meisten nützt«, aber »wasman auch sagt, man kann nicht sagen, man ist
frei«.

In der Auseinandersetzung zwischenStalin und Tirotzki sah Korsch bestä
tigt, daß die Leninschen Prinzipien »aufgebraucht«" seien. Weder die von
Stalin praktizierten noch die vonTrotzki proklamierten Prinzipien schienen
ihm erfolgversprechend zu sein.

Brecht stellte sich in dieser Auseinandersetzung auf die Seite Stalins:
»Me-ti hielt sich an der Seite Ni-ens. In der Frage, ob der Auibau der
Ordnung in einem Lande geschehen könne, nahm er den Standpunkt ein, daß
der Aufbau in einem Lande begonnen und durch den Aufbau in anderen
Ländern vollendet werden müsse.«" »Ib-tsi erklärte den Aufbau der Ord-

69 Brecht: ÜberdenStaat, PuG, S.66f.
70 Brecht: ÜberdieBeziehungen derinternationalen Arbeiterparteien zurKPdSU, PuG, S.991.
71 Brecht: Übermeinen Ijchrer, PuG, S.65 f.
72 Brecht:Über den Staat,P 2, S.540.
73 Brecht: Ansichten des Philosophen Ko..., P 2, S.537.
74 Brecht: Me-ti für Ni-en, P 2, S. 495.
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nung in einem Land für unmöglich, Ni-en machte sich an den Aufbau. Ib-tsi
fehlte dies und jenes, Ni-en schaffte es.«"

In seinem »Buch der Wendungen« stellte er die »Theorie des Ib-tsi«"
unkommentiert dar: Nach »Ib-tsi« war die »Macht des Vereins« im Kampf
gegen die »wohlhabenden Bauern und bürgerlichen Kopfarbeiter« und die
Verschiedenheit der Einkommen mit dem Wettkampf derArbeiter gewach
sen.»Es gibt noch viel Unfreiheit unddie Künste unddiePhilosophie lagen
darnieder.« »Ib-tsi« kritisierte die »Rolle des Staatsoberhauptes« und be
zweifelt die Möglichkeit des Sieges der sozialistischen Produktionsverhält
nisse in einem Staat. »20 Jahre nach der Machtübernahme durch den Verein
warendie Gefängnisse noch immerüberfüllt, undes gaballerhandIbdesur-
teile und Prozesse, in die selbstalte Mitgliederdes Vereins verwickelt waren.
Große Kriege mit bürgerlichen Ländern standen bevor.«

Diese Darstellung unterscheidet sichvon der IVotzkismus-Definition Sta
lins. Nach der sind »die drei Eigentümlichkeiten,... die ihn in den unver
söhnlichen Gegensatz zum Leninismus stellen«", die Theorie von »perma
nenter Revolution, das Mißtrauen zum bolschewistischen Parteiwesen und
das Mißtrauen gegen die Führer des Bolschewismus«. Ein großer Tbil der
Aufzeichnungen Brechts aus dem Jahre 1936" behandelt die ungleichen
Einkommen in der UdSSR. Angeregt wurden sie durch Andrd Gides Buch
»Retour de TU. R. S. S.«.

Brecht sieht in erster Linie ein neues System der Produktion, nicht ein
neuesSystem der Distributionin der Sowjetunion verwirklicht, dort erhalten
die Ibchniker ein höheres Einkommen, weil nur so ihr Wissen zum Wohle der
Gesellschaft eingesetztwerden könne- so Brecht.

Die Expropriation des Wissens ist eine andere als die eines Betriebes:Sie
ist die Beschäftigung ihrer TVäger. Diese Individuen erhalten eine höhere
Entlohnung - jedoch keinen Profit, sie können kein Kapital akkumulieren.
»Diesozialistische Revolution hebt den Profit aufzugunsten derProduktion,
sie kann nur gesteigert werden durch Aufhebung des Profits. Eswäre ganz
sinnlos, die Produktion zu gefährden oder zu ruinieren durch eine mechani
sche Reduktion des Lebensstandards solcher Kräfte, die für den Aufbau und
Umbau der Produktion nötig sind.«" Die technischen Kenntnisse würden

75 Brecht: Der Aun>au der Ordnung ineinem L.andc, P2,S.523.
76 Brecht: DieTheorie desTo-tsi,P 2, S.523.
77 Stalin, Josef. W.: Der alte und derneue Trotzkismus. Rede vom 19. November 1924, in: Der

Sovvjetkommunismus, Dokumente. Köln-Berlin 1963,S.206f.
78 Brecht: Dieungleichen Einkommen. PuG,S. 105.
79 Ebenda.
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nun einmal »nicht körperlos, sondern in R)rm von Ibchnikem herumlau
fen«*®. Brecht bleibt dabei ein Verfechter gleicher Einkommen, obwohl die
staatliche Politik der UdSSR aus ökonomischer Vernunft längst den »Kampf
gegenGleichmacherei« aufgenommen hatte.

Stalin forderte die Schaffung eines Thrifsystems, das die Unterschiede
zwischen qualifizierter Arbeit und unqualifizierter sowie schwerer und leich
ter Arbeitberflcksichtigt®'. Aufdem XVII. Parteitag der KPdSU begründete
er den Kampf gegen die »Gleichmacherei« ideologisch: »Unter Gleichheit
versteht der Marxismus nicht die Gleichmacherei aufdem Gebiet der persön
lichen Bedürfnisse und der Lebensweisen, sondern die Auflösung der Klas
sen ... Dabei geht der Marxismus davon aus, daß der Geschmack und die
Bedürfnisse der Menschen der Qualität und der Quantität nach weder in der
Periode des Sozialismus noch in der Periode des Kommunismus gleich sind
oder gleich sein können.«" Stalin klärt dagegen nicht, ob die von Lenin
geforderte »Reduzierung der Gehälter aller Amtspersonen im Staat aufdas
Niveau des Arbeiterlohnes«" unter die »Gleichmacherei«fällt. Gerade die
se- diebesondere Stellung derStaats- und Parteifunktionäre - war esaber,
die die Literaten außerhalb der UdSSR entzweite. Brecht wendet sich gegen
jene idealistischen Apologeten, die dem sowjetischen Arbeiter »solche Din
ge wie das >beseeligende Bewußtsein, sich einer großen Sache zu widmen<,
andienen und seinenvielen Entbehrungen keinen irdischen Lohn winken«
lassen wollen". So vermutet er, daß Andrd Gide aufgrund der Schwäche
solcher Apologeten »die Sache selbst« für schlecht hält.

III. Die Moskauer Prozesse

Brecht sah im Moskauer Prozeß gegen Sinowjew und Kamenew einenmög
lichen Grund für Gides kritische Haltung® zur Sowjetunion. Wihrend der
Moskauer Prozesse 1936 bis 1937 schrieb Brecht in Svendborg Versuche

80 Ebenda.

81 Stalin, Josef, W.; Werke (russ.), Bd. 13, Moskau 1952,S.55 f., zitiert nach: Mehneri, Klaus: Der
Sowjetmensch, Stuttgart, 7.Aufl. 1960, S.113.

82 Stalin, Josef, W.: Werke (russ.), Bd. 13, S. 315, zitiert nach; Marek, Franz: Was Stalin wirklich
sagte,Wien-Mflnchen-ZQrich 1970, S.55 f.

83 Lenin, Wladimir, I.:a.a.O., S. 335.
84 Brecht: Dieungleichen Einkommen, a. a. O,S.109.
85 Errichtete eine diesbezligiiche Anfrage anWalter Benjamin, vgl. dazu Schumacher, Emst:
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einermöglichen Argumentation zudenEreignissen nieder®, die ihmfürsein
eigenes Selbstverständnis undalsPolemik gegen dieskandinavischen sozial
demokratischen Intellektuellen diente. Er war sich nicht sicher, ob diese
Form der Argumentation politisch richtig war und bat in einem - wahr
scheinlich an '\^lter Benjamingerichteten- Brief um Rat.

In dieser Notiz sieht es Brecht als erwiesen an, daß seinerzeit aktive
Verschwörergruppen in der Sowjetunion existierten. Dieweitüberein denk
bares Vergehen hinausgehenden »Geständnisse« derAngeklagten bewiesen
ihm noch nicht, daß sie erzwungen worden waren, obwohl viele westliche
Intellektuelle dies annahmen.

Bucharin,derinseiner Selbstanklageangesichts der»Ungeheuerlichkeit«
seines Verbrechens sich selbst für schuldig befindet, erklärt, daß diese
»Schwankungen« der »westeuropäischen und amerikanischen Intelligenz«
aus der Unkenntnis des »gespaltenen, doppelten Bewußtseins« des »Geg
ners« inderSowjetunion resultierten.®' Bucharin bezieht das Bild vom »ge
spaltenen Bewußtsein« auch auf sich selbst: »Manchmal riß es mich selbst
mit, daß ich zum Ruhme des sozialistischen Aufbaus schreibe, obwohl ich
morgenschondies durch meinepraktischenTätenverbrecherischen Charak
ters ableugne«. Brecht - zum Zeitpunkt des Entstehens seiner Notizen -
kommentiert völlig frei von solchen »Schwankungen«: »Der Aasgeier istkein
Pazifist. Der Aufkäufer bankerotter Geschäfte ist für den Bankerott. Der
Politiker, dem nur eine Niederlage zur Macht verhilft, ist für die Niederla
ge.«®®

Brecht weiß natürlich, daß esaußerhalb derSowjetunion völlig unwahr
scheinlich klingen muß, daß die Führer der Revolution und des jungen
Sowjetstaates zu den ihnen vorgeworfenen gemeinen Verbrechen hingerissen
wurden, und sieht es als seine Aufgabe an, die hinter diesen Verbrechen
stehende möglicheKonzeption aufzudecken. Es scheint für ihn der Defätis-

86 Brecht: Über die Moskauer Prozesse, PuG, S. III ff.
87 »Letztes Wort« des Angeklagten N. I. Bucharin am 12. Mäiz 1938«, in: Der Sowjetkommunis-

mus, aAO.,S.381 ff. Mittenzwei, WernerDasLeben..., a.a.O., Bd. 2,S.652, sieht Ähnlichkei
tenzwischen BucharinsVerteidigungsrede und SchiuBszenen des»Galilei«; Schumacher, Ernst:
Bertolt Brechts »Leben des Galilei«..., a.a.O., setzt sich dagegen kritisch mit derThese Isaac
Deutscheis (Trotzki, Bd. III, Derveistoßene Prophet, 1929-1940, Stuttgart 1963, Anmerkung
26,S.346)auseinander, Galileo reflektieredieMoskauer Prozesse. Mittenzwei sahdarinfrOher
sogar eine »Abrechnung mit dem Renegatentum« und bezog den Verrat derWissenschaftler
im Stück auf wankelmütige Haitungen von Intellektuellen (im Jahre 1938), die sich »von der
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mus zu sein, der »Selbstmord aus Furcht vor dem Tbd«®®, der sich aus den
Schwierigkeiten des sozialistischen Aufbaus und der Isolation infolge des
Mißerfolges der Kommunisten in anderen Staatenergibt.

Um diese Politiker sammelt sich - so Brecht - »alles Parasitentum, Be
rufsverbrechertum, Spitzeltum«, und schließlich hatten siediegleichen Ziele
wiediese. BrechtbekräftigtdieseMeinung auch einmal: »Ichbin überzeugt,
daß diesdie Währheit ist...« und meint, daß sie auch andere überzeugenmuß:
»... und ich bin überzeugt, daß diese Wahrheit durchaus wahrscheinlich
klingen muß, auch inWesteuropa, vor feindlichen Lesern.«"

Brecht geht soweit, den Tbrror Stalins zu rechtfertigen, indem er Lenin
heranzieht: »Lenin hat im Verlauf der großen Revolution, alser den Tbrror
verlangte, wieder gegen die rein formalistische Forderung nach einem, dem
tatsächlichen Zustand nichtentsprechenden in factum konterrevolutionären
Humanismus schärfstens protestiert.«"

Während Brechthier nur abstrakt von»edlerTbrror« spricht, unterschied
Lenin jedoch deutlich zwischen »den Feinden der Revolution und der Arbei
terklasse«, gegen die ereinkompromißloses Vorgehen fordert und gegen die
er im Zweifel unbedenklich zu entsprechenden Methoden griff, und jenen,
die von der Parteilinie abwichen, wie Chruschtschow später auf dem XX.
Parteitagherausstellte".

Thtsächlich waren während und nach der Oktoberrevolution Sinowjew
und Kamenew - bekanntlich unter Stalin zum Tbde verurteilt - mit führen
den Stellungen betraut worden, obwohl sie zuvor den Leninschen Plan des
bewaffneten Aufstandes abgelehnt und ihre Ansicht in einem Organ der
Menschewiki (»Nowaja shisn«) publiziert hatten."

Brecht kann die stalinistischen Praktiken wohl kaum mit einem Lenin
wort rechtfertigen. Auch Stalin selbst wandte sich im Jahre 1924 noch aus
drücklich gegen das »Hinausjagen aller andersdenkender Genossen«" aus
der Partei und sprach sich auf dem XIV. Parteitag gegen den Vorschlag
Sinowjews und Kamenews aus, TVotzki aus dem Politbüro auszuschließen,
mit den Worten: »Wir wußten, daß die Politik des Absägens große Gefahren

89 Brecht: ÜbcrdteMoskauerProzesse, PuG,S.114; vgl. auchMittenzwei, Werner DasL.eben...,
Bd. 1, a.a.O., S. 627.

90 Brecht: Ober die Moskauer Prozesse, PuG, S. 114 f.
91 Ebenda, S. 113.
92 Chruschtschow, Nikita: a.a.O., S. 118 f.
93 Lenin, Wladimir, I.: Notiz an das PolitbOro über die Aufgaben der Kontrollkommission,
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für die Partei in sich birgt, daßdie Methode des Absägens, des Aderlasses,
gefährlich und ansteckend ist: Heute hat man den einen abgesägt, morgen
kommtder andere und übermorgen ein Dritter dran, undwasbleibtdann in
der Partei?«"

Später »sägte« er dann allerdings den »einen nach dem anderen« ab:
Sinowjew, Kamenew, Bucharin, Rykow, Pjatakow, Krestinsky, Sokolnykow,
Ibchatschewsky, läusende von Parteifunktionärenund Offizieren, Arbeitern
und Intellektuellen.

Das »Absägen« bedeutete nun bereits eine physische Liquidierung. Ein
geheimer Zusatz zurResolution des X. Parteitages zum Thema Parteidiszi
plin sah dagegen als »äußerste Maßnahme« den Ausschluß aus der Partei
vor!"

StalinsPolitikstand imGegensatz zu denvorhervonihmvertretenen und
sogar verkündeten Prinzipien. Brecht verlangte allerdings auch Aufklärung.
Eine Me-ti-Notiz zeigt dies deutlich: »Me-ti tadelte den Ni-en, weil er in
seinen Prozessen gegen seine Feinde im Vereinvom Volkzu viel Vertrauen
verlangte. Er sagte: Wenn man von mirverlangt, daß ichetwas Beweisbares
glaube (ohne den Beweis), soistdas, wie wenn man von mir verlangt, daß ich
etwas Unbeweisbares glaube. Ich tuees nicht. Ni-en mag dem Volk genutzt
haben durch die Entfernung seiner Feinde im Verein, er hat esjedoch nicht
bewiesen. Durch den beweislosen Prozeß haterdem Volk geschadet. Erhätte
es lehrenmüssen. Beweise zuverlangen und dasbesonders vonihm, dem im
allgemeinen so Nützlichen.«"

Ab Anfang August 1938 sprach Brecht von einer »Diktatur über das
Proletariat«, die aber noch »praktische Arbeit für dasProletariat leistet«."
Die antistalinistischen Intellektuellen, die gegen den damaligen Zustand in
derUdSSR unter JosefStalin kämpften, beschuldigte Brecht dennoch, durch
ihre angeblich nurgegen die Person Stalins gerichteten Vorwürfe dieKriegs
vorbereitung gegen die UdSSR zu erleichtern."

»Wenn heute einKrieg ausbricht, müssen dieAusgebeuteten Subeistehen
... werden dieStaaten, dieSu bekämpfen, geschlagen, dann werden dort die
Ausgebeuteten befreit.«""

95 Et)enda,S.330.
96 Vgl. Nachsatz der Resolution zum X. Parteitag, in Schamdorff, Werner Geschichte der
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Den »Aufbau und Verfall unter Ni-en«'®* abwägend, stellt Brechtfest,daß
mitdem Aufbau desSozialismus inder Sowjetunion »die Vereine außerhalb
Sus verfielen. Nicht dieMitglieder wählten dieSekretäre, sondern dieSekre
tärewählten dieMitglieder. Diese Losungen wurden von Suverfügt und die
Sekretäre von Su bezahlt.«

Diestrifftsichmiteiner Feststellung Wolfgang Abendroths: »DieAbhän
gigkeit der westeuropäischen Parteien von den jeweiligen Wünschen und
außenpolitischen Bedürfnissen der KPdSU-Führung wuchs indem Maße, in
dem ihr innerparteiliches Leben und ihr Selbstbewußtsein schwanden«."®

rV. Der Verfall der »Großen Methode« - oder: von der
Notwendigkeit »eingreifenden Denkens«

ImJahre1953 starb Stalin - dreiJahrespäter wurde derPersönlichkeitskult
um ihn zum ersten Male öffentlich kritisiert Auf dem XX. Parteitag der
KPdSU wurde das Zentralkomitee beauftragt, Maßnahmen zur»Überwin
dung des Personenkultes« zu ergreifen. Einige von Stalins unschuldigen
Opfern wurden rehabilitiert, einige Rilschungen auf dem Gebiete der Ge
schichtsschreibung, der Ökonomie und der Philosophie wurden korrigiert,
die kollektive Führung wieder hergestellt und aus Literatur und Kunst die
größtenAuswüchse desPersonenkultes beseitigt

Im Sommer 1956, kurz vor seinem eigenen Tbde, schrieb Brecht eine
Notiz über die Kritik an Stalin.*"'Dort stellt er fest, daß »der Ausbruch aus
derBarbarei des Kapitalismus ... selber noch barbarische Züge aufweisen«
kann. Die Revolution habe »wunderbare lügenden und anachronistische
Laster zugleich« entfesselt, und die »Befreiung von den Lastern erfordere
mehr Zeit als die Revolution selbst. Bei der zweiten, der chinesischen Revo
lution, und in den weniger rückständigen Ländern werde sie - so Brecht
zuversichtlich - schon etwas leichter sein.

Brechts Me-ti beklagt den »Verfall der großen Methode«*®*. Brecht nennt
als eine der schlimmsten Folgen des Stalinismus die Verkümmerung der

101 Brecht: Aufbau und Verfall unter Ni-en, P 2, S. 539.
102 Abendroth, Wolfgang: Sozialgeschlchte der europäischen Arbeiterbewegung, Frankfurt/M.

1969,8.101.
103 Brecht: (Über die Kritik an Stalin), PuG, S. 325 f. Brecht soll Obrigens^^ eine Veröffentli
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Dialektik: »Ohne Kenntnis derDialektik sind solche Übergänge wie dievon
Stalin alsMotor zu Stalin alsBremse nicht verstehbar. Auch nicht dieNegie
rung der Partei durch den Apparat. Auch nicht die Verwandlung von Mei
nungskämpfen in Machtkämpfe. Noch das Mittel der Idealisierung undLe-
gendisierung allerfährenden Personen zurGewinnung dergroßen rückstän
digen Massen in eine Ursache der Distanzierung und Lahmlegung dieser
Massen.«'®

BertoltBrechtschließt seinenpolitischen Kommentar zur Kritikan Sta
lin inder Art seines weisen Me-ti ab: »Die Anbetung Stalins (schmerzlich)
übergehen in einen Verzicht auf das Beten«.'®

Neben der Aufgabe allen Verlangens nach »Glauben« und der Bekämp
fung des Führergedankens in der Arbeiterbewegung forderte Brecht die
»Aufgabe der scharfen TVennung zwischen Zentralismus undEinzelinitiative
und die Betonung derersteren« sowie die »Aufgabe dertypischen Form des
Arbeiterprotektionismus«'®' im Sinne der Aufgabe »aller unehrlichen Be
handlung der verbündeten Schichten, dagegen Aufspürung und Verteidigung
ihrer wirklichen Interessen«.

Die Beherrschung der materialistischen Dialektik war für Brecht die
Voraussetzung für ein »eingreifendes Denken«'® auf allen wissenschaftli
chen, politischen und künstlerischen Gebieten. Die Verurteilung der bei
spiellosen Vulgarisierung der Dialektik durch Stalin verbindet Brecht mit
Lukäcs, mit dem er bekanntlich in Fragen der Ästhetik zeitlebens schwere
Meinungsverschiedenheiten hatte.'®* Georg Lukäcs kritisiert den innernZu-

105 Brecht: (Über die Kritik an Stalin), PuG 2, S. 325 f.
KM Ebenda, S. 326.
107 Brecht;Voraussetzung fürdieerfolgreiche Führung eineraufsoziale Umgestaltunggerichteten
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Ernst: Leben Brechts..., a.a.O., S. 359. Brechts Idee orientiert sich an Lenins Vorschlag, eine
Art »Gesellschaft materialistischer Freunde der Hegeischen Dialektik« zu gründen, vgl. Mit
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sammenhang der Stalinschen Methode dahingehend, daß »auf irgendeinen
Ihtsachenzusammenhang... rein taktisch sooder so reagiert« werde, wobei
der Theoriebloßdie Rinktion zukomme, »diejeweilige taktische Entschei
dung nachträglich als notwendiges Ergebnis der Marx-Leninschen Methode
darzulegen«."". Eine weitere Übereinstimmung zwischen Brecht und Lukäcs
findet sich inderAblehnung des Ökonomismus. Bei Brecht heißt estreffend:
»Die SchOler Ka-mehs verstimmen viele Philosophen dadurch, daß sie alle
Fragen gelöst zu haben scheinen... Sie führen alles und jedes aufdie Ökono
miezurückunderwartenallesvoneiner Veränderung der Art undWeise, wie
fabriziert wird.«"' Auch Lukäcs beklagt »die Abkehr von der Marxschen
Konzeption der Rolle der Ökonomie im Gesamtprozeß der Entwicklung der
Gesellschaft«."^

Bei Brecht bleibt allerdings stetsdieMißachtung derdialektischen Denk
weise der Schlüssel für seine Kritik. Brecht forderte nicht - wie etwa Lu
käcs -, daß mit derGeringschätzung derDemokratie Schluß gemacht werden
müsse."^ So ging er beispielsweise nie auf die Kontroversen Rosa Luxem
burgs mit Lenin"'' ein, obwohl ersich zeitlebens mit Lenin und dem Leninis
mus beschäftigte.

Den Zustand der sowjetischen Geschichte in der Ära Stalin beschreibt
Brecht prägnant, treffend und bissig so: »literatur und kunst scheinen be
schissen, die politische theorie auf dem hund, es gibt so etwas wie einen
beamtenmäßig propagierten dünnen blutlosen proletarischen humanismus
... über die politische >demokratie< erfährt man nichts als phrasen, und nichts
erfährtman überdiesoziale organisationsform der Produktion, fürdie mar-
xisten außerhalb ergibt sich ungefähr die Stellung marxens zur deutschen
Sozialdemokratie positiv kritisch.«"^

Lukäcs ein »muntist«, weil erdas Studium derbürgerlichen Realisten empfahi, ohne Kritik an
ihnen zu üben.

110 Lukäcs, Georg: Sozialismus und Demokratisierung, Frankfurt/M. 1987, S. 79ff.
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Gert Meyer

Rückblick auf die Neue Ökonomische Politik

»Das sozialistische A\^rtschaftssystem hat nicht funktioniert und konnte auch
gar nicht funktionieren - deshalb mußte es zusammenbrechen.« Dies ist das
Resümee zahlreicher Untersuchungen über den historischen Abgang des
realen Sozialismus. Die Wirklichkeit scheint diesen Satz zu bestätigen. Ge
genüber der Dynamik, Produktivität und Innovationskraft der entwickelten
kapitalistischen Systeme (die freilich die fortschreitende Zerstörung der
natürlichen Lebensgrundlagen und die Verelendunggroßer Ibile der Dritt
weltbevölkerung einschließen und zur Voraussetzung haben) waren die so
zialistischen Wirtschaften spätestens seit den 70er Jahren in der Defensive.
Aber ein historischer Rückblick zeigt, daß es auch Phasen eines eindrucks
vollen Aufschwungs indenÖkonomien mit nichtkapitalistischer Grundlage
gegeben hat. So konnten in der Sowjetunion nach dem Zweiten Weltkrieg die
furchtbaren Verwüstungenin relativ kurzen Zeiträumen überwunden werden
- trotz einer ungünstigen internationalen und inneren politischen Konstella
tion (Kalter Krieg und Spätstalinismus).

Von der wirtschaftspolitischen Konzeption her interessanter ist jedoch
der Aufschwung der 20er Jahre. Nach dem Ende des Bürgerkrieges befand
sich Sowjetrußland in einem Zustand völligen Ruins. Die industrielle Pro
duktion war in manchen Bereichen aufden Stand der 80er und 90er Jahre des
19. Jahrhunderts zurückgefallen. Die Erzeugung von Erz und Rohelsen be
zifferte sich auf wenigerals 3 Prozent des Standes von 1913.Die Getreideern
te reichte nicht mehr fürdie Ernährungder Bevölkerung aus.Zwischen Stadt
und Landgabes einenverzweifelten Kampfumdas Brot. Nochstärker hatten
die landwirtschaftlichen Intensivkulturcn gelitten.Ohne einvölliges Umden
ken in der Wirtschaftspolitik wäreSowjetrußland 1921 zusammengebrochen.

Die ersten Schritte der in diesem Jahr eingeleiteten Neuen Ökonomi
schen Politik (NEP) bestanden in der Abschaffungdes staatlichen Getreide
monopols. Die rigide Ablieferungspflicht für Agrarprodukte wurde durch
eine mäßigere Naturalsteuer ersetzt, die den Bauern (die vier Fünftel der
Gesamtbevölkerung stellten) die Möglichkeit gab, ihre Saatflächen auszu
weiten, Tfeile des Mehrprodukts auf dem Markt zu veräußern und ihre Wirt
schaftspraxis auf eine stabilere kalkulatorische Basis zu stellen. Nach dem
schlimmen HungerEnde 1921/Anfang 1922, der besonders im Wolgagebiet
immense Opferforderte (damals entstanddie Internationale Arbeiterhilfe),
gab es 1922/23gute Erntejahre, welche die Gesamtwirtschaft konsolidierten
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und sogar wieder den Export von Getreide ermöglichten. Die während des
»Kriegskommunismus« 1920 unternommenen Versuche, auch noch das
Kleingewerbe und die Kustarindustrie zu nationalisieren, die in Rußland
über eine lange Uradition verfügten und einen erheblichen Ibil des lokalen
Bedarfs an gewerblichen Produkten deckten, wurden rückgängig gemacht:
Handwerker und Kleinindustrielle verkauften ihre Produkte wieder direkt

oder mittels Privat- oder Genossenschaftshändlem aufdem Markt. Das nach

1921aufblühende Kleingewerbe, in dem zeitweilig erheblich mehr Arbeits
kräfte beschäftigt waren als in der staatlichen Großindustrie, spielte auch
einewichtige Rolle für dieteilweise Absorption deragrarischen Überbevöl
kerung und die Beschäftigung der bäuerlichen Arbeitskräfte in den Winter
monaten. Handel, >\äre-Geld-Beziehungen, Kauf und Verkauf zwischen
Kleineigentümern, Genossenschaftsbetrieben, Staatsfabriken und Konsu
menten waren konstitutive Bestandteile der NEP. Der private, kooperative
und staatliche Handel erhielt nach der Überwindung der Inflation und der
Schaffung einer stabilen, goldgedeckten Wihrung (1922-1924) einen weite
ren Aufschwung. Die »wirtschaftlichen Kommandohöhen« blieben in staat
licher Hand: Großindustrie, Eisenbahnen, Außenhandel, nationalisierter
Grund und Boden, Finanz- und Bankensystem. Die Großindustrie empBng
erst mit einer gewissen Verzögerung über die gewachsene kaufkräftige End
nachfrage ^chstumsimpulse, konnte aber bereits 1926 in fastallen wesent
lichen Branchen den Vorkriegsstand der Produktion wieder einholen. Auch
nach Abschluß der ökonomischen Wiederherstellungsperiode verzeichnete
die Industrie hohe W^chstumsraten.

Die Folge waren eine Wiederbevölkerung der in Bürgerkrieg und Hun
gerszeit entvölkerten Städte und eine Rekonsolidierung der industriellen
Arbeiterklasse: in der Großindustrie vergrößerte sich die Zahl der Arbeiter
von knapp 1,5Millionenam 1.September1973 auf über 2,5 Millionenam 1.
September 1927. Daß der Lebensstandard sowohlbei der Dorf- wie bei der
Stadtbevölkerung große Fortschritte machte, wurde durch genaue von den
Gewerkschaften und lokalen und zentralen statistischen Ämtern durchge
führte Untersuchungen der Familienbudgets, der Ernährungslage und der
Realeinkommen belegt. Unterstützt wurde der Aufschwung durch eine um
fassende Abrüstung: Der Personalbestand der Roten Armee wurde von 4,1
Millionen (1. Januar 1921) auf 562000 (1924) reduziert und verblieb in den
nächsten Jahren auf diesem niedrigen Niveau. Die Abrüstung wurde durch
die außenpolitischeKonsolidierung begünstigt (Rapallo-Vertrag 1922, diplo
matische Anerkennung durch England, Italien, Frankreich 1924).

Die NEP wurde von ihren Initiatoren nicht nur als ein zeitweiliger »Rück
zug«von den Positionen des »Kriegskommunismus«betrachtet, sondern vor
allem auch als eine langfristige Konzeption für die Festigung des Bündnisses
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zwischen Stadt und Land und den Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft.

Aufgrund der eigenen Rflckständigkeit und des Ausbleibens der Weltrevolu
tion bedurfte es hierfür jedoch, so meinte Lenin 1921,»langer, langer Jahre«,
»Jahrzehnte« oder gar »Generationen«.

Im Rahmen der NEP sollten die Genossenschaften als zentrale Mittler

zwischen Stadt und Land, zwischen Staats- und Privatsektoren einen völlig
neuen Stellenwert erhalten. Es wurden große Anstrengungen unternommen,
um die Konsum- und Gewerbegenossenschaften in der Stadt und die Ein
kaufs-, Absatz-, Kredit- und Meliorationsgenossenschaften auf dem Dorf zu
fördern. Bis Ende 1927 war etwa ein Drittel der über 20 Millionen bäuerli

chen Höfe in solchen Genossenschaften zusammengeschlossen (Produk
tionsgenossenschaften spielten vorerst nur eine marginale Rolle). Im Rah
men der Kooperationsbeziehungen sollten die Bauern nicht nur Lesen,
Schreiben und Rechnen, sondern auch Bilanzieren, Kalkulieren und Planen
lernen. Lenin verknüpfte die »kulturelle Revolution« mit der Idee und Praxis
der Genossenschaften.

Auch gegenüber den nichtproletarischen Schichten der Stadt bedeutete
die NEP ein Angebot zur Kooperation. Die zahlreichen Wirtschafts-, Pla-
nungs-. Kommunal-, Genossenschafts-, Gewerkschafts-, Bildungs- und Wis
senschaftseinrichtungen standen parteilosen Angestellten in der Regel offen.
Sowjetrußland hatte durch die Auswanderungswellen nach 1917 annähernd
die Hälfte der Intelligenzschicht verloren, so daß es um so notwendiger war,
neue und langfristige Kooperationsmöglichkeiten zwischen Sowjetmacht
und Spezialisten zu sichern. Bis Ende der 20er Jahre entwickelte sich diese
Zusammenarbeit in den meisten Bereichen von Wirtschaft und Kultur pro
duktiv und bot beiden Seiten gesellschaftliche Lernmöglichkeiten. Die groß
en Fbrtschritte in der Methodik der volkswirtschaftlichen Bilanzierung und
Planung bis hin zur Arbeit am ersten gesamtwirtschaftlichen Fünfjahresplan
von 1929 basierten auf einer solchen Zusammenarbeit.

Sehr viel enger gesteckt war jedoch der Rahmen einer Kooperation im
Bereich der Politik. Der Pluralismus in den Eigentumsformen und Marktver
hältnissen sollte auf der Ebene der Politik gerade keine Entsprechung finden,
da die Bolschewik! eine Aushöhlung der »Diktatur des Proletariats« durch
die spontanen Kräfte (»stichija«) des Marktes befürchteten. Die Wiederbe
lebung oder Neugründung anderer Parteien war strikt untersagt - hier hatte
der Prozeß gegen Führer der Sozialrevolutionäre von 1922 eindeutige Zei
chen gesetzt. Dies engte auch innerhalb der kommunistischen Partei den
Spielraum innerparteilicher Demokratie und Diskussionen schrittweise ein,
zumal die Resolution des X. Parteitags 1921 Uber das Fraktionsverbot (die
damals noch durch eine umfangreiche Resolution über die Notwendigkeit
der Parteidemokratie in Balance gehalten werden sollte) von der Parteifüh-
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rung immer enger ausgelegt und als Instrument zur innenpolitischen Diszi
plinierung verwendet wurde. Auch andere, 1922/23insbesondere von Lenin
skizzierte Wege zur Demokratisierung von Partei und Sowjets konnten sich
nicht durchsetzen (Aufwertung der Arbeiter- und Baueminspektion; größe
res Gleichgewicht zwischen Demokratie und Zentralismus in Staatsverwal
tung und Partei; größere Eigenständigkeit der Gewerkschaften; Kampagne
gegen den BQrokratismus nicht nur vor Ort, sondern auch an der Spitze;
Veröffentlichung von divergierenden politischen Auffassungen). Ende der
20er Jahre war klar, daß auch die starke zahlenmäßige Vergrößerung der
Kommunistischen Partei (die Anfang 1923 SOG ODO Mitglieder und Kandida
ten, Anfang 1930aber schon 1,7Millionen umfaßte) zwarzu manchen erwei
terten Einfluß- und Partizipationsmöglichkeiten an der Basis,nicht jedoch zu
einer durchgreifenden Demokratisierung der Gesamtpartei geführt hatte.
Gerade auch der Kampf gegen die Linke Opposition und der Ausbau eines
durchhierarchisierten Parteiapparats wirkten politisch blockierend.

1927/28 zeigte sich, daß der Weg der NEP nicht immer glatt und gerade
verlief. Die Getreidelieferungen konnten den Bedarf der rasch wachsenden
Städte nicht mehr decken. In der Landwirtschaft deuteten sich Stagnation
stendenzen an. In den Städten vergrößerte sich die Zahl der meist vom Dorf
zugewanderten Arbeitslosen, die in manchen Regionen höher lagals die Zahl
der Arbeiter in der Großindustrie. Lebensstandard und Wohnraumausstat

tung der Arbeiterklasse machten nicht die erhofften Fortschritte und blieben
zuweilen deutlich hinter dem Niveau anderer städtischer Schichten zurück.

Die soziale Differenzierungdes Dorfes zwischen Reich und Arm (»kulaki«
und »bednjaki«)weitete sich aus. Die private Akkumulation in Handel und
Gewerbe schien die Akkumulationsmöglichkeiten im sozialistischen Sektor
zu erodieren. Die Fortschritte bei der Hebung des kulturellen Niveaus und
der Qualifizierung der Arbeitskräfte blieben hinter den Industrialisierungs
anforderungen zurück. Noch immer gab es eine immense Zahl von Analpha
beten.

Rußland war nach wie vor ein armes Land, das in Produktion und Kon
sumtion gerade erst das - niedrige - Vorkriegsniveauerreicht hatte. Demge
genüberhatte der konjunkturelleAufschwung 1924-1928 inden entwickelten
kapitalistischen Ländernzu einemeindrucksvollen Wachstum der industriel
len und landwirtschaftlichen Produktivkräfte geführt. Besonders die unge
heure wirtschaftliche Dynamik in den USA beeindruckte und bedrückte.
»Die Bevölkerung der Vereinigten Staaten, die etwa 6 Prozent der Weltbe
völkerungausmacht, produziert 21 Prozent des Brotgetreides,32Prozent der
anderen Getreidearten, 52 Prozent der Baumwolle, 53 Prozent der Holzpro
dukte, 62 Prozent des Gußeisens, 60 Prozent des Stahls, 57 Prozent des
Papiers, 60 Prozent des Kupfers, 46 Prozent des Bleis und 72 Prozent des
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Erdöls. Auf die Vereinigten Staaten entfällt ein Drittel des Reichtums der
Welt. Ihnen gehören 38 Prozent der hydraulischen Kraft der ganzen Welt, 59
Prozent der Tblegraphen- und Iblephonlinien, 40 Prozent aller Eisenbahnen
und 90 Prozent der Automobile«. Die gesellschaftliche Arbeitsproduktivität
in den USA ist »zehn- oder zumindest sechsmal größer als bei uns«'. Die
UdSSR, in der eine Gesellschaft jenseits des Kapitalismus aufgebaut werden
sollte, drohte wirtschaftlich gegenüber den entwickelten kapitalistischen
Ländern völlig ins Hintertreffen zu geraten.

Einige außenpolitische Krisensymptome - speziell der Abbruch der di
plomatischen Beziehungen durch Großbritannien (Mai 1927) und die Nie
derlagen der chinesischen Revolution (Massaker von Shanghai April 1927)-
zeigten eine Verschlechterung der internationalen Lage der UdSSR an.

Diese inneren und äußeren Symptome wurden von der Parteiführung
aufgrund von reduzierten und mechanistischen Wihrnehmungskategorien
als extrem bedrohlich angesehen und entsprechend in der Öffentlichkeit
dargestellt, obwohl vieles darauf hindeutete, daß es sich keineswegs um
scharfe und emsthafte Krisen handelte, die nur mit einer Abkehr von der
Konzeption der NEP beantwortet werden konnten. Beispielsweise mußten
die Kulaken, die Mitte der zwanziger Jahre vier bis fünf Prozent der bäuerli
chen Betriebe ausmachten gegenüber etwa zehn Prozent vor der Revolution,
nicht als prinzipielle Feinde der Sowjetmacht angesehen werden, obwohl sie
fremde Arbeitskraft ausbeuteten: Sie stellten keine politisch organisierte
Kraft dar, waren fast durchweg selbst in der Landwirtschaft tätig (insofern
ihrerseits »werktätige Bauern«), waren in der Regel kenntnisreich, fleißig
und wirtschaftlich innovativ und ansonsten durch ihre überdurchschnittlich

großen Familien, das hiermit verbundene Risiko von Hofteilungen, die pro
gressive Besteuerung, die Umverteilungsmechanismen der Dorfgemeinde
(»obschtschina«) und Mißernten in ihrer Wirtschaftsgrundlage und ihrem
eher bescheidenen Wohlstand stets auch gefährdet. Die Marktlieferangen
der dörflichen Oberschichten hätten auch durch eine flexiblere Preis- und

Ankaufpolitik sowie durch verstärkte Belieferung der dörflichen Märkte mit
Industriewaren stimuliert werden können.

Auch die gängige Interpretation der kleinen städtischen und ländlichen
Warenproduktion als durchweg rückständig und innovationsunfähig und für
die Sowjetmacht letztlich gefährlich, weil sie »unausgesetzt, täglich, stünd
lich, elementar und in Massenumfang Kapitalismus und Bourgeoisie er
zeugt« (diesen Hinweis Lenins zitierte Stalin auf der Konferenz marxisti-

1 Trotzki,L.eo: Zum Sozialismus oder zumKapitalismus?, Moskau1924, S.33-34.
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scher Agrarwissenschafiler am 27. Dezember 1929und führte ihn als Recht
fertigung für den neuen, gegen die privaten Kleinproduzentenund -händler
gerichteten Kurs ins Feld),verkannte,daß durch eine flexible Steuerpolitik,
durch Kooperierung, Qualifizierung und Modernisierung durchaus Chancen
bestanden, die Produktivkräfte der privaten Sektoren zu entwickeln und mit
den staatlichen Bereichen zu verknüpfen. Das private kleine und mittlere
Eigentum war durchaus nicht am Ende seiner historischen Möglichkeiten.
Produktivität und Wohlstand des traditionellen russischen Dorfes hätten

durch Flurbereinigung, verbesserte Fruchtfolge, Saatgutreinigung, Boden
verbesserung, Maschineneinsatz und Erhöhung des kulturellen Niveaus we
sentlich gehoben werden können. Für Handwerk und Kustarindustrie bot die
Elektrifizierung neue Chancen. Eine schrittweise modernisierte und koope
rierte Kleinproduktion hätte die Märkte besser versorgen und den Lebens
standard der Industriearbeiter weiter steigern können, was wiederum eine
unabdingbare Voraussetzung für Produktivitätsfortschritte in der staatlichen
Großindustrie und eine Dynamisierung des Wirtschaftskreislaufes zwischen
Stadt und Land war.

Ebenso hätte eine nüchterne Betrachtung des außenpolitischen Umfelds
und der realen Interessenlage der kapitalistischen Staaten zu dem Ergebnis
gelangen können, daß diese Ende der 20er Jahre nicht ernsthaft an erneute
Interventionskriege dachten und denken konnten: Die Erfahrungen der miß
glückten Versuche 1918-1920 waren noch in frischer Erinnerung; die Gene
rale der westlichen Staaten wußten, daß Sowjetrußland militärisch nicht
leicht zu besiegen war; zwischen den kapitalistischen Ländern gabes Rivali
täten und in ihnen starke Stimmungen gegen Kriegsabenteuer; deutlichzeig
te sich das Interesse an einer Verbesserung der Handels- und >Wrtschaftsbe-
ziehungen, teilweise auch an direkter ökonomischer Kooperation in Form
von Joint Ventures (»Konzessionen«). Die Führung der KPdSU und der
Komintern zeigte jedoch aus verschiedenen Gründen die Ibndenz, die -
objektiv sicherlich vorhandenen - außenpolitischen Instabilitäten und Ge
fahren zu überzeichnen und von einer off^ensiven, abgestimmten, einheitli
chen Gesamtstrategie des Imperialismus auszugehen.

Mithilfe solcher verkürzter und inflexibler Wahmehmungskategorien
entwickelte die sowjetische Führungein entsprechendesSozialismusbild:
- Sozialismus beruht aufeinheitlichen staatlichen Eigentumsformen, in die

andere Kategorien von Eigentum möglichst rasch zu überführen sind.
- Markt, Täusch, Geld, Kredit, Warenform und andere Fetische der bürger

lichen Ökonomie spielen keine Rolle mehr. DieProdukte werden nicht
mehr gekauft und verkauft, sondern verteilt. Die Gesellschaft des Sozia
lismus basiert im wesentlichen auf einer naturalen Ökonomie (entspre
chend wurden die Hinweise in Engels' Anti-Dühring gedeutet).
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Dasstaatliche Eigentumwirdzentral geleitetund geplant,wobeiPlanung
weniger wirtschaftliche Prognose als politische Direktive zu sein hat und
sichnicht längeranökonomischen Gleichgewichtskonzeptionen orientie
ren kann.

Der Sozialismus benötigt einen starken Staat, der auch vor Ort in den
Wirtschaftsprozeß eingreifen kann.
Die führende Rolle im gesamten Entscheidungs- und Durchsetzungspro
zeß kommt der kommunistischen Partei und ihrer Leitung zu, die auch
gegenüber staatlichen, kommunalen, gewerkschaftlichen und wissen
schaftlichen Organen weisungsgebend ist.
Der Sozialismus ist modern und hat traditionelle und rückständige Ar-
beits- und Lebensformen möglichst rasch zu überwinden. Das Dorf muß
von der Stadt umerzogen werden und soll sich dieser perspektivisch an
gleichen.
Der Sozialismusbasiert auf Groß- und Riesenprojekten in Industrie, Bau-
und Siedlungswesen, Verkehr und Landwirtschah, in welche die Investi
tionsmittel vorrangig zu lenken sind. Gegenüber den Investitionen in
Schwerindustrie und Maschinenbau ist die aktuelle Steigerung des Le
bensstandards eine sekundäre Größe.

Der Sozialismus muß zentral, von den großen Städten aus geplant, ge
lenkt und geleitet werden; die Regionen, Siedlungen und Dörfer können
keine eigenen Impulse entwickeln.
Der Sozialismus kann mit nichtproletarischen Klassen und Schichten,
besonders auch mit der bürgerlichen Intelligenz, nur sehr begrenzt ko
operieren. Diese ist durch beschleunigt ausgebildete proletarische Kader
zu ersetzen. Auch andere Kulturbereiche sind zu »proletarisieren«.
Der Sozialismus ist atheistisch und hat sich gegen die alten ideologischen
Mächte der Religion zur Wehr zu setzen.
Einen anderen Zugang zum Sozialismus als den marxistisch-leninisti
schen kann es nicht geben.
Der Sozialismus muß und kann schnell vorankommen. Er wird in ein, zwei
FünQahresplänen und nicht erst nach »langen, langen Jahren« ans Ziel
gelangen.
Kampagnen, Arbeitsmobilisierungen, kommunistische Subbotniki, sozia
listischer Wettbewerb, Komsomol-Initiativen, Kämpfe an der »Getreide
front«, der »Industrialisierungsfront«, im »Kulturfeldzug« beschleunigen
das Aufbautempo und verbreitem zugleich die Basis des Sozialismus. Die
Erinnerung an die erfolgreiche Mobilisierung des »subjektiven Faktors«
im Bürgerkrieg und »Kriegskommunismus« speiste die Hoffnung, daß
auch die neuen Probleme in ähnlicher Weise gelöst werden könnten.
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- Gegen das Fortschreiten des Sozialismusorganisieren sichseine verschie
denen Gegner, die mit administrativen und repressiven Mitteln rasch und
schon im Ansatz auszuschalten sind.

- Ausufernde Diskussionen und Kontroversen innerhalb der Kommunisti

schen Partei können nicht länger toleriert werden, weil die Probleme nur
mit Einheitlichkeit, Geschlossenheit und Zusammenfassung der Kräfte
zu lösen sind. Sozialismus braucht eher Zentralismus als Demokratie.

- Die politische Stabilität und Handlungsfähigkeit der Partei wird durch
den Ausbau eines nach oben weisungsgebundenen Sekretärsapparats ge
steigert.

- Sozialismus ist Herrschaft über die Kräfte der Natur mithilfe moderner

Ibchnik. Die natürliche Umwelt bedarf keiner besonderen Pflege und
Schonung.

- Die imperialistischen Länder stellen sowohl im Innern wie untereinander
einen tendenziell geschlossenen Block dar, welcher wenig Chancen für
Kooperationsbeziehungen eröffnet und den außenpolitischen Druck auf
die UdSSR vergrößert. Im übrigen hat das kapitalistische System keine
längerfristige Entwicklungsperspektive.
Dieses Sozialismusbild konnte sich 1928/29gegen die »rechte« Alternati

ve Bucharins auch deshalb durchsetzen, weil es die Hoffnungen größerer
Gruppen der Arbeiterklasse, der Dorfarmut und der jüngeren Generation
auf eine unverzügliche und durchgreifende Besserung der Lebensverhältnis
se und Aufstiegsmöglichkeiten bündelte und auf sich zog. Diesen Schichten
schien es eher möglich, den Gordischen Knoten akkumulierter und sich
wechselseitig bedingender Probleme mit kräftigen Schlägen zu zerhauen als
in mühsamer und zeitraubender Detailarbeit zu entflechten. Das Programm
des »Großen Sprungs« und der Abkehr von der NEP, formuliert und durch
gesetzt von der Stalinschen Führungsgruppe, hatte in den Diskussionen um
gesellschaftliche Entwicklungsvarianten Ende der 20er Jahre in wesentlichen
gesellschaftlichen Schichten und Milieus offensichtlich eine Massenbasis.

Jedoch zeigten sich, trotz der Erfolge beim Aufbau zahlreicher industriel
ler Großprojekte, schon nach wenigen Jahren die destruktiven Folgen dieser
Wende nicht nur für die Agrarproduktion, den Lebensstandard und die
industriellen ^chstumsraten, sondern vor allem auch für das politische
Leben. Gleichwohl wurde an wesentlichen Momenten dieser Ende der 20er

Jahre durchgesetzten Sozialismusvorstellung in der Sowjetunion und ande
ren Ländern mehr als ein halbes Jahrhundert festgehalten - eine überlange
Zeit Ohne ihre genaue historische Untersuchung ist ein neues Nachdenken
über die sozialistische Idee nicht möglich.
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Hansgeorg Conert

ÜberlegungenzurAnalyse derUrsachen des Scheitems
der sowjetischen Perestrojka

Istes nichtvoreilig undgeradezu provokativ, dasScheitern der sowjetischen
Perestrojka nicht als mögliche oder auch wahrscheinliche Entwicklung zu
diskutieren, sondern als Faktum zu konstatieren? »Perestrojka« heißt
schlicht »Umgestaltung« und die sowjetische Herrschafts- und Gesellschafts
ordnung wurde in der Iht umgestaltet. Aber natürlich ist zu fragen: umgestal
tet wozu oder zumindest: in welche Richtung? Es war nicht zuletzt diese
Unbestimmtheit, mithin Offenheit des Leitbegriffs des unter Gorbatschow
eingeleiteten Reformprozesses in der UdSSR, die es Protagonisten unter
schiedlicher, ja gegensätzlicher gesellschaftlicher, ökonomischer und politi
scher Ordnungsvorstellungen ermöglichte, in gleicherWeise als Vorkämpfer
und Garanten der Perestrojka aufzutreten.

In denvon Gorbatschow in seinenzahlreichen Redengegebenen Bestim
mungen der beabsichtigten Umgestaltung »aller Bereicheder sowjetischen
Gesellschaft« wechselten im Zeitverlauf zwar Prioritäten und Akzente und
zugleich blieben solche programmatischen und konzeptionellen Aussagen
klärungsbedürftig. Bisin die jüngsteVergangenheit ließGorbatschowjedoch
nieeinen Zweifel daran,daßder initiierteundalsumfassend und tiefgreifend
postulierte Prozeß der Umgestaltung der sowjetischen Gesellschaft diese
»auf sozialistischer Grundlage« erneuem sollte.'

Nun ist natürlich auchdieseKennzeichnung klärungsbedürftig. Hier geht
es jedoch nicht um die Exegese der zahllosenÄußerungen Gorbatschows zu
seinem Perestrojka-Verständnis^, imZusammenhang dieses Beitrags genügt
dienichtwillkürliche Interpretation, daßGorbatschow ungeachtet derAner
kennung tiefgreifender Erneuerungsbedürftigkeit die Bewahrung bestimm
ter gesellschaftlicher Basisinstitutionen meinte, die, um es negativ, aber
hinlänglich trennscharfauszudrücken, eine Gesellschaft auch als »moderne«,

1 Daßsich dieser Umgeslaltungsprozeß inderDimension und unterBewahrung derstaatlichen
Einheitder RepublikenundVölkerder UdSSRvollziehensollte,warfür Gorbatschowoffenbar
so selbstverständlich, daß er das bis in das vierteJahr seiner Amtszeit hinein gar nicht für
betonenswert hielt.

2 Siehe dazu: Haug, W. F.: Gorbatschow. Versuch überdenZusammenhang seiner Gedanken,
Berlin 1989.
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hocharbeitsteilig organisierte und industriell produzierende voneiner kapi
talistischen unterscheiden. Grundlegend und strukturell zählt dazuvor allein
die Integration der Ökonomie in die anderen Sphären der Gesellschaft (in
die politische, soziale, kulturelle) statt ihrer (dieübrigen Bereiche) dominie
renden und determinierendenStellungund Funktion innerhalb der bürgerli
chen Gesellschaft.Dasverlangt eine andere Produktionsweiseals die kapita
listische, und zwareine solche, die gesellschaftliche Verfügungüber Quellen,
Prozesseund Resultate der Erzeugungdes materiellen Reichtumsermöglicht
und die Bestimmung wirtschaftlicher Ziele undAbläufe nichtausschließlich
Sonderinteressen verfolgenden Privateigentümern bzw. den immanenten
Ibndenzen der Selbstregulierung überantwortet.

Seit 1989 erhielt der sowjetische Reformprozeß unter dem Einfluß der
Folgen einer nicht mehrzu kaschierenden Wirtschafts- undFinanzkrise eine
Richtung und Dynamik, zu deren Konsequenzen eine breite Neuformierung
der gesellschaftlich-politischen Orientierungen und Haltungen der Bürger
innen unterschiedlicher sozialer Schichten gehört. Sie findet konzentrierten
Ausdruck im Umschlag von überwiegender (wie immer auch problematisch
verankerter) Anerkennung der als »sozialistisch« deklarierten und auch re
zipierten gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung inbreite, sich bereichs-
und zeitweise militant artikulierende Ablehnung. Diese bezieht sich nicht
allein auf die überkommene staatssozialistische Ausformung, auf deren Be
gründungsargumente und Rechtfertigungslehren, Symbole und personale
Repräsentanten, sondern zugleich auf solche Reformalternativen, die Mo
mente sozialistischer Anschauungen, Ziele und gesellschaftlicher Gestal
tungsformen bewahren wollen. Der Verlust der gesellschaftlichen Legitima
tionsbasis der ursprünglichen (undbis heutenicht explizit revidierten) Re
formkonzeption Gorbatschows ist nunmehr evident und in diesem Sinne
wird hier ihr Scheitern behauptet.

Damitdrängtsichdie Fragenachder Vermeidbarkeit dieserEntwicklung
auf. Wird sie - die Vermeidbarkeit - verneint, heißt das u.a., daß westliche
Linke unterschiedlicher Richtung, die die Perestrojkapostulate begrüßten
unddieRealisierungsansätze erwartungsvoll begleiteten, einer Illusion mehr
folgten undaufsaßen. Versuche, die Frage zu beantworten, unterliegen zwei
Gefahren, denen ich zu entgehen hoffe: belegen zu wollen, daß alles so
verlaufen mußte, wie es empirisch verlief, oder aber in besserwisserisch-an
maßender Manier als real möglich unterstellte Alternativen ohne zureichen
de Rücksicht auf die Vielzahl restriktiver Bedingungen, kontingenter Fakten
etc. zu konstruieren.

Die folgenden Überlegungen sind nicht mehr alsein vorläufiger Ansatz
zur Analyse dessowjetischen Reformprozesses unterGorbatschow, dieeine
wesentlich breiter angelegteund gründlicherausgeführteUntersuchungver-
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langt Im 21entrum der Argumentationsteht die These des Legitimitätsver-
lusts der staatssozialistischen Ordnung der Vergangenheit und zugleich der
Konzeption und Politik ihrer »grundlegenden Umgestaltung« unter Gorbat
schow. Imersten Ibil werden ingroßenZügendieLegitimationsbedingungen
der »realsozialistischen« Ordnungvon Lenin bisBreschnew verfolgt. DeGzi-
te, Probleme und Folgen des ökonomischen Reformansatzes werden im zwei
ten Ibil in notwendig verkürzter Weise als wesentliche Ursache des Um
schlags vager Reformhoffnungen in Wderstand gegen die durch Gorbat
schow symbolisierte Politik und Realität der Perestrojka diskutiert. Der
dritte Ibil hat die Dynamik despolitischen Reformprozesses mit ihren Kon
sequenzen zum Gegenstand. Im Interesse der ohnehin überschrittenen Um-
fangsbegrenzung und bei dem thesenhaften Charakter der Argumentation
wird auf Zitate, Quellenangaben und Referenznachweise weitgehend ver
zichtet.^ Der Beitrag schließt mit einigen Gedanken zur Bedeutung des
Scheiternsder Perestrojka für die westliche Linke.

1. Brüchigkeit undVerlust der Legitimationsfahigkeit der
realsozialistischen Ordnung

Versucht man, sich die Ursachen der Erosion und des schließlich raschen
Endes der Gesellschaften des »realen Sozialismus«,der staatssozialistischen
Ordnungen sowjetischer Prägung, zu vergegenwärtigen, so drängt sich eine
ganze Reihe unterschiedlicher, vielfach sich wechselseitig bedingender und
jedenfalls in der Wirkung konvergierender Fhktoren auf. Wollte man diese
auf eine entscheidende Ursache reduzieren, in der sich mehrere Einzelmo
mente resümieren, so müßte man m.R auf die unzureichende - und schließ
lich ganzverlustig gehende - Fähigkeit dieserGesellschaften abheben, den
sozialen Individuen, Gruppen und Klassen die Legitimität ihrer Normen,
Institutionen, ihrer Funktions- und Wirkungsweise zu vergewissern. Aller
dings dürfte man dabei nicht wesentliche Differenzen derBedingungen des
Legitimationsvermögens der früheren staatssozialistischen Gesellschaften
Ost-Mitteleuropas und der UdSSR übersehen. Es gehtdabei vor allem um

3 Entsprechende Nachweise finden sich in meinen anderweitigen Veröffentlichungen zum The
ma,vorallem zurökonomischen Problematik. Förderen Entwicklung bis Anfang 1990vgl.: Die
Ökonomie desunmöglichen Sozialismus. Krise und Reform dersottjetischen Wirtschaft unter
Gorbatschow, MOnster, 1990. Zu den nachfolgenden Tendenzen siehe meine beiden Beiträge
in den »Blättern für deutsche und internationale Politik«Nr. 12-1990und 2-1991.
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Konsequenzen von autochlhoner Genese der staatssozialistischen Herr
schafts- und Gesellschaftsordnung in der UdSSR (oder jedenfalls in ihren
fiberwiegenden Ibilen) zum einen und deren Oktroyierungdurch eine aus
wärtige Macht im Blle Polens, Ungarns etc. zum anderen.

Imgegebenen Zusammenhang ist diese Differenz mit ihren unterschied
lichen Wirkungen imeinzelnen jedoch nichtweiterzuverfolgen, hiergehtes
ausschließlichum die UdSSR. Dabei wirddie komplexeProblematik in eher
vorläufigerund stichwortartigangedeuteter als in schon zureichendbegrün
deter und ausgeführter R)rm reduziert auf einen theoretisch-analytischen
Aspekt, auf eine Skizze der historisch-empirischen Legitimationsbedingun
gen der »Sowjetherrschaft« sowie aufeinen Blick aufdie Ibndenzen dieses
Problems in der Periode der Perestrojka.

1.1 Legitimierung von Herrschaft und Machtin der bürgerlichen und in der
staatssozialistischen Gesellschaft

Der Marxismus und die sozialistische Arbeiterbewegung waren vor allem
(dererstere theoretische, dieletztere praktische) Kritik derbürgerlich-kapi
talistischen Gesellschaft. Es waren letztlich die Erfahrungen wirtschaftlicher
Notlagen, gesellschaftlicher Diskriminierung und politischer Unterdrük-
kung sowie die Erkenntnis der proletarischen Klassenlage, deshistorischen,
mithin vergänglichen Charakters der kapitalistischen Ordnung und der ge-
sellschaftsverändernden Potenz der Lohnarbeiterschaft, die im letzten Drit
tel des 19. und im ersten des 20. Jahrhunderts den sozialistischen Bewegun
gen in Europa eine breite, in ihrer normativen sozialen und politischen
Orientierung geeinte Anhänger- und Mitgliedschaft zuführte. DieRechtfer
tigung diesersozialen und politischen Organisationen, ihrer Anforderungen
an dieMitglieder, deren Folgebereitschaft, die Popularität der Führungsper
sönlichkeiten etc. resultierten aus den angedeuteten Quellen.

Generell kann gefragt werden, ob eine zunächst und vor allem kritisch
inspirierte Gesellschaftsauffassung zur dauerhaften Legitimierung der er
strebtenunddurchgesetzten neuen sozialen, wirtschaftlichen undpolitischen
Ordnung taugt?DieinderFrage enthalteneSkepsis wird hiernichtvorrangig
begründet mitder allgemeinen oder mitder spezifisch aufdie Sowjetmacht
der 20er Jahre bezogenen Erfahrung des (wie immer konkret verursachten)
Verfehlens der ursprünglichen Ziele und Verheißungen in den nachrevolu
tionären Entwicklungen. Hier geht es vorallemumstrukturelle Differenzen
zwischen bürgerlicher und staaissozialistischer Gesellschaft in bezug auf
Bedarf und Bedingungen der Legitimierung der jeweiligen sozialen und
politischen Ordnung.
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Stichwortartigverkürzt, handelt essich umKonsequenzen der Formdiffe
renz von »naturwüchsiger« Markt- und bewußter »politischer« Vergesell
schaftung. Ist dieExekution (wesentlicher Momentevon)sozialerHerrschaft
inkorporiert indieanonyme Wirkungsweise derProzesse derProduktion und
Aneignungdes gesellschaftlich erzeugten Mehrwerts sowie der Akkumula
tion des Kapitals, so sind keine verantwortlich handelnden Personen identi
fizierbar, diesich fürdieFolgen ihrerEntscheidungen (z.B. Reallohneinbuß
en,Entwertung erworbener Qualifikationen, Verlust vonArbeitsplätzen) zu
rechtfertigen hätten. Nicht zufällig werden für solche Konsequenzen die
staatlich-politischen Amtsträgerverantwortlich gemacht, allerdings - wohl
in zutreffender Vermutung ihrer eigentlichen Unzuständigkeit - zumeist in
wenig nachdrücklicher Weise. Essindletztlich diekombinierten Wirkungen
der Grundsätze politischer und rechtlicher Gleichheit der Bürgerinnen, ih
res durch Menschen- und Bürgerrechte gegen Machteingriffe gesicherten
Freiraumes und der zivilgesellschaftlich institutionalisierten Möglichkeiten
staatsbürgerlichen Räsonierens und Agierens vor dem erwähnten Hinter
grund der Anonymitätder DurchsetzungsozioökonomischerHerrschaft,was
den Legitimationsbedarf der bürgerlich-kapitalistischen Ordnung be
schränkt. Diese Reduktion läßt sich kennzeichnen als passives Legitima
tionserfordernis: die bürgerliche Gesellschaft muß sich gleichsam nicht per
manent der Bereltschaft ihrer Mitglieder versichern, ihre Normen und Insti
tutionenzu lobpreisen undderen Integrität zuverteidigen. Diese sindwirk
sam und funktionieren, solangesie nicht bewußt in Fragegestellt undaktiv
bekämpft werden.

Die nichterst seit ihrem Niedergang in kritischerAbsichtbenutzte Kurz
formel von der»Verstaatlichung« derGesellschaften so^etischen Typus' ist
insofern zutreffend (und begründet so die Berechtigung der Bezeichnung
»Staatssozialismus«), als hier die Sphäre der staatlich-politischen, d.h. die
mit dem Monopol des Gebrauchs physischer Gewaltsamkeit ausgestattete
Organisationebene derGesellschaft zugleich jeneist,die infolge dergleich
zeitigen Entscheidungs- und Verfügungsmacht ihrerAgenten über dieRes
sourcenund Prozesse der (nicht nur materiellen) gesellschaftlichen Produk
tion und Reproduktion alle anderen Bereiche dominiert. Bei dergleichzeiti
gen Konzentration jener Entscheidungs- und Verfügungskompetenzen in
nerhalb derstaatlich-politischen Sphäre beiden Organen anderSpitze ihrer
hierarchischen Struktur (»Zentrale«) irren die Bürgerinnen mithin nicht,
wenn sie die Mitglieder des Politbüros und des Zentralkomitees der Staats
partei sowie der Zentralregierung als die Verantwortlichen für sämtliche
Defizite z.B. derVersorgungslage, des Gesundheits- und Bildungswesens, des
Nahverkehrs, der Wohnungssituation, desZustands der natürlichen Umwelt
usw. identifizieren. Potentiell stellt sich hier mithin schon infolge derFomi
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derVergesellschaftung dieFrage derLegitimation von Macht und Herrschaft
schärfer als unter bürgerlich-kapitalistischen Verhältnissen. Der Gefahrbe
standsbedrohender Delegitimierung der gesellschaftlichen und politischen
Ordnung kann hier »systemimmanent« nur begegnet werden durch gewalt-
förmlge Unterdrückung von Räsonnement, Selbstorganisation und opposi
tionellen Aktivitäten der Bürgerinnen, durch manipulierte Wahrung eines
geringen ökonomischen, sozialen, rechtlichen Anspruchsniveaus (z.B. mit
tels Selektion und Restriktion von Informationen), durch die Strategie ge
sellschaftlicher Segmentierung u.a. auf der Grundlage einer sorgfältig abge
stuften Privilegienordnung bzw. durch Kombination dieser und ähnlicher
Methoden.

Dieseausder staatsförmigen Vergesellschaftungsweise deduzierten Kon
sequenzen für die Legitimationsbedingungen von Herrschaft und Macht im
»realen Sozialismus« sind nicht realitätsenthoben, sie kennzeichnen die je
weiligen empirisch-konkreten Lagen jedoch nicht zureichend. Deshalb sei
ergänzend einkurzer Blickaufdietatsächliche Ausformung des Problems der
Herrschaftslegitimation im Verlaufder Geschichte der »Sowjetmacht« ge
worfen.

1.2. Aspekte der Hcrrschaftslegitimation vonLenin bisBreschnew

Obgleich heuteauch inderUdSSR das Problem indiesem Sinne gestellt und
entsprechende Urteile abgegeben werden, halte ich es für fragwürdig, das
neuere politologische Paradigma derLegitimation staatlich politischer Herr
schaft^ auf das Jahr 1917 und die frühe nachrevolutionäre Phase Sot^etruß-
lands anzuwenden. Seine Maßstäbe und Kriterien setzen einen bestimmten
Grad sozialer Homogenität und darauf basierend einen politischen und
ideologischen Grundkonsens voraus, derweder im vor- noch im nachrevolu
tionären Rußland gegeben war. Wenn jedoch, wie eingangs behauptet, die
staatssozialistischen Gesellschaften letztlich am zunehmenden Verlust von
Anerkennung der Bürgerinnen und Bürger als rechtmäßige und zu rechtfer
tigende gescheitert sind, so ist bei impliziter Zurückweisung der Annahme
jederzeitvorrangig gewaltförmiger Macht- und Bestandssicherung angezeigt,

4 Ich denke dabei andie Legitiroilätskonzeption von JUrgcn Habermas, die material ausgeführter
unddamitanspruchsvolleralsdiestärker formalisierte Fassung Max Webers ist. Vgl. Hal)ermas,
Jürgen: Ijegitimationsprobleme im Spätkapitalismus, Frankfurt 1973, Abschnitt III; Weber,
Max: Wirtschaft und Gesellschaft, herausg. von Johannes Winckelmann, Studienausgabe Tü
bingen 1956, Erster HalbbandS.22-27 und 157ff.
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einigeinder Vergangenheit wirksame Momentevon Herrschaftslegitimation
anzudeuten.

Es ist bekannt, daß der Einfluß der Leninschen Richtung der russischen
Sozialdemokratie, der Bolschewiki, aufdie russische Politik und Gesellschaft
vor 1917 sich auf wenige industrielle Gebiete beschränkte und im ganzen
geringfügigwar. Im Sommer und Frühherbst 1917erhielten die Bolschewiki
jedoch Massenzulauf^. Er wurde in erster Linie ausgelöst durch die strikte
Opposition der Bolschewiki gegen die Fortführung des Krieges seitens der
Provisorischen Regierung, wohl in geringerem Maßedurch die Parolen der
Landverteilung undder Übertragung »allerMacht« aufdieSowjets (dieRäte
der Arbeiter, Soldaten und - faktisch wenigverbreitet - der Bauern). Bereits
Ende des Jahres, nach dem Oktoberumsturz, waren diese Forderungen er
füllt, während es jedoch nicht im Vermögen der revolutionären Macht lag,
der Erwartung der Menschen auf Verbesserung der materiellen Lebensver
hältnisse zu entsprechen. Hier lageine bedeutsame Quelle sozialen Unruhe
potentials.Zu verkennenistauch nicht,daßanden Sowjetwahlen breite Ibile
der (vorallem bäuerlichen) Bevölkerung faktisch nichtbeteiligt waren." So
fielen zweifellos infolge der anderen sozialen Zusammensetzung der Stimm
bürgerschaft die im November 1917abgehaltenen ^hlen zur Konstituieren
den Versammlung anders aus: etwa einem Viertel bolschewistischer Abge
ordneter standen hier 62% Vertreter der verschiedenen Richtungen gemäß
igter Sozialisten und etwa 13% konservative und liberale Abgeordnete ge
genüber.^ In »Thesen über die Konstituierende Versammlung« kündigte Le
nin bereits im Dezember an, daß die Bolschewiki in derselben (sie war für
Januar1918einberufen) dieÜbertragung derhöchsten staatlichen Macht auf
die zentralen Sowjetorgane fordern würden." So geschah es, und als die

5 Der dramatische Siimmungsumschwungwird durch die Differenz der Zusammensetzung des
1. (Juni) und des 2. (Oktober) Allrussischen Sowjetkongresses dokumentiert. ImJuni stellten
die Sozialrevolutionäre 285, die Menschewiki 248 und die Bolschewiki 105 Delegierte; im
Oktoberwaren die entsprechendenDelegierlenzahlen 190,71 und 338(der Vergleich negiert
jeweils vertretene Splittergruppen); Illustrierte Geschichte der russsischen Revolution,
herausg. von W. Astrow, A. SIepkowund I. Thomas, Berlin 1928,S.208 und 446.

6 In den Dörfern gab es kaum Sowjets,so daß Bauern im wesentlichennur als Soldaten wählen
konnten. Es ist wenig glaubhaft, daß, wie Lenin versicherte, sieben bis acht 2^hntel der
ländlichen Bevölkerung an den Sowjetwahlen teilnahmen; vgl. Lenin, W. I.: Die proletarische
Revolution und der Renegat Kautsky, in: derselbe: Ausgewählte Werke in 6 Bänden, Band IV,
Frankfurt/M. 1971, S. 595.

7 Chamberlin, W. H.: Geschichte der russischen Revolution 1917-1921, Frankfurt/M. 1958, Band
1,S.337.

8 Lenin, a.a.O., S. 73-78, hier These 18, S. 77/78.
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Mehrheit der Konstituante den Antrag der Bolschewiki (und der mit ihnen
koalierenden Linken Sozialrevolutionäre) ablehnte, wurde sie, wie es Lenin
formulierte, »auseinandergejagt«.

Bürgerliche Historiker, Politologen, Publizisten sahen überwiegend
schon immer - so wie zahlreiche sowjetische Autoren heute - in der gewalt
samen Auflösung der Konstituante den »Sündenfall« der Bolschewiki in
diktatorische Herrschaft. Dagegen vermögen rechtfertigende Verweise z.B.
auf den Mangel an historischen, sozialen u.a. Bedingungen funktionsfähiger
Demokratie und auf das absehbare Scheitern und die drohenden Folgen
nachbolschewistischer Machtkonstellationen nicht zu überzeugen, weil sie
als pragmatische denwertrationalen Kern desProblems verfehlen.^ Zugleich
ist es jedoch methodisch fragwürdig, das Handeln historisch-politischer Pro
tagonisten an Kriterien zu messen, die ihre subjektiven, durch je eigene
theoretische, politische, normative u.a. Grundüberzeugungen begrenzten
EMscbeiüunpmögiichkeiien transzendieren. Unter diesem Aspekt wäre es
z.B.zwarberechtigtzu erwarten,daßsichLenin der (durchgesellschaftliche,
ökonomische, ideologische u.a. Faktoren begründeten) Unmöglichkeit der
baldigen Entwicklungeiner seinem Verständnis gemäßensozialistischenOe
sellschaft in Rußland bewußt war."* Das war er auch, wie zahlreiche Passagen
seiner Schriften, vor allem der Jahre 1918/19,bezeugen. Dagegen war jedoch
die schließlicheHinfälligkeitseineszentralen Rechtfertigungsarguments, die
Koppelung der russischen an die in Westeuropa zu erwartenden sozialisti
schen Revolutionen, nicht ohne weiteres antizipierbar. Daß es anders kam,
erlebte er noch und zogdaraus die Konsequenz der Initiierung der bald unter
dem Begriff »Neue ökonomische Politik« zusammengefaßten wirtschaftli
chen und gesellschaftlichen Weichenstellungen. Die Frage, ob diese grund
sätzlicher oder nur taktischer Natur waren, halte ich für ungeklärt.

9 Gemeint ist damit,daß ungeachtet der empirischen Plausibilität dieser Ai^umentedas Wahl
ergebniskeinHenschaftsmandalfürdie Bolschewiki anzeigtundsiesichdamitsowohl faktisch
wielegitimatorisch den Problemeneiner Minderheitenherrschafl zustellen hatten.SchonMax
Weberverwies zwarauf »Oberaus häufigeFälle«,in denen »gewaltsame... und zielbewußtere
Minderheiten (eine) Ordnung oktroyieren«, die im weiteren Verlauf L.egitiniation erlangt
(a.a.O.,S.27).- DiegetroffeneFeststellung giltÜbrigens auchfOr eineReihevonArgumenten
Lenins in den beiden genannten Texten sowie fOr solche Trotzkis inseinem »Anti-Kautsky«;
veigl.: Trotzki,Leo: DieGrundfragender Revolution, Hamburg1923,Teil I:Tenotismus und
Kommunismus, Feltrinelli-Reprinto. J.

10 Als- kontrafaktisch - unterstellter einzigerFaktor im Enischeidungs- und HandlungskalkOl
hätte dieser Sachverhalt dazu veranlassen sollen, sich um einen mehrheitsfähigen Konsens in
der Konstituante zu bemühen.
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Die »Neue ökonomische Politik« (NEP) läßt sich im gegebenen Zusam
menhang in knappster Weise kennzeichnen als Abkehr von den Tfendenzen
des »Kriegskommunismus« (1918-21) zu revolutionärem Ibrror und zur Ib-
talverstaatlichung der Wirtschaftsbeziehungen zugunsten von - wenn auch
begrenzter - Rechtssicherheit und bereichsweiser Privat- und Marktwirt
schaft. In anderen gesellschaftlichen Bereichen, wie z.B. im Bildungswesen,
in Kultur und Wissenschaft war ohnehin noch keine allseitige Unterdrük-
kung nichtkommunistischer Positionen - und Ausschaltung ihrer Vertreter-
erfolgt unddie pluralistischen Ibndenzen bliebenwährendder NEPerhalten.

Durch gewaltsame Unterdrückung (die im Bürgerkrieg auch Massener
schießungen einschloß) und Emigration erheblicher Ibile des Adels, des
Großbürgertums und der politischen Gegner war die aktuell und potentiell
entschiedene Opposition im wesentlichenausgeschaltet.Entgegen Interpre
tationen sowjetischer Autoren heute kann man in der - allerdings kurzen -
Periode der NEP nicht von schon ausgeprägten totalitären Herrschaftsele
menten sprechen. Die TVäger der - wenngleich schon oligarchisch-elitär
ausgeprägten- Machtstruktur begnügtensichgleichsammitdem reduzierten
Legitimationsanspruch passiver Akzeptanz der neuen Ordnung.

In dieser allgemeinen Weise läßt sich jedenfalls die vorherrschende Situa
tion während der NEP kennzeichnen, an deren Polen es Minderheiten kom
munistischer Enthusiasten und dezidierter Gegner der Bolschewiki gab. Die
Masse der Bauern war durch die Beseitigung des Großgrundbesitzes und die
gewönne - relative - Wirtschaftsfreiheit befriedet, obgleich die Landvertei
lung ihre ökonomische Lage kaum verbessert hatte."

Innerhalb der Intelligencija war der Anteil der Anhänger oder zumindest
der Sympathisanten der Bolschewiki beträchtlich und sie erfreuten sich - für
diese Schicht wesentlich - breiter Artikulations- und Schaffensmöglichkei
ten. Einen erheblichen Ibil ihrer aktiven Anhänger aus der Arbeiterschaft
hatten die Bolschewiki im Bürgerkrieg verloren. A\ährend der NEP-Phase
blieb die Arbeitslosigkeit mit ca. 30% hoch, und die Lebensbedingungen
verbesserten sich gegenüber der Vorkriegszeit kaum. Dennoch blieben die
Arbeiter (neben einer Minorität bewußter Anhänger) zumindest passiv loyal.
Die eigentliche Opposition entwickelte sich innerhalb der Kommunistischen

11 Die Zahl der Beiriebe mit bis zu 4 Desjatinen Saatfläche (darunter solche ohne Saatfläche)
erhöhte sich zwischen 1917 und 1919 von ca. 70 auf 80% aller Betriebe. Schon der Anteil der

Betriebe mit 4-8 Desjt. Land ging von 21,6 auf 16,4% zurück. Alle diese Wirtschaften waren
praktisch bloBe Selbstversorger. Für den Markt konnten nur die größeren Betriebe, deren
Anteil 1919nur noch 3,1% ausmachte, erzeugen; siehe Raupach, Hans: Geschichte der Sowjet
wirtschaft, Reinbek 1964, Tabelle 2a, S. 39.

51



Partei; aber die sich verschärfenden fraktionellen Kämpfe waren dem All
tagsleben der gesellschaftlichen Mehrheit weitgehend enthoben und wurden
in ihrer politischen Brisanz und IVagweitekaum wahrgenommen.

Vergegenwärtigt man sich die Strukturen, die Funktionsweise und die
Konsequenzen der in der UdSSR ab 1929/30 errichteten totalitären Herr
schaftsorganisation mit der Stalinschen Despotie als sichtbarer Spitze, so
drängt sich die Annahme völliger Delegitimierung der so mißstalteten bol
schewistischen Ordnung auf. Es sei jedoch daran erinnert, daß das weiter
gefaßte Konzept von Herrschaftslegitimation, wie es hier in Anlehnung an
Max Weber verwandt wird, »Legitimität« nicht an normativen oder objekti
vierbaren Kriterien mißt, sondern lediglichan einer subjektiven Rezeptions
weise von Herrschaft durch die gesellschaftlichen Individuen, die »... Füg
samkeit ... (und ein) bestimmtes Minimum an Gehorchenwollen...« aus
löst.*^ Unter diesem Aspekt sind legitimationsrelevante Faktoren wie die
nachfolgend knapp und keineswegs erschöpfend bezeichneten zu bedenken:
- Opfer des staatlich-politischen Massenterrors der 30er Jahre wurden

Angehörige aller sozialen Klassen, Schichten und Gruppen, jedoch nicht
in gleichem bzw. proportionalem Maße. Die Schichten der Intelligencija
und der wohlhabenderen Bauern waren in besonderem Maße betroffen,
ebenso zahlreiche soziale, politische und funktionsspezifische Gruppen
wie frühere Geistliche, einstige Mitglieder konservativer, liberaler und
sozialistischer Parteien, das Offizierskorps der Roten Armee, Betriebslei
ter und Wirtschaftsfunktionäre, nicht zuletzt die bis 1934 antistalinschen
Gruppierungen innerhalb der KPdSU Angehörenden u.a.m. Die Zahl der
Arbeiter unter den Opfern ist nicht gering; dennoch war die Arbeiter
schaft als Klasse (sieht man von Maßnahmen wie Verschärfung der Ar
beitsdisziplin u.ä. ab) nicht Objekt des Massenterrors. Das Maß unmittel
barer Betroffenheit der sozialen (wie auch der nationalen) Kollektive ist
ein, wenn auch keineswegs ausschließlicher legitimationsrelevanter
Aspekt.

- Der Hochstalinismus der 30er Jahre fällt zusammen mit forcierten (und
erzwungenen) sozialen Umschichtungen gewaltigen Ausmaßes. Unter
den Betroffenen gab es auch - zumindest subjektiv - »Gewinner«. Waren
die Arbeits- und Lebensbedingungen in den erweiterten und neu errich
teten Industriezentren auch mehr als dürftig, so empfanden sie z.B. der
»Landarmut« entronnene junge Menschen in materieller, sozialer und

12 Weber, Max, a.a.O., S. 157. Vgl. die daran anschließenden Präzisieningen Webers zu seinem
L.egitimalionsbegriff.
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kultureller Hinsicht oft doch als Fortschritt. Auf einer anderen sozialen

EbeneerhieltenjüngereFachleute nachdengegebenen Maßstäben steile
Aufstiegschancen (obgleich in hochriskante Positionen). Zwischen 1934
und 1940 verbesserten sich die materiellen Lebensverhältnisse auch fflr
bestimmte andere Ibile der Bevölkerung, z.B. für Großstadtbewohner,
Facharbeiter, in den Herrschafts-, Verwaltungs- und Repressionsorganen
Tätige.

- Wenn als authentische Erscheinung auch sicher minoritär, so gab es doch
den Enthusiasmus des industriellen Aufbaus. Seine Tläger waren oft jene
dem Lande entronnenen Jugendlichen. Bei ihnen verfehlten die unabläs
sige Propagierung, die rituellen Mobilisierungen, die öffentliche Glorifi
zierung der Arbeiter und ihrer Leistungen, die symbolischen und mate
riellen Auszeichnungen nicht ihre Wirkung.

- Im Westen werden diese Sachverhalie oft verkannt, weil sie durch die
Brille zumindest der seinerzeit (wenn nicht gar heute) in der eigenen
Gesellschaft vorherrschenden Lebensweise, zivilisatorischen Standards,
soziokulturellen Normen etc. gesehenwerden.Gerade die Kluft zwischen
den in Verbindung mit materieller Armut ansozialisierten Werten des
kleinbäuerlichen Lebens und Denkens und den nunmehr indoktrinierten

Anschauungen, propagierten Normen und Verheißungen erwies sich je
doch als geeignet zur Erzeugung naiver Fortschrittsgiäubigkeit und kol
lektiver Begeisterung für das Neue.

- Gleichzeitig wirkten aber auch tradierte gesellschaftliche und politische
Grundhaltungen und stereotype Fixierungenfort, die zumindest mit Ele
menten der stalinschen Herrschaftsdoktrin und -realität konvergierten.
Dazu zählen z.B. Einstellungen wie »Wennschon arm und gedrückt, dann
sollen alle arm und gedrückt sein«, mehr oder weniger heimliche Scha
denfreude, wenn »denen da oben« von »dem da oben« (Gott, der Zar,
Stalin) übel mitgespielt wird, Bedürfnis nach dem und Vertrauen in den
»starken Herrscher«, Identinzicrung mit dem armen, barbarischen, aber
mächtigen Vaterland (dem Stalin seit Anfang der 30er Jahre wieder den
angestammten Platz einräumte).
DerSiegder UdSSRim»GroßenVaterländischen Krieg«"wurdezueiner

Legitimationsressource der despotisch-totalitär stalinistischen und der sich

13 So bis in die Anfangsjahre der Perestrojka die in der UdSSR offiziellund allgemein gebrauchte
Bezeichnung desdurch dendeutschen Überfall vom Juni 1941 ausgelösten Krieges ausder
Position der Sowjetunion. In den letzten Jahren wird diese Kennzeichnung im Zusammenhang
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seit den 60er Jahren in kennzeichnend staatssozialistischer Ausprägung kon
solidierenden sowjetischen Herrschaftsordnung. Deutliche Indizien spre
chen dafür, daß die Wirksamkeit dieser Rechtfertigungsquelle der staatlich
politischen und sozialen Herrschafisverhältnisse nicht allein - und womög
lich auch nicht vorrangig - ihrer gezielten Instrumentalisierung, symboli
schen Ausgestaltung und Pflege durch die Machtträger geschuldet war, son
dern dem Bedürfnis der Menschen nach Sinngebung der erbrachten Opfer,
des Leids und der ertragenen Entbehrungen entgegenkam.

War die Führung bemüht, die Entschlossenheit und die trotz Niederlagen
und enormen Verlusten letztliche Bhigkeit zum Siege der sozialistischen
Ordnung zuzuschreiben, so dürften tradierte historische, nationale, auch
religiöse und vor allem allgemein-menschliche Momente authentischer Iden
tifikation stärker zur legitimatorischen Kraft des Sieges über die deutschen
Eindringlinge beigetragen haben als die - vor allem retrospektiven - obrig
keitlichen Deutungsmustcr. Stalin hatte im übrigen bald nach Kriegsaus
bruch die Einheil der sowjetischen Völkerbeschworen,die innergesellschaft
liche Feinderklärung zurückgenommen und selbst tradierte Werte rehabili
tiert. Wer, wie bis vor wenigen Jahren möglich, die an Sonn- und Feiertagen
Wallfahrten gleichenden Menschenströme hin zu den monumentalen Ge
denkstätten der Opfer und des Sieges des Großen Vaterländischen Krieges
erlebt hat, gewann als hinlänglich aufmerksamer Beobachter den festen
Eindruck, daß hier nicht einer auferlegten Pflicht, sondern genuinem Bedürf
nis gefolgt wurde.

Die Wirkkraft dieser Legitimationsquelle litt offenbar kaum durch die
mit der Verschärfung des »Kalten Krieges« 1949 einsetzende zweite Welle
(nach 1935-39) der Massenrepression. Die Identifizierung der Westmächte
als treibende Kräfte des Endes der Anti-Hitler-Koalition und potentielle
»heiße« Aggressoren entlastete den alternden Despoten von Verantwor-
tungszuschreibung.

Da die in diesem Abschnitt erörterte Problematik nicht in mein engeres
Arbeitsgebiet fällt, fehlt mir die Kompetenz für gesicherte Angaben über die
Entwicklung der Herrschaftslegitimation, des Verhältnisses von Bürgerloya
lität und Dissidenz im von der Persönlichkeit N. S. Chruschtschows gepräg
ten ersten nachstalinschen Jahrzehnt. Ich beschränke mich auf Plausibilitäts-

erwägungen.

der generellenTendenzzu totaler Distanzierungvon Inhalten undSymtmlen stalinistischerund
nachstalinscher Identinzierungsweise der sowjetischen Gesellschaft und ihrer Geschichte im
mer seltener verwandt.
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Chruschtschows stalinismuskritische Geheimrede" am Ende des XX.
Kongresses derKPdSU (Februar 1956) löste mitdennachfolgenden (und z.T
schon vorausgegangenen) Anzeichen eines »Thuwetters«" vor allem in der
Intelligencija freudige Erwartungen andieGewährungvonFreiräumen welt
anschaulicher und wissenschaftlicher Diskurse und des künstlerischen Schaf
fens aus.Siewurden nur in engenund unsicheren Grenzenerfüllt.Schondie
offizielle Bezeichnung der stalinschen Gewaltherrschaft als »Periode des
Peisönlichkeitskulls« zeigte an, daß eine gründliche und öffentliche Auf
deckung der Voraussetzungen, Durchsetzungsbedingungen, Herrschaftsme
thodenund-folgen desStalinschen Ibtalitarismus seitensder Parteiführung
nicht beabsichtigt war. Der XXII. Parteikongress im Oktober 1961 machte
allerdings deutlich, daß Chruschtschow (und natürlich nichter allein)nicht
aufder Position der Geheimrede verharren wollte. Die offenkundig verfolgte
Politik dosierter Entstalinisierung ist imübrigenaktuell nicht ohne Interesse
als hypothetische Alternative zum Verlauf der Perestrojka.

Merkmale der zweiten Hälfte der 50er Jahre waren die Brechung der
eigenständigen Machtposition der Geheimpolizei (NKWD) und ihre Unter
ordnung unter die Führung der KPdSU, die Freilassung eines großen Tbils
der politischen Gefangenen, gefolgt von nichtöffentlichen Rehabilitierun
gen, die Durchsetzung Chruschtschows gegenübereiner reformfeindlichen
Fraktion imPolitbüro, eine implizite Einigung zwischen der UdSSR undden
Westmächten auf den Status quo der Einflußsphären in Europa, die ersten
sowjetischen Weltraumerfolge, ein beträchtliches, allerdings auf den kenn
zeichnenden extensiven Faktoren und Methoden beruhendes industrielles
^chstum, das von begrenzten, aber fühlbaren Verbesserugen der materiel
len Lebensbedingungen begleitet war. Alles in allem waren das günstige
Bedingungen für die Konsolidierung der oben bezeichnetenLegitimations
ressourcen für die nachstalinsche staatssozialistische Ordnung. Von ihrer
Verbreiterungund Vertiefung kann manallerdingswohlkaumsprechen;z.B.
wurden Pathosund Euphoriedesauf demXXII. Kongress der KPdSU ange
nommenen neuen Parteiprogramms, das mit dem Satz endete »Die Partei
verkündet feierlich: die heutige Generation der Sowjetmenschen wird im

14 Die Redewurdeinder UdSSR zwarnichtpubliziert, aber in Gnindoi]ganisationen der Partei
und auch in anderen Veisammiungen jeweilsbesondererPersonenkreiseverlesen.

15 DieMetapherdes »Tauwetters«, diediezweiteHSIfteder 50erJahre mit ihrenHoffnungen und
den bescheidenen realen Ansätzen zur Entstalinisierungkennzeichnete,wurde seinerzeit dem
Titel einer Erzähiunglija Ehrenbuigs entlehnt. Dem XX. Kongreßvorausgegagen waren u.a.
Amnestien poiilischer Gefangener.
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Kommunismus leben!«, in der Gesellschaft eher zurückhaltend aufgenom
men.

Die sozialen Wertmuster, gesellschaftlichen Anschauungen und latenten
politischen Orientierungen, die die Reformpolitik Gorbatschows vorfand,
bildetensichaus alsBestätigungen, Modifikationen oder auchals Korrektive
von Elementen tradierter Denkweisen und Einstellungenim Verlaufder 18
Jahre (1964-1982) währenden Amtsperiode L. I. Breschnews als Generalse
kretär der KPdSU. Seit Gorbatschow werdendiese knappenzwei Jahrzehnte
als »Stagnationsperiode« bezeichnet, eine Charakterisierung, die westliche
UdSSR-Experten bereits in den 70er Jahren benutzten.

Eswar in der Iht eine Phaseder Konsolidierung, nichtaber der fortschrei
tenden Reformierung der staatssozialistischen Gesellschaft in den unter
Chruschtschow ausgebildeten Umrissen. Zunächst entstand der Anschein
einer dynamischen Fortentwicklung. Die Anfang der 60er Jahre begonnene
ökonomischeReformdebattewurdedurch entsprechendePartei- und Regie
rungsbeschlüsse im Herbst 1965 in die Wirtschaftspraxis übergeleitet.Damit
schien die notwendigeKonsequenz aus der Erkenntnis gezogenzu sein, daß
die an das direktive, zentralistische und administrative Planungs- und Lei
tungssystem der Wirtschaft gebundenen extensiven Methoden der Wirt
schaftsführung und-entwicklung erschöpft waren und rasch und konsequent
ersetzt werden mußten. Manche westliche Sowjetologen äußerten von Be
ginn an Zweifel an der tatsächlichen Realisierung des ökonomischen Re
formkonzepts mit der Begründung, das Gelingen verlangedie gleichzeitige
Liberalisierung der politischen Herrschaftsweise, wozu die Parteielite kaum
bereit sei.

Thtsächlich wurdedie Wirtschaftsreform 1968/69 auf einem Stand einge
froren, der deutlich hinter der Reichweite der Leitkonzeption zurückblieb
(wobei die entscheidenden Motive und konkreten Umstände dafür meines
Wissens noch nicht umfassend und präziserhellt sind). Nunmehr setzte die
eigentliche Stagnationsphase ein. An ihrem Beginnstand zugleich die Ein
stellung und partielle Rücknahme der Stalinismuskritik.

Das in aller Kürze Angedeutete bildet den Hintergrund der Entstehung
und Entfaltung der sowjetischenDissidentenbewegung. Ungeachtet zahlrei
cher Einzeluntersuchungen harrt diese m.E. noch der umfassenden zeitge
schichtlichen, politologischen, soziologischen und ideenkritischen Aufarbei
tung. Meine Kenntnisse auf diesem Gebiet sind begrenzt; ich beschränke
mich im gegebenen Zusammenhang auf wenige Feststellungen:
- Das gegen Ende der 60cr Jahre in der UdSSR auftretende Dissidenten-

tum ist Ausdruckenttäuschter Liberalisierungserwartungen und begrenz
ter tatsächlicher Liberalisierung zugleich. Wurden die nonkonformisti
schen Artikulationen von Beginn an unterdrückt, so doch nicht mittels
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jener StalinschenIbrrormethoden, die sie gar nicht erst hätten aufkom
men lassen.

- Als weltanschaulich, gesellschaftlich und politisch Andersdenkende und
als Kritiker der staatssozialistischen Ordnung (und Mißstände!) traten
vor allem Intellektuelle und Künstler hervor, und zwar mit den ihnen
eigenen Mitteln, d.h. vorallem mitdem geschriebenen Wort(Pamphlete,
Aufsätze, Analysen, Erzählungen, Aufrufe u.ä.m. imSelbstverlag - Sam-
izdat). Ansätzezur Organisationsbildung wareneher selten und nachder
Anzahl der Beteiligten bescheiden.*'

- Die politischen, gesellschaftlichen und weltanschaulichen Quellen und
Orientierungen derschreibenden Dissidenten waren vielfältig, z.B. religi
öser, russisch-philosophischer, nationaler, westlich-liberaler, allgemein
humanistischer, seltener sozialdemokratischer oder gar »westlich-mar
xistischer« Art.

- Die imgegebenen thematischen Zusammenhangwesentliche Frage istdie
nach der Reichweite der Dissidentenbewegung. Der Anteil der Aktiven
an der gesamten Intelligencija ist zweifelsfrei gering. Größer, doch exakt
schwer ermittelbar ist ihr Einfluß, die Breitedes rezipierenden Umfelds.
Ihre technischen Möglichkeiten z.B. der Vervielfältigung der Samizdat-
schriften waren bescheiden, aber mündliche Kommunikation dürfte eine
beträchliche Rolle gespielt haben. Wollte man - ein allerdings metho
disch fragwürdiges Verfahren - von der politischen und ideologischen
Orientierung der Intelligencija unter den Bedingungen der Perestrojka
zurückschließen auf den Einfluß der Dissidentinnen der 60er und 70er
Jahre, müßte man diesen jedenfalls hoch veranschlagen.
Ende der70er Jahre war esderParteiführung mit Hilfe derRepressions

organegelungen, die Dissidentenbewegung durch eine Doppelstrategie von
erzwungener oder freiwilliger Emigrationzumeinen undVerurteilungen und
Isolierung in Gefängnissen oderArbeitslagern zum anderen weitgehend aus
zuschalten. Allgemein ist jedenfalls begründet zu vermuten, daß das Auftre
ten,der Einfluß und die Nachwirkungen der sowjetischen Dissidentinnenbe
wegung der 60er und 70er Jahre bereits seinerzeit ein Indiz erodierender
Legitimation der staatssozialisiischen Ordnung innerhalb der Intelligencija
war.

Nichtzuletzt in Anbetracht vonEntwicklungen in der UdSSR wieder im
März 1991 einsetzenden und sich rasch ausdehnenden Streikbewegung mit

16 Siehe z.B.: Ixwylzkyj, Boris: Polnische Opposition inderSowjetunion 1960-1972, MQnchen
1972.
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ihrenpolitischen Forderungen ist die Frage nach den Legitimationsbedingun
gen der staatssoziaiistischen Ordnung in der Arbeiterschaft_ (einschließlich
der subalternen Angestellten) im Verlauf der Breschnew-Ära bedeutsam.
Von derangelsächsischen Sowjetologie ausgehend, war esschon während der
70er Jahre im Westen überhaupt verbreitet, in Beiträgen zurLegiiimations-
problematik, zur Struktur und zum Bewußtsein der sowjetischen Arbeiter
schaft u.ä.m. als untersuchungsleitende Hypothese einen stillschweigenden
Sozialvertrag zwischen Arbeitern und Herrschaftsträgern zu unterstellen.
Alssein Inhaltwurde der Austausch vonSystemloyalität gegen die Gewähr
leistungvon Arbeilsplatzsicherheit, eines Mindestbedingungen dermateriel
len Subsistenz sichernden Reallohnes und bestimmter sozialpolitischer Ga
rantien angenommen.

Natürlich handelt es sich dabei um nicht mehr als um eine externe Inter
pretation des empirisch evidenten Faktums der »Fügsamkeit« (M. Weber)
der sowjetischen Arbeiterschaft gegenüber der staatssozialistischen Sozial-
und Herrschaftsordnung jener Zeit." Für die metaphorische Deutung des
stillschweigenden oder impliziten Sozialvertrags lassen sich auf der Ebene
der Betriebe konkretere und realere Begründungen und Nachweise anfüh
ren, als ingesamtgesellschaftlicher Dimension. Soerfolgt z.B. die Gratifizie-
rung der betrieblichen Wirtschaftsresultate durch die vorgeordneten Instan
zenfürdieRinktions- undSiatusgruppen nach dengleichen Kriterien (wenn
auch nicht ingleichen Relationen). An der Realisierung (genauer: am mehr
oder weniger manipulierten Nachweis) dieser Kriterien sind mithin alle
Betriebsangehörigen, von den Leitenden bis zu den Arbeitern, in gleicher
Weise interessiert. Sie sind zudemzur Erreichungdes (Schein-)Ergebnisses
aufwechselseitige Kooperationsbereitschaft angewiesen." Diese komplexe
Struktursozioökonomischer Beziehungen wurde hiernur angedeutet; sicher
ist m.E jedenfalls trotz zugleich andersgerichteter Tfendenzen, daß indiesem
Bereich - bislang - dieinteressenkongruenten Wirkungen überwiegen.

17 Die Fälle von Arl>eiterproieslen, -vridersiand und Fotdeningsalttionen, die nach den Kriterien
von Dauer und Beteiligung nur selten gröOere Ausmaße annahmen (vgl. hierzu die gründlich
recherchierte und gewissenhaft kommentierte Untersuchungvon Karl Schlögek Der renitente
Held, Hamburg 1984) sprechen für sich genommen ebenso wenig für l.egitimationsverlust der
etablierten Herrschaftsordnung wie Streikbewegungen und andere Ixhnarbeitskonflikte in
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaften.

18 Vgl. z.B. Säbel, Ch. FTStark, David: Flanning, Politics and Shop Floor Power. Hidden Forms
ofBatgainingin Soviet-Impräed State-SocialistSocieties, in; Polticsand Society,Vol. 11 (1982),
S. 439-475.
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Prekärerwar (und ist) dieSituation imgesamtgesellschaftlichen Maßstab.
Beider hochzentralisiertenVerfügung Ober Verteilung und Verwendung des
erwirtschafteten Gesamtprodukts kann das angesprochene legitimationssi-
chernde Reallohnniveau nicht aufder Ebene der Betriebegarantiert werden,
es bedarf dazu entsprechender Verfügungen der höchsten Entscheidungsor
gane. Mag die heute in der UdSSR gängige Erklärung fiberzogen sein, wo
nach in der »Stagnationsperiode« Verbrauchsgütererzeugung (und damit
indirekt Reallöhne), Wohnungsbau, soziale Dienste und andere das Subsi-
stenzniveau bestimmende Riktoren des individuellen und kollektiven Ver
brauchs stets als Residualgrößen behandelt wurden, sie rangierten ohne
Zweifel an nachgeordneter Stelle. Beidem seit Ende der 70er Jahre beschleu
nigten Rückgang der realen Leistungsfähigkeit der sowjetischen Ökonomie
und Beibehaltung der überkommenen Verwendungsprioritäten wurde mit
hin im Lichte der Sozialvertragshypothese die Sicherung der Legitimation
der staatssozialistischen Ordnung prekär, was im übrigen die Entwicklung
der späten 80er Jahre bestätigt.

Zu verweisen ist auf einen weiteren Aspekt. Oben wurden in jeweiligen
Phasen wirksame Legitimationsressourcen der sowjetischen Herrschafts
und Gesellschaftsordnung bezeichnet wie: bewußte kommunistische Partei
nahme, Aufbauenthusiasmus und Ibchnikeuphorie, Kongruenzen zwischen
tradierten und aktuell postulierten (oder auch partiell realisierten) sozialen
Normen, Bejahungder »strengen«Herrschaft, desstarken Führers und Staa
tes, Identifikation mit den Opfern und Triumphen des »Großen Vaterländi
schenKrieges« u.a.Wie problematisierbar immerder Gehaltjener Legitima
tionsmuster ist, sie können als intrinsische Fbrmen der Herrschaftsanerken
nung gekennzeichnet werden.

Die Hypothese eines Sozialvertrags dagegen meinteinen Legitimations
modus, der in Anlehnung an die Interpretationder gewandelten Einstellung
einer Schicht britischer Arbeiter zuden Bedingungen, Inhalten und Zusam
menhängen der eigenen lätigkeit als »Instrumenten« zu charakterisieren
wäre", d.h. als ein zweckrationales Verhältnis. Zugespitzt bedeutet das:
Loyalität wird gewährt, solange der Kontrahent seineLeistung erbringt.

Allgemein muß unterstelltwerden, daßder instrumenteileLegitimations
modus weniger gefestigt als der intrinsische wirksam ist (auch wenn die

19 Goldihotpc, Lockwood TheAfliuenl Wofker, Bd. 1: Induslrial Altitudes and Behaviour,
Cambridge 1968. ZurKritikdieses Ansatzes siehe: Deppe, Frank: Empirische Untersuchungen
zumArbeiter- und Klassenbewußtsein im Spätkapitalismus, in: derselbe:Das Bewußtsein der
Arbeiter.Studien zur politischen Soziologie desArbeiterbewußtseins, Köln 1971, S.72-117.
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Differenz empirisch eher als nur graduelle erscheint). Neben einer Reihe von
Indizien, zu denen z.B. Klagen sowjetischer Politiker undSoziologen schon
inden70erJahrenüberSchwierigkeiten derRekrutierung politischen Funk-
tions- und fachlichen Kadernachwuchses zählen, ist die Erosion intrinsi-
scher, wert-, glaubens- und überzeugungsgebundener Legitimationsmodi im
Ablaufder Generationswechsel inder UdSSR jedenfalls plausibel. Auch und
gerade im Hinblick auf Riktoren, die - zunächst - äußerlich viel weniger
wahrnehmbar waren als rückläufiges Wirtschaftswachstum, Verbreiterung
der »technologischen Lücke«, verschlissene Produktionsanlagen und Ver
kehrseinrichtungen etc., tratGorbatschow mithin einschweres Erbean.

2. Zum Scheitern der Perestrojka aufdem Gebiet der Wirtschaft

Wie schon angedeutet, war es inersterLinie dieweitere Verschlechtertung
derimmer schon angespannten materiellen Lebensbedingungen im Gefolge
der etwa Ende 1988 einsetzenden Wirtschafts- und Finanzkrise, die einen
breiten und tiefen Vertrauensverlust in der Bevölkerung in bezug auf die
KPdSU, diestaatlichenInstitutionen unddie Repräsentanten der offiziellen
Reformpolitik auslöste. Dabei gingen Gorbatschows Reformintentionen von
der Ökonomie aus, in ihr sah er das zentrale Feld der Perestrojka und er
betonte von Beginn an, daß Erfolge auf diesem Gebiet, die einespürbare
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen ermöglichen, unerläß
lich für das Gelingen des gesamten Reformprojekts seien. Wo liegen also die
Hauptgründe des Scheiterns?

Aufdie wirtschafis- und reformpolitischen Schritte in den ersten drei
Jahren der Amtszeit Gorbatschows zurückblickend, wird deutlicher, als es
seinerzeit der durch die allgemeine Perestrojkaeuphorie getrübte Blick of
fenbarte, daß die Reformpolitiker und -Ökonomen über keine zureichend
fundierte und ausgearbeitete Konzeption zurUmgestaltung derüberkomme
nen staatssozialistischen Produktionsweise® verfügten. Das ist einerseits er
staunlich; gab es doch schon in den 60er und 70er Jahren sowjetische Öko
nomen, die die strukturellen Fünktionsschwächen des direktiv-zentralisti-
schen und administrativen Planungs- und Leitungssystems genau kannten
und mitunter offen kritisierten und die auch mit den Debatten um die

20 ZurBegrflndung der UnerläBIichkeit ihrer radikalen UmgeslaUung und zu ihren kennzeichnen
den Institutionen und Funklionsmerknialen sowie -schwächen siehe Teil I meines in Fn. 3
genannten Buches.
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Fünktionsbedingungen einer sozialistischen Ökonomie,die in den 20erJah
ren sowohl in der UdSSR wie im Westen (hier auch noch später) gefflhrt
wurden, gut vertraut waren. Stellt man jedoch in Rechnung, daß diese Dis
kurse kontrovers blieben, sichoftnuraufEinzelprobleme bezogen undnicht
ineine fundierte Modellskizze eineraufeigenen gesellschaftlichen Grundla
gen ökonomisch und sozial rationalen und funktionsfähigen sozialistischen
Produktionsweise einmündeten, so wird der konstatierte Mangel verständli
cher.

Einige vorangestellte allgemeine Thesen zuden Grundbedingungen und
-Problemen einer als »sozialistisch« charakterisierbaren Produktionsweise
sollen zum Verständnis von Mängeln des ökonomischen Reformverlaufs
sowiemeiner Interpretation derselben beitragen:
- Einige Wirtschaftshistoriker und -ethnologen '̂ (deren Arbeiten m.R

nicht die gebührende Beachtung gerade jener, die es angeht, fanden)
haben daran erinnert daß die als »wirtschaftliche« bezeichneten Institu
tionen und Betätigungsweisen in erster Linie einmal gesellschaftliche
sind. Dasverweist auf die Vielfalt ihrer historischen Ausprägungen, auf
die generelle Möglichkeit ihrer verschiedenartigen Ausgestaltung sowie
darauf, daß die Bestands- und Funktionsfähigkeit von »Wirtschaftsord
nungen« vielehervonihrer gesellschaftlichen Anerkennung (Akzeptanz)
abhängt als von als universellausgegebenen»reinen« ökonomischen Ge
setzen.

- Derdiekapitalistische Produktionsweise prägende Impetus (und Impera
tiv)der Verwertung (Vermehrung) desWerts der eingesetzten Aufwands
faktoren derProduktion wird realisiert im Zusammenhang derDurchset
zungdesformalrationalen ökonomischen Prinzips derAufwandsminimie-
rung zur Erzielung eines fixen Resultats bzw. der Resultatsmaximierung
in bezug aufvorgegebenen Aufwand. Infolge der konkurrenzvermittelten
Befolgung dieses Prinzips durch die Kapitalverwerter wirdder Wirksam
keitsgrad (dieProduktivität) dergesellschaftlichen Arbeitständig gestei
gert. Die Funktionsweise einer sozialistischen Ökonomie wird geleitet
von Impulsen materialer Rationalität^ (z.B. Gerechtigkeitsaspekte, Ega-

21 z.B.: Polanyi, Karl: Thc Great Transfotmation. Politische und ökonomische Uiisprflnge von
Gesellschaften und Wirtschafts^temen, in Deutsch,Wien 1977; derselbe: Ökonomie und
Gesellschaft, Frankfurt/M 1979; Godelier, Maurice: Rationalität und Irrationalität in der
Ökonomie, FrankfurtTM. 1966; derselbe: Natur, Arbeit, Geschichte. Zm einer universalge
schichtlichen Theorie derWirtschaftsformen, Hamburg 1990.

22 ZurDifferenz formaler und materialer Rationalität in der Wirtschaft siehe: Weber, a.a.O. (Fn.
4), erster Halbband, S. tiO/öl.
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litätspostulate, Gebrauchswerlanforderungen, menschenwürdige Gestal
tung der Arbeitsprozesse u.ä.m.). Das formalrationale ökonomische
Grundgebot wird inder sozialistischen Ökonomie eine andere Bedeutung
alsim Kapitalismus erhalten, eskann jedoch nicht negiert werden.

- Die durch das in der UdSSR nach 1930 ausgebildete direktiv-zentralisti-
sche und administrative Planungs- und Leitungssystem gekennzeichnete
staatssozialistische Produktionsweise ist, besonders im Zusammenhang
fortschreitender Arbeitsteilung und Produktivkraftentwicklung, struktu
rell (und d.h.: notwendig) in einem Maße funktionsschwach, daß die
Dürftigkeit der Resultate der gesellschaftlichen Arbeit auch material
rationale Interessen (wie z.B. Gewährleistung menschenwürdiger Le
bensbedingungen für alle) blockiert. Diese Produktionsweise kann nicht
»vervollkommnet«, sie muß radikal verändert werden. Dabei muß der
Einsicht Rechnung getragen werden, daß bei fortgeschrittener gesell
schaftlicher Arbeitsteilung »Wirtschaften« nichtals unmittelbar gesamt
gesellschaftliche Veranstaltungorganisiert werden kann. Das hat zur Fol
ge, daß den arbeitsteilig (vor allem in Form von »Betrieben«) parzellier
ten Wirtschaftskollektiven ein hohes Maß ökonomischer Entscheidungs
und Handlungsfreiheit zuerkanntwerden muß und daß dieökonomischen
Allokations- und Zirkulationsprozesse zunächst einmal überwiegend ho
rizontal, alsoimallgemeinen Sinne marktförmig verlaufen.

- Wenn sich eine Gesellschaft jedoch für eine »sozialistische« Ökonomie
entscheidet, müssen die einzelwirtschaftlichen Kollektive eingebunden
werden indie von allen gesellschaftlichen Individuen mitbestimmten und
anerkannten ökonomischen und außerökonomischen Zielbestimmun
gen, Entwicklungsrichtungen, Funktionsregeln, Machtbegrenzungen und
anderen ordnungsspezifischen Restriktionen, öffentlichen Beteiligungs
und Kontrollregelungen etc. Als zentrales Problem einersolchen Produk
tionsweise läßt sich die Notwendigkeit kennzeichnen, permanent einen
gesellschaftlich anerkannten und sachlich (nicht zuletzt ökonomisch)
funktionalen Ausgleich zwischen partialgesellschaftlicher Interessenver
folgung und demokratisch legitimierten gesamtgesellschaftlichen An
sprüchenund Erfordernissen zu finden.
Die sowjetischen Reformpolitiker und -Ökonomen standen nach dem

Amtsantritt Gorbatschows im Frühjahr 1985 vordem schweren Erbe einer
auch in materieller, stofflicher Hinsicht in beträchtlichem Maße ruinierten
Ökonomie. Mindestens die 10vorausgegangenen Jahre war auf Kosteii der
Substanzgewirtschaftet worden. Die Folgen waren nicht nur im Produktions
sektor, sondern zugleich auf sozialem, schulischem, kulturellem, ökologi
schem Gebiet äußerst prekär: Vorherrschen überalterter Produktionsanla-
gen, ungenügend entwickelte und zudem verschlissene Infrastruktureinrich-
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tungen, gravierende strukturelle Disproportionen im Produktionsbereich,
besonders ausgeprägte Leistungsdeflzite in der Landwirtschaft, im Bauwe
sen, in der Nahrungsmittel- und Leichtindustrie, technologische RQckstän-
digkeit, entwicklungs- undproduktionsbezogene Innovationsträgheit, Woh
nungsnot, Mangel an Krankenhäusern, an Baulichkeiten im Schul- und Vor
schulbereich, imSozialsektor, fortgeschrittene ökologische Schäden u.a.m.

So tat sich ein Ibufelskreis auf: um diese materiellen Defizite zu überwin
den,bedurftees einer leistungsstarken Ökonomie, aber diesekonnte nur auf
der Basis bereits in erheblichem Maße erfolgter Überwindung der Mängel
entwickelt werden. Die- noch soradikale - Änderung derProduktionsweise
allein konnte diese Probleme nicht lösen.

1985 und 1986 wurden noch keine ökonomischen Reformentscheidungen
getroffen, dafür aber zahlreiche wirtschaftspolitische Beschlüsse gefaßt. Zu
erst - im Juni 1985 - wurde dem Maschinenbausektor erste Priorität zuer
kannt. Im 1986 anlaufenden 12. Fünfjahrplan sollte der Anteil dieses Be
reichs an den industriellen Gesamtinvestitionen gegenüber der Vorperiode
um über 50% steigen. Allenfalls das wäre durchzusetzen gewesen und es
hättebei (allerdings unwahrscheinlicher) Einhaltung weiterer Bedingungen
(u.a. Oberwindung der Innovationsschwäche) einen bedeutenden Schritt
voranbringen können. Aber bald schon wurden Schwerpunktprogramme für
andere Bereiche beschlossen: für dieLandwirtschaft, die Nahrungsmittelin
dustrie, fürden Wohnungsbau, die Bauwirtschaft selbstu.a.m.Dieseüberfor
derten dieAkkumulationsfähigkeit derGesamtwirtschaft (oder präziser: das
gesellschaftliche Arbcits- und Leistungsvermögen) heillos, so daß keines
dieser Programme überhaupt nurernsthaft inAngriff genommen wurde.

Im Sommer 1987 wurdeein dreiteiliges Paketökonomischer Reformbe
schlüsse verabschiedet. Es bestand aus einem neuen Gesetz über die Stel
lung, die Rechte und Pflichten der Betriebe^, aus den Grundzügen einer
recht umfassenden Reformkonzeption in Form eines Beschlusses des 2^n-
tralkomitees der KPdSU" sowie aus 10 von der staatlichen Bürokratie erar
beiteten Beschlußtexten, die das ZK-Papier bereichs- und funktionsbezogen
konkretisierten." Schon an den beiden erstgenannten Dokumenten übten
Ökonomen und Wirtschaftspraktiker breite Kritik. Zwar versprachen diese

23 Text indeutsch In: Huflschmld, Jörg(Hg.): Die Wirtschafisrcfonn inder Sowjetunion, Köln
1987,8.80-137.

24 Titel in deutscher Übersetzung: »Hauplleitsätze der grundlegenden Umgestaltung der Wirt-
schafuleitung«; russ. in:Ekonomitscheskaja gazeta Nr.27-1987, S.11-14.

25 Z.B. jeein RefonnbeschluB für die Wirtschaftsplanung, die Preisbildung, das Bankcn^tem,
das Finanzwesen, die AuBenwirtschaft etc.
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Ibxte (im Unterschied zu den unbrauchbaren 10Einzelelaboraten) prakti
scheReformschritte indienotwendige Richtung; mehralsaufdenBeschluß
wortlaut kam esjedoch aufRichtung und Konsequenz der Umsetzung indie
Wirtschaftspraxis an. Allerdings - und für diesen Gang derDinge sprachen
dieErfahrungen der Reformversuche von 1965,1979 und 1983 - erfolgte ab
Anfang 1988 die Implementierung in restriktiver Ibxtauslegung und zudem
selektiv (Nichtrealisierung ganzer Reformfelder) und partiell (nurteilweise
Implementierung der für einen jeweiligen Bereich beschlossenen Neuerun
gen).

Die ReformbeschlQsse von 1987 und erst recht die 1988 eingeführten
Änderungen einzelner Momente der Wirtschaftsplanung und -leitung blie
ben weit hinter den sachlichen Erfordernissen zurück. Aus dem dabei wirk
samen Ursachenkomplex seien hier lediglich angedeutet:
- der politische Druck auf Wirtschaftsadministration und Betriebe, die

Neuerungen ohne Produktionsunterbrechungen und -Verluste einzufüh-
ren,

- fehlender Reformwille beiden Protagonisten der Wirtschaftsadministra-
tion wie auch bei vielen Betriebsleitern,

- unzureichender Nachdruck der politischen Führung auf unbedingte Be
schlußverwirklichung (u.U.infolge internenDissenses),

- Mangel anmateriellen und finanziellen Reserven für dieUmstellung und
die Anwendung der neuen Funktionsregeln,

- Fehlen eines exekutiven Instanzenzugs im überkommenen staatlich-ad
ministrativen Systemder UdSSR überhaupt.
Etwa zeitgleich mit der verunglückten Umsetzung der Beschlüsse von

1987 in dieWirtschaftspraxis wurden neue ökonomische Reformrichtungen
kreiert: die Zulassung und Propagierung kleiner privatwirtschaftlicher In
itiativen unterder Firmierung vonGenossenschaften undbald danach schon
die Entdeckung und Sanktionierung des »Pachtsystems«. Entwicklung und
Probleme dieser Ansätze können hier nicht diskutiert werden, vermerkt sei
nur, daß auch ohne dieschließlich staatlicherseits praktizierten Restriktio
nen, Zögerlichkeiten, Willkürentscheidungen u.a.m. diese Neuerungen be
stenfalls ergänzende Entwicklungen eröffnen, nicht aber dieHauptrichtung
der Wirtschaftsreform vorantreiben konnten.

Die zunächst als sich rasch verbreitender und verschärfender Warenman
gel auftretende Wirtschaftskrise ab Ende 1988 ist in erster Linie Folge der
einseitigen Anwendung der Reformmaßregeln von 1987. Diese Zusammen
hänge sind vielfältig, hier sei lediglich ein bezeichnender benannt. Die Be
triebe sollten eingewisses Maß ökonomischer Eigenständigkeit erhalten und
u.a. für dieEigenerwirtschaftung der Betriebsmittel verantwortlich werden,
über diese aberauch selbst verfügen können. Dajedoch die administrative
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Zuteilung von Produktionsmaterialien und Ausrüstungsgütem beibehalten
wurde, war die produktive Verwendung der erwirtschafteten Finanzmittel
blockiert, und die Betriebe gewährten stattdessen den Beschäftigten be
trächtliche Lohnerhöhungen. Der ohnehin schon vorhandene Kaufkraftstau
wurde somit verstärkt, und infolge der Eigendynamik der Wirkungen von
Knappheit waren bald Warenlagerund Ladenregale geleert.

Kennzeichnend für die (letztlich wohl tradierter voluntaristischer Grund
haltungentspringende)Unbedenklichkeit staatlicher Funktionsträgerin der
UdSSR ist, daß man zwar beschloß, den Betrieben mehr Finanzmittel zu
belassen, die entsprechenden Mindereinnahmen aber nicht bei der Haus
haltsplanung in Rechnung stellte. Die Ausgabenwurden nicht reduziert, und
das folgliche Defizitwurdealsgedeckt durch Anleiheauseinem mysteriösen
»gesellschaftlichen Kreditfonds« deklariert, der sich aber als nichts anderes
als die Notenpresse entpuppte. Geldumlauf und Gesamtnachfrage wurden
mithin zusätzlich zur privaten Kaufkraftvermehrung durch erhöhte Löhne
ausgeweitet, wassich infolge der reformbedingten Lockerungder staatlichen
Fixpreise nunmehr in Preissteigerungen auswirkte. Diese wiederum führten
zur Flucht aus Bargeldhaltung und Sparen und verstärkten einmal mehr die
Güternachfrage. DasZusammentreffen überkommener Mängel dersowjeti
schen Wirtschaftsweise mit den Konsequenzen unsachgemäßer Reform
schritte wirkteab 1989 krisenverallgemeinernd und -verschärfend. Schon im
Laufe dieses Jahres gerieten die Reformbeschlüsse von 1987 in Vergessen
heit, niemand hielt sie auch nur noch für erwähnenswert.

Das Scheitern des kümmerlichen Reformversuchs von 1988 rief nunmehr
die sowjetischen Marktwirtschaftler auf den Plan oder besser: fast alle pro
minenten Ökonomen und viele Politiker mauserten sich jetzt rasch und
gründlich zu Marktprotagonisten (und mit ihnendie sowjetischen Massen
medien). Zwarwar1990 dasJahrscharfer ordnungspolitischer Kontroversen
zwischen der Unionsregierung und Repräsentanten der erstarkenden libera
len Strömungen in den Parlamenten der Union und der Einzelrepubliken
sowie Wirtschaftswissenschaftlern. Dabei ging esaber nicht umdie Frage des
Übergangs zur Marktregulierung überhaupt, sondern um Ibmpo und Metho
den der Freisetzung von Marktbeziehungen. Inzwischen sind die konzeptio
nellen Divergenzen verblaßt, was blieb, sind eher persönliche Rivalitäten,
politische Streitereien und wechselseitige Verdächtigungen ideologischen
Starrsinns, unlauterer Motive etc

Im Mai 1991 billigte der Oberste Sowjet der Union »im Prinzip« ein
Programm der Regierung Pawlow zurAntiicrisenpolitik und zum Übergang
zum Markt. Man kann getrost von der Frage nach der sachlichen Fundiert
heit dieses Programms absehen, es hat ohnehin nicht die mindeste Realisie
rungschance. Die UdSSR besteht nicht mehr als Einheitsstaat und noch nicht
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als Konföderation. Jede Republik, jeder Kreis und jede Kommune nutzt
Beschlüsse der Unionsregierung, wenn sievorteilhaft sindund, ignoriert sie,
sobald sie mit Anforderungen verbunden sind.

Erhalten bleiben Gewohnheiten, politische Stile und Methoden, Propa
gandaformen, publizistische Vorlieben. Kurz nach dem Markt wurde das
Privateigentum entdeckt undnunmehr von deneinenheilig gesprochen, von
den anderenimmerhin akzeptiert. DiePerestrojka aufdemGebietder Wrt-
schaft brachte von Beginn an und dann in wechselnder Abfolge jeweilige
Schlagworte und Leitbegriffe hervor, die plötzlich die Presse beherrschen
und inaller Mundesind:Vervollkommnung und Beschleunigung,vollständi
ge Wirtschaftsrechnung und Selbstfinanzierung, Kooperative und Pachtsy
stem, Sich-als-Herr-fühlen und Auf-eigenem-Boden-stehen, freie Wirt
schaftszonen, zivilisiertes Unternehmertum, Waren- und Devisenbörsen,
Managerschulung, Unternehmensberatung, Marketing und heutevorallem:
Entstaatlichung und Privatisierung.

Marktbeziehungen innerhalb einer Wirtschaftsordnung, wie ich sie auf
denSeiten 20/21 (Spiegelstriche) skizziert habe, stehen heute inderUdSSR
nicht zur Debatte. Diese wird bestimmt von den »reinen«, den privatwirt
schaftlich und in der Konsequenz kapitalistisch orientierten Marktprotago
nisten, die zwar nicht völlig unangefochten agieren, deren gelegentliche
offene Widersacher aber ebenso konzeptionslos wie die versteckteren sind
(Rückkehr zu Breschnew oder gar zu Stalin ist schließlich keine Konzep
tion).

Nachmeiner Einschätzung ist zu erwarten,daß sowohl auf der Ebene der
Union wie in den meisten Republiken inabsehbarer Zeitdie liberalen poli
tischen Parteien und Gruppierungen mehrheitsfähig werden" und mit ihnen
im Gefolge die Befürworter der uneingeschränkten, privatwirtschaftlichen
Marktökonomie. Dabei sind diejüngeren marktwirtschaftlichen Deklaratio
nen,Programme, Erwartungen, Verheißungen etc. rational schwer nachvoll
ziehbar. Zur Begründung nur eine Auswahlvon Argumenten:
- in keiner mirbekanntenDarlegung vonMarktbefürwortern wird erklärt,

wie allein durch einen neuen »Wirtschaftsmechanismus« die drängenden

26 Hieizulande wurde ofTenlxar weithin Obersehen, daß Gorbatschow mit seiner Unteischrin am
23.4.91 unterdieAbsichtserklärung mitdenRepräsentanten von neun Einzelrepubliken, rasch
eine Einigung Ober einen Unionsvertrag herbeizuführen, seine eigene Entmachtung unter
schrieben hat.Bald nachder für EndediesesJahresvorgesehenen Verabschiedungeinerneuen
Unionsverfassung durch den Kongreß derVolksdeputierten derUdSSR sollen nämlich diein
dieser vorgesehenen Organe (Präsident, Parlament) neu gewählt werden. Dabei haben sowohl
Gorbatschow persönlich wie erstrecht dieKommunistische Partei keine Chance.
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Probleme des sowjetischen Produktionspotentials im weitesten Sinne, auf
die oben im Zusammenhang des von Gorbatschow angetretenen »Erbes«
- durchaus unvollständig - verwiesen wurde (S. 62), gelöst werden sollen;
völlig unzureichend wird reflektiert, daß das (durchaus relative) Funktio
nieren der entwickelten kapitalistischen Marktwirtschaften und der hier
erzeugte (äußerst ungleich verteilte) materielle Reichtum auf produk
tionsstrukturellen und technologischen, auf professionell-qualifikatori-
schen, gesellschaftlichen, soziokulturellen, psychosozialen und zahlrei
chen anderen Voraussetzungen beruhen, die im Verlauf vieler Jahrzehnte
(und mehr) entwickelt wurden;
deren Fehlen in der UdSSR sei nur an einem Beispiel angedeutet: in
Konsequenz des verfolgten Prinzips »ein Produkt - ein Betrieb« hat die
sowjetische Industrie unter marktwirtschaftlichen Bedingungen weitge
hend eine monopolistische Firmenstruktur. Da es sich dabei weniger um
eine konzernmäßige Unternehmens- als um eine betriebliche Produk
tionsstruktur handelt, ist deren Auflösung nicht ganz einfach;
ein in diesem Kontext vermiedener Blick auf das Ausmaß erforderlicher

»Anschubfinanzierung« in der früheren DDR würde wohl vor der Dimen
sion des erheischten Finanzierungsbedarfs in den Ibrritorien der (noch
existenten) UdSSR erschrecken lassen;
der im Westen mißbrauchte, weil den wörtlichen Bedeutungsgehalt ad
absurdum führende Begriff »Wirtschaftshilfe« wird in der UdSSR offen
bar ernst genommen. Man legt sich jedenfalls kaum Rechenschaft darüber
ab, wie die Sowjetunion bei ihrer notorischen, sich in jüngster Zeit sogar
noch verstärkenden Exportschwäche den Schuldendicnst für riesige Aus
landsanleihen erwirtschaften kann;
man fragt nicht nachden Möglichkeiten und Konsequenzen einer Priva
tisierung der Produktionsmittel ohne Existenz einer Unternehmerklasse;
vereinzelt auftauchende Konzepte, die durch adjektivische Beifügungen
als modiflziert marktwirtschaftliche gekennzeichnetwerden (z.B.gelenk
te Marktwirtschaft), werden von den unbedingten Marktapologeten nur
von oben herab ironisiert. Zugleich verdrängen diese jedoch einerseits die
Dimension drohender Arbeitslosigkeit, falls die sowjetische Ökonomie
der Weltmarktkonkurrenz ausgesetzt werden sollte, und sie fordern ande-
renseits selbst soziale Garantien für die Bevölkerung;
die Art marktwirtschaftlicherPropagierungsuggeriert bewußtoder unbe
wußt, einesoerneuerte sowjetische Ökonomie könne inspätestens 10-15
Jahrenzum Produktivitäts- undWohlstandsniveau derentwickelten kapi
talistischen Gesellschaften aufschließen. Als Vergleiche werden aus
schließlich Japan, die USA, Schweden und die BRD herangezogen, nicht
aber Brasilien, Mexikooder gar Indien.
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Die Liste schwer nachvollziehbarer Leichtfertigkeiten in der propagandi
stischen, aber auch in der »seriös« begründeten konzeptionellen Argumen
tation der sowjetischen Wirtschaftsliberalen, überwiegend angesehene Öko
nomen und Publizisten, ist durchaus unvollständig. Diese Marktprotagoni
sten sind jedenfalls,so muß manschlußfolgern, für die zu erwartendeChan
ce, ihre ökonomische Wunschordnung zu verwirklichen, schlecht gerüstet

3. Probleme und Folgen der politischen Umgestaltung der
sowjetischenGesellschaft.

Waren die Konsequenzen der Ende 1988 hereinbrechenden Wirtschaftskrise
fürdieohnehinstets prekärenmateriellen Lebensbedingungen dasauslösen
de Moment für den Umschlagder sich vermutlich bereits abschwächenden,
zunehmend von Gleichgültigkeit und auch Zweifeln durchsetzten System
loyalität breiter Tbile der sowjetischen Bevölkerung inoppositionelleOrien
tierung, so boten vielfältige im Zusammenhang der politischen Umgestal
tung entstandene Neuerungendie Möglichkeit,den veränderten Denkweisen
und Haltungen Ausdruck zu verleihen (Stimmabgabe, Beteiligung an De
monstrationen, andere Protestformen, Streiks u.a.m.).

Dieseroffenkundig breite Wandel in der Wahrnehmung der überkomme
nen politischen, sozialen undwirtschaftlichen Ordnung,der Sichtweise des
sen,wassieden Menschen bringtundwassie ihnenzumutet, ihrer Repräsen
tanten usw. äußert sich heute oft in intransigenten und militanten lärmen.
Das ist keineswegs unverständlich. Zu abrupt und zu krass ist der Umschlag
von uniformer, permanenter und allseitiger Glorifizierung, zumindest je
doch Rechtfertigung der sozialistischen Ordnungdurchdie Agenturenschu
lischer, medialer undpolitischer Sozialisation in radikale Infragestellung der
sowjetischen Vergangenheit, allseitige Kritik der aktuellen Verhältnisse wie
der überkommenen Rechtfertigengslehre vor allem durch Presse und Fern
sehen. Eigenständiges Denken und Urteilen war seit Stalin nicht mehr ge
fragt und wurde unterdrücktstatt gelehrt.Flankiert durch das Informations
monopol der Herrschaftsorgane bildetesich so unvermeidlich Bereitschaft
zur Übernahme der offiziellen historischen Deutungen und der aktuellen
gesellschafllich-politischen Erklärungsmuster aus, eine Neigung, die nach
der Demontage der bisherigen Begründungsmuster sozialerund personaler
Identität nunmehr der Wirksamkeit der alternativen Erklärungsangebote,
Ordnungskonzeptionen und Leitbilderzugutekommtund sie (mit-)erklärt.
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Seither, d.h. etwa seit Ende 1988, setzt sich in der UdSSR die Ihndenz zur
Polarisierungder gesellschaftlichen und politischen Kräftedurch." »Polari
sierung« trifft die aktuelle Situation allerdings nur partiell, deshalb eine -
sachlich verkürzte - Präzisierung: sieht man von den besonderen Verhältnis
sen in den einzelnenRepublikenab und konzentriert sich auf die Moskauer
Konstellation, die ungefähr die anderer russischer Großstädte und indu
strieller Zentren widerspiegelt, so werden die Pole von den westlich-liberal
(und sozialdemokratisch) orientierten Parteien und Gruppierungen^ sowie
von jenen Organisationengebildet, in denen sich in spezifischer Weise rus
sisch-nationalistische mit orthodox-kommunistischen (breschnewistischen
bis stalinistischen) Ihndenzen vereinen. Der politisch-gesellschaftlichen
Konzeption nach stehen zwischen diesen Polen Gorbatschow, die Unionsre
gierung und die ofßzielle Linie der KPdSU (wobei diese tatsächlich in jede
der drei genannten Richtungen zerfällt).

Die eigentliche Konfrontation spielt sichjedoch nicht zwischen den die
Pole markierenden Kräftenab, sondern zwischen den Liberalen(die sich in
der Sowjetunion als »Linke« bezeichnen) und den Repräsentanten des Zen
trums. Das ist unmittelbar einsichtig insofern, als es um die klassische Bezie
hungzwischen Opposition (Liberale)und Regierung (Präsidentund Unions
regierung) geht. Protagonisten des rechten Pols greifen zwar immer wieder
wortradikal und bislang vor allem gegen den Präsidenten gerichtet in die
Auseinandersetzungen ein; entgegenvielensowjetischen, von der westlichen
Presse aufgegriffenen Darstellungen istderenPosition jedoch eher schwach.
Das zeigt sich vor allem in der geringen Resonanz, die sie derzeitig in der
Bevölkerung finden (was in Anbetracht der russischen politischen Thidition
erstaunlich ist). Die Republik- und Kommunalwahlen im Frühjahr 1990
waren im Ergebnis für diese Gruppierungen ein Desaster, und während in
Moskau die Liberalen bei manchen Demonstrationen eine halbe Million
Menschen aufdie Beine bringen, reichtes beiden Rechten gerade füreinige
Ihusend.

27 InjüngsierZeit(etwaabAprilds.Js.) mehrensichdieStimmen namhafterPolitiker, Publizisten
und Wissenschaftler, die fOr einen umfassenden politischen KompromiO, institutionalisiert in
derheuteallseits gepriesenen FormeinesRunden Tisches, plädieren. IchhaltedieErfolgschan
cenentsprechenderRealisierungsversuche fargeringalleinschondeshalb,weildie Befürworter,
dieüberwiegend selbst Partei sind, auBerallgemeinen Postulaten nichts zuihren Vorstellungen
darüberaussagen, wie einsolcher Kompromiß inAnbetracht derscharfen politisch-konzeptio
nellen Divergenzen sachlich beschaffen sein soll.

28 Es gibt deren eineganze Reihe; diese organisatorische Zersplitterung, diegrößer istalsdie
ausmachbaren politisch-ideologischen Divergenzen, gilt auch für sozialdemokratische Grup
pierungen sowie aufderanderen Seite auch fürdie im rechten Spektrum.
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Es ist nicht zuletzt diese Massenunterstützung der Liberalen, die die
Schärfe und Dynamik ihrer Opposition gegen das (nach verbreitetem Ver
ständnis, keineswegs sopauschal tatsächlich) von Gorbatschow repräsentier
te Machtzentrum erklärt: man vermutet nicht unbegründet die Mehrheit
»des Volkes« hintersich, hat aber regulär (vgl. dagegen Fn.26)noch 4 Jahre
Amtszeit Gorbatschows vor sich. Dabei sind die sachlichen Gegensätze zwi
schen diesen Kontrahenten gar nichtso eindeutig identifizierbar.

Die Position der Liberalen ist ungeachtet ihrer organisatorischen Zer
splitterung und graduellen ideologischen Differenzen hinreichend klar: sie
wollen rasch und vollständig dieinstitutionellen staatssozialistischen Relikte
beseitigen, die einer umfassenden Übernahme der privat- und marktwirt
schaftlichen sowie der bürgerlich-parlamentarischen Ordnung der »zivili
sierten Länder« entgegenstehen. Gorbatschow gibt dagegen inideologischer
und ordnungspolitischer Hinsicht einige Rätsel auf. Legte erbis jüngstens in
fast allen seinen Reden klare Bekenntnisse zu sozialistischen Grundanschau
ungen und Gestaltungskriterien ab, so koalierte er zwischen Frühjahr und
Herbst 1990 inderFrageeines neuen ökonomischen Reformansatzes mit den
Liberalen, umsie dann imOktober mit einer Entscheidung vor den Kopfzu
stoßen, die klareinen Richtungsschwenk anzeigte.® Nahm er von da an für
einige Monate gleichsam eine Law-and-Order-Position ein, die sich u.a. in
einigen wichtigen Personalentscheidungen ausdrückte, so scheint er nun
mehr (seit April ds. Js.)sich wieder indieandere Richtung zuorientieren.

Solche Positionsänderungen vollzog Gorbatschow bereits vordem. Sie
sind m.E. nicht mit Pragmatismus odergar Opportunismus zuerklären. Noch
immer scheint mir, daß Gorbatschow durchaus eine eigene Konzeption hat,
die Vision einer »modernen«, demokratisch-sozialistischen oder jedenfalls
einer ordnungspolitisch eigenständigen wenn nicht mehr sowjetischen, so
doch russischen Gesellschaft. Aber diese Position ist heute in der gesamten
UdSSR politisch marginalisiert. Salopp gesagt, Gorbatschow hatniemanden
und nichts hinter sich: die Intellektuellen, die Arbeiter, die KPdSU, der
Staatsapparat, allestehen gegen ihn, dieeinen, weil er ihreMacht untergra
ben,die anderen,weiler ihreErwartungen nichterfüllthat. Es istwohldiese
politische Isolierung, die ihn zu wechselnden Zweckkoalitionen veranlaßt.

29 Ichbeziehemichauf Gorbatschows ImLaufedes Sommers1990wiederholtbekundeteUnter
stützung des unter Leitung seines Wirtschaftsberaters S. Schataiin ausgearbeiteten »SOO-Tage-
Progcamms« zum Übergang zum Markt, dem erim Oktober dann jedoch durch Vorlage eines
eigenen,sachlich zumindest partiell andersgerichteten Konzeptionspapiers eine Absageerteil
te.
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Stand zu Beginn seiner Amtszeit ganz die Wirtschaft im Zentrum der
Reformrhetorik Gorbatschows, so definierte er doch schon bald »Pere
strojka« als Umgestaltung aller Sphären der sowjetischen Gesellschaft, und
»Demokratisierung« wurde früh zu einem seiner oft wiederholten Postulate.
Einen ersten Ansatz zur Gewinnung der KPdSU für die Erneuerung der
verharschten autoritären (partiell noch totalitären) staatlich-politischen
Ordnung unternahm Gorbatschow aufdem Januar-Plenum der KPdSU 1987;
er konnte sich hier aber mit seinen vor allem auf die innerparteiliche Struk
tur gerichteten Vorschlägennur partiell durchsetzen.

Danach verstärkte er die Propagierung der Demokratisierung der Gesell
schaft und des politischen Systems,die er konzeptionell eher bescheiden auf
eine (nominell schon immer bestehende) Kompetenz- und Funktionsabgren
zung zwischen Partei und Staat (verkörpert durch die Sowjetorgane) bei
Kompetenzerweiterung der letzteren konzentrierte, ergänzt durch die Ab
sichtserklärung zur breiten Heranziehung aller beteiligungswilligen Bürger
innen zur Mitarbeit in den Sowjets aller Ebenen. Es gelang den Reformern
innerhalb der Parteiführung, die Diskussion und Entscheidung eines ent
sprechenden Reformprojekts als zentralen Verhandlungsgegenstand der 19.
Allunions-Parteikonferenz im Juni 1988 durchzusetzen. Diese Konferenz,
die das Reformkonzept billigte, markiert nicht nur deshalb den Beginn des
sowjetischen Demokratisierungsprozesses, sondern auch insofern, als zu
mindest ein Ibil ihrer Delegierten erstmals seit den 20er Jahren wirklich
gewählt wurden und auf dem Kongreß selbst nach ebenso langer Entwöh
nungszeit wieder offene und kontroverse Debatten stattfanden.

Bereits im November 1988sanktionierte der Oberste Sowjet die Reform
des politischen Systems durch entsprechende Verfassungsänderungen und
Gesetze. Es waren in der Folge vor allem die Konkurrenzen und Konflikte
um die Nominierung der Kandidatinnen für die Wahlen im Frühjahr 1989
zum Kongreß der Volksdeputierten der UdSSR und ein Jahr darauf zu den
entsprechenden Republikorganen und den regionalen und örtlichen Sowjets,
in denen sich die Opposition gegen die dominante Stellung der KPdSU und
gegen Versuche von Protagonisten der überkommenen Machtstrukturen, die
eigenen Positionen autoritär oder manipulativzu retten herausbildete, rasch
erstarkte und Erfolge errang.

Diese Ibndenzen können hier nicht eingehender nachgezeichnet werden;
zu vermuten ist jedenfalls, daß in ihrem Verlauf jene Dynamik freigesetzt
wurde, die zu von den Reformern der Parteiführungso sicher nicht intendier
ten Resultaten führte. Hier stellt sich die Frage nach Gorbatschows Anlaß zu
seiner politischen Reforminitiative. Authentisch ist sie nicht zu beantworten,
zumindest zweiArgumente liegen jedoch nahe:

71



1965 wurde die Realisierung einer Wirtschaftsreform der Richtung,wie
sie Gorbatschow nunmehr erneut verfolgte, von Kräften der Parteiführung
und der Wirtschaftsadministration obstruiert. Eine V^ederholung dessen
sollte wohl durch die Kreierung legalisierter Gegenmachtpositionen blok-
kiert werden. - Im Unterschied zu 1965 hatten die Reformer jetzt offenbar
erkannt, daß die beabsichtigten ökonomischen Reformergebnisse nicht al
lein von institutionellen Arrangements abhängen, sondern zugleich von
grundlegend veränderten Einstellungen der Arbeiter zu ihrer Tätigkeit, zu
deren Resultaten, zum Betrieb und über diesen hinaus zu allen Bereichen der
Gesellschaft. Gewollt wardie Oberwindung der verbreiteten Lethargie und
die Stimulierung zur Anteilnahme, zu Eigeninitiativen, Verantwortungsbe
wußtsein u.ä.m.Solche Haltungen und Eigenschaftenkönnen aber nicht bei
derArbeit gefördert und gratifiziert, im Wohnbereich und inderÖffentlich
keit überhaupt aber unterdrückt werden.

Stellt man den zu vermutenden Intentionen die tatsächlichen Konsequen
zen gegenüber,drängt sich, wieauch hinsichtlichder Wirtschaftsreform, der
Verdacht auf, daßdie Reformprotagonisten um Gorbatschow nicht übereine
empirisch und analytisch hinreichend fundierte Konzeption und Strategie
der Erneuerung der staatlich-politischen Ordnungverfügten.IMllman ihnen
nicht Realitätsblindheit, Leichtfertigkeit oder Mangel an Verantwortungsbe
wußtsein unterstellen, so ist kaum zu begreifen, daß Tbndenzen und Resulta
te wie die hier nur beispielsweise bezeichneten nicht vorausgesehen oder
aber in Kauf genommen wurden:
- Freisetzung von bislang repressiv in Latenzgehaltenen nationalen Auto

nomieforderungen, nicht zuletzt im Zusammenhang der Auflösung des
»sozialistischen Lagers«,aber auch zwischennationaler Konfliktherde;

- Unwillen und Unfähigkeit der Parteikader zu politischer Arbeit außer
halb gesicherter Machtstrukturen, in Konfrontation mit einer legalisier
ten Opposition,ohne Verfügung überGratifizierungs- undSanktionsmit
tel;

- die Anfälligkeit einer gesellschaftlichen und politischen Ordnung, deren
Bestand auf latenter Gegenwärtigkeitvon Zwangsmittelnzum einen und
auf überwiegend nur passiverAnerkennung der Bürgerinnen zum ande
ren beruht;

- die Fragilität der Unterstützungeines der Absichtnachauf sozialistische
Grundpositionen verpflichteten Reformkurses durch Intellektuelle, de
ren Bildungs- und Informationsprivilegien die Ausbildung eigenständiger
und alternativer weltanschaulicherund politischer Positionen ermöglicht
hatte und deren bisherigeAkzeptanzder bestehenden Verhältnisse viel
fach pragmatisch-instrumentell begründet war.
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Diese Feststellungendürfen nicht als Plädoyer für einen Verzichtauf die
Demokratisierung der politischen Verhältnisse in der UdSSR gelesen wer
den.^Esgehtmirvielmehr darum zubegründen, wie schwer verständlich die
Einleitung dieser Reform offenkundig ohne umfassende Situationsanalyse,
ohne eine darauf gründende Konzeption ihrer Schwerpunkte, institutionel
len Ausformung, Realisierungsetappen usw. ist. Die Situation, zu der die
Dynamik der gesellschaftlichen und politischen Entwicklung unter den kri
senhaften wirtschaftlichen Bedingungen der vergangenen 2-3 Jahre führte,
wurdeoben skizziert. Politisch scheintdie Chanceeines tragfähigen Konsen
ses über den weiteren Reformverlauf zu bestehen, wenn mit der 'ttöhl Boris
Jelzins zum Präsidenten der Russischen Föderation und mit der in Aussicht
gestellten Neubildung derstaatlichen Organeder Union Anfang 1992 Reprä
sentanten der gegenwärtig die breiteste gesellschaftliche Unterstützung er
fahrenden politischen Richtung in die maßgeblichen staatlichen Entschei
dungsorgane einrücken.

Allerdings werdensie unter hohemErwartungsdruck stehen, demgerecht
zuwerdendieoben nur unvollständig aufgelisteten enormenSchwierigkeiten
der wirtschaftlichen Konsolidierung und Umgestaltung (S. 66/77) kaum er
lauben dürften. Die Diskrepanzzwischen der gegenwärtigen Breite der Zu
stimmung, die die liberalen Politiker und die von ihnen vertretenen Positio
nen flndcn, und der Mitgliederschwäche ihrer Organisationen sowie des
bescheidenen Reservoirsan politisch Aktiven ist ein Hinweisdarauf, daß die
politischen Mehrheilsverhältnisse in der nachsozialistischen Phase von rasch
veränderbaren Massenstimmungen abhängig sein werden. Sind die tatsächli
chen oder vermeindlichen Protagonisten des totalitären Sozialismus in der
Versenkung verschwunden, dürften die Liberalen bei Millionen von Arbeits
losen, provokanter wirtschaftlich-sozialer Ungleichheit undanhaltenden ge
waltsam ausgetragenen zwischennationalen Konflikten einen schweren
Stand haben. Es ist nicht auszuschließen, daß der im Westen als liberal
verkannte Boris Jelzin dann ein offenes Ohr für den zu erwartenden lauten
Ruf nach der »strengen Hand« haben wird.

30 ^ Rande sei vemierkl, daß vor etwa drei Jahren bereits zwei nachhaltige Anhänger der
liberalen kapitalistischen Gesellschaft,die Wissenschaftleram inzwischen umbenannten Aka>
demieinslilut fOr dieWirtschaft dessozialistischen Wcitqrstems Igor Kljamkin und Andranik
Migranjan, miteinerganzen Reihevon Artikeln auf sich aufmerksam machten, in denen sie
eindringlich füreine autoritäre Staatsordnung zurDurchsetzung derMarktwirtschaft plädier
ten.
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4. Das Ende der staatssozialistischen Gesellschaften und die
westliche Linke.

Zum Verständnis der Reaktion der Gruppierungen der westlichen Linken
aufdenNiedergang derstaatssozialistischen Gesellschaften und zurDiskus
sion der Probleme und Aufgaben, vor die sie heute gestellt ist, darf nicht
übersehen werden, daß sich 1988/89, als sich die Erosion des »realen Sozia
lismus« enorm beschleunigte und verallgemeinerte, mehroder weniger alle
ihreRichtungen seitJahrenschon gleichfalls inder Krise befanden. Politisch
äußerte sich diese in ihrer zunehmenden Marginalisierung, im Rückgang
ihres Einflusses auf die gesellschaftlichen Prozesse und auf die politische
Orientierung ihrerbisherigen Anhänger und Adressaten. Institutionell fand
die Krise Ausdruck in der Auflösung der meisten der aus den sozialen Kon
flikten und der Studentenbewegung der späten 60er Jahre hervorgegangenen
Organisationen; aufdem Gebiet derTheorie imunzureichenden Vermögen,
den Protagonisten der neokonservativen und rechtsliberalen Lehren entge
genzutreten, diediesen abMitte der70er Jahreselbstbewußt und militant zur
öffentlichen Vorherrschaft verhalfen und auch in der offenen Hinwendung
nicht weniger Linker zu Theoremen jenseits der marxistischen und über
haupt der kapitalismuskritischen Tradition.

Obgleich hier nicht der Raum dafür gegeben ist, die Reaktionen der
unterschiedlichen Richtungen der westlichen Linkenaufdas Endedes »rea
len Sozialismus« im einzelnen zu dokumentieren und zu diskutieren, sei an
ihre unterschiedlichen Positionen erinnert, die sie gegenüber diesem Staats
sozialismus nachstalinscher Ausprägung, d.h.vornehmlich zwischen den spä
ten 50er und 80er Jahren, einnahmen. Das soll im gegebenen Zusammen
hang nur durch allgemeinste Kennzeichnungen erfolgen, die die Grenzen
von Parteien und Organisationen übergreifen, weshalb ich mich nicht auf
solche beziehe.

Äußerlich gesehen scheint die affirmative Richtung, der positive Bezug
auf Realität und Theorie des Staatssozialismus, nicht differenzierungsbe
dürftig. Ihtsächlich aber konnten natürlich unterschiedliche Motive diese
Orientierung bestimmen, die hier jedoch nicht hypothetisch ermitteltwer
den sollen. Die kritischen Positionen drücken in gewisser Weise die ganze
Breitederübrigen traditionellen sozialistischen Strömungen aus. Soläßtsich
zum eineneinekategorisch abweisende Haltung auseinem inweitem Sinne
reformistischen Sozialismusverständnis feststellen, das die bürgerlich-kapi
talistische Gesellschaft in ihrer Grundverfassungakzeptiert, sie jedoch fort
schreitend gerechter, den Bedürfnissen dersozialen Individuen und Gruppen
verpflichteter undökologisch bewußter gestalten will.
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Von linken Positionen, deren grundlegende Zielorientierung (wie immer
praxisbezogen relativiert) die kapitalistische Produktionsweise und Gesell
schaft transzendiert, wurde der »reale Sozialismus« von zumindest fünf un
terscheidbaren Ansätzen aus kritisiert:

- Varianten der maoistischen Interpretation kapitalistischer Restauration
der UdSSR unter Chruschtschow und Breschnew sowie der These der

Degradation der frühen sowjetischen Gesellschaft zum Staatskapitalis
mus (z.B. Ch. Bettelheim);

- auf der Grundlageder anarchistischen undanarcho-syndikalistischen IVa-
dition;

- auf der Basis der Argumente der trotzkistischen Opposition gegen die
Entwicklung der sowjetischen Gesellschaft unter der Vorherrschaft Sta
lins;

- aus libertärer und humanitärer, stark auf individuelle Emanzipation und
Persönlichkeitsentfaltung ausgerichteter Grundhaltung und unter häufi
gem Bezug auf das Entfremdungs- und Emanzipationsverständnis des
frühen Marx;

- Kritik der hierarchisch-autoritären Strukturen und Verhältnisse aus dem

Sozialismusverständnis bewußter, allseitiger und egalitärer, solidarisch-
herrschaftsfreier Gestaltung der Prozesse der gesellschaftlichen Entwick
lung durch die sozialen Individuen und Gruppen.
Das Verhältnis der Linken zum »real existierenden Sozialismus« wurde

allerdings nicht allein von Grundpositionen wie den angedeuteten be
stimmt. '̂ Zugleich wurde ihre Haltung beeinflußt durch Momente wie z.B.
die Einschätzung der Wandlungsfähigkeit und -richtung dieser Gesellschaf
ten, durch die Bedeutung, die ihnenfür die eigenegesellschaftlich-politische
Praxis beigemessen wurde, andererseits vomVerständnis der kapitalistischen
Gesellschaften, der Einschätzung ihrer Entwicklung und der Chancen,diese
zu beeinflussen.

Allgemein läßt sich als Wirkungsolcher Momente wohl weniger auf die
grundlegende als auf die aktuelle oder auch pragmatische Haltung zu den
staatssozialistischcn Gesellschaften z.B. ableiten und erklären, daß in Orga
nisationen und Gruppen ohne hinlänglich breite, intensive undstabilepoli
tische Aktivitäten und entsprechende konfliktorische wie solidarische Ein

st Neben weiteren Momenten erwähne ich imgegebenen Zusammenhang nicht individual- und
sozialpqrchologische Faktoren, wiez.B. Identirizicrungsbediirfnisse, diesowohl an derAusbil
dung affirmativer wie kritischer Positionen beteiligt sind, wobei sich das Identifikationsobjekt
unterscheidet.
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bindungen in die eigene Gesellschaft sowohl die Identifikation mitwie die
Kritik der externen Bezugsgesellschaft besonders nachdrücklich war. Der
negative Bezug auf diese wurdedagegen bei solchen Kritikern modiHziert,
die den »realen Sozialismus« für reformfähig in Richtung der je eigenen
normativensozialenund politischenOrientierung hielten. Relativiertwurde
individuelle oder auch kollektive Kritik der staatssozialistischen Gesell
schaften partiellauchdurch die Rezeption der Wirkung ihrer Existenz und
Politikals Begrenzung der militantenIbndenzen und imperialenBestrebun
gen der kapitalistischen Großmächte.

Dieallgemeine Reaktion der westlichen Linken aufdasEndedes »realen
Sozialismus« muß nach meinem Eindruck als Betretenheit, stilles Erstaunen
mitAnflügen vonUnbehagen undvorzeitiger Nostalgie beschrieben werden.
Auch kategorische linke Gegner des Staatssozialismus verzichteten, soweit
ich sehe, auf demonstrative Häme und IViumph. Stille herrschte auch bei
jenemTbil der Linken, derenpraktische und theoretische Auffassungen sich
imwesentlichenmit der Wirklichkeit, der Selbstinterpretation und der Kapi
talismuskritik des realen Sozialismus deckten (zumindest nach außen hin).
Ungläubiges Wahrnehmen, Erschrecken, Verstörtheit und bald darauf An
zeichen von Resignation und Lethargie waren unverkennbar.

Als erschreckendes Indiz des skierotischen Zustands vor allem der intel
lektuellenLinkenwerte ichihr Schweigen zur Politikder Pauschalvereinnah-
mung der DDR durch die Bundesregierung. Die gegen Bedachtsamkeit,
gegen ausgewogene Schritteaufgrund sorgfältiger Analysen unddaraufgrün
dender Bestimmung von Etappen und Methoden der Zusammenführung
gerichteten Argumente verschleiern das Kernaxiom: keine Institution und
Regelung, sei es auf dem Gebiet der Sozialpolitik, in der vorschulischen,
schulischen und universitären Erziehung bzw. Bildung, im Gesundheitswe
sen, im kulturellen Bereich etc. darf - selbst in modifizierter Weise- erhalten
bleiben. Die Rückwirkungen auf die Gesellschaft der »alten BRD« wärenzu
bedrohlich. Anders als der Nationalsozialismus gehört der »reale Sozialis
mus« mit Stumpf und Stil ausgetilgt.

DasAusbleiben so gutwiejedesAnsatzes vonProtestgegen die »Abwick
lung« derGleichschaltung derHochschulen undvonSolidarisierung mitden
Betroffenen seitens auch der linken westdeutschen Professorinnen und an
deren Wissenschaftlerinnen ist unverständlich. Wie viele von ihnen wissen
aus langjährigen fachlichen Beziehungen zu Kolleginnen im »anderen Ibil
Deutschlands«, daß längst nicht alle Parteibuchinhaber Stasi-Agenten und
willfährige SED-Karrieristen waren. Daß mündlich und schriftlich vertrete
ne marxistische Positionen nicht allein erzwungener Anpassung und blan
kem Opportunismus, sondern auch hart erarbeiteter wissenschaftlicher
Oberzeugung entsprangen und seriöse Forschung oft eher bedingten als
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verhindenen, interessiert natürlich jene »Abwickler« nicht, für die Karl
Marx so etwas wie ein linker Alfred Rosenberg ist. Wir sollten es besser
wissen. Aberanders als die Gewerkschaften, die die beabsichtigte Niedrig
lohn- und Rationalisierungsstrategie unter Inkaufnahmevon Massenarbeits
losigkeit und bloßem Subsistenzeinkommen nicht hinnehmen und wirkungs
voll konterkarieren, wendet sich die einstige akademische Linke ab oder
schlechter noch: sie nutzt die gebotenen Chancen, in den »neuen Bundeslän
dern«dieeigeneKarriereauf Kosten der abgewickelten Kolleginnen voran
zutreiben. Viele Aspekte dazu wären zudiskutieren, aber hierwieimganzen
Abschnitt können Momenteder Konsequenzen desEndesdesStaatssozialis
musfür die Linke nur höchstselektivund verkürztangesprochen werden.

Fragenwir nach Lehren,die aus linken Einschätzungen der und Haltun
gen zu den realsozialistischen Gesellschaften in der Vergangenheit zu ziehen
sind,ist zwischen deranalytischen undder politisch-moralischen Dimension
zu unterscheiden. In beiden Hinsichten ist Unterschätzung der Legitima
tionsproblematik, die im ersten Abschnitt dieses Beitrags unter theoreti
schem und in den beiden folgenden unterempirischem Aspekt imZentrum
stand, zu konstatieren. Aus theoretischen Deduktionen wurde erhöhter Le-
^iiToaiioTiibedarf Aqt politisch vergesellschafteten im Vergleich zu den bür
gerlich-kapitalistischen Gesellschaften behauptet; die (unzureichend fun
dierten) empirischen Analysen der Linken verkannten jedoch die Brüchig
keit undden Verfall der Legitimations/ä/t/g/:e/r der staatssozialistischen Ord
nungen. Die in der Punktionsweise ihrer Institutionen und im realen Ablauf
der gesellschaftlichen und politischen Prozesse dokumentierte, letztlich ge-
waltförmig abgesicherte Weigerung der oligarchischen Herrschaftsträger,
Prozeduren authentischer Legitimationsbeschaffung zuzulassen, warunver
kennbar. Nicht als legitimiert erwiesene Machtausübung mußte also poli
tisch-moralisch begründet undgerechtfertigt werden, undArgumente dafür,
auch bedenkenswerte, waren bei der Hand.

We oben vermerkt, diskutiere ich hiernicht das stalinsche Tferrorregime,
sondern den realen Sozialismus der 60er bis 80er Jahre in seiner institutio
nalisierten Verquickung totalitärer,autoritärer, populistischer, neofeudaler
und korporativislischer Elemente. Vermutlich hielten wenige ihrer aufge
klärten westlichen Verfechter die realsozialistischen politischen, ökonomi
schen, sozialen u.a. Verhältnisse fürdeneigenen Ansprüchen gemäß lebens
wert und nochwenigerjene Linken,die,wieauch ich,diesehistorischbeson
dere Herrschafts- und Produktionsweise grundlegend kritisierten, siejedoch
für reformfähig und demokratisierbar im sozialistischen Verständnis erach
teten und sich deshalb feindseliger Polemik enthielten.

Ob dieseHaltungauch in retrospektiver Sichtbegründbar und zu recht
fertigen ist, müssen Linke zuerst und vor allem unter sich diskutieren. Un-
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kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse und die schließlich erwiesene Unfä
higkeit zu rechtzeitigen und wirksamen Reformen sind jedenfalls in poli
tisch-moralischer Hinsicht keine Argumente. Zugleich jedoch können sich
Linke, die der vernunftgerichteten, fundamentaldemokratischen und radi
kal-humanistischen Hadition des genuinen Marxismus verpflichtet sind,
nicht die sittlich kaschierten Urteile jener Herrschaftsinstanzen, Politiker
und Publizisten zueigen machen, fürdie Menschenrechte allzeitinstrumen
talisierbare Argumente einseitiger Interessendurchsetzung sind, dieGewal
tanwendung pragmatisch oder rechtsformalistisch legitimieren und die
staatsterroristische Regime und Praktiken nur allzu willlährig ignorieren,
leugnen oder im »höheren Interesse« bemänteln.

Zu fragen istweiternach Konsequenzen, die diewestliche Linke ausdem
unrühmlichen Ende des »realen Sozialismus« für die eigene Sozialismuskon
zeption diskutieren sollte. Natürlich ist das nicht nureine Angelegenheit
westlicherSozialisten, aber umdiese geht es im gegebenen Zusammenhang.
Dabei dürften die Art und Weiseder Interpretation des Zerfalls der staatsso
zialistischen Ordnungen sowie der politisch-gesellschaftlichen Neuorientie
rungen indiesen Ländern nicht ohne Einfluß aufdie Diskurse unter westli
chen Linken bleiben. Vermerkt sei dazu nur, daß die evidente Erscheinung
dortvorherrschender politisch-praktischer und theoretisch-konzeptioneller
Absagen an sozialistische gesellschaftliche Gestaltungsziele, auch an solche
im Sinne eines »westlichen Marxismus«,vor allem als Urteil über die realso
zialistische Wirklichkeit undihre Ignorierung imautoritativenSelbstbildder
Gesellschaften des »entwickelten Sozialismus« zu werten sind. Umso uner
läßlicher istjedenfalls emsthaftes Bemühen derwestlichen Linken um theo
retische, konzeptionelle und praktisch-politische Selbstvergewisserung.

Das verlangt Prüfung und Klärung einerFülle theoretischer, analytischer
sozialethischer, strategischer u.a. Fragen, deren Umrisse auch nurzuskizzie
ren hier nicht der Platz ist. Wiederum ist jedoch daran zu erinnern, daß
Debatten über die Bedingungen, Zielvorstellungen, Realisierungswege und
-Chancen sozialistisch orientierter gesellschaftlich-politischer Praxis lange
vor dem Ende des realen Sozialismus erneut einsetzten und durch dieses nur
weitere Akzente erhielten. So wurde z.B. die Zentralität der Lohnarbeits
konflikte für die Verallgemeinerung und Intensivierung kapitalismuskriti
scher Einsichten und sozialistischer Orientierung innerhalb der westlichen
Linken diskutiertund in Frage gestellt, alsdie Welt des»realen Sozialismus«
(scheinbar) noch heil war. Neu ist heute auch nicht die Wahrnehmung der
»globalen Probleme« von Umweltzerstörung und Verelendung der »dritten
Welt«, wohlaber das Maß,indemsichdieaktuellen Debatten umzeitgemäße
Ansatzpunkte linker Kritik und alternativer ökonomischer und gesellschaft
licherOrientierungauf diesebeiden Krisenkomplexe konzentrieren.
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In der lät werden sich (die im bezugauf die staatssozialistischen Gesell
schaften jahrelang unter Sowjetologen kontrovers diskutierte) »Lernfähig
keit« und Problein/ärungs-(nicht Kaschierungs-)kompetenz kapitalistischer
Ökonomieund Politik in naher Zeit schonan diesemmenschheitsbedrohen-
den Krisenpotential zu erweisen haben, i^er die Beschränkung auf diese
Problemkomplexe drückt womöglich zugleich voreiligen Optimismus, z.B.
hinsichtlich des Gelingenshinlänglich konfliktschwacher ökonomischer,so
zialerundnationalerBefriedung undKonsolidierung der nachsozialistischen
Gesellschaften aus.

Aus dem breiten Umkreis von Fragen und Problemen der Erarbeitung
einer in gleicher Weise theoretisch fundierten, analytisch und empirisch
begründeten wieethisch reflektierten undgesellschaftlich-politisch realitäts
nahen Konzeption herrschaftsfreier, somit demokratischer, strukturell ega
litärer und zugleich freiheitlicher Vergesellschaftungsweise (als Umschrei
bung von »Sozialismus«) soll hier nur ein, allerdings wesentlicher, Aspekt
bezeichnet werden. Ein- wenn nicht gardas- zentrale(s) Motiv der (keines
wegsausschließlich) frühen Marxschen Kritik der bürgerlichen Gesellschaft
und der ihr eigenen kapitalistischen Produktionsweisewar die »naturwüch
sige« Verlaufsform aller ökonomischen und sozialen Prozesse. Daß diese
gleichsam durch »Naturgesetze« reguliert werden, verstand Marx (entgegen
späteren Interpretationen) weniger als eigeneEntdeckung denn als Anstoß
zuvernichtender KritikinAnbetracht dermenschlichen Vernunftbegabtheit.

Inseinen oft metaphorischen Andeutungen der grundlegenden Form der
Vergesellschaftungsweise »in der Gemeinschaft«^^ im »Verein freier Men
schen«", im Kommunismus" werden als deren Subjekt zumeist »die Gesell
schaft« oder »die assoziierten Produzenten« benannt. Diese oft nicht allein
metaphorisch verfremdeten, sondern auch symbolhaft verkürzten Bestim
mungen legen die Interpretation nahe, daß Marx nicht nur »politische« (=
bewußte) anstelle von naturwüchsiger (= blinder), sondern zugleich unmit
telbare Vergesellschaftung in der Dimensiondessozialen Ganzen meinte. Bis
heute dominierte nicht nur dieseAuslegung; ihre ökonomischen, sozialen,
prozeduralen Konsequenzen galten (diese allerdings nicht unbestritten) als
Grundelemente sozialistischer/kommunistischer Vergesellschaftungsweise.

Dagegenhat vor geraumer Zeit Peter Rüben, in der DDR diskriminiener
marxistischer Philosoph, grundsätzliche Einwände geltend gemacht." Das

32 Marx, Karl/Engels, Friedrich: Diedeutsche Ideologie, MEW Bd. 3,S.?<.
33 Maix,Karl:Das Kapital, Band I, MEW,Bd.23,S.92.
34 Matx Karl/Engels, Friedrich: a.a.O. (Fn.32),S.70/71.
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Kernargument Rubens besagt, daß bei entwickelter Arbeitsteilung Vergesell
schaftung primär in und durch soziale(n) Kollektive(n) stattflndet (auf der
Ebene von Betrieben, Verwaltungen, Universitäten, Parteien, Verbänden,
Kirchen etc.) und daß Vergesellschaftung ingesamtgesellschaftlicher Dimen
sion,sollen nicht autoritäre und Inder Tbndenz totalitäre Machtstrukturen
In Kauf genommen werden, durch kommunikative, kooperative, aber auch
kompetitive und konfliktorische Beziehungen zwischen diesen sozialen Ein
heiten vonstatten gehen muß. Momente von Naturwüchsigkeit derjeeinzel
nen und vorläufigen Resultate dieses multiplen Mit- und Gegeneinanders
seien unvermeidbar und müßten zugunsten der individuellen Freiheit und
sozialen Autonomie hingenommen werden.

Ich habebisvorwenigen JahrenArgumente dieser Art (dieja von libera
ler Seiteher bekannt waren) abgewehrt (vgl. dasaufS.75nach dem letzten
Spiegelstrich angedeuteteSozialismusverständnis). Daß siemir heute beden
kenswert erscheinen, hängt zumindest nicht unmittelbar mit dem Endedes
realen Sozialismus zusammen, sondern ist Ergebnis meiner einige Jahre
weiter zurückreichenden intensiven Beschäftigung mit den Ursachen der
Funktionsdefizite dersowjetischen Ökonomie. Für diese Sphäre derGesell
schaft war ich zum gleichen Ergebnis wie Rüben für das soziale Ganze
gelangt (Unerläßlichkeit weitreichender - obschon nicht absoluter - ökono
mischer Eigenständigkeit der Betriebe, horizontale Regulierung der Bezie
hungen zwischen diesen usw.)'® Es ist jedoch schwer begründbar, weshalb
das,wasfür die Prozesse imBereich der materiellen Produktionund Repro
duktion gilt, nicht auch für jene derimmateriellen Reproduktion (der politi
schen, kulturellen, geistigen etc.) geltensoll.

Eine Bedingung (die z.B. bei Rüben nicht explizit formuliert wird) ist
jedoch zu stellen, wenn eine prospektive sozialistische Vergesellschaftungs
weise nicht mit der kapitalistischen identisch sein soll: »die Gesellschaft«

35 Rubcn, PeterEnde des»rohen« Kommunismus. Perspektiven eines modernen Sozialismus, in:
Sozialismus, Na 3-1990, S.19-22. - Rubens Argumente gehören zum Grundwissen nichimar-
xislischer (z.B. E. Dürkheim, F. Tönnies, auf den sich Rüben bezieht), oder jedenfalls nicht
orthodox-maraistischer (z.B. J.Habermas), vor allem liberaler (z.B. derfrühe R. Dahi«ndorl)
Soziologen. Ob und gegebenenfalls welche im engeren Sinne mandstischen Theoretiker vor
Rübeninähnlicher Weise atgumentierten, istmirnicht geläufig.

36 Siehe hierzu die Kapitel5und 6im Teil Imeines in Fn.3genannten Buches. Eineüberzeugende
theoretische Begründung derunvermeidliaren Funktionsblockaden derWirtschaftsprozesse
bei ihrer Planung und Leitung durch ein makroökonomisches Subjekt findet sich in einer
unverdientermaOen vermutlich wenig beachteten Arbeit: Dietz, Raimund: Sowjetökonomie:
Warenwirtschan oderSelbstverwaltung. Ein BeitragzurBegründungeineralternativenTheorie
des Sozialismus, Achberg 1976.
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(und hier nun tatsächlich im Marxschen Sinne als Subjekt) muß einen Kon
sens suchen und finden über rechtlich verankerte, institutionalisierte, durch
Formen öffentlicher Kontrolle gewährleistete Rahmenbedingungen gleich
sam als Spielregeln, innerhalb deren sich jene autonomen gesellschaftlichen
Beziehungen als Momente der Vergesellschaftungsprozesse abspielen. Für
die Diskurse ihrer Bestimmung sind Einsichten der Marxschen Kritik der
politischen Ökonomie undderbürgerlichen Gesellschaft ebenso unerläßlich
wie vertiefte Reflexion der Gesellschaften des »realen Sozialismus« und ihres

Niedergangs.
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JosefSchleifitein

Der DDR-Zusammenbruch - Skizzenhafte Umrisse

einer historischen Bilanz

Es ist wohl noch zu früh, eine fundierte, schlüssige Bilanz des Zusammen
bruchs der DDR und seiner Ursachen ziehen zu wollen. Worum es sich im

folgenden handeln kann, das sind eher Annäherungsversuche, der Selbstver
ständigung dienende, in einem noch unreifen Stadium befindliche Überle
gungen, als ein gesicherter Diskussionsbeitrag.

Ein Aussichtsturm impliziert Höhe, und gewiß kann ein »IVümmerhau-
fen« respektable Höhen erreichen und uns so die physischen Voraussetzun
gen für eine weitere Aussicht bieten. Doch, so fürchte ich, sind die psychi
schen Bedingungen von ganz anderer Art. Denn die Sichtweite auch höchster
Tfümmerberge beschert einem ja keineswegs einen klaren und tiefen Blick,
wenn es sich um die IVümmer der eigenen Hoffnungen und Ideale handelt,
wenn mit vielen der einzelnen IVümmerbestandteile zugrunde gegangen ist,
wofür Zehntausende, sozialistischen Überzeugungen ergebene Menschen
aus zwei,drei Generationen aufopferungsvoll gearbeitet haben. Die Schwie
rigkeiten einer Bilanz,sowohl die objektiver wie die subjektiver Natur, sind
groß, und letztere im Eallc des Autors die größeren.

I.

Daßdie »deutscheFrage« nach 1945 immereineweltpolitische Fragewar,ist
eine Banalität. In keinem ihrer Stadien war sie isolierbar von den Beziehun
gen der beiden Weltmächte, von der Interessengrundlage, die diese Bezie
hungen bestimmte, von den jeweiligen Wandlungen,die die Interessen selbst
oder doch ihre Reflexion in der politischen Praxis der Herrschenden und
Regierenden durchliefen. Von diesen weltpolitischen Determinanten sind
die Erfolge und Niederlagen, die Fortschritte und Rückschritte, die Grenzen
und Spielräume, die Erscheinungsformen der Selbstständigkeit und der Ab
hängigkeit der deutschen Besatzungszonen wieder späteren beiden Staaten
in keiner Phase ihrer Entwicklung zu trennen.

Die zeitlicheund inhaltlicheKonkretisierung diesesgenerellenGesichts
punktes ist im Rahmen eines Aufsatzes nicht zu geben. Nur soviel sei ange
merkt: die grundsätzliche Abhängigkeit der beiden deutschen Staaten von
»ihren« Weltmächten vorausgesetzt, mußte die der DDR unvermeidlich stär-
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ker sein, ihre Einbindung rigoroser, ihr Handlungsspielraum, die Möglich
keit, auch eigene wirtschaftliche und politische Wege zu beschreiten oder
Methoden anzuwenden,begrenzter. Die historischen Ursachen dafür liegen
aufder Hand:der Krieghatte die Sowjetunion unermeßliche Opfergekostet,
ihre Wirtschaft war weithin zerstört, die eigene Not gestattete keine mate
rielle Großmut gegenüber den besiegten Deutschen. Hinzu kam, daß das
sowjetische System, mit seinen stalinistischen Deformationen, auch nicht
anpassungsfähigund flexibel genugwar (nicht zuletzt angesichts der mörde
rischen Erfahrungen mit »den Deutschen«), umsich in die sozialpsychologi
schen Umstände einer mit der reichsten Weltmacht konkurrierenden Besat

zungsherrschafthineinzudenken.So mußte die Abhängigkeitder politischen
Kräftein der späteren DDR,weitmehrals imWesten, SachedesDiktats,des
Drucks,der sowjetischen Vorgaben sein. Die großzügigeren amerikanischen
Mittel hatten ihre sozialökonomische Wurzel: die USA konnten Lebensmit
tel liefern und Kredite geben; die Sowjetunion, verwüstet und ausgeblutet,
mußte Reparationen einfordern.

II.

Doch darf man bei Betrachtung der weltpolitischen Bedingungen für die
Entwicklung der beiden deutschenStaaten und für den Niedergang und den
Untergangder DDR diese Unterschiedein den MethodendesAbhängigma
chens und Abhängighaltens der besetzten deutschen Zonen und späteren
Staaten nicht einfach verwechseln mit den politischen Zielen, die dabei ver
folgt wurden. Alle relevanten öffentlichen wie internen Zeugnisse der US-
Außenpolitik nach Verkündung der IVuman-Doktrin im März 1947 bewei
sen, daß die USA mehr und mehr entschlossen waren, das Abkommen von
Potsdam aufzugeben, die gemeinsame Deutschland-Politik mit der UdSSR
zu beenden, auf die deutsche Spaltung hinzuarbeiten, umdas ökonomische
und menschliche Potential der deutschen Westzonen in den damals deutlich
Gestalt annehmendenPlaneinesantisowjetischen Blocks einzugliedern. Das
Zeugnis, das einer der Hauptakteure jener Thge, der politische Berater des
Generals Clay und spätere stellvertretende Außenminister Robert D.
Murphy, imJanuar 1959 indankenswerter Offenheitablegte, ist unbezweifel-
bar: »Als unsere Delegation Moskau nach dem Fehlschlagen der Deutsch
landkonferenz 1947« (es war Ende April) »verließ, vereinbarten die drei
Westmächte mit den Westdeutschen die Errichtung der deutschen Bundesre
publik.«

Dagegen wollte und brauchte dieSowjetunion - aus fürsie lebenswichti
gen Gründen - eingeeintes Deutschland. Nur so konnte sie aufein Optimum
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an deutschen Reparationsleistungen undaufeine langfristige wirtschaftliche
Zusammenarbeit hoffen. Undauch nuraufdiesem Wege konnten dieSowjets
die Völker ihres Landes davor bewahren, daß das deutsche Rüstungs- und
Soldatenpotential abermals,wennauch in anderen politischenund militäri
schen Konstellationen, gegen sie mobil gemachtoder gar eingesetzt würde.
Der in der dichten Folge diplomatischer Schritte wahrscheinlichwichtigste
diesem Ziel dienende Versuch war das - noch von Stalin unterbreitete -

Friedensvertragsangebot vom Frühjahr 1952. Eine offene Frage bleibt dabei
die des rückblickenden historischen Urteils; ob nämlich die sowjetische
Reaktion auf die IVuman-Doktrin,die »Zwei-Lager-Theorie«,durch Anwen
dung der falschen, die Gegensätze zuspitzenden Mittel die eigenen Ziele -
gerade auch in der Deutschlandpolitik - nicht notwendig torpedieren mußte.

Die Erkenntnis allerdings, daß die deutsche Spaltung vollzogen, daß die
Bundesrepublik gegründet wurde, um das bedeutende westdeutsche Militär
potential in den antisowjetischen Block einzugliedern, war seinerzeit keines
wegs auf Kommunisten beschränkt. Der damalige CDU-Bundesinnenmini
ster und spätere sozialdemokratische Bundespräsident Gustav Heinemann
trat 1950 wegen der bevorstehenden Remilitarisierung zurück, weil er damit
die deutsche Spaltung unwiderruflich vollstreckt sah. Und der liberale Her
ausgeber des »Spiegel«, Rudolf Augstein, formulierte seine Sicht der Grün
dung der Bundesrepublik 1962 so: Da ist nicht Militär für einen Staat,
sondern ein Staat für das Militär geschaffen worden.

Sicher ist: Weder die Sowjetunion noch die SED wollten eine DDR. Die
DDR ist eine Gründung derjenigen, die die Bundesrepublik schufen. Sie
entstand als das notwendige Erzeugnis politischen Reagierens auf sowjeti
scher Seite, wobei in jenen Nachkriegsjahren hinter jedem ihrer reaktiven
Schritte auch die traumatische Furcht vor deutscher Militärmacht stand.

III.

Schon gar nicht wollten die Sowjets - oder auch die SED - damals einen
gesonderten deutschen Staat sozialisiischer?iägang. Vergessen und Verdrän
gen mögen zwar - je nach Sichtweise - allgemeinmenschliche Tilgenden oder
Untugenden sein, und daß der kapitalistische TViumph in der Rückerinne-
rung so viele Leute schon immer begeisterte Marktwirtschaftler gewesensein
läßt, gehört gewiß zum Menschlichen, Allzumenschlichen. Doch mit der
historischen Wahrheit hat es nicht viel gemein. Kaum etwas war nach 1945
verbreiteter als Antikapitalismus, Sozialismus, Planwirtschaft, und zwar in
allen nur denkbaren Varianten und keineswegs beschränkt auf die Arbeiter
parteien.DasSeltsame, dochdurchaus Logische war,daßgeradedie Sowjets
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und die deutschen Kommunisten hier die Vorsichtigsten blieben. Die Sowjet
union,weilsie nur durchstrikte Einhaltungdes PotsdamerAbkommens ihre
Sicherheitsinteressen wahren und ihren wirtschaftlichen Bedürfnissen ge
recht werden konnte. Das Potsdamer Abkommen war auch deshalb, entgegen
den meisten der in der alten Bundesrepublik gängigen Deutungen, kein
sowjetisches Diktat,sondern einKompromißabkomtaen zwischen zwei kapi
talistischen Mächten und einer sozialistischen Macht, das gerade die gesell
schaftliche Gestaltung eines künftigen Deutschland offen ließ.

Die deutschen Kommunisten wiederum, nach der Vereinigung mit der
SPD in der sowjetischen Zone auch die SED,sahen zusätzliche äußere und
innere, historische und nationale Gründe, den Sozialismus nicht als Nahziel
in ihre programmatischen Vorstellungen aufzunehmen. Dasie dievonaußen
gesetztemachtpolitische Grundlage, fixiert imPotsdamer Abkommen, nicht
nur anerkannten, sondern - solange sie eingehalten wurde - sogar bejahten,
hielten sie nach zwölf Jahren faschistischer Barbarei eine längere geschicht
liche Übergangsperiode für unabdingbar, in der sich Arbeitereinheit und
antifaschistische Zusammenarbeit würden entwickeln, das »verschüttete
Klassenbewußtsein« würde wiedererwachen (so hieß es damals verniedli
chend), die demokratische Auseinandersetzung der sozialen Kräfte und
Ideen sich würde entfalten, also die objektiven und subjektiven Bedingungen
für eine nicht importierte, aus der deutschen Arbeiterbewegung selbst her
vorgegangene sozialistische Zielsetzung würden heranreifen können. Diese
Voraussetzungensollten sich in einer mit den Zielen des Potsdamer Abkom
mensvereinbaren, ja ihm entsprechenden neuartigen antifaschistischen-de-
mokratischen Ordnung bilden und stärken können.

Zu den erinnerungswerten, für das historische Verständnis sogar unerläß
lichen Ihtsachen gehört, daß die schnellen So/orrsozialisten damals an ganz
anderer Stelle zu suchen waren. Der zur einflußreichsten Gruppe der Sozial
demokratie der Westzonen gehörende Kreis um Kurt Schumacher war es, der
1945/46den »Soziaiismusals Tägesaufgabe« proklamiert hatte, der erklärte,
nicht kapitalistischer Wiederaufbau, sondern »sozialistischer Neubau« müs
se in Angriff genommen werden, und der für Deutschland - »im Gegensatz
zu den alten Demokratien des Westens« - konstatierte, daß »Kapitalismus
und Demokratie in diesem Land nicht nebeneinander existieren« könnten.

Das aber war zugleich die Gruppe, die jede Einheit mit den Kommunisten
und mitder SED in der sowjetischen Zone strikt ablehnte. Es gehört zu den
negativsten, für die gesamte spätere Entwicklung in der DDR un^nstigsten
Folgen, daß im Prozeß der schärfer werdenden Spannungen zwischen den
Weltmächten und der zunehmenden Verengung der sowjetischen Politik
nach dem Bruch mit Jugoslawien im Sommer 1948 die ursprüngliche Kon
zeption eines längeren historischen Stadiums der »neuen Demokratie«, of-
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fensichtlich auf Druck Stalins, 1952 auf der II. Parteikonferenz der SED
zugunsten des unmittelbaren »Aufbaudes Sozialismus«aufgegeben wurde.

IV

Für die innere Entwicklung der seinerzeit als volksdemokratische Länder
gruppebezeichneten Nachbarstaaten der Sowjetunion, die- mit Ausnahme
Jugoslawiens, wo die eigenen Partisanen die maßgebliche Rolle gespielt
hatten - durch die sowjetischen Armeen vom deutschen Rischismus befreit
worden waren, bildete Stalins Bruch mit Jugoslawien den entscheidenden
Einschnitt. Er markiert das Ende aller Versuche, auch dort, wo sie relativ
begrenzt waren, selbständige Wege zu finden, auf der Basis einer realisti
schenAnalyse derLageunddergesellschaftlichen Kräfte deseigenen Landes
die Ziele, Methoden und Ibmpi des wirtschaftlichen Aulbaus, die Formen
derpolitisch-staatlichen Institutionen, dieArtderKlassen- und Parteibünd
nissesowie der inneren Entwicklung in den vereinigten Arbeiterparteienzu
gestalten. Erstvon da ansetzte sich, offenbar aus Furcht, jedeEigenständig
keit könnte die Einheit des sowjetisch-volksdemokratischen Blocks schwä
chenoder gefährden, jener rigorose, aufdiebloßeNachahmung der sowjeti
schen Wege und Methoden gerichtet Kurs durch, der Stalins Politik gegen
über den volksdemokratischen Ländern bis zu seinem Tbde beherrschte.

Je höher das gesamtzivilisatorische und ökonomische Entwicklungsni
veau des betreffenden Landes war, desto verhängnisvoller mußte sich eine
solchePolitik langfristig auswirken, auchwenn dies zeitweilig durchandere
Faktorenverdecktwerdenkonnte. Diese Wirkungen trafenvor allem für die
DDR zu, wobei hier allerdings von Anfang an die spezifische, durch die
deutsche Spaltung bewirkte fundamentale Ceburtsschwäche hinzukam. Im
Verhältnis zum anderen deutschen Staat stand die DDR seit ihrer Geburt vor
dem auseigener Kraftunlösbaren Problem:mit einem größeren,ökonomisch
weit stärkeren, an Rohstoffen reicheren, die entwickeltsten deutschen Indu
striegebieteumfassenden Staat konkurrieren zu müssen. Diejenigen im We
sten, die wieKurt Schumacher- der den Begriffprägte- auf die ökonomische
»Magnetwirkung« der westdeutschen Bundesrepublik setzten, bedurften da
zu keiner besonderen Fintasie; sie bauten auf das Nächstliegende. Nur ein
äußerer Faktor hätte die konstitutionelle Schwäche der DDR in einem sol
chenGrade kompensieren können, daßeinedauerhafterfolgreiche Selbstbe
hauptung möglich geworden wäre- äußere Hilfe, die wiederum nur von der
Sowjetunion kommen konnte. Nicht selten kam sie auch, doch nur in kurz
fristigen Rettungsaktionen, niemals in einer gemeinsam durchdachten und
koordinierten ökonomischen Strategie der effektiven Nutzung des bedeuten-
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den Potentials,besondersan gutausgebildeten Arbeitskräften,dasbei besse
rem Einsatz sowohl für die DDR wie für die Sowjetunion wertvolle Resultate
hätte bringen können. Infolgeder gescheiterten sowjetischen Wirtschaftsre
formen und des nie über sehr enge Schranken hinausgelangten Integrations
prozesses innerhalb des RGW konnte die sowjetische Hilfe für die DDR und
der erreichte Nutzungsgrad ihrer ökonomischen Möglichkeiten - bei allen
Einzelerfolgen und zeitweiligen Aufstiegsphasen - nie jene kontinuierliche,
dauerhafte Gestalt annehmen, die der DDR tatsächlich aus den grundlegen
den, angeborenen Schwierigkeiten hätte heraushelfen können.

V

Der Verfasser will damit keineswegs alle Verantwortung für den Niedergang
und schließlichcn Zusammenbruch der DDR von der SED, die sie vierzig
Jahre lang regiert hat, auf die Sowjetunion und deren jeweilige Führung
abwälzen. Doch ist er fest davon überzeugt, daß bereits genügend Quellen
material vorliegt und noch weit mehr zutage kommen wird, um beweisen zu
können, daß in nahezu allen Stadien der Entwicklung seit 1949 die Grenzen
für das Handeln der DDR sehr enggezogenwaren, so daß man den Regieren
den auf jeden I^ll - mit Ausnahme der Jahre nach 1985- ein hohes Maß an
mildernden Umständen zubilligen muß. Dies gilt allerdings nur, wenn wir
voraussetzen - und daran ist absolut nicht zu zweifeln - daß sie sich in ihren

eigenen Grundüberzeugungen davon leiten ließen, ohne oder gegen die So
wjetunion sei eine antifaschistische, friedvolle, großkapitalistische Macht
begrenzende Entwicklung auf deutschem Boden unmöglich. Dies aber bein
haltet von vornherein nicht nur ein weites Feld gemeinsamer Auffassungen,
sondern auch ein hohes Maß an Ibleranz gegenüber denen, die die Sieger
waren, doch zugleich die erfahreneren Genossen und die Vertreter der \^1-
ker, denen gegenüber das deutsche Volk eine so schreckliche moralische
Schuld abzutragen hatte. Das engte unvermeidlichsubjektivdas Suchen nach
und erst recht das Drängen auf eigene, unter den deutschen Bedingungen
günstigere Wege und Methoden ein. Der bekannte, vieldiskutierte Artikel
Anton Ackermanns in der »Einheit« über den »besonderen deutschen Weg«
zum Sozialismuswar zwarein wichtigesSignal,weil er eine äußerst fruchtba
re - dem wahren Geist Lenins entsprechende - Denkrichtung andeutete.
Doch darf nicht vergessen werden, daß die darin geäußerte Hauptthese nur
dann wegweisende praktische Bedeutung hätte erlangen können, wenn sie
durch eine gründliche folgende Diskussion und die ständige Erprobung in
der Realität - bei kontinuierlicher selbstkritischer Verarbeitung der Resulta
te und unaufhörlichem neuen Nachdenken - sich frei hätte entfalten können.
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Dadiese Denkrichtung aber schon in den Anfängen abgeblockt und abge
würgt wurde, mußte die Ackermann-These, die ja zweifellos von der gesam
ten KPD-Führung (trotz späterer Distanzierung) akzeptiert worden war,
eine- dannzur Legende gewordene - Hoffnung bleiben.

Das strikte Diktat Stalinscher Politik wird, für die ersten Jahre nach der
Gründung der DDRimOktober 1949, noch keine so ausschlaggebende und
dengesamten weiterenWeg bestimmende Bedeutungerlangthabenwienach
1952, obwohl es gegenwärtig noch keine Möglichkeit gibt, dies durch die
internen Quellen zu belegen. Man kann aber durchaus annehmen, daß die
Führung der SED und der DDR die auf ein geeintes Deutschland, eine
gesamtdeutsche Verfassung nach dem Muster von Weimar, auf einen deut
schen Friedensvertrag zielenden sowjetischen Vorschläge, nicht zuletzt den
vom Frühjahr 1952, aus eigener Überzeugung unterstützte. Erentsprach so
sehr dergesamten Grundrichtung der DeutschlandpolitikvonKPDundSED
seit 1945, daß man gewiß auch bereit war. Unwägbarkeiten des eigenen
politischen Schicksals in Kaufzu nehmen, denndie Sowjetunion gehörtezu
den Garantiemächtenjeder derartigen Entwicklung.

VI.

Vfhhrscheinlich muß man die alles entscheidende Weichenstellung für die
gesamte spätere Entwicklung der DDR (auch im Sinne der »Grundsteinle
gung« des TVümmerberges, obwohl im realen geschichtlichen Prozeß solche
Entscheidungen oft revidierbar, wenn auch nicht immer voll korrigierbar
sind) auf den Juli 1952, auf die II. Parteikonferenz der SED und ihren
Beschluß zum »Aufbau des Sozialismus« datieren. Aus dieser Entscheidung,
ganz offenbar nach dem Scheitern des sowjetischen Friedensvertragsange
bots als Schlußfolgerung Stalins und auf seinen Druck hin erfolgt, ergaben
sichunmittelbar viele Maßnahmen, diezur Verschärfung derSituationinder
DDR,zurRadikalisierung undBeschleunigung jenerSchritte führten, dieals
Voraussetzung sozialistischer Entwicklung, nach dem Muster der sowjeti
schen Erfahrungen, angesehen wurden. Das Grundsätzliche an dieser Ent
scheidungwardas Verlassen der bisdahin programmatisch verkündetenstra
tegischen Konzeption eines längeren historischen Übergangs, einer antifa
schistisch-demokratischen Ordnung, die zugleich reale Möglichkeiten zu
einem Vereinigungsprozeß mit der kapitalistischen Bundesrepublik offen
halten sollte. Zwar konstatierte der von der II. Parteikonferenz der SED
angenommene Beschluß, die politischen und ökonomischen Bedingungen
»sowie das Bewußtsein der Arbeiterklasse und der Mehrheit der Werktäti
gen« seienso weit entwickelt, daß»derAulbau desSozialismus zur grundle-
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genden Aufgabe« in der DDR geworden sei. Doch bewies die gesellschaftli
che Wirklichkeil im folgenden Jahre (bis hin zum 17. Juni 1953) das gerade
Gegenteil. Die verhängnisvolle Zuspitzung aller Krisenmomente inder Si
tuationder DDR,dieaus den einzelnen Maßnahmen in Verwirklichung des
Grundsatzbeschlusses zum Aufbau des Sozialismus folgte, belegte in krasser
Weise den ganz und gar voluntaristischen Charakter des Beschlusses, der
jeder nüchternen Analyse widersprach. (Vielleicht muß man genauer formu
lieren: sie widerlegte dasjenige, was ^dSU- und SED-Führung damals
unter Maßnahmen in sozialistischer Richtung verstanden.)

Die inzwischen sowohl aus der Sowjetunion wieaus der früheren DDR
bekannt gewordenen Quellen zeigen, daß es auf beiden Seiten durchaus
Kräfte gab, dieden irrealen Charakter des Sozialismus-Beschlusses derSED
erkannten undeinegrundlegende Korrektur anstrebten. Dadies aberzusam
menfiel mit der Entlarvung Berjias und seiner Ausschaltung inderKPdSU-
Führung, diedenBeginn derEntstalinisierung und das Endedes Tferrors erst
ermöglichte, muß sich zu dieser Zeit eine paradoxe Verstrickung der Perso
nen und politischen Pläne ergeben haben. Sollten Malenkow, Berjia und
Molotow seinerzeit tatsächlich die bedingungslose »Aufgabe« der DDR ins
Auge gefaßt haben, wie dies inwestlichen Quellen behauptet wird, sokonnte
naturgemäß niemand in der SED-Führung damit einverstanden sein. Doch
war eine tiefgehende Kurskorrektur für die innere Entwicklung der DDR
absolut geboten, dieaber- offenbar infolge derKrisensituation anderSpitze
der KPdSU - nicht erfolgte.

Krisenprozesse sind meist auch Reinigungsprozesse, und solangesienicht
von tödlicher Natur sind, bieten sie echte Chancender Erneuerung; denn die
Anstöße zu kritischem Überdenken vergangener Konzeptionen und Prakti
kensindsostarkwiesonst nie.Dasgiltunbedingt auchfür dieZeit nachdem
17. Juni 1953 in der DDR, der weder - wie die westdeutsche Sprachregelung
behauptete - ein »Volksaufstand«, noch - wie esdie offizielle DDR-Version
wollte - ein vom Westen inszenierter »Putsch« war. Es war eine breite, aus
Unzufriedenheit und Empörung über unsoziale, bürokratisch dekretierte
Maßnahmen geborene, auch weite Ttileder Arbeiterschaft erfassende Pro
testbewegung, die von westlicher Propaganda und westlichen Agenturen
leicht für dieeigenen Zwecke zu nutzen war. (InParentheseseibemerkt, daß
auch sozialistische Gegner des DDR-Regimes über den Charakter des 17.
Juni gestritten haben. Als Heinrich Brandler nach den Ereignissen an Isaac
Deutscher, denTVotzki- und Stalinbiographen, schrieb,er meine, eshabe sich
um eine echte Revolution gehandelt, antwortete Deutscheraus London,es
sei wohl eher eine Konterrevolution gewesen. Der gründliche Kenner der
neueren Revolutionsgeschichte war durch äußere Ausdrucksformen einer
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Bewegung nicht zublenden,er urteilte nachihremobjektiven sozialenInhalt
und gesamtgesellschaftlichen Kontext.)

Die Chance, die die Krise bot, einen radikalen neuen Anfang zu versu
chen, wurde von der Führung der SED damals nicht genutzt. Daß die mit der
II. Parteikonferenzeingeleitete Linie der gewaltsamen Beschleunigung und
rigorosen Härte nicht fortgesetzt werden konnte, fand in dem Motto vom
»Neuen Kurs« einen deutlichen Niederschlag. Doch leider versprach der
»Neue Kurs« mehr, als er hielt Ich glaube nicht, daß das an Personen lag,
auch nicht an der Person Walter Ulbrichts. Die Ursachen dafür waren wohl
überhaupt nicht in der DDR zusuchen.Dasist fürdie damalige Situation mit
beinahe absoluter Gewißheit zu schließen, selbst wenn uns die internen
Quellen aus der sowjetischen Führung noch unbekannt sind. Stalin war erst
drei Monate zuvor gestorben. Die Lage an der Spitze der KPdSUwar noch
völlig ungeklärt. Niemand in der UdSSR wußte, wie die USA und andere
kapitalistische Mächte die unvermeidlich entstandene Unsicherheit zu nut
zen gedachten. In jedem Fhll mußte man sich in Moskau auf das Schlimmste
einstellen.

Die in der DDR mit dem 17. Juni eingetretene instabile Lage schnell zu
beenden, jede Möglichkeit provokativer Abenteuer, woher sie auch kommen
mochten, radikal zu unterbinden - das war elementares sowjetischesSicher
heitsinteresse, denn niemand konnte internationale Konflikte ausschließen.
In dieser Lage, zu dieser Zeit eine realistische Analyse der in der DDR
ausgebrochenen Krise, eine an die Wurzelnder Ursachen gehende Kurskor
rektur von sowjetischer Seite erwarten, das hätte bedeutet, an Wunder zu
glauben.Diesowjetische Führungwarzustark mitsichselbstbeschäftigt Sie
mußte hinsichtlich ihrer äußeren Interessenso sehr daraufbedachtsein,jede
Art von Experimentzu vermeiden und den machtpolitischen Status quo zu
erhalten, daß in ihrer Politik gegenüber der DDR das Moment der Sicherheit
alleanderen Überlegungen in den Hintergrund drängte. Fürdie Auseinan
dersetzung in der SED-Führung mußte das die Niederlageder Kräfte besie
geln,dievonder Notwendigkeit tiefgehender Veränderungen politischer und
personeller Art überzeugt waren.

VII.

Daßdie DDR,als besetztes Land, an all jenenÜbelnkrankte, die sich inder
Sowjetunion seit demEndeder zwanziger Jahre, imGefolge der Usurpation
der Macht in Partei und Staat durch Stalin, durchgesetzt und die dann mit
dem Kalten Kriegund nachdem Bruch mit Jugosiawien auch auf die volks
demokratischen Länder ausgedehnt worden waren, war unvermeidbar. Es
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betrafalle Sphären des gesellschaftlichen Lebens, wobei allerdings die Aus
wirkungen der verschiedenen Strukturenund Maßnahmen, angesichts diffe
rierender Bedingungen, durchaus im einzelnen variieren konnten. Ober die
fundamentalen DeformationenundVerkrustungcn desbürokratisch-etatisti-
schenSozialismusmodells ist in jüngsterZßitso vielgeschrieben worden,daß
beinahe alles,wasman darüber sagen könnte, eine (unnütze) Wiederholung
wäre. In unserem konkreten Zusammenhangkommt es wohl eher darauf an,
zu fragen, welche Seiten des aufgezwungenen bzw. übernommenen Weges -
im realenGeschichtsprozeß handeltees sichumbeides - in der DDR beson
ders verhängnisvolle Wirkungen hatten.

Wis die Wirtschaft betrifft, so scheint mir die Antwort keinesfalls einfach.
Denn vieles wäre - selbst bei den besten und elastischsten Methoden - durch
die innerenKräftealleinunlösbargeblieben. Zwarkonnteniemand der DDR
so sichere Absatzmärkte bieten wie die Sowjetunion und die anderen RGW-
Länder. Doch waren sie zugleich am wenigsten imstande, ihr jene spezifl-
schen Handelsbeziehungen zu erschließen, die ihr den Anschluß an wichtige
technologische Entwicklungen ermöglicht hätten, von dem ihre ökonomi
sche Zukunft und auch ihr optimaler Nutzen innerhalb des RGW abhing.
Wenndieses Problemüberhaupt lösbarwar,dann nur bei einem hohen Maß
an ökonomischer Fantasieauf sowjetischer Seite undbei anderen entwickel
teren RGW-Ländern. Daran aber mangelte es ganz und gar.

Ferner: die DDR sah sich auch einer ganzen Reihe anderer Ibufelskreise
auf wirtschaftlichem Gebiet gegenüber, für die Lösungen,- wenn überhaupt
- nur äußerst schwer zu flnden gewesen wären. Als extrem rohstoffarmes,
rohstoffabhängiges Land, mußtesie besondersviel exportieren,darunter oft
gerade das, was sie am dringendsten für die Entwicklung der eigenen Wirt
schaft oder für die Befriedigung des lebenswichtigen Konsums benötigte.
Daraus entstanden unaufhörlich kaum zu beseitigende Diskrepanzen: man
hatte in der Modernisierung und Rationalisierung zurückzustecken, weil
Maschinen und Ausrüstungen exportiert werden mußten. Qualitativ gute
Konsumgütergingen in den Export und fehlten in der Versorgung der eige
nen Bevölkerung. Ähnliche Widersprüche belasteten die DDR-Wirtschaft
auf sozialpolitischem Gebiet:der soziale(und sozialistische!) Anspruchver
langte auf vielen Gebieten Leistungen, die weit über die ökonomischen
Potenzen der DDR hinausgingen. Echte soziale Errungenschaften wurden so
oft genugzu realenHindernissen fürwirtschaftliche und technologische Fort
schritte, eine wahrscheinlich für alle Arten sozialistischen Wirtschaftens
unvermeidbare Dialektik, deren jeweilige konkret-historische Lösungswege
aber nur bei gut durchdachten Relationen dem Volke dauerhaften Nutzen
bringen. Die stolzen Apostel kapitalistischer Rationalität spotten jetzt we
gen der gewaltigen Überbesetzung der Betriebsbelegschaften in der DDR,
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die überall zutage tritt unddiedenAnspruch aufdieSicherheit desArbeits
platzes einlösen sollte. Eine soziale, sozialpolitische und sozialpsychologi
sche Leistung ersten Ranges,die aber erkauft werden mußte mit der Hintan
stellungvon Arbeitsproduktivitätund Effizienz.

Natürlich litt die DDR-Ökonomie zusätzlich an all den bekannten Gebre
chen des bürokratisch-etatistischen »Modells« - einer unelastischen, über
mäßig zentralisierten und bis ingroteske Kleinigkeiten getriebenen Planung;
anvöllig ungenügender Selbständigkeit der Unternehmensleitungen undder
daher rührenden Fesselung technischer und kaufmännischer Eigeninitiative;
an einem viel zugroßen und zu teuren administrativen Apparat; aneiner-
wider langjährige theoretische Erkenntnisse und wissenschaftliche Vorschlä
ge- stur festgehaltenen Negiening der Marktmechanismen bei gesellschaft
lichen Eigentumsformen undregulierender Planung.

Inhistorisch-grundsätzlichem Sinne war das Ker/tproblem ohneZweifel -
wie in der Sowjetunion -, daß das gesellschaftliche Eigentum nicht durch
//iterme/ibindung und ein Höchstmaß an Mitbestimmung real untermauert
und für das Bewußtsein der Belegschaften und Individuen greifbar gemacht
werden konnte. Der DDR-Begriff des VEB, des Volkseigenen Betriebs, war
- wer immer ihn empfohlen haben mag - ein den Menschen viel näherer
Begriffals derdessozialistischen Staatseigentums. Doch lagdie Gefahr des
Umschlags, der tiefen Enttäuschung wahrscheinlich gerade darin, daßer so
viel versprach und die Einlösung dieses Versprechens so stark Mitwirkung
und persönliche Interessiertheit implizierte, die durch die bloße juristische
Form, diestaatlich ernannte Leitung und eine formelhafte Propaganda nie
zu verwirklichen war.

Infolgeder deutschenSpaltung,der Nachbarschaft zur reichen Bundesre
publik nahmen viele der in allen ärmeren Ländern vorhandenen ökonomi
schen Probleme im Bewußtsein der DDR-Bevölkerung und damit für das
politisch-psychologische Klima des Landes negative Folgen an, so die- bis
auf vorübergehende Perioden nicht erreichte - Sicherung eines mittleren
Versorgangsniveaus mit wichtigen Konsumgütern, oder - angesichts hoher
Ersparnisse und eines starken Kaufkraftüberhangs - die immer länger wer
denden Bestellfristen für Personenautos. Alle Reformbestrebungen der
DDR aufökonomischen Gebiet standen unterdem zwingenden Gebot, die
Akkumulationsrate zu steigern, zugleich aber, unter den psychologisch wirk
samen Einflüssen aus der Bundesrepublik, den zunehmenden Konsumwün
schen gerecht zu werden. Wer will mit auch nureiniger Sicherheit sagen, ob
dieses Problem - ohne ausländische Investitionen und höhere Kreditaufnah
men in harten Devisen - selbst bei starken Einsparungen derübermäßigen
und außer Kontrolle geratenen Ausgaben für die Militär-, Sicherheits- und
Verwaltungsapparatelösbar gewesen wäre?
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Der gewiß wichtigste wirtschaftliche Rcformversuch der DDR fällt in die
Mitte der sechziger Jahre, noch unter Walter Ulbricht, und zweifellos auch in
einer gewissen Parallelität mit den Reformen in der Sowjetunion, die durch
Kossygin eingeleitet wurden. Diese Reformen liefen unter dem Motto des
»Neuen Ökonomischen Systems«, ihr Hauptziel wardie Erhöhung der Ak
kumulationsrate, um dadurch entscheidende technologische Rückstände zu
überwinden, aber auch eine rationellere Organisation der einzelnen Indu
striezweige, die Koordinierung dervielfach zersplitterten Betriebe, dieSta
bilisierung der Materialversorgung, ein strenges Regime der Sparsamkeit
und andere Fortschritte effektiven Wirtschaftens zu erreichen. Die Erfolge
dieser Jahre waren unübersehbar. Doch vermochten sie den grundlegenden
Widerspruch zwischen den Akkumulations- und den Konsumtionsbedürfnis
sen nichtzu lösen,wahrscheinlich auch,weilbei der »deutschen« Suchtnach
derperfektesten Lösungzu ambitiöse Ziele angestrebt wurden, die inkeinem
Verhältnis zu den realen Möglichkeiten standen.Sie führten Ende der sech
ziger, Anfang der siebziger Jahre infolge einer erneuten Versorgungskrise
und einem generellen Stillstand auf sozialem Gebiet zuverbreiteter Unzu
friedenheit in der Bevölkerung, eine der entscheidenden Ursachen für den
dann folgenden Sturz Walter Ulbrichts. (Historiker aus der früheren DDR
haben inzwischen dokumentarisches Material über den Anteil der deutsch
deutschen Problematik am Sturz Walter Ulbrichts publiziert, doch glaube
ich,daß dieseher den terminlichen Anlaßals die tieferen Ursachen betraf.)

Daß unter Honccker die wirtschaftlichen Reformmaßnahmen in der For
mel »Einheit von Wirtschafis- und Sozialpolitik« zusammengefaßt wurden,
widerspiegelt das dauernde und auch später nicht überwundene Kernproblem
derDDR-Ökonomie: diebei gegebener Konstellation, derEinbindung indie
enge Zusammenarbeit mit der Sowjetunion und in den RGW, gesetzten
Grenzen für die Akkumulationsrate, wenn die sozial- und konsumpoliti
schen Bedürfnisse derBevölkerungauchnureinigermaßen zufriedenstellend
erfülltwerden sollten. Das politische Bewußtsein dafürunddasoffene Aus
sprechen war zweifellos einer jenervielversprechenden Fortschritte der er
sten Honccker-Jahre,die auch auf politischem und kulturellen Gebiet deut
lich wurden. Doch zeigte diespätereEntwicklung abermals, daßnurinvöllig
anderen wirtschaftlichen Zusammenhängen - bei starker Investitions- und
Innovationshilfe durch die UdSSR oder wen immer - und durch die Möglich
keit größerer Exporte inLänder mit frei konvertierbarer Währung, also bei
höheren selbsterwirtschafteten harten Devisen, natürlich auch bei gleichzei
tigen Reformen auf vielen anderen Gebieten, größere Erfolge erreichbar
gewesen wären.Ob sie ausgereichthätten, ist kaumzu sagen.

94



VIIL

Daß politische Reformen nicht nur nach dem 17. Juni, sondern auch an
späterenKnotenpunkten derEntwicklung-1956,1961,Anfang dersiebziger
Jahre - die Lösungder ökonomischen Probleme hätten erleichtern können,
ist nicht zu bezweifeln. Doch muß dahingestellt bleiben, ob sie die DDR
wirtschaftlich hätten retten können. Wie auf ökonomischem Felde blieb die
DDR in allen Bereichen der Politik in den Fesseln der während der Stalin-
Zeit geschaffenen undauch nach dem XX. Parteitag der KPdSU imFebruar
1956nicht in ihren fundamentalen Aspekten überwundenen Strukturen und
Institutionen. Zwar deutetenersteDebattennachdem XX. Parteitagsowohl
einetiefeErschütterungalsaucheinkritisches Nachdenken überdenvergan
genen Weg an. Doch wurde der gerade erst einsetzende selbstkritische Pro
zeß durch die Ereignisse in Ungarn und Polen, also kaum ein halbes Jahr
danach, bereits wieder abgeblockt.

Die Entwicklung aufdem Bodender DDR warauch hier fastvöllig durch
den Lauf der Dinge inder Sowjetunionbestimmt,woChruschtschowauf dem
Parteitag mit seinem Geheimbericht über den Stalinschen Ibrror den drama
tischen Auftakt zur Entstalinisierung gegeben hatte. Durch die polnische
und ungarische Krisenentwicklung mußtedie auch an der Parteispitze noch
unsichere sowjetische Führungdie äußere Sicherheit des Landes gefährdet
sehen und zudem bedrohliche innere Auswirkungen fürchten. In der DDR
gar, an der Nahtstelle der beiden militärischen Paktsysteme, konnte sich die
Sowjetunioneine Destabilisierungvon der Art des Juni 1953 auf keinen 1^11
leisten. Da die Initiatoren der Entstalinisierung jede äußere Erschütterung
vermeiden mußten, half dies in der DDR abermals denen, die alles beim
Alten belassen wollten. Bei Betrachtungder Ereignissevon 1956und ihrer
Auswirkungen in der DDR,auchbeider Beurteilungder scharfenVerfolgung
innerparteilicher oppositioneller Kräfte in der künstlerischen und wissen
schaftlichen Intelligenz - Janka, Just, Harich - ist nicht zuvergessen, daß die
Signale zur Eindämmung einer selbstkritischen Aufarbeitung der Stalinzeit
von der sowjetischen Führung selbst kamen. Manche Äußerungen
Chruschtschows im Spätsommer und Herbst 1956, vorallem aberdiespätere
Rede zum 40. Jahrestag der Oktoberrevolution - in Anwesenheit Mao Ze-
dongs - konnten damals nuralsgedämpfte Rehabilitierung Stalins aufgefaßt
werden.

So waren die objektiven Grenzen fürdie Entfaltung eines Demokratisie
rungsprozesses in der DDR abermals eng gezogen, wobei ein solcher zum
damaligen Zeitpunkt innerhalb der DDR-Führung selbstnur geringe Reso
nanz gefunden hätte. Als die äußeren Bedingungen für eine tiefergehende

95



Entstalinisierung sich dann günstiger gestalteten, in den Jahren radikalerer
Schritteder Chruschtschow-Führung -1960 bis1964- befand sich dieDDR,
infolge derbei offenen Grenzen zur westdeutschen Bundesrepublik bedroh
lichgewachsenen Massenflucht, die das Land auszubluten drohte undzum
Bau der »Mauer« führte, in einer so schweren inneren Lage, daß die Errei
chung eines Mindestmaßes an politischer Stabilität und wirtschaftlicher
Konsolidierung zum absoluten Gebot des Überlebens geworden war.

Wirtschaftlich gesehen, gehörten dann die mittleren sechziger Jahre zu
den besten der DDR. Doch dauerte diese Periode, wie schon angedeutet,
nicht lange, sie war am Ende des Jahrzehnts vorüber. Der Beginn der Ho-
necker-Ära nachdem Parteitag imJuni 1971 versprach politischeReformen,
die die stärkere ökonomische Orientierung auf die sozialen Bedürfnisse hät
ten fördern und stützen können. Es schien anfangs, als ob die neue Führung
offen mit dem Volke sprechen wolle; alsobsich ein realistischer Arbeitsstil
durchsetzenwürde; als ob kritische Analyse objektiver Gegebenheiten und
selbstkritische Überprüfung der eigenen Praxis Gewicht erlangen und die
fatale Lobhudelei und Schönfärberei aus den Medien verschwinden könnten.
Dochsollte geradedie folgende Entwicklung und der baldwiedereinsetzen
de, sogar noch gesteigerte Personenkult, nunmehr um Honecker, zeigen,
welcheunerhörte Zählebigkeitdie ererbten bürokratischenStrukturen, de
ren Wurzeln in die Stalinzeit zurückreichten, besaßen. Es sind mir bisher
keine historischen Quellenmaterialien bekannt geworden, die belegen wür
den, in welchem Ausmaß das Ausbleiben ernster politischer Reformen da
mals auf sowjetischen Einfluß oder Druck zurücläuführen war. Doch läßt
sichdaraufauchausderallgemeinen Situation,ohne ausdrückliche Hinweise
schliessen.

Dasgesamthistorische Fazit wird amdrastischsten klarmitdemScheitern
Chruschtschows undseiner politischenReformenamKernpunkt, dort, woes
umden Versuch ging, die Macht desbürokratischen Partei- undStaatsappa
rats durch Einführung der Rotation und der zeitlichen Begrenzung von
Amts- und ^hlpcrioden einzuschränken. Schon da war erkennbar gewor
den, daß das von Stalin hinterlasscne (übrigens nicht leninistische, sondern
antileninistische) politische System nurdurch radikale, revolutionäre Verän
derungen zu überwinden war. Der tragische Aspekt der Entwicklung in der
Sowjetunion (und in mit ihr besonders eng verbundenen sozialistischen
Ländern wie der DDR) bestand darin, daß die subjektiven Voraussetzungen
für eine derartige »Revolution aus den eigenenReihen«erst in der Mitte der
achtziger Jahre heranreifte, als das Land durch eine weit über seine ökono
mischen und technologischen Möglichkeiten hinausgehende Rüstungslast
von USA und NATO zu Tbde gerüstet und von einer seit langem untragbar
gewordenen Weltmachtrolle erdrücktworden war. Jetzt aberwaren Reform-
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versuchemit dem Ziel der Aufrechterhaltung einer Grundsubstanzan sozia
listischen Eigentumsformen und Planungsinstrumentarien, befreit von bis
herigen Entfremdungen und Deformationen, nahezu aussichtslos geworden.

Wer historisch zurückblickt, weiß natürlich nicht, ob selbst die entschie
densten demokratischen Reformen, auch wenn sie schon unter Chrusch
tschowerfolgreich gewesen wären,jene Elastizität und I^ntasie, jene Ener
gie und Massenaktivität hätten freisetzen können, die imstande gewesen
wären, die gewaltigen ökonomischen und technologischen Rückstände in
den zivilen Produktionsbereichen wenigstens so weit zu beseitigen, um die
Stagnation zu überwinden und den Ansatz für eine Renaissance der sowjeti
schen Entwicklung zu ermöglichen. Doch sei es vielleicht erlaubt zu sagen,
daß eine rechtzeitige demokratische Regeneration, die an die rätedemokrati
schen Wurzeln der Oktoberrevolutionangeknüpfthätte, nach 1956wohlder
reale Weg gewesen wäre, der eine solche Chance hätte eröffnen können.

IX.

Für den Verlaufder weiteren Entwicklung in der DDR seit Mitte der achtzi
ger Jahre erhebt sich die Frage: wäre der Gang der Dinge ein anderer gewe
sen, wenn die SED-Führung statt Blockierung und Feindseligkeit den positi
ven Anschluß an die von Gorbatschow in der Sowjetunion eingeleitete Ent
wicklung gesucht hätte? Heute, nach einer höchst Ungewissen, konfliktgela
denen, für jede auch nur den Kern sozialistischer Ziele wahrende, selbst in
der UdSSR fast hoffnungslosen Entwicklung,wäre es vermessen, daraufeine
bejahende Antwort geben zu wollen. Fest steht nur, daß die DDR, wie die
anderen RGW-Länder auch, nach 1985 erstmals die Wahl hatte, sich aus
eigener Einsicht, eigenen Motiven und primär selbstbestimmten Interessen
einem radikalen Reformkurs anzuschließen oder nicht. Wir wissen, daß die
DDR-Führung, mit einem fast schon zum Alleinherrschergewordenen Ho
necker, den Weg des strikten Nein und der rigorosen Ablehnung wählte.

Ob eine früh begonnene »Perestroika in den Farben der DDR« reale
Aussicht gehabt hätte, wissen wir nicht; es ist - angesichts der späteren
sowjetischen Entwicklung - recht unwahrscheinlich. Nur wäre es besser
gewesen als das, was die Führung tat, und hätte den Versuch gelohnt. Als
sicher annehmen kann man, daß ein aktiverAnschlußder DDR-Führung an
die sowjetischen Kräfte um Gorbatschow die Chancen der Perestroika-Bewe
gung in der UdSSR und in den anderen RGW-Ländern zumindest hätte
verbessern können. Bei der Popularität,dieGorbatschow inder DDRerlang
te, hätte jede demonstrative Kooperation mit ihm und hätten alle eigenen
Maßnahmen in Richtung Demokratisierung und Glasnostdie selbst noch in
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der ersten Phase der »sanften Revolution«, also Jahre später, starke Unter
stützungvieler DDR-Bürger für einen anderen, besseren Sozialismus, für die
Erhaltung einer eigenständigen DDR stärken können.

Das alles ist notwendig spekulativ, denn es geht umvergangene, aber um
seinerzeit vorhandene Alternativen, die - wenn sie keine idealen Lösungen
bringen konnten - die Chancen der DDR verbessert hätten. Daran ändert
auch die Thtsache nichts, daß wir nicht einmal wissen, ob die sowjetische
Führungsschicht schon damals entschieden hatte, mit der für jeden realen
innersowjetischen Reformprozeß unvermeidbaren Minderungder Rüstungs
last und dem ebenso unerläßlichen Verzicht auf die Weltmachtrolle nicht
bereits die Folgerungzu verbinden,die RGW-Länder dem jeweiligen selbst-
gewählten Schicksal zu überlassen, weil das eigene Überleben alle Kräfte
forderte. Aber auch wenn das der Rll gewesen wäre, so wären die Chancen
einer mit der sowjetischen Perestroika-Bewegung solidarischen und durch
eigene demokratische Reformen verbündeten DDR, im späteren Verhand-
lungsprozeß wenigstens diplomatische Hilfezuerhallen, größer gewesen, als
sie es am Ende waren.

KehrenwirzumAusgangspunkt zurück,^e die Entstehung der DDR,so ist
ihr Zusammenbruch von den weltpolitischen Zusammenhängen nicht zu
trennen. Er ist letztlich das Ergebnis der ökonomischen Schwäche der So
wjetunion, die nicht imstande war, jene finanzielleund technologischeHilfe
und Stütze zu geben, ohne die die Deutsche Demokratische Republik als
deutscher Nachbar zur reichen Bundesrepublik nicht überleben konnte. Die
Diskussion darüber, was da nun gescheitert ist - das rückständige Rußland
und die Oktoberrevolution; das spezifische, durch die Stalinsche Praxis de
formierte sozialistische Modell; der Sozialismus als Idee gesellschaftlicher
Umgestaltung überhaupt - wird noch viele Jahre, wahrscheinlich Jahrzehnte
weitergehen, wenigstens unter denen, die den Kapitalismus nicht für die
beste der möglichen Welten halten und die ihm nicht die Lösung der drin
gendsten Probleme zutrauen, die heute zwar weniger die Völker der reichen
kapitalistischen Metropolen, doch die überwältigende Mehrheit der Men
schen in Asien, Lateinamerika und Afrika bewegen. Sozialistische Ideen und
Bewegungen sind aus den realen gesellschaftlichen Bedingungen der kapita
listischen Gesellschaft hervorgegangen, kapitalistische Not, soziale Unge
rechtigkeit, Ausbeutung, Ressourcenvergeudung, Zerstörung der natürli
chen Lebensbasis, Frauenunterdrückung, moralische Entwürdigung werden
sie auch in Zukunft erzeugen. Am schwierigsten wird ihre Regeneration und
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ihre produktive Erneuerung in den früheren Ländern des »realen Soziaiis
mus« und in den reichen kapitalistischen Metropolen sein. Doch da der
äußere Feind in realer gesellschaftlicher Gestalt verlorengegangen ist, wird
sich die Suche nach den Verursachern der Übel ins Innere richten müssen,
und dieserProzeßwirdzumindestFragenhervorbringen, die sichSozialisten
in Vergangenheit und Gegenwart schon gestellt haben.

\V^r der Zusammenbruch des bisherigenSozialismus ein unvermeidbares
Fatum? Das hieße, jede Alternative in der sowjetischen Entwicklung zu
leugnen. Es hieße, jene kläglich-pedantische Karikatur der marxistischen
Geschichtsaufassung nachzubeten, über die schon Lenin in seinen Notizen
zu Suchanow und Rosa Luxemburg 1918 in einem Briefan Luise Kautsky
ihren bissigen Sarkasmus ausgeschüttet haben. Welthistorische Ereignisse
vollziehen sich nach keinem Lehrbuch, schon gar nicht der verzweifelte
Kampf eines verzweifelten Volkes im ersten furchtbaren Massenmorden der
modernen imperialistischen Welt. Und daß mittel- und westeuropäische
Revolutionen den Russen ökonomisch zu Hilfe kommen würden, glaubten
1917/18 Sozialisten der unterschiedlichsten Richtung.

In der späteren Entwicklung der Sowjetunion gab es zu den verschieden
sten Zeiten ökonomische Alternativen - vor allem vor der Usurpation der
gesamten Macht durch Stalin, also in den späten zwanziger Jahren, und nach
demIbde Stalins,besondersseit dem XX. Parteitag.Es ist naturgemäß nicht
beweisbar, daß irgendeine der Alternativen die historischen Rückstände, die
riesigen Kosten des Rüstungswettlaufs und des Kalten Krieges, die Verstei
nerungen des bürokratischen Kommandosystems hätte überwinden können.
Und schon ganz und gar muß Hypothese oder subjektive Sympathiebekun
dung bleiben,welchedieser Alternativen es gewesen sein mag.Doch ist auch
das Gegenteil unbeweisbar, auch wenndies den triumphierenden Aposteln
des Kapitalismus noch so wenig zusagt.

Der Zusammenbruch der DDR istauch der Untergangeines gesellschaft
lichen Versuchs, der viel zu sein und zu werden versprach, der große Hoff
nungen weckte. Das, was er an Möglichkeiten in sich barg, ist - wenn man
einen Lieblingsausdruck Ernst Blochs gebrauchen darf - noch keineswegs
»abgegolten«. Auch sozialistische Intellektuelle, die persönlich schwer unter
den stalinistischen Deformationen und Repressionen gelitten haben, wie
Hans Mayer, der Literaturwissenschaftler, bezeugen das. Er schreibt am
Schluß seiner Erinnerungen an die DDR, »Der Türmvon Babel«:»Das Ende
der DDR bedeutet nicht das Ende eines Denkens über gesellschaftliche
Alternativen ... Die DeutscheDemokratische Republik warstets eine deut
sche Wunde. Siewirdes bleibenundnicht heilen,solangemannichterkennt,
daß hier eine deutsche Möglichkeit zugrunde ging. Vielleicht gar verspielt
wurde.«
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Jürgen Kuczynski

Die Katastrophe in der Ex-DDR und ihre Ursachen

Vielleicht wird die folgende vom Wiener »Institut für internationale Wirt
schaftsvergleiche« (WllW) errechnete Ihbelle einige Verwunderung hervor
rufen:

Entwicklung 1990 gegenüber 1989

(Prozent)
Land Bruttoinlandsprodukt Industrieproduktion

Bulgarien -12 -13

Ihchechoslowakei -3 -3,5
Ungarn -5 -10

Ex-DDR -22 -29

Polen -17 -25

Rumänien -15 -21

Das Land, dem es 1990 am schlechtesten gegangen ist, ist die Ex-DDR, die
direkt von einem im Kapitalismus wahrlich erfahrenen Land, der BRD,
übernommen wurde. Um die Wende des Jahres 1990 zu 1991 lag die Indu
strieproduktion um rund die Hälfte unter dem Niveau am Ende der Herr
schaft des »Realen Sozialismus«.

Ganz ähnlich sind die Verhältnisse in der Landwirtschaft.

Man muß damit rechnen, daß 1992 die Ex-DDR, die 1988 an vierzehnter
Stelle unter den Industrieländern der Welt stand, aufgehört hat, ein Indu
strieland zu sein. Und ebenso wird die Landwirtschaft zu einem großen Ibil
verschwunden sein.

Natürlich wird es noch Produktion von lokaler Bedeutung wie die hand
werkliche und gärtnerische geben. Auch der Einzelhandel, ja das gesamte
Dienstleistungsgewerbe, einschließlich des Iburismus, werden gegenüber
1988 an Bedeutung gewinnen.

Im Gegensatz dazu erfolgt ein Abbau des zwar zum Ibil kümmerlichen,
aber sicheren und umfassenden sozialen Netzes. Keiner brauchte unter dem

»Realen Sozialismus« auch nur einen 1hg im Jahr zu hungern, keiner war
obdachlos, keiner war arbeitslos, die Kosten der Grundbedürfnisse des Le
bens blieben stabil, jede Frau konnte dank eines großartigen Aufbaus von
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Krippen und Kindergärten mit gutem Gewissen ihren Kindern gegenüber
berufstätig werden.

Mit allcdem ist es heute zu Ende. Der Prozentsatz der Arbeitslosen in der

Ex-DDR ist das Vielfache des in der alten BRD, die Lebenshaltungskosten
steigen weit schneller als in der alten BRD, die sozialen Leistungen werden
abgebaut, nicht zum wenigsten auch durch die Schließung von Krippen und
Kindergärten.

Wenn alles »gut geht«, wird die Ex-DDR in fünf Jahren eine gepflegte,
wennes»schlecht geht«,eine ungepflegte Armenkolonie der alten BRDsein.

Was sind die Ursachen für diese Entwicklung? Ich glaube, es gibt zwei
Hauptursachen: Die illusionäre Unvernunft des Volkes in der Ex-DDR und
die Proflt-Vernunft des Kapitals in der alten BRD.

Das System des »Realen Sozialismus« wurde im Oktober 1989 gestürzt
von einem Volk, das einen echten, einen demokratischen Sozialismus wollte.
Doch schon nach kurzer Zeit, etwa seit Mitte November, verflelen die Mas
sen des Volkes, nicht zum wenigsten die Arbeiterklasse, den Illusionen der
westdeutschen Konsumgesellschaft und der »Deutschland einigenden« D-
Mark. Alle Wahlen des Jahres 1990 wurden in der DDR von der politischen
Rechten gewonnen. Und es waren die ersten wirklich freien >\bhlen in der
DDR!

Demgegenüber steht die Profltvernunft des Kapitals in der alten BRD.
Dieses denkt natürlich nicht daran, große Investitionen in der Industrie der
Ex-DDR zu machen,da die Kapazitäten in der alten BRD völligausreichen,
um das Gebiet der Ex-DDR zu beliefern. Und das gilt erst recht für die
Landwirtschaft der alten BRD, in der, wie in allen EG-Ländern, sowieso
schon Überproduktion herrscht.

Wenn neben dem Kahlschlag von Industrie und Landwirtschaft in der Ex-
DDR dort auch ein solcher gegen Schöne Kultur und ^senschaft erfolgt,
so ist das zum Ibil auf ideologische Gründe, die wieder ökonomisch bedingt
sind, zum Ibil auf primitive Konkurrenzmotive zurückzuführen.

Wahrlich, die I^tastrophe war im Frühjahr 1990 vorauszusehen und wur
de auch vorausgesehen, sowohl von einigen linken Funktionären der Arbei
terbewegung in der BRD wie auch von einigen wenigen Mitgliedern der
Intelligenz in der DDR, die schon unter dem »Realen Sozialismus«, wie man
das nennt, »quer dachten« und bis heute Sozialisten geblieben sind.
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INVENTUREN



Peter Hess

In der Ebene gestrauchelt, dieMühen der Berge voruns

Als Frank Deppe mir 1979 seine »Materialien zur Gewerkschaftsanalyse«
zuschickte, schrieb ich ihm (so etwa),es komme, welcheThematikmanauch
gerade unter der Hand habe, immer darauf an, die marxistische Theorie
wieder wenigstens ein Stückchen voranzubringen, was ihm jeweils gelinge.
Ich stehe dazu. Die Grundthematik, die die marxistische Linke heute zu
bewältigen hat - der Zusammenbruch der staatsbürokratischen Abart des
Sozialismus - verpflichtet uns umso mehr, das Instrumentarium, das wir
erbten, die materialistische Dialektik, zuschärfen, das Theoriegebäude auf
zustocken. Selbstkritisch, aber ohne sclbstzerstörerische Wut müssen wir
prüfen, ob und wie weit unsere früheren Theoreme den theoretischen Anfor
derungen, nämlich der ideellen Reflektion und theoretischen Rekonstruk
tion des Konkret-Historischen, entsprechen.

Marx wird uns dabei immer in dem Sinne unentbehrlich sein, daß wir in
seinen Werken keine fertigen Lösungen, aber ohne sie überhaupt keineLö
sungen für heutige Probleme finden. Er zeigte, daß die ökonomischen Ver
hältnisse des Kapitalismus, was immer auch für Reichtümer sie hervorbrin
gen können, auf einem bestimmten Punkt angelangt, dem Gattungswesen
Mensch, dessen schöpferischen Bestrebungen widersprechen.

Denn der Mensch zeichnet sich nun einmal nicht vor anderen Tieren
dadurch aus, daß er ebenfalls frißt, sich vermehrt und einen Bau errichtet
Nur deshalb, nicht aus irgendwelchen konstruierten Gründen, ist eine alter
native Gesellschaft notwendig. Die staatsbürokratische Abart des Sozialis
mus istdaran gescheitert, daßsienicht danach strebte,fürdieEntfaltung der
menschlichen Naturgerade all daszu leisten, was der Kapitalismus, seinen
grundlegenden TVicbkräften folgend, nicht vermag. Sie war nichtvorrangig
darauf gerichtet, Bedingungen zuschaffen, sicheinem Zustand zu nähern, in
dem die Menschen sich aufdie Entfaltung ihrerspezifischen Eigenschaften
konzentrieren können. Dazu zählt heuteakut die Beseitigung der sozialen
Ungleichheiten, die Oberwindung der Entsolidarisierung der arbeitenden
Menschen untereinander, besonders zwischen denen der entwickelten und
der unterentwickelten Welt, die Gleichstellung der Geschlechter, der Aus
schluß des Krieges alsMittelder Lösung jeglicher Probleme. DieMenschen
müssen wieder eins mitderNaturwerden, siealsgleichberechtigt betrachten,
sich nurals bescheidener Tfeil von ihrempfinden, dajetztoffenkundig gewor
den ist, daß ihre eigene Existenz bedroht ist, indem sie sie zusehends vernich-
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ten. DieserProblemkreis besitztheute einenso vielhöheren Stellenwert,daß
er sich zur neuen Qualität ausgebildet hat. Der Widerspruch zwischen
Mensch und der ihmäußeren Natur, den Marxals Produktivkraftentwicklung
begriff (ohne zu vergessen, mehrfach auf die Notwendigkeit des pflegeri-
schen Umgangs mit der Natur hinzuweisen), hat sich zum Antagonismus
fortentwickelt. DerKapitalismus hates dahin gebracht, daß dieProduktiv
kraftentwicklung selbst, dieEntfaltung derproduktiven Kraft des Menschen
inder Gesellschaft, wodurch ersieh verwirklicht, ihn zuvernichten droht.Er
hat es auch dahin gebracht, daß sich im Maße wie sich die Äußerungen
mancher seiner inneren Widersprüche entschärften und diesedamit in der
Erfahrungswelt derarbeitenden Menschen einen geringeren Stellenwert ein
nahmen, sichdiegleichen Widersprüche aufinternationaler Ebeneungeheu
er zuspitzten. Andere Widersprüche entstanden und entfalteten sich, stellten
sich neu dar. Wir es in früheren Stadien kapitalistischer Entwicklung der
Mangel anBrotund Wohnung, sosindesheute- beiBeibehaltungder»alten
Probleme« für einen unterschiedlich großen Tfeil der Bevölkerung in den
entwickelten Ländern selbst - eher und zusätzlich Probleme der Bildung und
Fortbildung, diedauerhafte Unsicherheit desArbeitsplatzes, einebezahlbare
Wohnung, Schwierigkeiten des TVansportes zu und von der Arbeitsstelle,
unzureichender Urlaub angesichts neuer Belastungen, unzureichende bzw.
zu teureKulturangebote fürdieMassen, dieanhaltende Friedensbedrohung.
Durch die Anstrengung der arbeitenden Menschen imstaatsbürokratischen
Sozialismuswurde in manchen dieser Bereiche einiges zuwegegebracht. Viel
zu wenig, denn für mehr waren die gesellschaftlichen Bedingungen nicht
gegeben. Die politische Führung strebtevornehmlich daseinean,dasaller
dings derKapitalIsmus viel besser vermag- Wichstum, Konsum und eben ein
Obermaß an Staat. Wie kam es in der DDR dazu?

DDR - Chancen und Versäumnisse

Ich habe vorgut einem Jahran anderer Stelle etwas ausführlicher über die
Umstände der Gründung der DDR und ihreersten Jahre geschrieben.^ Ich
muß im gegebenen Kontext das Wichtigste wiederholen und weiterführen.
Und da steht zunächst fest: Der »reale Sozialismus« stand nicht an ihrer
Wiege. Geplantwar, aufdendamaligen TVümmern stehend,etwas anderes -

1 H«ss, PeienAbschied vonder DDR,in:»1999-Zeilschrifi fürdieSozialgeschichtedes20.und
21. Jahrhunderts«, Heft 3/90, S. 117.
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ein antifaschistisches, demokratisches, antimonopolistisches und friedlie
bendes Deutschland. Vom Standpunkt der Interessen und Wünsche der
Mehrheit, die I^schismus und Krieg er- und durchlebt hatten, wardaseine
durchaus realistische Zielsetzung. Siestimmte dazu mit den damaligen Inter
essen der Sowjetunion überein; denn gerade ein solches Deutschland wäre
neutral und keine Gefahr, sondern eher ein Partner für die Sowjetunion
gewesen. Für diese und die politischen Kräfte, die in der Illegalität, in
Konzentrationslagern, Zuchthäusern und inder Emigration den Kampf ge
gen I^chismus und Krieg geführt hatten, ergab sich nurkurz nach Kriegsen
de und den Jahren der Anti-Hitler-Koalition ein alarmierendes Bild. Die
ökonomisch Mächtigen, dieHitler andieMacht gebracht und soVerfolgung
und Ausrottung von Kommunisten und Sozialdemokraten, Juden, Sinti und
Roma, Angehörigen derbekennenden Kirche, Zeugen Jehovas, sogenannten
»lebensunwerten Lebens«, sowie Homosexuellen und schließlich den Ver
nichtungskrieg zu verantworten hatten, waren in ihre früheren Positionen
wieder zurückgekehrt. Die ökonomische Basis ihrer Herrschaft blieb erhal
ten, undeswurde»dieWirtschaft« - so auchdamalsgenannt,wennes umdas
monopolkapitalistische Eigentum ging - gefördert. Bald stellte sich heraus,
daß die Westmächte auch nicht die Absicht hatten, andere entscheidende
Punkte des Potsdamer Abkommens einzuhalten. Es bleibt den Historikern
überlassen, zu klären, ob die Westmächte je vorhatten, zur damaligen Zeit
ein einheitliches Deutschland zuzulassen. Immerhin hatten sie auf der Pots
damer Konferenz vergeblich für die Gründung eines süddeutschen, eines
norddeutschen undeineswestdeutschen Staates plädiert Heutehaben sieihr
einheitliches Deutschland, das damals nicht zu haben war. Zu klären bleibt
auch, ob die Sowjetunion seinerzeit, besonders im Hinblick auf zahlreiche
wirtschaftliche Maßnahmen, überdie Festlegungen der Krim- und Potsda
mer Konferenz hinausgegangen war und so die Westmächte in bezug auf
fernere sowjetische Absichten mißtrauisch machte.

Jedenfalls wurde die Bundesrepublik Deutschland gegründet und die
Spaltung bewußtvollzogen. Die Gründung der DDR, das kann man drehen
und wenden wie man will, war eine Antwort auf diesen »nationalen Not
stand«, wie esdamals gerade im Osten, ohne deutschtümelndes Gejammer,
ganz politisch genannt wurde. Die Existenz derDDR war dementsprechend
alsProvisorium konzipiert. DerersteEntwurfeinerVerfassung derDDRwar
für ein einheitliches demokratisches Deutschland vorgesehen. Wer die Do
kumente von damals sichtet, wird diese nüchterne Haltung gegenüber der
DDR vielleicht mit einiger Überraschung zurKenntnis nehmen müssen. Es
war eine historisch glückliche zeitweilige Übereinstimmung zwischen dem
zeitgeschichtlich Notwendigen und den Interessen der Herrschenden in der
späteren DDR. Entsprechend wurden damals eingeleitete Reformen in der
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Staatsverwaltung, Landwirtschaft, Schulwesen, Justiz, die Enteignung der
Stützen des Naziregitnes und des Krieges und vieles mehr weit über die
Reihen der Linken hinaus begrüßt. Eswurde einePolitik verkündet und zum
Tfeil auch durchgeführt, diedieMenschen inder DDR und inderBundesre
publik verstehen konnten.

Von Sozialismus war deswegen damals entgegen mancher späterer Ge-
schichtsklitterei seitens solcher Propagandisten der SED, deren Behuf es
war, denAnsichten der herrschenden Gruppierung »gelehrten« Ausdruck zu
verleihen, keine Rede. Denn es wurde richtig erkannt, daß nicht nur die
subjektiven Voraussetzungen fehlten —wie sollte es anders sein nach der
ideologischen Massenmanipulierung im Nazireich -, sondern die Schaffung
eines demokratischen Deutschland Vorrang hatte. Die Freunde der gewese
nen DDR, die gleichzeitig »neues Denken« wegen dessen angeblicher Ver
antwortung für deren Niedergang beklagen,sollten notieren: Das eigentliche
Programm derDDR, das im Beschluß »Die Nationale Front des demokrati
schen Deutschland unddie Sozialistische Einheitspartei Deutschlands« for
muliert wurde, war ein frühes Dokument - in moderner Wortwahl ausge
drückt - der Priorität allgemeingesellschaftlicher Interessen, vom Stand
punkt der DDR gegenüber einem demokratischen und friedliebenden
Deutschland, vom Standpunkt Deutschlands aus der Sicht der damals Ver
antwortlichen imOstengegenüber der internationalen Gemeinschaft.

Sicherlich war dies ein äußerst widerspruchsvoller Prozeß. Denn das
historisch Notwendige wurde unter Leitung einer stark stalinistischgepräg
ten Partei und unter unmittelbarer Einflußnahme der stalinistischen Partei
selbstdurchgeführt. Sokannman auchvielfältige Handlungen der Regierung
undderSEDund Vorstellungen vonverantwortlichen Politikern ausmachen,
die im Widerspruch zurerklärten Politik standen. Von demokratischer Mit
bestimmungwar keine Rede, selbst nicht innerhalb derSED. Ulbricht sprach
auch bei einem Anlaß schon 1948 vom Aufbau des Sozialismus, wofür keiner
lei Voraussetzungen gegeben waren, wurde aber offenbar von der sowjeti
schen Führung gebremst. Es ist ferner legitim zu vermuten, daß manche
nationalen Forderungen, besonders in den fünfziger Jahren, nur »taktisch«
gemeint waren. Das kann jedoch nicht erklären, warum dieWestmächte und
erst rechtdie Bonner Regierung nichtdie ProbeaufsExempel machten. Sie
hatten noch bis in die sechziger Jahre hinein die Möglichkeit dazu, hätten
z.B. aufdas mit großem Kraftaufwand seitens derDDR-Regierung betriebe
ne Projekt einer deutschen Konföderation eingehen können, ^^ären die
Verhandlungen durch die Schuld der DDR und der hinter ihr stehenden
UdSSR gescheitert - ich will diese Möglichkeit überhaupt nicht ausschließen
- hätte das der Position Adenauers und seiner Nachfolger zumindest nicht
geschadet. Das Wehgeschrei Ober die »Mauer« und ähnliche spätere, zum
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Tfeil durch den Kalten Kriegerzwungene, aber immerauch aus einem über
triebenen Sicherheitsdenken und Machterhaltungstrieb entspringende Ab
grenzungsmanöver der SED-Führung klingtdaher von Seitender Politikge
stalter der Bundesrepublik, die inder TraditionAdenauerslebenundwirken,
wie pure Heuchelei.

Vom Standpunkt desGeneralthemas dieses Buches möchte ichjedenfalls
die Behauptung wagen, daß die Sache in der DDR zu Beginn bei allen
Widersprüchen undauferlegten internationalen Beschränkungen im Wesen
richtig angelegt war. Ich bin mir nicht sicher, wassich danach im Hinblick auf
wirkliche oder vermeintliche Interessen in der Sowjetunion bezüglich
Deutschland alsGanzem geändert hatte.Daßdieverschärfte Birtsetzung des
Kalten Krieges seitensder USA und ihrer Verbündeten (einschließlich der
Bundesrepublik) da eine maßgebliche Rolle spielten, ist unbestreitbar. Wie
demauchimmersei,diePrioritätder Einheitaufdemokratischer Grundlage
wurde in der DDR faktisch und später ausdrücklich fallengelassen. Damit
verzichtete die DDR-Führung auch auf das vorher gesetzte und verkündete
innere MaßderPolitik - dasVerständnis der Bevölkerung in Ost undWest für
jeden unternommenen Schritt. Indem so die Herrschenden in der DDR das
Streben nach einer demokratischen Erneuerung inganz Deutschland aufga
ben, gaben sie es auch für die DDR selbst auf. Wie man es auch dreht, es war
eine Riesendummheit mit geschichtlichen Konsequenzen, der westdeut
schen Bourgeoisie die Einheitslosung zu überlassen und diese undifferen-
ziert als imperialistische Diversion abzustempeln. Daswarkomcunausbleib
liche Entwicklung, entsprach aber der eigentümlichen Auflösung einer fal
schen Antinomie zwischen Einheitsbestrebungen auf demokratischer
Grundlage einerseits und den inneren Motiven und Herrschaftsformen der
stalinistischen Parteiandererseits. Der eine Pol schien schlicht untergegan
gen zu sein, der andere konnte sichweitgehend ungehemmt durchsetzen. Ich
sehe die Zäsur mit dem Beginnder fünfziger Jahre, wobeider Punkt mit der
zweiten Parteikonferenz der SEDgesetzt wurde. Damals wurde der »plan
mäßige Aufbau des Sozialismus« beschlossen, obwohl die Voraussetzungen
dafür ebensowenig gegeben waren wie einige Jahre früher, als über diese
Frage aber nochdiskutiert wurde. Die indiesem Zusammenhang eingeleite
ten Maßnahmen führten zueinerschnellen Entfremdung zwischen Führung
und der Mehrheit der Bevölkerung. Die erste Quittung warder 17.Juni 1953.
In der Folgezeit wurden einige kleinere Verbesserungen in der Lebenslage
und den allgemeinen gesellschaftlichen Verhältnissen eingeführt,aber keine
grundsätzlichen neuen Gesellschaftsmechanismen insAuge gefaßt. Der Weg
in Richtung derstaatsbürokratischen Abart des Sozialismus war eingeschla
gen. Ganz konsequent wurde dieMöglichkeit, diesich mit dem XX. Parteitag
der KPDSU ergab,verschenkt. Die SED-Führung, sicher nicht übereinstim-
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mend, betrachtete die Chruschtschowschen Neuerungen mit Mißtrauen, be
sonders nach denEreignissen in Ungarn. Eineweitere Gelegenheit, diesich
mit Gorbatschow 1985 ergab, wurde ebenfalls verpaßt. Das Sicherheitsden
ken, und das hieß besonders auch die Sicherung der Macht der führenden
Funktionäre, hatte stets Vorrang.

Hier werden wir auf einen wirklichen Irrtum aufmerksam gemacht: Es
hingeben nichtalles, zumal nicht alles Innenpolitische, wiewir lange Jahre
glaubten, von der Sowjetunion ab. Die SED-Führung, die zunächst keine
andere ^hl hatte, als Stalin zu folgen, und es wohl auch aus Oberzeugung
nicht anders wollte, beschritt diesen Pfad später zunehmend freiwillig, aus
eigenem Antrieb. Die objektive Grundlage für diese Haltung lag in den
eingerasteten und eingerosteten Mechanismen der Machtausübung, in der
Furcht vor jeglicher gesellschaftlicher Bewegung, die die eigene Stellung
gefährdet hätte, im schon von Engels vor hundert Jahren kritisierten »Aber
glauben an den Staat«. Die »Führung« bildete sich ein, »die der ganzen
Gesellschaft gemeinsamen Bedürfnisse und Interessen können nicht anders
besorgt werden, als wie sie bisher besorgt worden sind, nämlich durch den
Staat und seine wohlbestallten Behörden.«^ Hinzu kam zweifellos mangelnde
Bildung, nicht zuletzt marxistische. 1985 brachte dieÜberraschung und für
viele die bittere Enttäuschung, daß die SED-Führung sogar bereit war, ihre
autoritär-bürokratische Herrschaftsweisegege/i die Sowjetunion zu verteidi
gen.

Die Sozialismuskonzeption, die nachder II. Parteikonferenz1952durch
gesetzt wurde, basierte im wesentlichen, bei Abweichungen im Detail, auf
den seit den Zwanzigern einzig zugelassenen Modellvorstellungen. Die wich
tigsten Vorgaben entsprangen den Annahmen einer Führungsgruppe, nicht
den wirklichen Anforderungen gesellschaftlicher \^^rklichkeit, die in einer
breiten Diskussion hätten theoretisch rekonstruiert werden können. Ich weiß
aus persönlichen Erfahrungen, daß inden letztenJahrzehntenExpertenmei
nungen nur insofern eingeholt wurden, wie sie vorgefaßten Meinungen ent
sprachen. Hierfür sorgte der zentrale Apparat, aber es muß hinzugefügt
werden,daß es nur gelang, wenndie unteren Apparate mitspielten,wasoft,
aber durchaus nicht immer der Fall war. Demokratischer Zentralismus, ein
heute verständlicherweise (und doch zu Unrecht total) diskreditierter Be
griff, wurde so ausgelegt, daß die Zentrale ohne weitere Nachfrage »be
schloß« und »festlegte« und die Basis »demokratisch« die getroffenen Fest
legungen durchführte.So wörtlichbegriffdas Günter Mittag kurzvor Tbres-

2 Manc, Karl/Engels, Friedrich:Werke,Berlin,Bd.22,S. 199.
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Schlußwährend eines seiner »Seminare« mit Generaldirektoren und ließ das
auch noch publizieren. Einige Theoretiker konstruierten einen Gegensatz
zwischen Zentralismus und Demokratie und reflektierten sodieAnsicht, daß
der Zentralismus von Natur aus nicht demokratisch sein kann. Sozialismus
ist, wie wir von Lenin wissen, dieSchöpferkraft der Millionen - oder er ist
nicht. Die sozialistische Gesellschaft, zumal sie aufeinem hohen Vergesell
schaftungsgrad der Produktion beruht, kann aber aufeine zentrale demokra
tische Leitung nicht verzichten.

DasMomentum des Ausgangspunkts

An dieser Stelle muß aber auf einen unter manchen Linken besonders der
ehemaligen DDR geführten Streit eingegangen werden. Es gibt diejenigen,
diedie gesellschaftlichen Verhältnisse in der DDR einer Ibtalverurteilung
unterziehen, einigewenige soziale Leistungen ausgenommen, insbesondere,
wenn sie das Geleistete an den hochtrabenden Ansprüchen der SED-Füh
rung messen. Und esgibt andere, diesich angesichts des brutalen kapitalisti
schen Kahlschlags die alte DDR mit einigen Verbesserungen zurückwün
schen. Viele vonunsanderen sahendagegen dasHoneckersche Regime ohne
Bedauern gehen, bedauerten aber zutiefst, daß keine erneuerte DDR gelun
gen war. Wirstehen in der Schuld der Bürgerbewegungen, daß sie das eine
zuwegebrachten, das andere leider erfolglos anstrebten. Viele von uns be
trachteten die DDR in den letzten Jahrzehnten immer als unser mißratenes
Kind, und um ein solches bemüht man sich ja besonders. Wir können uns
auch heute aus wissenschaftlicher Einsicht und persönlichen Erfahrungen
nicht damit identifizieren, daß die Ulbricht-Mannschaft und dann die Ho
necker-Mannschaft diegame DDRwaren. Esgabtausende undabertausende
Menschen in der DDR, die mit legitimen Interessen und gerechtfertigten
sauberen Motiven ausgestattet ihrBestes gaben und manches Hervorragende
für und in der DDR geleistet haben.

Auch die Poleder obenerwähnten falschen Antinomie (zwischen demo
kratisch-nationalen Bestrebungen und der stalinistisch geprägten Partei)
lebten als Momente der wirklichen Widersprüche der DDR fort. Das Mo
mentum der Gründerjahre war nicht insgesamt zu unterdrücken. Es stimmt
z.B. nicht, daß der Antifaschismus der DDR ausschließlich formale Routine
war. Das mag für manche zutreffen, die im Rausch der Macht (oder der
gehobenen Stellung oder falschverstandener Disziplin) vergessen hatten
oderverdrängten, wodieWurzeln desGanzen lagen. Aberauch derwirkliche
Geistdes Antifaschismus lebte. Und die Ideen vonMarx und Lenin, vonder
Führung und ihren Nachbetern tatsächlich oftverfälscht, waren eigenständi-
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geTHebkraft für viele. Die Menschen in der DDR wurden schließlich ange
halten, deren Werke zu lesen, und nicht wenige taten es.DieAnsichten der
Klassiker wurde- wenn auchdosiert und versimpelt- verbreitet. Ist es denn
denkbar, daß die Botschaften über das freie Individuum, über Solidarität,
Gleichberechtigung derGeschlechter, soziale Gerechtigkeit, über wirkliche
und demokratische Herrschaft des Volkes, die Lehren der Pariser Kommune,
die Notwendigkeit absoluter Wahrhaftigkeit im Interesse der Bestrebungen
der Arbeiterklasse von niemandem verinnerlicht worden wären? Wenn ich
ein persönliches Wort einschieben darf: Ich mußte mir in manchen Diskus
sionen der jüngsten 2Leit gesellschaftswissenschaftliche Vorstellungen der
Obrigkeit und deren Interpreten vorhalten lassen, werde das wohl noch
geraume 21eit ertragen müssen, bestehe aber auch darauf, meine eigene, auch
veröffentlichte Meinung gehabt zuhaben. Ichglaube, dasist trotzdervonuns
allen zu tragenden, graduell differenzierten Schuld für die staaisbürokrati-
sche Abart des Sozialismus, deren Scheitern und die Folgen dieses Schei
terns, berechtigt.

Wie weiter?

In Deutschland ist der Sozialismus auf nicht absehbare Zeit verspielt. Im
Weltmaßstab wird darum immer noch gerungen,weswegen mir - wie ich in
letzter Zeit wiederholt zum Ausdruck brachte - unverständlich ist, wie einige
unter uns so schnell dabei sind, die Sowjetunion unter Gorbatschowabzu
schreiben, die Perestroika zu verurteilen, nicht bereit sind. Keime der Hoff
nung in Betracht zu ziehen. Wis werden sie denn sagen, wenn sie wirklich
scheitern sollte und man fragt, wosie standen,als es in UdSSRumSeinoder
Nichtsein eines erneuerten Sozialismus ging, um den Bestand der Union
überhaupt? Die meisten vehementen Kritiker der Perestroika unter uns
haben das Konzept 1985 begeistert begrüßt. Mir scheint, sich von einerals
richtig erkannten Sache abzuwenden, nurweil sie zu scheitern droht, steht
nicht in linker TVadition. Der wichtigste Streitpunkt dabei ist die Auffassung
der Perestroika, Marktbeziehungen voll nutzen zu wollen. Manche Linke
identifizieren ganz schnell Marktbeziehungen mitKapitalismus. Aufanders
lautendeArgumentewirdnichteingegangen. Da herrschtdieDenkweise vor:
Ich hab' mir das in den Kopf gesetzt und ein Hundsfott der, der mich aus
meinen Gleisen werfen will. Ich will dem an anderer Stelle Gesagten' hier

3 Vgl. den Aufsalz des Verfassers, Die Elgcntumsfrage und derMarkt, IPW-Berichte, Berlin,
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nichts hinzufügen, aber dies wiederholen: Die breite Nutzungvon Marktbe
ziehungen macht aus dem Sozialismus keine »Marktwirtschaft«. In der \Mrt-
Schaft setzt (nichtandersals im Kapitalismus) der Staat notwendige Bedin
gungen. Und hier handelt es sich um einen sozialistischen Staat. In der
Gesellschaft insgesamt bleiben anders alsimKapitalismus diemeisten Berei
cheden Marktgesetzen entzogen. DieKonzeption der Perestroika hat nichts
zu tun mit der »Einführung« des Kapitalismus, auch wenn ein niedriger
Entwicklungsstand der Produktivkräfte und ein ungenügendes Niveau der
Vergesellschaftung von Produkten und Arbeit zu einer beschränkten Zulas
sungkleinkapitalistischen Eigentums berechtigt. Sie kämpft umihr Überle
ben gegen Kräfte, die zurückwollen zum Gesellschaftstyp Breschnew-Ho-
neckerscherArt undgegen Kräfte, die tatsächlich ein bürgerliches Rußland
(wenn nicht Schlimmeres, denn auch Zarenfahnen flatternschon)restaurie
ren wollen. Werden wir angesichts dessen bald in der Lagesein, über diese
Frage emotionslos und sachlich zu diskutieren?

Sowichtig dasSchicksal der Perestroikafür die Weltgeschichte der nahen
undweiteren Zukunft ist, fürdie linkeBewegung überhaupt, so klar ist,daß
wir deutschen Linken im hochentwickelten, relativ stabilen Kapitalismus
leben. Wie wir uns als Linke da verhalten sollen, ist Gegenstand lebhafter
Diskussionen. Eine von den entstehenden Fragen ist, ob wir auf die bürger
liche Politik einzuwirken versuchen sollten und, wenn ja, wie? Oder besser
auf »objektive Umstände« warten sollten, die die Dinge für uns erledigen?
Gramsci kritisierte letztere Haltung unheimlich aktuell wie folgt: »Ich bin
augenblicklich geschlagen, aberdieMacht der Dinge arbeitetauflange Sicht
für mich...«. Nachseiner Meinung ist eine solche Sicht besonders verdam
mungswürdig, wenn sie von Intellektuellen vertreten wird, deren Berufung
zur theoretischen Antizipation aktuelle Notwendigkeit in der politischen
Arbeit ist.

Ich glaube nicht, daß wir eine wirkliche W»hl haben, wenn wir uns ratio
nell der Wirklichkeit gegenüber verhalten, einen wissenschaftlichen Stand
punktihrgegenübereinnehmen. DieWirklichkeit, wiesie ist,existiert objek
tiv, aber dies Objektive ist Ergebnis der menschlichen Einwirkung auf die
Natur und der gegenseitigen Einwirkung der in Klassen, Schichten und
Gruppen organisierten Menschen selbst, also beeinflußbar unter den Bedin
gungen, die jede Generation jeweilsvorfindet. Wir können die Wirklichkeit
nichtwegwünschen, abseitsundabgekapselt vonihr träumen.Wr könnensie

Heft 7/1990, S.11 ff.; dcis., Marktbeziehungen und Gesellschaft. Sozialismus, Hamburg, Heft
1/1991, S. 23 ff.
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aberebensowenig »hinnehmen«, alsgougegeben, dasmag göttlich sein,aber
nicht menschlich, denn Geschichte ist immer das Ergebnis menschlichen
Tüns.

Christa Wolf sagte kürzlich (so etwa), daß die Zukunft nicht mehr Tbil
unseres Alltags ist. Ich sehedas ganz anders. Ich denke, die Linke muß in
doppeller Hinsicht eineaktive Stellung in der kapiulistischen Gesellschaft
einnehmen. Sie muß sich einmal »konstruktiv« zu ihr verhalten, mit anderen
Worten, für die Interessen der großen Mehrheit auch innerhalb desKapita
lismus eintreten. Diese große Mehrheit besteht vor allem, aber nicht aus
schließlich, aus jenen, die indereinen oder anderen Form ihreArbeitskraft
verkaufen müssen. Aktive Mitarbeit in der Gewerkschaft und anderen Orga
nisationen, die besondere Interessen vertreten (Ökologen, Verbände der
Frauen, Behinderten, Mieterusw.), ist hierfürunerläßlich. Abergleichzeitig
müssen wir unsere Forderungen so stellen, daß die Menschen verstehen,wo
absoluteGrenzendieserGesellschaft gesetzt sind.DassindForderungen, die
über das System hinausgehen. Sie sind legitim und real, auch wenn die
Überwindung des Kapitalismus sehrweit entfernt erscheint. Es istz.B. not
wendig, daß wir uns mit und innerhalb der Gewerkschaften für eine fort
schrittliche »Arbeitsmarktpolitik« einsetzen, Arbeitsbeschaffungsmaßnah
menfordernusw. Es ist auchlegitim, wissenschaftlich undmoralisch gerecht
fertigt, dieAbschajfung der Arbeitslosigkeit zuverlangen. Wirwissen natür
lich, daß der Kapitalismus das objektiv nicht kann. Aber wir haben die
wissenschaftlich begründete Vorstellung einer Gesellschaft, die das wohl
kann. Anhand solcher Forderungen können Menschen dann per Erfahrung
lernen, daßder Kapitalismus nichtdasletzteWort der Geschichte seinkann.
Daher dürfen wir gerechtfertigte Forderungen, die über den Kapitalismus
hinausweisen, nicht so darstellen, als ob sie schon in diesem System realisier
bar wären. Das könnte die Menschen von uns als vermeintlich »hoffnungslo
se Idealisten«, »weltfremde Utopisten« oder als »schlimme Demagogen«
abstoßen, statt zu begreifen: DieLinken fordern einealternative, einesozia
listische Gesellschaftfür diearbeitenden Menschen, um z.B. die Arbeitslosig
keit abzuschaffen. Man könnte diese Fragestellung anhand der gesamten
Palettesozial-ökonomisch-gesellschaftlicher Forderungenweiterentwickeln.
Hier handelt es sich nicht um zwei verschiedene Aufgabenstellungen, son
dern um zwei Seiten ein- und derselben.

Sterbender Kapitalismus?

Es liegt aufder Hand, daßdiehierbefürwortete Haltung zurkapitalistischen
Umweltvon der SichtdiesesSystems bestimmtwird. Ichwillauch hier nicht
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wiederholen, was ich in letzter Zeit verschiedentlich kapitalismuskritisch
geäußert habe. Nureinige Bemerkungen zueiner speziellen, nichtsdestowe
nigerzentralen Frage sindamPlatz. Manhat unsschon inder Vergangenheit
bis zum Überdruß die Leninsche Förmulicrung vom »sterbenden Kapitalis
mus« vorgehalten. Es ist klar, daß sie in einer Zeit entstand, da die Marxisten
in der Iht annahmen, daß die sozialistische Weltrevolution unmittelbar auf
der Ihgesordnungstünde. Soganzverkehrtwarja dieseAnnahmebekannter
maßen nicht,denndieOktoberrevolution wurdewirklich durchgeführt. Aber
die europäische Revolution, auf die Lenin so sehnsüchtig wartete, der er
danndie »führende Rolle« gegenüber dem rückständigen Rußland zusprach,
erfolgte nicht. Hier ist nicht der Platz, über dieses Ausbleiben nachzudenken.
Aber es wäre sicher schon lange richtig gewesen,einen historisch überholten
Namenaufzugeben. Daswäreohne Aufgabe theoretischerPositionen mög
lich gewesen, die »sterbenden Kapitalismus« mit dem Begriff des »Über
gangskapitalismus« gleichsetzten. Überdiesen Begriffwärebei Inkaufnahme
höhnischer Polemiken derjenigen, die den Kapitalismus als das letzte Wort
der Geschichte betrachten, weiter nachzudenken.

Es ist,wiemirscheint,einewissenschaftliche Ihtsache,daßder Kapitalis
mus dem Zwang unterworfen ist, auf stets höherer Stufe gesellschaftliche
Produktionszusammenhängedem Profitmotivin Formen unterzuordnen, die
bereits überden Kapitalismus hinausweisen. Dasdürfte heute,angesichts der
umfassenden Anforderungen der wissenschaftlich-technischen Revolution,
darunter an die Wissenschaftsentwicklung selbst, das Bildungssystem, die
Struktur großer gesellschaftlicher Produktions-, Zirkulations- und Konsum
tionsbereiche, die Bewältigung eines tiefgegliederten und weitgefächerten
arbeitsteiligen Reproduktionsprozesses, die Sicherung der Reproduktion
der Arbeitskraft weit Ober die Lohnzahlung hinaus, sofort einleuchten. Zu
diesen Vergesellschaftungsprozessen kommen aber noch die wachsenden
Anforderungender Umwelt, des Hungers, der große Tbile der Weltbevölke
rungerfaßt, der vielfältigen gesellschaftsfeindlichen Folgen hochkapitalisti
scher Entwicklung hinzu. Zu beobachten ist die unentwegte Entwicklung
höherer Formen des Gesellschaftskapitals im Gegensatz zum Privatkapital,
derenEmbryonalgestalten Manc nicht anders nannte als »Übergangsformen
aus der kapitalistischen Produktionsweise in die assoziierte«. Oder was an
deres ist eine Holdingwie Kohlbcrg, Kravis, Roberts (KKR),die den zweit
größten Lebensmittelkonzern der Welt für 26 Milliarden Dollar kaufen
kann, Dutzende von Milliarden Dollar an Guthaben aus einem kleinen Büro
heraus kontrolliert? \\bs anderes sind die riesigen Fonds,die die Staaten im
Kapitalismus heute mobilisieren und anlegen? Kann es da Streit darüber
geben, daß der einzelne Kapitalist immer weniger die Bedingungen der
Profitproduktion beherrscht? Schon dieVerwandlung des Profits in Kapital
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hängt heutemaßgeblich von den Bewegungen auf den nationalen und inter
nationalen Leihkapitalmärkten ab,diesich weitgehend außerhalb der Kon
trolle auch der großen Monopolkapitale und der Staaten befinden. Hier
handeltes sich um einen riesigen Enteignungsprozeß innerhalb der Kapita
listenklasse, umdie»negative Durchbrechung derSchranken deskapitalisti
schenPrivateigentums«, solange die positive nochnichtdurchgeführt wurde.

Ohnestaatliche Monopolbedingungen, vonder einfachen Steuerbis zur
Staatsverschuldung, funktioniert bekanntlich nichts. DasSetzen diesermuß
als Fortentwicklung des genannten Enteignungsprozesses verstanden wer
den. Dabei kann der Staat natürlich nicht als bloßer Verwertungsapparat
begriffen werden. Zunächst, wiewirvon Engels wissen, liegtder politischen
Herrschaft immer eine Amtstätigkeit zugrunde. Staatliche Verwertungsbe
dingungen können nurerfolgreich gesetzt werden, wenn derStaatdieseseine
Amtstätigkeit vollzieht. Er muß über seinespezifische Aufgabe hinaus, die
Interessen der Klasse wahrzunehmen, die ihn bestellt hat, auch für den
Zusammenhalt der Gesellschaft insgesamt sorgen, ihr halbwegs normales
Funktionieren sichern. Das heißt für ihn nicht zuletzt auch die Folgen kapi
talistischer Produktivkraftentwicklung im weitesten Sinne und in wachsen
den Dimensionen zu bewältigen. Und nicht nur das. Auch die Bewältigung
der Folgen politischer Interessen seitens der kapitalistischen Staaten muß
teuer bezahlt werden. So auch der Anschluß der DDR an die Bundesrepu
blik,da er unter Bedingungen erfolgte, die Ostdeutschland weitgehend die
Produktionsmöglichkeiten und damit die Existenzgrundlagen seiner Bevöl
kerung raubte. IVotz aller Unschuldsbekenntnisse der Regierenden wardies
eine vorhersehbare und vorausgesagte Entwicklung. Die Politik kapitalisti
scher Staaten nach innen wird dazu zunehmend vom internationalen Gesche
hen geprägt, dasvielfach nursehr loseBeziehungen zuunmittelbaren Kapi
talinteressen hat, sie dennoch differenziert beeinflußt.

Es ist heute so, daß die vom Staat gesetzten Bedingungen die Existenz
aller Klassen und Schichten der Gesellschaft berühren. In dieser Rolle steht
derStaatfolglich unterdemDruck derverschiedenartigsten kapitalistischen,
aber auch antikapitalistischen Interessen, die er nicht unberücksichtigt las
sen kann. Denn in der für das Kapital günstigsten Herrschaftsform, der
bürgerlichen Demokratie, die zwar eine Demokratie der Herrschenden ist,
aber auch anderen Klassen und Schichten bestimmten Bewegungsraum ge
währt, benötigt der Staat eine Massenbasis. Und das wiederum erhöht u.a.
die Kosten der Ideologieproduktion und -Verbreitung, derStrategieausarbei
tung,der gewallmäßigen und friedlichen Herrschaftssicherung. Unter ande
rem:Hat maneinmalgesagt, daßes keinem inder ehemaligen DDRschlech
ter gehen wird, vielen aber besser (Kohl),dann wird man es um der puren
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Machterhaltung willen nach den Stilen angesichtsdes Drucks der Bevölke
rung und kommender Wahlen nicht gd/tz/ZcA vergessen können.

Mirscheint, dervonMarx festgestellte Grundwiderspruch der kapitalisti
schen Produktionsweisehat sich in der von ihm bereits angedeuteten Weise
mit neuen Momenten angereichert. Den zunehmenden Vergesellschaftungs
prozessen und demgemäßen gesellschaftlichen Anforderungen an die Pro
duktion von Profit stehen die erreichte Vcrgesellschaftungsstufe des Kapi
tals, das jeweils erreichte Niveau der Aufhebungdes Privateigentumsimer-
halb der Grenzen derkapitalistischen Produktionsweise selbstgegenüber.

Es zeigt sich der Obergangscharakter des Kapitalismus auch darin, daß
die Arbeiterklasse, wie immer man sie definiert und wie vielfältig sich die
Interessen, Bedürfnisse, Lebensweisen und die ihnen entsprechenden An
schauungsweisen auch in ihr differenziert darstellen, nicht länger allein vom
Verkaufihrer Arbeitskraftexistierenkann. UnddieseMöglichkeit warja ein
konstituierendes, charakteristisches Element des Kapitalismus in seiner
klassischen Gestalt. Vielmehrist die Arbeiterklasseauf die (freilich kapita
listische) Gesellschaft angewiesen - sei es im Hinblick auf die genannten
Anforderungen an die Akkumulation (Bildungetc.), die sichvon dieser Seite
als Elemente der Existenzbedingungen der Arbeiterklasse darstellen, sei es
auf die der bürgerlichen Gesellschaft notwendigerweise abgerungenen So
zialsysteme.

& ist bezeichnend,daß die Bourgeoisieund ihre politischen Exponenten
z.B. die wachsenden staatlichen Sozialausgaben als ein die Gesellschaft bela
stendes Geschenk an die arbeitenden Menschen verstanden haben wollen,
während sie doch nur anzeigen, daß dieses System nicht mehr auf seinen
eigentlichen Grundlagen existiert. Es muß nach Formen greifen, die einer
höheren Gesellschaft angehören, deren Inhalt aber in den alten Grenzen
gefangen bleibt. Dies reproduziert die »alten« Widersprüche mit neuen In
halten und in neuen Formen, nach innen und nach außen. Die Arbeiterklas
se, in ihrer Differenziertheit repräsentiert durch eine Vielzahl von Gewerk
schaften, muß heute für den Erhalt und die Entwicklungeiner Vielfalt von
Existenzbedingungen kämpfen, die für die jeweiligen Gruppen nicht minder
wichtigsind, als es die vergleichsweisen »einfachen« Lebensfragen des 19.
Jahrhunderts waren. Und diese existieren dazu noch fort. Nichts Alberneres
daher als die immer mal wieder auftauchenden Bemerkungen, daß die bür
gerliche Gesellschaft die Forderungen des kommunistischen Manifests er
füllt habe. Insofern dasnicht nur lustig seinsollende Blödeleien sind,zeigen
sie die Unfähigkeit zu historischem und dialektischem Denken an. Diese
Rhigkeit lassen allerdings auch diejenigen vermissen, die nicht einmalden
Versuch machen, den Gehalt des »Manifests« weiterzudenken (im Sinne des
dialektischen Aufhebens), wie es Marx und Engels ja taten und unterjeweils
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neuen Bedingungen immergetan hätten, denn dies entsprach ihrer ganzen
Denkweise.

Die jeweilige Infragestellung der Existenzbedingungen der arbeitenden
Menschentrotz großen physischen Reichtums im Kapitalismus zeigtaber an,
daß die entwickelten Eigentumsverhältnisse und die auf ihnen beruhenden
heutigen gesellschaftlichen Verhältnisse ebenfalls, wennauch auf neue Weise
revolutioniert werden müssen. Aus den wirklichen und sich abzeichnenden
Protestbewegungen der arbeitenden Menschen in jedemeinzelnen kapitali
stischen Land und in internationalem Maßstab werden sich, jenseits des
vereinfachtenEnteignungs-und Verstaatlichungsmodells, neue revolutions
theoretische Ansätze ergeben.

Die konkrete Utopie des Sozialismus

In der linken Diskussion entsteht die Frage, ob wir - da doch ein falsches
Gesellschaftsmodcll des Sozialismus existierte - nicht vor der Aufgabe stün
den, zunächst ein neues zu konstruieren. steht dafür, was ist dagegen
einzuwenden? Frank Deppe warfseinerzeit die Frage der konkreten (positi
ven) Utopie auf, ich diskutierte mit ihm und meinte, daß die Mehrheit sich
bewußt nur zu ihren heute durchaus weit zu fassenden Existenzbedingungen
verhalten könne, das Denken in Alternativmodellen könne man aber von ihr
nicht erwarten^ Zwar meine ich nach wie vor, daß die Durchsetzung eines
»alternativen Modells« vor allem ein bewußter Akt der Ausgebeuteten im
Hinblick auf ihre unerträglich gewordenen Existenzbedingungen ist. Das Aus
maß gesellschaftlicher Bewußtheit, Einsicht in die Weltzusammenhänge
kann hier einen beschleunigenden Effekt haben, aber die utopische Vorstel
lung der Zukunft kann innerhalb des Kapitalismus kaum zum Hauptbeweger
werden. Aus der praktischen Kritik am Kapitalismus (verbunden, wie man
nun erkennt, mit der Kritik am gehabten Sozialismus) muß sich das Bild der
alternativen sozialistischen Gesellschaft ergeben. Das Wichtigste bleibt,
schriebichdamals, den Kampfso zuführen, daßdieErfahrungen der Arbeiter
ihnen die Einsicht in ihre wirkliche Lage, mithin xbxQ Klassenlage erleichtert.
Wir können und müssen uns mit gesellschaftlichen Zielvorstellungen begnü
gen und es der wirklichen Bewegung der Massen unter möglichst aktiver
Mitwirkung der politischen Linken überlassen, im demokratischen Prozeß

4 Deppe, Frank: Endeoder Zukunft der Arbeiterbewegung?, Köln 1984, S.246ff.Peter Hess,
Rezension hieizu, iPW-Berichte, Heft 4, Berlin 1985, S. 55 ff.
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und ihren materiellen Interessen folgend, die richtigen ökonomischen und
gesellschaftlichen Mechanismen zu schaffen, mit denen der Weg in die sozia
listische Gesellschaft gebahnt und diese gestaltet wird. Die Kapitalismuskri
tik als wechselseitig verbundener praktischer Prozeß und prozessierende
Theorie muß uns die Grundbausteine des alternativen Gesellschaftsmodells

liefern.

Gleichzeitig muß gesagt werden,daß Deppe die Sache mit der produkti
ven Utopie insofern richtigersah als ich, da sich von den Globalproblemen
her heute abzeichnet, daß die Welt zugrunde gehen könnte, bevor die Tiefe
der ökologischen Krise,der Hunger, der vier Fünftel der Menschheit erfaßt
hat oder bedroht, sowie andere Menschheitsprobleme mit ausreichendem
Gewicht in die alltägliche Erfahrungswelt der arbeitenden Massen in den
entwickeltenkapitalistischen Ländern eingegangen ist. Man kann heute ab
sehen, daß das zu spät sein würde. Wenn mit dem Begriff Modell diese
Grundbausteine der alternativen Gesellschaft gemeint sind, die auch die
neue Globalproblematik berücksichtigen, dann brauchen wir ein solches.
Das wäre eine konkrete Vision der kommenden Gesellschaft, damit linke
Kritik die richtigen Ansatzpunkte am konkret-historischen Kapitalismus
findet. Gerade hier ist die wissenschaftliche Kritik an der staatsbürokrati
schen Abart des Sozialismus, eine sachliche Auseinandersetzung mit der
Gesellschaftskonzeption der Perestroika unentbehrlich. Denn eine solche
Kritikmuß,auchwenndamitzeitweilig gegen den Stromgeschwommen wird,
die heute noch wenig erfahrbaren Globalprobleme enthalten, muß das Äuß
erste versuchen, um die Menschen für diese Fragen zu sensibilisieren. Wie
dies möglich ist, das haben im Hinblick aufeine heutigeGrundproblematik
der Menschheit die »Grünen« in aller Welt gezeigt, vielleicht gerade wegen
ihrer ausschließlichen Konzentration hierauf. Das weist übrigens deutlich
auf die notwendigeDialektik zwischen Bewegung und Partei im linken Spek
trum hin.

W^s uns nicht gelingen kann, weil der materialistischen Denkweise im
Grunde fremd, ist die geistige Vorwegnahme der Mechanismen einer künfti
gen Gesellschaft selbst. Die Art und Weise, wie alles funktionieren soll,
welche Bedürfnisse welche Priorität erhalten, welche Formen des gesell
schaftlichen Eigentums entstehen, wie sie mit anderen Formen gemischt
werden, wie die Machtausübung aufdemokratischer Grundlage, wie Planung
aussehen müssen usw. usf. - all das sollte nicht vorgezeichnet werden, das
werden und müssen die Gesellschaftsmitglieder selbst herausbekommen.
Wis sind z.B. moderne Bedürfnisse? Können wir uns ein Bedürfnissystem
ausdenken, das wir den Menschen vorschlagen, oder muß nicht vielmehr eine
Gesellschaft hergestellt werden, die, ausgehend von den gegebenen materiel
len Bedingungen, den Menschen vielerlei Möglichkeiten der Bedürfnisbe-
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friedigungen anbietet,umsieselbstentscheiden zulassen, welche Prioritäten
sie setzen wollen (was uns nicht der Mühe enthebt, unsere Meinung ganz
deutlich zu machen)? Dies umso mehr, da jetzt schon klar, aber noch nicht
in das Alltagsbcwußtsein der Menschen eingedrungen ist, daß eine Repro
duktion der Bedürfnisstruktur der heutigen entwickelten kapitalistischen
Länder im Weltmaßstab unmöglich ist.

Ist die Zeit des »neuen Denkens« abgelaufen?

Diese Frage stellte kürzlich Michael Brie^ den ich zitiere, weil er einer der
aktiven intellektuellen Arbeiter in der linken Bewegung ist, und weil schon
&eiaAnsatz nach meinem Verständnis nicht richtig, aber verbreitet ist. Für M.
Brie ist das Neue Denken eine Idee, die, kaum in die Welt gesetzt, schon
gescheitert sei. Ichsehe dagegen im neuen Denken die geistige und politische
Widerspiegelung eines neuen objektiven Zusammenhangs, derein subjekti
ves Verhalten gebieterisch verlangt. Dieser neue Zusammenhang besteht
darin, daß die Lösung derbekannten Menschheitsprobleme aufdie Überwin
dung des Kapitalismus nicht warten kann, aber mit dieser verbunden ist.
Theoretische und praktische Anstrengungen zur Bewahrung und Mehrung
zivilisatorischer Errungenschaften sind objektiv gegen den Kapitalismus ge
richtet. M. Brie scheint das genau umgekehrt zu sehen. Er meint, die globalen
Probleme können nicht gelöst werden ohne vorherige radikale Veränderun
gen, einschließlich Veränderung der Machtstrukturen in den hochentwickel
ten Industrieländern. Ob er das so meint oder nicht, das bedeutet, wenn
Worte einen Sinn haben, eine andere Gesellschaft als die jetzige kapitalisti
sche. Diese weltweit zu erreichen, scheint ihm in absehbarer Zeit nicht
möglich, und da hat er natürlich recht. Whsalso dann? Es bleibt ein zutiefst
pessimistischer Ausblick und die Hoffnung, daß er sich geirrt habe.

Ich kann diese Haltung verstehen und muß sie respektieren. Aber man
kann auch offen zugeben, daß sie die Kapitulation vor dem Dilemma ist, das
ich weiter oben erwähnte. Neues Denken verlangt wahrhaftig subjektive
Haltungen, die über die unmittelbare Erfahrungswelt der Menschen im heu
tigen Kapitalismus hinausgehen. Von den Herrschenden wird es ohnehin
nicht freiwillig akzeptiert. Ist es also ein untaugliches Mittel, müssen wir
zusehen, wie die Welt zugrundegeht? Betrachten wir die Frage von einer
anderen Seite. Nehmen wir mal an, das Neue Denken sei tatsächlich schon

S Brie, Michael: Zur Herrschart verdammt?, in: »Freitag«, Berlin, 1.2.91.
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gescheitert (was heißen würde, daß objektive Notwendigkeiten keinerlei
geistigen und politischen Reflex mehr besitzen), '^r es deswegen falsch?
Bestehen dann die Probleme, die es hervorriefen - wenn man materialistisch
herangeht - nicht fort? Man kann vermuten, daß neues Denken seitens der
Sowjetunion nicht immer richtig angewendet wurde. Die Zustimmung zur
UNO-Resolution, die den USA faktisch freie Hand im Nahen Osten gab,
betrachte ich als Fehler, nicht aber die Notwendigkeit, die Aggression des
Iraks unter Saddam Hussein zurückzuweisen und das Prinzipzu verteidigen,
daß Aggressionen und Kriege zur Lösung beliebiger Probleme von der
Menschheit nicht mehr hingenommen werden können. Die Zustimmung
zam Anschluß der DDR betrachte ich als Fehler, nicht aber die Zustimmung
zur Vereinigung. Denn Neues Denken besagt, daß manjedem Volk die Ent
scheidung über sein Schicksal überlassen muß. Und wenn auch anzunehmen
ist, daß die DDR-Bevölkerung sich nicht voll bewußtwar,wassie herbeirief,
mit Gewalt war eine Bewußtseinsünderung nicht herbeizuführen. Das ent
spricht nicht nur dem empirischen Befund der letzten Jahrzehnte (wo hat
Gewalt Problemegetor?), es ist ein notwendiges Prinzip in unserer ^it der
Massenvernichtungswaffen und des umfassenden Demokratieverständnisses,
auch wenn die Westmächte dazu noch nicht bereit sind. Denn man kann

dieses richtigePrinzipnicht verkünden und umseine Durchsetzungkämpfen,
wenn man nicht selbst bereit ist, es zu praktizieren. Fehler können nur in der
politischen Durchsetzung des Neuen Denkens auftreten, und sie sind aufge
treten. Aber Neues Denken ist dennoch von seiner Grundkonzeption her
nicht naiv. M. Brie schreibt, Krieg sei »wieder möglich geworden«. Das kann
nur einer schreiben, der sich Illusionen machte (vom »friedensfähigen Kapi
talismus«?) und nun das Neue Denken für seine aufgelösten Illusionen
verantwortlich macht. Das Neue Denken geht nämlich mitnichten davon aus,
daß die imperialistischen Mächte sich auf Zuruf plötzlich friedlich beneh
men, die Prioritäten ihrer Politik umkehren. Neues Denken sieht eine Politik
vor, die auch Druck auf im alten Denken Behaftete ausübt, den neuen
Gegebenheitender Welt Rechnung zu tragen.DieseArt Druck in der tagtäg
lichen Politik wurde und wird sicher ungenügend von den Anhängern des
Neuen Denkens, besonders der sowjetischen Führung, ausgeübt. Die Ursa-
ehen dafür sind ein Kapitel für sich. Ich würde die Voraussage wagen, daß
darüber bald Analysen von den Vertretern des neuen Denkens in der Sowjet
union selbst vorliegen werden.

Schließlich muß die Dialektikzwischen der Lösungder globalenMensch
heitsfragen und der radikalen,sprich revolutionären(denn radikalsein heißt
bekanntlich, die Sache an der Wurzel fassen) Veränderung der kapitalisti
schen Gesellschaft erfaßt werden. Wenn die Bestrebungen,;e/zf die Mensch
heitsprobleme anzugehen, Priorität haben müssen, so werden ja die antika-
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pitalistischen Kämpfe nicht aufgegeben (können es überhaupt nicht). Der
Kampf für Frieden, Ökologie, Entwicklung usw. richtet sich zwar nicht vor
dergründig gegen den Kapitalismus, sondern erkennt die Notwendigkeit
intersystemarer und klassenübergreifender Bemühungen an. VQhrend aber
die Lösung von Globalproblemen organisch in das Interessensystem der
arbeitenden Menschen und des Sozialismus hineinpassen, ihren primären
Interessen objektiv entspricht, trifft das für den Kapitalismus, wie jedermann
weiß, nicht zu.Profit produzieren zu müssen ist ausder Sicht marxistischen
Denkens keine moralisch zu wertende Notwendigkeit, sondern der primäre
Zwang, solange kapitalistische Verhältnisse existieren. Dahermeint Neues
Denkennicht, einen Gesellschaftsvcrtrag mitder Monopolbourgeoisie abzu
schließen, sondern einen gesellschaftlichen Kampfzu führen.

Auf den Tlümmern stehend können die Linken ein breites und für viele
Jahre ausreichendes Betätigungsfeld vor sich sehen.
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Robert Katzenstein

Gedanken zur Entwicklung

Jeder Marxist hat sich sicher schon einmal die Frage gestellt, ob die soziali
stische Revolution nicht zu früh gekommen ist. Die Antwort, zu der ich
gelangt bin, war: nein. Die Revolution war unvermeidbar. Für die Werktäti
gen war die alte Herrschaft nicht mehr erträglich. Deshalb waren die Bedin
gungen reif für eine Revolution. Sie mußte ausbrechen, und sie konnte auch
siegen, auch in einem Lande. Aber der Sozialismus war nicht aufrechtzuer
halten. Nicht in einem Lande, d.h. in Konkurrenz zum Kapitalismus in den
hochindustrialisierten Ländern mit seiner natürlich gewachsenen Kräfteviel
falt. Das Ziel war zu weit gesteckt. Jede Klasse ist in die Grenzen ihres
Entwicklungsstandes gebannt, und die Lohnabhängigen waren noch nicht so
weit, daß sie eine so hochgradig arbeitsteilige Gesellschaft allein hätten voll
funktionsfähig erhalten und vor allem auch in ihrer ganzen Vielfalt weiter
entwickeln können. Deshalb war das Kaderproblem im Sozialismus auch das
Hauptproblem. Eine Gesellschaft muß wachsen. Unter dem Druck überlege
ner Konkurrenz ist das schwer, auch wenn diese Konkurrenz entwicklungs
geschichtlich, von den gesellschaftlichen Verhältnissen her, um eine Ent
wicklungsstufe zurück ist. Wie sollten die frühsozialistischen Gesellschaften
in ihrer Entwicklung den gewaltigen Vorsprung solcher Länder wie Deutsch
land, die USA u.a. in so kurzer Zeit aufholen können? Ein Wettlaufzwischen
dem Normalbürgcr und dem Leistungssportler. Ohne jahrelanges Studium
und IVaining war er für den Normalbürger nicht zu gewinnen. Wenn man
bedenkt, daß die Werktätigen gerade unter unsäglichen Opfern die unerträg
lich gewordene Herrschaft abgeschüttelt hatten, so war gewissermassen sogar
die Stalinsche Politik vorprogrammiert, d.h. der Weg führte fast unvermeid
lich in diese blutige Sackgasse der Geschichte. Es würde zu weit führen, diese
Fragen hier näher zu durchdenken. Längst sind nicht alle Fragen untersucht,
die im Zusammenhang mit den gesellschaftlichen Entwicklungsprozessen,
namentlich auch bei konkurrierenden Ordnungen, eine Rolle spielen. Man
che sind wohl noch nicht einmal aufgeworfen worden. Auch heute laufen die
Prozesse noch weitgehend spontan ab. Selbst Gorbatschows Perestroika.
Sein großes Verdienst ist es, alte Denkstrukturen aufgebrochen und der
Gesellschaftden Wegzu neuen Ufern gewiesen zu haben. Im Ergebnis hat er
aber vor allem zurückgebliebenes Denken freigesetzt und nur wenig neues.
Ökonomisch, weil die Reformer nur Raum für das Wirken derMarktgesetze
geschaffen, aber in den alten Machtstrukturen nicht die Bedingungen dafür
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vorbereitet haben, daß ihr Wirken auch fruchtbar werden kann. Unter sol
chen Umständen schafft sich die Marktwirtschaft diese Bedingungenselbst -
über die Krise! Das Ergebnis der Krise aber ist die Rückkehr zu alten,
restaurativen Denkstrukturen, ökonomisch und politisch; ein echter Zer
fallsprozeß.

Die Revolution war also unvermeidlich, aber in ihrer Zielstellung zu früh
und zu weit angelegt. Sie hat deshalbauch die hegemonialen Strukturen in
der Welt nicht umwälzen können. Dennoch hat sie enorme emanzipatorische
Kräfte freigesetzt, von den nationalenBefreiungsbewegungen überdie Frau
enbewegung bis hin zur Emanzipation der Lohnabhängigen selbst. Sie hat
zwar den Sozialismus nicht verwirklichen können, aber dennoch die Welt
verändert.Selbstder Kapitalismus istnichtmehrder alte;allerdingswirdsich
jetzt, nach dem Zerfall des Frühsozialismus, erst zeigen, wie weit und wie
dauerhaft.

Wis hat sich am Kapitalismus verändert?
Zentraler Punkt der Auseinandersetzungen im Kapitalismus ist das Ver

hältnis zwischen Arbeit und Kapital. Was sichan diesemVerhältnisverändert
hat, untersucht man am besten anhand der Gesetzmäßigkeiten, die es bestim
men, d.h. anhand des allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Akkumula
tion, wieMarxes genannt hat.'

Zentraler Punkt der Auseinandersetzungen in diesem Zusammenhang
war zu Marx' Zeiten die Verelendung der Arbeiterklasse. Auch Marx spitzte
seine Untersuchung auf diese Frage zu. Allerdings nicht aus grundsätzlichen
Erwägungen heraus, sondern weil die Verelendungdamals die zentrale sozia
le Frage war, mit der sich die Gesellschaft auseinandersetzen mußte. Der
entscheidende Punkt war bei ihm vielmehr der Mechanismus selbst, der
bestimmte, wie sich das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit gestaltete.
Ihm ginges darum, die Automatik sichtbar zu machen,die bewirkte,daß sich
die Lebensbedingungen der Arbeiterklasse immer in einem Rahmen hielten,
der auch dem Akkumulationsbedarf des Kapitals genügend Bewegungsraum
ließ.

Im Gegensatzzur herrschenden Meinung, die die elende Lageder arbei
tenden Bevölkerung auf ihre übermäßige Vermehrung zurückführte - ihr
Hauptvertreter war Malthus -, wies Marx nach, daß die Lebenslage der
Arbeiter keine unabhängige Variable ist, sondern daß sie von der Bewegung
des Kapitalsabhängt. Heute ist das längstallgemeinanerkannt. Konservative
Regierungen begründen mit diesen Zusammenhängen sogar ihre Wirt
schaftspolitik; beispielsweise wenn sie die Unternehmergewinne begünsti
gen, um Investitionen zu fördern und so Arbeitsplätze zu schaffen.

1 Vgl.Mara-EngeU-Werkc (MEW),Bd.23.23. Kapiiel, Berlin1962ff.
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Derentscheidende Faktor,vondemdieLebenslage derArbeiterabhängt,
ist die Beschäftigung. Sie bestimmt,ob die Lebensbedingungen der Arbeiter
sich verbessern oder verschlechtern. Ist die Nachfrage nach Arbeitskräften
größer als ihre Zufuhr, so steigen die Löhne, verbessern sich die Arbeitsbe
dingungen. Auf der anderen Seite wird die Lebenslage der Arbeiterschaft
durch Arbeitslosigkeit wieder heruntergedrückt. Unselbständige Arbeits
kräfte sind halt vom Lohn abhängig. Sie brauchen ihn, um leben zu können.
Je höher also die Arbeitslosigkeit, umso größer die Konkurrenz um die
Arbeitsplätze und je länger die Arbeitslosigkeit andauert, umso niedrigere
Löhne werden akzeptiert.

Die Grundtendenz der Entwicklung ist dabei für die Lohnabhängigen
durchaus positiv. Durch die Neuanlage des Profits hat das Kapital die Ibn-
denz, ständig zu wachsen. Es saugt also Arbeitskräfte an. Wie ein solcher
Prozeßwirkt,war in den letztenJahrzehnten inder BundesrepublikDeutsch
land - wie übrigens auch in anderen Ländern -, gut zu beobachten. Das
Kapital hat in dieser Zeit nicht nur Millionen Bauern und Gewerbetreibende
aufgenommen, die mit der Entwicklung nicht mehr Schritt halten konnten
und aufgeben mußten, sondern es hat, darüber hinaus, auch noch Millionen
von Gastarbeitern aus fremden Ländern angeworben.

Aber der entscheidende Faktor, der die Beschäftigung bestimmt, ist wie
derum nicht das Kapitalwachstum,sondern das ist der technische Fortschritt.
In dem Mechanismus, der das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit be
stimmt,wirkenimmerdieverschiedensten Faktorenaufeinander.^ Regulator
ist in jedem Bille der Proflt, aber was wie und in welcher Richtung wirkt, das
hängt von der jeweiligen Gesamtsituation ab. In bezug aufdie Lebenslage der
Arbeiterschaft aber kann man ganz allgemein sagen: sobald steigende Löhne,
bzw. Arbeitskosten ganzgenerell, den Profit des Kapitalsaufeinen kritischen
Punkt gedrückt haben, hört das Kapitalwachstum auf. An diesem Punkt
ändert sich die Zielrichtung der Investitionen. An die Stelle der Erweite
rungsinvestitionen treten solche, die der Einsparung von Arbeitsplätzen
dienen. Arbeitskräfte werden freigesetzt, Arbeitslosigkeitbreitet sich aus. In
der Bundesrepublik war die Schmerzgrenze Anfang der siebziger Jahre er
reicht, bei einem Anteil der Selbständigcn-Einkommen am Nationaleinkom
men von rund 25 Prozent. Der Druck auf die Profite ging von mehreren
Faktoren aus. In erster Liniewarenes die Arbeitskosten. Jahrelange Vollbe
schäftigung hatte die Löhne erheblich steigen lassen;selbstverständlich hatte

2 Deshalbgibt esjaauchkeine Garantiedafür, daßdieGewinnförderung tatsächlich Arbeitsplät
ze schafft oder, allgemeinergesehen,bestimmteFaktoren entscheidendfür die Konjunktur-
Steuerungsind;deshalb greifen übrigensauch die marktwirtschaftlichen Instrumente nicht,die
vondenReformern indensozialistischen Ländern-odervomIWFindenwenigerentwickelten
Ländern - zur Anwendunggebracht werden.
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auch derSystemwettbewerb dabei eine Rolie gespieit. Eine einzigartige Si
tuation war entstanden. Die Lohnabhängigen hatten einen Freiraumin der
Gestaltungihres Lebens bekommen, wiesie ihn nievorher besessen hatten.
Die Kehrseite dieses Freiraumes machte sich natürlich ebenfalls bemerkbar:
Arbeitsdisziplin und -moral ließen nach, d.h. dieFehlzeiten nahmen zu,die
Arbeitsintensität ging zurück, die Arbeitsquaiität ließ zu wünschen übrig,
Reklamationen häuften sich usw. Kurzum, der Zugriff des Kapitals auf die
gesellschaftliche Arbeitskraft lockerte sich, und die Wirtschaft begann aus
dem Gleise zulaufen. Die Explosion derÖipreise war dann derunmittelbar
auslösende Faktor für die Veränderung der Investitionsziele. Von diesem
Zeitpunktan begann die massive Freisetzung vonArbeitskräften. Mitteder
siebziger Jahre waren bereits anderthalb Millionen Menschen arbeitslos,
Anfangder achtzigerschon zweieinhalb Millionen. Die Prozesselaufen also
genau nach dem von Marx gezeichneten Grundmuster der kapitalistischen
Akkumulation ab. Ibilweise sogar stärker ausgeprägt. Beispielsweise fehlen
in bezugauf die Arbeitslosigkeit die früher üblichenEntspannungsperioden
während des Aufschwunges. Die Arbeitslosigkeit ist chronisch geworden.
Auch gibt es einen ganz erheblichen Sockel von Langzeitarbeitslosen, und
der BodensatzanRandgruppen, dievonderWirtschaft überhaupt nichtmehr
aufgesogen werden, die nur noch sporadisch Gelegenheitsarbeit finden, ist
riesengroß. So hielt sich die Arbeitslosenzahl in der Bundesrepublik in den
ganzenachtzigerJahren, auchimAufschwung, oberhalbder Zwei-Millionen-
Grenze, und gut weitere zweiMillionenwaren der Armut zuzurechnen.Auch
der Druck hin zur Verelendung zeichnet sich also weiter ab. Neu ist dagegen,
daß es nicht mehr zur Verelendungkommt, jedenfalls nicht in einem mit der
früheren Verelendungvergleichbaren Maße.Dasgilt zumindestfürdie hoch
industrialisierten Länder, in den weniger entwickelten setzt sich der Druck
der Arbeitslosen nach wievor in Verelendungum; dabei spielt natürlich die
Ausbeutung der weniger entwickelten Ländermit eine Rolie, die sichallein
schon aus dem technischen Vorsprung der hochindustrialisierten Länder
ergibt, der ihneneine Monopolstellung gibt. Es wäre aberzu kurzgegriffen,
wenn man in den Veränderungen nur eine Verlagerung der Wirkungszusam
menhänge des Akkumulationsgesetzes sieht. Vielmehr deutet die Ihtsache,
daß der weiterhin beschäftigteTbil der Lohnabhängigen, trotz andauernder
Massenarbeitslosigkeit und zunehmender Armut, immer noch Lohnerhö
hungen und selbst Arbeitszeitverkürzungen durchsetzen kann, darauf hin,
daß hier eine Veränderung des Kräfteverhältnisses zwischen Kapital und
Arbeitsichtbarwird, die geeignet ist,die Wirkungsweise des kapitalistischen
Akkumulationsgesetzes zu verändern.^ In diesem Zusammenhang ist na-

3 Vgl. dazu auch ebda., S. 669 u. 674
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mentlich die Arbeitszeitverkürzung wichtig,weil mit dieser auch die Beschäf
tigung, d.h. der für die Lebenslage der Arbeiter überhaupt entscheidende
Faktor, angesprochen wird.

Die Bedeutung dieser Veränderungen wird auch noch durch einen weite
ren Prozeß unterstrichen. Schaut man sich die wirtschaftliche Entwicklung
ab Mitte der sechziger Jahre an, so stößt man nicht nur in den sozialistischen
Ländern auf Stagnationserscheinungen, sondern auch in den kapitalisti
schen. Und zwar handelt es sich um Stagnationserscheinungen, die nicht nur
auf der üblichen zyklischen Entwicklung kapitalistischer Produktion beru
hen. Vielmehr zeigt sich, daß die Erschlaffung der Kapitalakkumulation
unter anderem auf den Widerstand der Werktätigen gegen den technischen
Fbrtschritt zurückzuführen ist. Auch das ist von wesentlicher Bedeutung,
denn mit dem technischen Fbrtschritt wird das zentrale Instrument lahmge
legt, mit dem das Kapital dem Rückgangder Proßtrate entgegenwirken kann.

Namentlich in Großbritannien war der Widerstand der Werktätigen so
kräftig, daß sich ganz absonderliche Zustände ergaben. In manchen Zweigen
wurde der technische Fortschritt ganz oder doch teilweise unterbunden. Im
Kohlebergbau produzierten zum Beispiel unrentable Zechen weiter; selbst
daim noch, als es, wegen der Umstellung der Wirtschaft auf andere Primär
energien, gar keine Abnehmer für die geförderte Kohle mehr gab. In anderen
Zweigen wurde neue Ibchnik zwar eingeführt, aber ihre Leistungskraft konn
te nicht zur Einsparung von Arbeitskräften genutzt werden. Beispielsweise
führte die Eisenbahn statt der Kohle- Diesellokomotiven ein. Die Heizer

konnten jedoch nicht entlassen werden, sondern sie fuhren aufden Diesello
komotiven weiter mit. In den Druckereien standen Setzer herum, für die es
keine Funktionen mehr gab. Usw. Die Leistungskraft der Ibchnik wurde
durch die wissenschaftlich-technische Revolution so sehr gesteigert, daß sie
sich auch trotz dieser Hemmnisse Bahn brach. Aber dadurch entstanden

zugleich auch massive strukturelle Verzerrungen in Produktion und Beschäf
tigung, die in zunehmendem Maße den Staatshaushalt belasteten.

Hier werden Phänomene sichtbar, die näher untersucht werden müßten,
weil sie möglicherweise neues Licht auf den Prozeß der Systemveränderung
werfen. Das Kapital reagierte unterschiedlich auf diese Hemmnisse. In Groß
britannien mit Härte. Von der Regierung Thatcher wurden als erstes die
Gewerkschaftsrechte radikal beschnitten und Freiraum für ungehinderte
Strukturbereinigungen und Entlassung vonArbeitskräften geschaffen. Ähn
lich in den USA. In der Bundesrepublik Deutschland reagierte man flexibler.
Auf der einen Seite sorgte die Regierung Kohl über ihre Einwanderungs
bzw. Flüchtlingspolitik dafür, daß ein konstanter Druck von Arbeitslosen
aufrechterhalten wurde.Aufder anderen Seite aber wurden sozialverträgli
che Lösungen entwickelt, die die Folgen des technischen Fortschritts für die
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Lohnabhängigen abfederten und so ihren Widerstand abbauten; Lohnerhö
hungen und Arbeitszeitverkürzungen für dieweiterhin beschäftigten, Sozial
verträge, Weiterbildung, Umschulungen für die freigesetzten Lohnabhängi
gen/ Ähnlich in Frankreich. Interessant ist die Unterschiedlichkeit der Ka
pital- bzw. Staatsreaktionen inEngland und den USA einer- und derBundes
republik und Frankreich andererseits. InEngland gabeszwar starke Gewerk
schaften,aber die radikal-sozialistische Komponente spielte imgesellschaft
lichen Kräftefeld kaum eine Rolle, und in den USA waren selbst die Gewerk
schaften kapitalorientiert. InderBundesrepublik war zwar dieradikal-sozia
listische Komponente fast bedeutungslos, aber die Bundesrepublik lag un
mittelbar neben der DDR, nicht einmal durch eine Sprachbarriere getrennt.
In Frankreich gab es wiederum eine starke sozialistische Komponente im
gesellschaftlichen Kräftefeld. Die Existenz starker politisch oppositioneller
Kräfte hat sich also offensichtlich auch kräftig auf die Stellung und die
Lebenslage der Lohnabhängigen ausgewirkt. Der Zerfall des Frühsozialis
mus hat diese Situation wesentlich verändert. Es bleibt abzuwarten, wie weit
sich das auswirken wird. Eine Rückkehr zu den alten Verhältnissen wird es
jedoch kaum geben. Das Kapital wird seine Macht nie mehr voll ausüben
können- vielleicht abgesehen voneiner kurzen,durchden 2^rfall des Frflh-
sozialismus ausgelösten, Schock-Periode -, weil es stets wieder daran erin
nert werden wird, daß sich die Werktätigen unter Umständen selbständig
machen könnten. Es muß also hegemonia! herrschen! In den gesellschaftli
chen Konflikten der Zukunft werden demnach die sozialen Folgen des tech
nischen Fortschritts eine immer größere Rolle spielen. Einerseits, weil die
hegemoniale Herrschaft das Kapital zwingt, nicht nur die eigenenAkkumu
lationsbedürfnisse zu befriedigen, sondernauchdie Bedürfnisse der Werktä
tigen zu berücksichtigen, beides ist nicht ohne Steigerungder Arbeitspro
duktivität möglich. Zum anderen,weilder technische Fortschritt zunehmen
des Gewicht für die Konkurrenz und den Ausbeutungsprozeß im internatio
nalen Rahmen bekommen hat. Die bevorzugte Stellung der hochindustriali
sierten Länder beruht vor allem auf ihrem technischen Vorsprung. Nur über
die dadurch erlangte Monopolsteilung können sie national selbständigen
Ländern Mehrwertteile entziehen; selbst die absoluten Antipoden des Kapi
talismus, die frühsozialistischen Länder, sind durch ihren EntwicklungsrOck-
stand in den kapitalistischen Ausbeutungsprozeß einbezogen gewesen.' We
immer sich das gesellschaftliche Kräftefeld also gestaltet, der Kapitalismus
wird den technischen Fortschritt sozial verträglich machen, d.h. er wird den

4 In dieser Beziehung hat der Frühsoziatismus versagt
5 EsWörde zu weit führen,das hier ausführlicherdarzusieilen. Vgl.Katzensiein, Roberl: Zivili

sieren wir die Marktwirtschaft,Konsequent.Sonderheft 8, Berlin (West) 1989.
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Interessen der Lohnabhängigen Rechnung tragen mttssen. Der Emanzipa
tionsprozeß der Werktätigen ist zu weit fortgeschritten, als daß die Gesell
schaft anders regierbar wäre. Eine Erkenntnis, die mit der Theorie von der
Zwei-Drittel-Gesellschaft bereits in das gesellschaftliche Bewußtsein geho
ben worden ist.

Sowie die Dinge liegen,wird die gesellschaftliche Entwicklungauf abseh
bare Zeit im Rahmen kapitalistischer Ordnungsformen verlaufen. In den mit
dem technischen Fortschritt für die Werktätigen verbundenen Problemen
wird folglich auch eines der hauptsächlichen Politikfelderder Linken liegen.
Da der Einfluß des Sozialismus auf das gesellschaftliche Kräftefeldausgefal
len ist, wird es weitgehend von ihr abhängen, von der Art, wie sie die Kraft
der Werktätigen gestaltet, wie weit es den Werktätigen gelingt, ihre Interes
sen zur Geltung zu bringen.

Ich sagte, die Entwicklung wird sich für absehbare Zeit im Rahmen des
Kapitalismus vollziehen. Das bedeutet natürlich auch, daß sich sein Wesen
nicht verändert. Dennoch vollziehen sich Veränderungen von grundsätzli
cher Bedeutung. Betrachten wir die Ergebnisse der Arbeitskämpfe vom
Standpunkt des Ausbeutungsprozesses, so bedeuten höhere Löhne, bessere
Arbeitsbedingungen, kürzere Arbeitszeiten, Bildungs- und Weiterbildungs-
möglichkeiten usw. natürlich auch, daß die Arbeitszeit der Werktätigen we
niger von ihrer Lebenszeit in Anspruch nimmt als früher und daß sie, inner
halb dieser Arbeitszeit, längere Zeit für sich selbst, zur Befriedigung ihrer
eigenen Bedürfnisse, als zur Befriedigung der Profitbedürfnisse fremder Her
ren arbeiten. Das will nicht heißen, daß die Ausbeutung gesunken ist. Man
müßte das erst noch genauer untersuchen, entspringt doch der höhere Le
bensstandard zu einem gut Ibil der gestiegenen Arbeitsproduktivität und zu
einem weiteren Ibil dem Mehrwertransfer aus den unterentwickelten Län
dern. Auch der Anteil der Lohnabhängigen am Nationaleinkommen sagt
noch nicht viel aus, denn ihre Zahl hat, im Verhältnis zu der der Erwerbstä
tigen insgesamt, kräftig zugenommen. Dennoch bleibt festzustellen, daß die
Werktätigen heute einen größeren Ibil der Arbeitszeit für sich, einen kleine
ren fbil für Fremde arbeiten. Die Produktion ist mehr als früher auf die

Bedürfnisse der Werktätigen als auf die der herrschenden Klasse ausgerich
tet. Man könnte fast sagen, das Ziel der Produktion hat begonnen sich zu
wandeln, weg vom Profit, hin zur Befriedigung der Bedürfnisse der Werktä
tigen. Und zwar nicht nur ihrer unmittelbaren Lebens-, sondern auch ihrer
Emanzipationsbedürfnisse. Wenndem so ist, dann sammeln sich hier auf den
verschiedendsten Lebensfeldern Veränderungenan, die irgendwannauch in
eine Veränderung der gesamten gesellschaftlichen Ordnungsbedingungen
umschlagen mttssen. Zumal der Konzentrationsprozeß des Kapitals dazu
geführt hat - und immer weiter führt -, daß die Zahl der Unternehmer, und
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auch derSelbständigen überhaupt, relativ abnimmt, d.h. dieFunktionsfelder
des gesellschaftlichen Lebensprozesses werden zunehmend durch Lohnab
hängige ausgefüllt; selbst der Mittelstand istheutemehrheitlich schon lohn
abhängig. Mirscheint, es lohntsich,diesen Spureneinmal genauer nachzu
gehen.
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Jörg Goldberg

Die Anpassungsfähigkeit des Kapitalismus und seine
säkularen Krisentendenzen

Nach dem Zerfall der sozialistischen Planwirtschaften ist es nur zu verständ
lich, daß das den Weltmarkt beherrschende Prinzip der kapitalistischen
Marktwirtschaft auch politisch-theoretisch bestimmend ist. Zwischen den
Ursachen fürdenZerfall desSozialismus unddenErfolg desKapitalismus ist
aber zu unterscheiden - auch wenn es natürlich Zusammenhänge gibt. Hier
soll zunächst nur interessieren, welche Momente der kapitalistischen Pro
duktionsweise diesem ihre Stabilität verleihen und in welchem Verhältnis sie
zu seiner nicht nur im Marxismus behaupteten säkularen Krisenhaftigkeit
stehen. Schließlich wird die Frage gestellt, ob die Anpassungsfähigkeit des
Kapitalismus sich auch auf ökologische und Entwicklungsfragen als schein
bar neue Widerspruchsfelder anwenden läßt.

Kapitalistische Vergesellschaftung und Krisen

Nicht nur die marxistische Kritik der politischen Ökonomie des Kapitalis
mus hat diesem schon früh zunehmende Krisenhaftigkeit und eine Ibndenz
zur Selbstabschaffung nachgesagt. Dabei war niemals nur eine rein ökonomi
sche Funktionsunfähigkeit (im Sinne eines ökonomischen Zusammen
bruchs) gemeint; Stets war die Vermittlung über handelnde gesellschaftliche
Gruppeneinbezogen. Adam Smith sah inder »dritten Klasse«, alsojener,die
vom Profit lebt, eine große Gefahr für das System der freien Konkurrenz.
Denn »das Interesse der Kaufleute irgendeines besonderen Handels- oder
Manufakturzweiges unterscheidet sich ... in gewisser Hinsicht immer von
dem der Allgemeinheit, ja widerspricht diesem sogar.«DieseKlasseneigezu
Maßnahmen, die durch Beschränkungen der Konkurrenzden Profit überdas
»natürliche Niveau« hinaus erhöhen. Und dieses Niveau sei in reichen Län
dern niedrig und in armen hoch,so daß mit der Entwicklung des Reichtums
eine Ibndenz zur politischen Stabilisierung des Profits (d.h. zur Beschrän
kung der Konkurrenz) verbunden sei. Smith warnt denn auch davor, den
Vorschlägen dieserKlasse inwirtschaftlichen Dingen zufolgen: Diesesei»in
der Regel daran interessiert, die Öffentlichkeit zu hintergehen, ja sogar zu
unterdrücken...« (Smith II, S. 326 ff.). Bei Ricardo wird bekanntlich auf »die
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natürliche Ibndenz des Profits zu fallen«verwiesen, mit den entsprechenden
negativen Rückwirkungen aufdie Akkumulation (Ricardo, S. 106).

Fallder Profitrate und Beschränkungen der freienKonkurrenz sind auch
jene Momente, die bei Marx die »universelle l&ndenz« des Kapitals zur
Selbstaufhebung (Grundrisse, S. 314) ausmachen. Im »Gesetz des tenden-
ziellen Fallsder Profitrate«(MEW25,S. 221) ist diesesäkulare Krisenten
denz zusammenfassend formuliert. Sie äußert sich im Anwachsen des kon
stanten Kapitals im Verhältnis zurlebendigen produktiven Arbeit und damit
zur Quelle von Mehrwert und Profit und in der damit verbundenen Konzen-
trations- und Zentralisationstendenz, also der Beschränkung der freien Kon
kurrenz. Die Vergesellschaftung der Produktion untergräbt die Hiebkräfte
der Produktionsweise.

Die kreativsten bürgerlichen Ökonomen des 20. Jahrhunderts, Keynes
und Schumpeter, sahen im Kapitalismus ebenfalls säkulare Stagnationsten
denzen angelegt. Keynes erblickte u.a. in der mit zunehmender Akkumula
tion absinkenden »Grenzleistungslähigkeit des Kapitals« eine Bedrohung
der bestehenden Wirtschaftsform (Keynes 1966, S. 114),während Schumpe
ter im Kern in der von ihmals Ergebnisder Wirtschaftsentwicklung betrach
teten Ibndenz zum »vertrusteten Kapitalismus« und zur Herrschaft des bü-
rokratisierten Großunternehmens die Ursachen für den bevorstehenden Tbd
desKapitalismus erblickte (Schumpeter 1950, S.105). UndEugen Schmalen-
bach als Nestor der deutschen Betriebswirtschaftslehre sah im steigenden
Gewicht der fixen Kosten Ibndenzen zu Krisen und Preisbeschränkungen
unddamitzur »Zerstörungder freienWirtschaft« begründet(Schmalenbach
1949, S. 96).

DerKapitalismus istalsokein insich ruhendes undglcichgewichtig repro
duzierendes Wirtschaftssystem, sondern mit Widersprüchen behaftet, die
seineGrundlagen bedrohen. Für Marx und die marxistische Kritik der poli
tischen Ökonomie des Kapitalismus hat diese säkulare Krisentendenz zwar
nichtden Charaktereines zielgerichteten Prozesses, dadie Produktionsweise
alsäußerst anpassungsfähig gilt und jede selbstgesetzte Schranke auch wie
der überwunden werden kann. In diesem Sinne ist der Kapitalismus ökono
misch prinzipiell unbegrenzt lebensfähig. Was die Selbstregulierungs- und
Selbsterhaltungsfähigkeit der kapitalistischen Produktionsweise anbetrifft,
so muß Marx in gewissem Sinneals viel weniger »deterministisch« als z.B.
K^nes undSchumpeter bezeichnet werden. DieBeschränktheit derProduk
tionsweise, sich äußernd in Krisen, beinhaltet gleichzeitig ihre Regenera
tionsfähigkeit.

Dieser damit in den Widersprüchen der Produktionsweise angelegte
Selbsterhaltungsmechanismus wird aber schon in der Marxschen Darstel
lungsweise faktisch zueinerZusammenbruchstendenz: Eswird davon ausge-
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gangen, daßsichdieSetzung und Überwindung vonEntwicklungsschranken
(also die Selbstregulierung) im Zuge tiefer und destruktiver werdender Kri
sen vollzieht. Die Krise ist der Mechanismus des Kapitalismus, der seine
Existenzgewährleistet. Es geht aber sowohl aus der Marxschen Analyse wie
aus den konkret-historischen Erwartungen der Klassiker hervor, daß der
Strukturwandel desKapitalismus diedestruktive Gewalt derAnpassungskri
sen vergrößern muß. Derjenige Mechanismus, der prinzipiell die ökonomi
sche Überlebensfähigkeit der Produktionsweise ausmacht, die krisenhafte
Vernichtung von Kapital, ist mit immer größeren Zerstörungen der stoffli
chen Quellen des Reichtums verbunden. Für Marx stehen die Röckwirkun
gen auf die lebendige Arbeit im Mittelpunkt, prinzipiell ist aber auch die
Destruktion der natürlichen Grundlagen der Produktion gemeint. Die Ent
wicklung der Produktivkräfte vollzieht sich über einen ständig steigenden
Grad der Kapitalfixierungund der Kapitalvernichtung. Die Krisen, die Vor
aussetzung und Form, in der die jeweiligen Entwicklungsschranken überwun
den und ein ökonomischer Zusammenbruch immer wieder verhindert wer

den kann, müssen immer zerstörerischer werden und so die Legitimation
dieses Systems politisch erschüttern.

Die Krise steht im Mittelpunkt der Selbstregulierungsfähigkeit und
gleichzeitig der historischen Beschränktheit der Produktionsweise:
- Sie eröffnet immer wieder neue Entwicklungswege im Kapitalismus;
- sie beschädigt mit zunehmender Gewalt die Grundlagen der Reichtums

produktion;
- sie untergräbt damit ihre Legitimationsgrundlage und löst politische

Konflikte aus, die ihre Ablösung durch den Sozialismus bedeuten.
Der für diese Analyse entscheidendeZusammenhang zwischen ökonomi

scher Krise und politischem Handeln des Proletariats ist allerdings ein schon
bei Marx und im Marxismus nur weniguntersuchter Bereich - obwohl ja die
historische Beschränktheit der kapitalistischen Produktionsweise nur über
diesen Zusammenhang zur Wirklichkeit werdenkann, ökonomische Krisen
wurden relativumstandslos mit politischenKrisenverknüpft,die eine würde
die andere hervorrufenund so früher oder später den politischen Bruch mit
der bestehenden Produktionsweise bewirken. Das Proletariat exekutiert die
Überlebtheit des Kapitalismus als Agent der Geschichte (Deppe 1991, S. 28).

In diesemSinneerscheintes berechtigt,voneiner schon in der Marxschen
Krisenanalyse angelegten »Zusammenbruchstheorie« zu sprechen - wobei
dieser Begriffallerdings wenig mitjenen Thesen zu tun hat, die imStreit mit
Rosa Luxemburg unterdieser Überschrift diskutiert worden waren (Bucha-
rin 1926). Obwohl Luxemburg behauptete, daß »die Akkumulation ... in
einem ausschließlich kapitalistischen Milieu unmöglich« sei, geht auch sie
davon aus, daß der Kapitalismus nicht erst an diesem Endpunkt zugrunde

133



gehenwird, sondern schon vorheran den zum Zwecke der Systemerhaltung
produzierten Krisen (Luxemburg 1975, Bd. 5, S. 519). Wenn hier also be
hauptet wird, daß die marxistische Krisentheorie - im Gefolge von Marx-
letztlich immer als Zusammenbruchslheorie aufgefaßt worden ist (Goldberg
1990, S. 887),so ist dieser vermittelte Zusammenhang zwischen der tenden
ziell zunehmenden destruktiven Eigenschaftkapitalistischer Krisen und den
erwarteten politischen Destabilisierungstendenzen - also der Annahme be
stimmter politischer Reaktionsweisen des Proletariats- gemeint.

Es blieb allerdingsder politisch auf die kommunistische Weltbewegung
orientierten Strömung im Marxismus vorbehalten, die Periode nach dem
Ersten Weltkrieg - in Kanonisierung einer Leninschen Streitschrift gegen
Kautsky- als Periode der »allgemeinen Krise«zu deOnieren,als Periode also,
in der der Kapitalismus real bereits seinem Ende zugeht, in der die säkulare
Krisentendenz bereits historisch-konkret entschieden ist. Auch eine zeitwei
lige Oberwindung der Krise durch immanente Kräfte dieser Gesellschafts
ordnung galt als unmöglich (Varga 1955; Autorenkollektiv 1976,S.31). Daß
hier der Wunsch Vater des Gedankens war, ist heute offensichtlich. Und
offensichtlich ist auch, daß der Kapitalismus bislang seine Krisen ökono
misch und politisch letzten Endes relativ gut überstanden hat, daß er anschei
nend über eine derzeit als nahezu grenzenlos geltende Anpassungsfähigkeit
verfügt. Die Annahme (u.a. auch des Autors), daß es eine Revitalisierung der
kapitalistischen Wachstumsdynamik nach der Krisenperiode der siebziger
und achtziger Jahre nicht geben könne, erweist sich offensichtlich als falsch
(Goldberg 1988, S. 259 f.).

Anpassungsfähigkeit und Krisen

Die These von der säkularen Krisentendenz des Kapitalismus muß aber m.E.
nicht eigentlich deswegen hinterfragt werden, weil der Sozialismus in der
»realen« Form des von der Sowjetunion dominierten politischen Systems
zerfallen ist und auch nicht deswegen,weildie hochindustrialisierten kapita
listischen Länder derzeit - nach einer längeren Krisenperiode - wieder gün
stige ökonomische Ergebnisse präsentieren können. Viel eindrucksvoller ist
die Ihtsache, daßdie kapitalistischen Länder ihre Veränderungs- und Anpas
sungsprozesse, in denen sie reale Entwicklungsschranken überwinden und
neue Dynamik gewinnen können,seit dem ZweitenWeltkrieg mitvergleichs
weise geringen ökonomischen und politischen Ihrbulenzen abwickeln kön
nen.

Die Marxsche Perspektive - anders als jene der »allgemeinen Krise« -
hielt solche Aufschwungsperioden ja nicht für unwahrscheinlich, sondern
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immer für prinzipiell möglich und - wenn es zu keinem politischen Umbruch
kommt - sogar für notwendig. Die Vorstellung einer permanenten Nieder
gangsperiode widerspricht eigentlich dem Maixschen krisentheoretischen
Ansatz; es wurde aber auch von Marx angenommen, daß neue Entwicklungs
etappen nur im Zuge umfangreicher ökonomischer (und damit auch politi
scher) Erschütterungen eingeschlagen werden könnten. Ihre Voraussetzung
ist Kapitalvemichtung, welche - wie schon oben gezeigt - eine wachsende
Destruktivität aufweisen muß.

Wenn man nun davon ausgeht, daß die siebziger und achtziger Jahre eine
solche Umbruch- und Anpassungsperiode des Kapitalismus gewesen sind,
also eine »große Krise« (Altvater 1991, S. 29), so erscheinen die damit
verbundenen ökonomischen und sozialen Erschütterungen in den kapitali
stischenLändern - imGegensatzzudensozialistischen - dochvergleichswei
se milde. Dies gilt vor allem dann, wenn man sie mit den Ergebnissen der
Weltwirtschaftskrise von 1929/30und der folgenden Depressionsperiodever
gleicht (Priewe 1985, S. 10 ff.).

Folgende Momente sollen dabei unterstrichen werden:
- Es ist zu zwei relativ (für die Nachkriegszeit) tiefen Konjunkturkrisen

(1974/75 und 1980/82) gekommen. Das A^^chstum in den großen kapitali
stischen Ländern blieb aber im Zeitraum 1970 bis 1985 mit rund zwei
Prozent im historischen Vergleichansehnlich, die Produktionsrückgänge
in den beiden zyklischen Krisenüberstiegen in keinemgrößeren kapitali
stischen Land vier Prozent und waren meist deutlich geringer.

- DieArbeitslosenquoten stiegen überall starkan,dieexistierenden Sozial
systeme aber wurden dadurch und durch die Verarmung bestimmter Be
völkerungsteile in ihrer Kapazität nicht in Frage gestellt.

- Japan und der südostasiatisch-pazifische Raum blieben eine dynamische
Wachstumsregion, ohne daß die USA als traditionelle Führungsmacht
abgelöst wurden. Nur in einem einzigen Jahr, 1974,kam es in Japan in der
betrachteten Periode zu einem leichten Produktionsrückgang (-1,2 Pro
zent).

- Der wirtschaftspolitische Paradigmenwechsel vollzog sich ohne große
politische Brüche, im Rahmen der bestehenden Politiksysteme.

- Die beiden »Ölschocks« von 1973/74 und 1979/80 konnten relativ pro
blemlos verarbeitet werden.

- Der Welthandel expandierte weiterhin rascher als die Produktion, die
Internationalisierung der Wirtschaft setzte sich in der Krisenperiode eher
beschleunigt fort.

- Obwohl es mit der Schuldenkrise und dem Stocken des Entwicklungspro
zesses in Afrika und Lateinamerika zu einer Akzentuierung von Nord-
Süd-Problemen gekommen ist und sich die Kluft zwischen den verschie-
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denen Weltteilen auf eine dramatische Weise vertieft hat (Weltbank
1990), wurdedadurch die Dominanzder kapitalistischen Industrieländer
im internationalen System nicht in Frage gestellt.
Im Systemkonflikt hat die Krise des Westens die Kräfteverhältnisse zu
keinemZeitpunkt zugunsten des sozialistischen Lagersbeeinflußt.

Eine neue Dynamik des Kapitalismus?

Es ist möglicherweise verfrüht, bereits jetzt das Ende der Anpassungskrise zu
signalisieren, die Anfang der siebziger Jahre begonnen hatte. Zwar erscheint
die Periode der Wichstumsabschwächung - auch vor dem Hintergrund der
Öffnung der ehemaligen sozialistischen Märkte - derzeit beendet. Und ab
Mitte der achtziger Jahre ist es zu einer Neubelebung der Wachstums- und
Akkumulationsdynamik gekommen.

Wirtschaftswachstum der »G 7«'

Anlageinvestitionen
Bruttoinlandsprodukt Insgesamt Private^

1960-69 5,8 8,4 8,6
1969-82 3,0 2,1 2,7
1982-88 3,7 5,5 6,5
1988-9P 2,3 3,4 5,0

Die Ende 1990 in einigen Ländern (Großbritannien, USA, Schweden,
Finnland) begonnene erneute zyklische Abschwächung scheint - mit Aus
nahme Großbritanniens - vergleichsweise milde zu verlaufen. In Japan und
in Westdeutschland sind die Wachstumsraten hoch geblieben, in den meisten
übrigen Ländern scheint es lediglich zu einer deutlichen >A^chstumsabschwä-

1 USA,Japan, BRD, Frankreich, Italien, GroBbrilannien, Kanada; jahresdurchschniltliche Ver
änderung in Prcoent.

2 Private Anlageinvestitionen ohne Wohnungsbau.
3 SchätzungaufgrundvorläufigerAngaben.

Quelle:Bank fQrinternationalen Zahlungsausgleich,60. u.61. Jahresbericht; DIW-Wochenbe
richt 26-27/91;eigene Berechnungen.
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chungzu kommen. Vorallemaber bleibendieAnlageinvestiiionen hoch.Der
Untemehmenssektor realisiertsteigendeGewinnquoten, die Selbstfinanzie
rung ist fiberwiegend stark angestiegen.

Itotzdem bleibenstrukturelle Problemeungelöst:
- Die Verschuldung der Dritten Welt, die Ungleichgewichte in den interna

tionalen Zahlungsbilanzen, hohe Realzinsen und eine anhaltende »Vola
tilität« von Börsenkursen und Devisenmärkten machen die internationa
len Finanzmärkte zu einem permanenten Unruheherd. Dies hat aller
dings bislang den Aufschwung der Investitionen in der zweiten Hälfte der
achtziger Jahre nicht behindert.

- Die unterentwickelten Länder Afrikas und Lateinamerikas konnten, mit
wenigen Ausnahmen, immer noch nicht an den Wachstumsprozeß der
sechziger und siebziger Jahre anknüpfen und verzeichnen rückläufige
pro-Kopf-Produktionen.

- Die internationalen Handels- und Kapitalsströme konzentrieren sich auf
die entwickelten kapitalistischen Länder und den südostasiatischen
Raum, während die Reformländer des Ostens und die fiberwiegende
Mehrheit der Länder der Dritten Welt einem Auszehrungsprozeß unter
liegen, der nur durchdie Aktionennationaler undsupranationalerstaat
licher Institutionen etwas gemildert wird.

- Die Arbeitslosigkeit bleibt weltweit hoch und produziert auch in den
reichen Ländern Bevölkerungsgruppen, die nachhaltig marginalisiert
werden.

Hinzu kommendie schweren Probleme, die mit der Integration der ehe
maligen sozialistischen Länder in den Weltmarkt verbunden sind. Die inter
nationalen Wachstums-, Wohlstands- und Produktivitätsunterschiede neh
men zu, ohne daß die rasche Internationalisierung unter Marktbedingungen
einen Beilrag zum Ausgleich der krassen Entwicklungsdifferenzen beinhal
tet. Es scheintvielmehr,daß die Liberalisierung der internationalen i^hren-
und Kapitalströme die Ibndenz zur Konzentration in den reichen Regionen
der Welt befördert.

Ibotzdem sprechendiegroßepolitische Stabilität,diedynamische Investi
tionsentwicklung auf Basis neuer Ibchnologien, der Wiederanstieg der Pro
fitraten, die Ausdehnungdes internationalen Handels mit Warenund Dienst
leistungen und die Entwicklungsdynamik im sfidostasiatisch-pazifischen
Raum dafür, daß der Kapitalismus die Anpassungskrise der siebziger und
achtziger Jahre fiberwunden und eine neue Periode verstärkter Wachstums
dynamik eingeschlagen hat.
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Erfolgreiche Anpassung indie falsche Richtung?

Dabei ist allerdings anzumerken, daßdiesebemerkenswerten Erfolge heute
überall mitgroßen Fragezeichen versehen werden müssen undauch versehen
werden: Es ist im Gr unde Konsens, daß der vorherrschende Produktions- und
Konsumtionstyp, dessen Redynamisierung doch denKern dererfolgreichen
kapitalistischen Anpassungsstrategie ausmacht, nur noch füreinenbegrenz
ten 21eitraum realisierbar ist. )\hs einerseits als Ausdruck wiedererlangter
ökonomischer Stabilität begriffen wird - nämlich hohe )A4ichstumsraten -
wirdandererseitsbereits als Weg in die Katastrophegesehen. Dieweltweiten
Bemühungen umneueMethoden derSozialproduktberechnung belegen die
sen Zielkonflikt. Und schon gibt es reichlich Stimmen, die »dauerhafte
Entwicklung« (Brundtland 1987) nichtmehrimWirtschaftswachstum aufge
hoben sehen (Hauchler 1991).

Es sind vor allem zwei Aspekte,die diesen Zivilisationstyp als nur noch
für eine begrenzte Zeit fortsetzbar erscheinen lassen:
- Die Ressourcen des Planeten erlauben nur noch beschränkte Verbrauchs

zuwächse - wenn überhaupt. Vorallemdie Konsequenzen für die Atmo
sphäre scheinen in Form der »Klimakatastrophe« eine lineare Fortset
zung der bisherigen Entwicklungsrichtung zuverbieten. Es muß zueiner
»vorsorgenden« Umweltpolitik kommen, dadieFolgen falscher Entschei
dungen irreversibel sind (Memorandum '90, S. 273). Selbstwenn in den
entwickelten Industrieländern im Rahmen ressourcensparender Produk
tionsverfahren ^chstum und Ressourcenverbrauch entkoppelt werden
können, ist dies für eine größere Zahl von Entwicklungsländern nicht
möglich. Es istschonheuteeine Binsenweisheit, daßder in der westlichen
Welterreichte Wohlstandstyp - der weltweit das Vorbild der Entwicklung
abgibt - nur für eine begrenzte Zahl von Menschen realisiert werden
kann. Wie die teilweise dramatisch zunehmenden Umweltschädigungen
in den ärmsten Ländern der Weltzeigen, ist aber auch Unterentwicklung
kein Garant für eine heile Umwelt. Die wirtschaftlichen Armutszonen der
Welt werden auch zu ökologischen Krisengebieten (Weizsäcker 1989).
Eine noch im Brundtlandbcricht empfohlene Verknüpfung von Wachs
tum undÖkologie wird heutevielfach fürunzureichend angesehen (Har
borth 1989, S. 79 ff.).

- DerGegensatz arm-reich hat sich national undinternational eher vertieft
und verfestigt, ohne daß dies mit dem klassischen GegensatzKapital-Ar
beit verknüpft ist. Während es aber in den entwickelten kapitalistischen
Ländern gelungen ist, ihmimZugesozialstaatlicher Maßnahmen einiger
maßen die politische Sprengkraft zu nehmen, gilt dies weder für die
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weniger entwickelten Regionen der Welt noch für den Gegensatz Erste
Welt-Dritte Welt (UNCTAD 1990). Im Zuge der Verbreitung der neuen
Infonnations- und Kommunikationstechnologien und der Internationali-
sierungsprozesse gewinnt dieser Gegensatz neue Sprengkräfte und be
droht die Weltvor allem durch unkontrollierbare Bevölkerungsbewegun
gen, derzeit vor allem noch innerhalb der Dritten Welt. In Form des
F10chtling$problems und der Arbeitsmigration drohen sie weltweit zu
einem Instabilitätsfaktor ersten Ranges zu werden.

Regulierungsmethodenund neue Widerspruchsfelder

Die Frage ist nun, ob diese Krisenfaktoren neuen lyps im Zuge der bekann
ten Regulierungs-und Flexibilitätspotentiale des Kapitalismus lösbar sind.

Bezogen auf die Mechanismen zur Überwindung von längeren Krisen-
und Stagnationsperioden des Kapitalismussind hier drei Aspekte zu nennen,
die sowohl in den auf Marxbezogenen als auch in den börgerlichen Konjunk
tur- und Krisentheorien bekannt sind: Die »Theorie der Langen Wellen«, die
verschiedenen Varianten der »Regulierungstheorie« und die Theorie der
»nachholenden Industrialisierung«.

Im Mittelpunkt der Theorie der Langen Wellen steht die Ibchnologie.
BestimmteIbchniktypen, deren materielle Grundlage eine bestimmteStruk
tur des Produktionsapparates ist, erschöpfen sich nach einer bestimmten
Zeit und können nur noch abnehmende Produktivitätszuwächse realisieren.

Dies ruft technologische Umwälzungen hervor, die nach einer krisenhaften
Anpassungsperiode bestimmend werden und wieder eine beschleunigte
Wachstumsdynamik auslösen (Goldberg 1985).

Die verschiedenen Varianten der Regulierungstheorien legen den Akzent
auf die Ebene der sozialen und politischen Strukturen. Das System,in dessen
Rahmen soziale und ökonomische Proportionalitätsbeziehungen gewährlei
stet werden, wird im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung gesprengt. Wäh
rend die »Regulationstheorie« dabei vor allem die betrieblichen Arbeitsbe
ziehungen zum Ausgangspunkt nimmt (Stichwort »Fordismus«) (Hirsch
1990),geht die »Stadientheorie« (»Staatsmonopolistischer Kapitalismus«)
vom Formwandel der Konkurrenzbeziehungen der Einzelkapitaleals struk
turbestimmendem Merkmal aus (Klein 1985). Gemeinsam ist den verschie
denen Ansätzen aber die Vorstellung, daß es im Rahmen kapitalistischer
Produktionsverhältnisse immerwieder relativstabile soziale und politische
Strukturen gibt, die nach Anpassungskrisen eine erneute Fbrtsetzung der
kapitalistischen Entwicklungsdynamikerlauben.
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Schließlich isi ein dritter Ansatz zu erwähnen, der als »kapitalistische
Landnahme« zu bezeichnen ist:DieDurchkapitalisierung bislangvomKapi
tal wenig erschlossener Bereiche undRegionen der Welt eröffnet zusätzliche
Wachstumsspielräume (Lutz 1984). Diese Position hat starke Bezüge zur
traditionellen, an Lenin anknüpfenden Imperialismustheorie.

Betrachtet man die »große Krise«der siebzigerund achtzigerJahre, also
insbesondere die Jahre 1970bis 1987,so sind Anpassungsprozesseauf allen
drei Ebenen zu beobachten:

- Die technologischen Grundlagender Wirtschaft haben sich mit der Aus
breitungder Informations- und Kommunikationstechnologien einschnei
dend verändert (Gerstenberger 1990). Die Belebung der Investitionen
scheint darauf hinzudeuten, daß ein neuer Akkumulationszyklus auf ver
änderter technologischer Basis begonnen hat.

- Die Verteilungsverhältnisse haben sich zugunsten des Kapitals verscho
ben, in vielen Bereichen kommt es zu einer Aufwertung der Rolle der
lebendigen Arbeit im Reproduktionsprozeß. Es zeigt sich eine Ibndenz
zur Auflösung der Nationalökonomien, zur internationalen Durchdrin
gungdes Kapitals; am deutlichsten demonstrieren das die globalisierten
Finanzmärkte. Auf den wirtschafispolitischen Paradigmenwechsel in
Formeiner Reduzierungder unmittelbarstaatlichen Wirtschaftsaktivitä
ten (nicht zu verwechseln mit einer Beschränkung der politischen Regu
lierungskapazität) wurde bereits hingewiesen.

- Die Wachstumsschwerpunkte haben sich international in den asiatisch
pazifischenRaumverschoben, indem es in einigenwenigenLändern auch
zu einer nachholenden Kapitalisierung gekommen ist. Dabei darf aller
dings nicht übersehen werden, daß dem in anderen Ibilen der Welt,
insbesondere in Lateinamerika, ausgesprochene Deindustrialisierungs-
prozesse gegenüberstehen, verbunden mit einer einseitigen »Zwangsab-
koppelung« vom Weltmarkt. Wihrend die betroffenen Länder stärker
denn je in die Weltmärkte integriert bleiben, geraten sie immer mehr an
den Rand der internationalen Wirtschaftsbeziehungen.
In der Iht spricht gegen die mit der klassischen Imperialismustheorie
verbundenen Regulierungsvariantenderzeit am meisten: Eine kapitalisti
sche »Landnahme« ist nur in wenigen Weltteilen zu beobachten, die
Anpassungsprozesse konzentrierten sich auf Veränderungen innerhalb
der entwickelten kapitalistischen Länder, wobei allerdings eine Neufas
sung der internationalen ökonomischen Beziehungen, also eine enge
gegenseitige Durchdringung derÖkonomien, eine große Rolle spielt.
Es wird allerdings abzuwarten sein, weicheEffektedie Rekapitalisierung
Osteuropas und der Sowjetunion auf die Weltökonomie haben werden:
Es spricht einiges dafür, daß nach einer Überwindung von Entwicklungs-
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blockaden zumindest in Osteuropa eine rasche nachholende kapitalisti
scheEntwicklung einsetzt, diedie Wachstumsperspektiven Westeuropas
begünstigt.
Diedrei genannten Anpassungsebenen stehen inengem Zusammenhang

mit jenen Faktoren, die die säkularen Krisentendenzen des Kapitalismus
ausmachen. Dies gilt Jedenfalls für den technischen Fortschritt und die Struk
turveränderungen imRegulierungssystem, dieinGestalt von Kapiulintensi-
vierung, ProHtratenverfall undBeschränkung der freien Konkurrenzals Mo
mentedes Alterungsprozesses des Kapitalismus gelten.Es mußgefragt wer
den, in welchem Verhältnis die aktuell vorherrschenden Methoden zur Über
windung von Stagnationsperioden zu den säkularenKrisenfaktoren stehen.

ImRahmen der klassischen Ansätze wäre zuerwarten, daßdiegeschilder
ten Anpassungsprozesse den Kapitalismus seinem Ende näherbringen. Oh
ne daß dieses hier näherdiskutiert werden kann, sprichtdocheiniges dafür,
daß andere Gesichtspunkte überwiegen:
- Die Anpassungsprozesse im Produktionsapparat haben Ibchnologien

und Produktionsverfahren zur Grundlage, die der Ibndenz zum Anstieg
der organischen Zusammensetzung des Kapitals, zur Reduzierung der
lebendigen Arbeit als Produktionsfaktor und damit zum technologisch
begründeten Fall der ProHtrate zuwiderlaufen. Der sich durchsetzende
Typ destechnischen Fortschritts scheint inderIbndenz kapitalsparend zu
sein (Goldberg1988, S. 91) undsomit dem »Marxschen« - Ersatz der
lebendigen Arbeitdurchfixes konstantes Kapital - nichtzuentsprechen.
Dies führt zu der Frage,ob die auf dem Gesetz des tendenziellen Fallsder
Profitratezentralbasierende säkulare Krisenerklärung so aufrechterhal
ten werden kann. Die technologischen Umwälzungen scheinen derzeit
jedenfalls eherprofitratenstabilisierend zuwirken und einensparsameren
Einsatzvon konstantem Kapital zu bewirken.

- Entgegen einigen ideologisch verbrämten marktradikalen Behauptungen
sinddieAnpassungen aufderRegulierungsebene geprägt von kapitalisti
schen Vergesellschaftungstendenzen. Ohne daß die wichtige Rolle von
kleinen undmittleren selbständigen Unternehmen fürdie kapitalistische
Entwicklungsdynamik geleugnet werden soll, stehen im Mittelpunkt der
Prozeß der(internationalen) Konzentration und Zentralisation des Kapi
tals, die Veränderung der unternchmensinternen Leitungsprozesse
(Stichwort »Profitcenter«), diezunehmende Reichweite staatlicher Regu
lierungsmaßnahmen und der Kompetenzzuwachs supranationaler Insti
tutionen auf regionaler (EG/Nordamerika) bzw. internationaler Ebene.
Fraglich aber sind zwei Aussagen, dieim Kern als Ausdruck derbehaup
teten säkularen Krisentendenz des Kapitalismus gelten können: Es ist
derzeit nicht recht absehbar, daß die Vergesellschaftungstendenzen im
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Kapitalismus qualitative Grenzen haben, d.h. daß sieaufeinen Bruch mit
den kapitalistischen Eigentumsverhältnissen zusteuern. Die Vielfalt der
zu beobachtenden »staatsmonopolistischen« Vergesellschaftungsformen
und die durchaus unterschiedliche Rolle des privaten Kapitals in ihnen
spricht eher dafür, daß ein R>rmwandel von ökonomischen Gesetzen
möglich ist ohne einen - sei es revolutionären, sei es evolutionären -
Bruch mit der bestehenden Gesellschaftsformation. Dies würde implizie
ren, daß die gesellschaftliche und ökonomische Entwicklungsrichtung
politisch prinzipiell - nach Maßgabe vonKräfteverhältnissen - steuerbar
ist

Damit zusammenhängend ist nicht sichtbar, daß der Kapitalismus in
seinerstaatsmonopolistischen (oder: imperialistischen) EtappeseineDy
namik eingebüßt hat, daß er prinzipiell labiler geworden ist.
Esscheint mir daher notwendig,die Fragenach der Existenzund Begrün

dung einer säkularen Krisenhaftigkeitdes Kapitalismusneu zu stellen. Ohne
derzeit in der Lage zu sein, dazu eine dezidierte und begründete Position
einzunehmen,scheintdochvieles dafürzusprechen,daßdie sowohlbei Marx
und den Marxisten alsauch beivielen wichtigen bürgerlichen Ökonomen zu
findendenAnsätze zur Begründung einer säkularen Krisentendenzim kapi
talistischenSystem vordem Hintergrundderaktuellen Entwicklungen inzwi
schen als nicht ausreichend bezeichnet werden müssen. Die Flexibilität und
Anpassungsfähigkeit des Kapitalismus scheint nicht jene Grenzen zu haben
(Kapitalintensivierung/Profltratenverfall/Monopolbildung), die bislang im
Begründungamittelpunkt gestanden hatten.

Kapitalistische Anpassungsfähigkeit und die Krise des
Zivilisationstyps

Nun begründet die scheinbar unbegrenzte Krisenüberwindungskapazitätdes
Kapitalismus diesen nicht als historischen Endzustand. Es ist wohl richtig,
mit Altvater u.a. darauf zu verweisen, daß die derzeit diskutierten Hauptpro
bleme- die Ökologieunddie Entwicklungsproblematik - einenvöllig ande
ren Stellenwert haben als die ökonomischen Krisen (Altvater 1991). Es
handelt sich um eine »Zivilisationskrise« globalen Ausmaßes, die mit den
bekannten ökonomischen Krisen kaum etwas zu tun hat. Daß der Kapitalis
mus am Gegensatz Kapital-Arbeit in seinerklassischen Formnichtgeschei
tert ist und eine von dem größten Ibil der lohnabhängigen Schichten als
zufriedenstellend begriffene Beteiligungamgesellschaftlichen Reichtumund
an den demokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten realisiert hat, wird kaum
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noch bestritten. Nun stehen neue Aufgaben vor ihm, dieseine Anpassungs
fähigkeit auf eine völligneue Art auf die Probestellen.

Vieles scheint dafür zu sprechen, daß die neuen Probleme im Rahmen
kapitalistischer oder»marktförmiger« Ordnungsprinzipien nichtlösbarsind.
Die klassische Kapitalismuskritik erhält damit scheinbar eine neue - von
vielen Marxisten und Antikapitalisten nurmit großer Verspätung registrierte
- Begründung. Allerdings erscheint fraglich, ob ein »fundamentalistischer«
Antikapitalismus - dersich zentral aufdie Ergebnisse derMarxschen Analy
se des Kapitalismus des 19. Jahrhunderts »ableitend« bezieht - dadurch
begründet werden kann. Aussagen darüber, welche Probleme »derKapitalis
mus« oder »der Markt« lösen kann oder nicht, können nicht aus jenen
Bestimmungen der Produktionsweise abgeleitet werden, deren Unzuläng
lichkeit zur Erklärung der Welt sich gerade erst drastisch erwiesen haben.
DerRückzug aufdieklassische Kritik der politischen Ökonomie - auchwenn
nun ökologisch,entwicklungspolitisch oder gar antipatriarchalisch gewendet
- übersieht, daß die klassischen Kategorienoffensichtlich eben nicht (mehr)
hinreichen, um die gesellschaftlichen Ibndenzen der Gegenwart zu verste
hen.

Solche klassischen antikapitalistischen Positionen schöpften ihre Kraft
aus dem Systemgegensatz. Weniger aus dem realen als vielmehr aus dem
historischen: Der Vorstellung, daß eine prinzipiell überlebte (kapitalisti
sche) Gesellschaftsordnung abgelöst werden müsse durcheineneue (soziali
stische),die den adäquaten Rahmen für eine humaneEntwicklung abgeben
würde.Die Kritik des Kapitalismus fällt zusammen mit der Begründung des
Sozialismus. Die Aussage, daß antikapitalistische Kritik nachdem Ende des
»realen« Sozialismus eigentlich leichter und wirksamer sei, spiegelt diesen
Zusammenhangdurchaus treffendwider: Der gedachte Sozialismusmußsich
nicht mehrständig an den wenigzufriedenstellenden Ergebnissen des realen
messen lassen.

Heute aber scheint beides fraglich: Nicht nur, ob die als kapitalistisch
bezeichnete Produktionsweise in der Iht das entscheidende Hemmnis huma
ner Problemlösungen ist, sondern auch, ob sich überhaupt eine Gesell
schaftsformation vorstellen läßt, die so etwas wieeine »Lösung« der ökolo
gischen und Entwicklungsprobleme der Menschheit in sich birgt. Wer aber
daszweite bezweifelt, der muß auchdie tradierteForm der Kapitalismuskri
tik in Frage stellen. Der notwendige Übergang zueinem völlig neuen Zivili
sationstyp kannmitden Formationsbegriffen »Kapitalismus« und»Sozialis
mus« nicht mehr erfaßt werden. Diese haben damit ihre Relevanz nicht
verloren, sie sind aber nicht mehr hinreichend. Davon ableitend: Eine Poli
tik,die sich im Kernals antikapitalistisch definiert zieltdamit nicht mehrauf
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die Hauptprobleme der Gegenwart, reicht also zur politischen Positionsbe
stimmung nicht mehr aus.

Schließlich kann auch nichtausgeschlossen werden, daß die Vorstellung
einer »Lösung« der genannten Probleme inhistorisch überschaubaren Zeit
räumen überhaupt obsolet ist; Das Leben am Rande von möglichen Kata
strophen erscheint derzeit wahrscheinlicher als der Übergang zu einer Pro
duktionsweise, deren Regulierungsfähigkeit eine gewisse Garantie gegen
Fehlentwicklungen beinhaltet.

Die Frage nach der Regulierungskapazität der kapitalistischen Produk
tionsweise hinsichtlich der genannten Probleme von Ökologie und Unter-
(oderbesser: Fehl-)entwicklung dürftedaher aufeinergrundlegend anderen
Ebene liegenalsdie bisherige Regulierungsdiskussion.

Am deutlichsten wirddieser Zusammenhang vielleichtam Entwicklungs
problem: Ob eine nachholende Industrialisierung von großen Ibilen der
bisherigen Dritten Welt - wie sie in Regionen Asiens ja tatsächlich zubeob
achten ist- auch unterkapitalistischen Bedingungen möglich ist,liegt aufder
bekannten Ebene und bezieht sichauf die Interpretation formationsspeziO-
scher Gesetzmäßigkeiten. Es ist aber weitgehend Konsens, daß dies nicht
mehr diezentrale Frage ist: Diese bezieht sich aufdas adäquate menschliche
Zivilisationsmodell, eine gegenüberder klassischen Formationsbestimmung
übergeordnete Frage.

Die Ihtsache, daß der Kapitalismus bislang in der Lagewar, immanente
Krisenerscheinungen und Entwicklungsblockaden zu überwinden hat daher
sehr wenig mit der Frage zu tun, ob die Menschheit den Übergang zu einem
anderen Zivilisationstyp schafft und obdieser Zivilisationstyp Katastrophen
ausschließen kann. Dies gilt aber auch für den Sozialismus: Es kann heute
kaum noch glaubwürdig behauptet werden, daß der Übergang vom Kapitalis
mus zum Sozialismus (was jaschließlich aucheineFormder Regulierung von
Widersprüchen darstellt) dieAntwort aufdieFrage nach dem erforderlichen
Entwicklungsweg quasi immanent mit beinhaltet.

Als Hauptfrage erscheint heutenicht mehr, ob der »Kapitalismus« oder
die »Marktwirtschaft« ökologisch umsteuern und/odereine Grundbedürfnis
sicherung für dieDritteWelt gewährleisten kann oder obdafür der Sozialis
mus erforderlich ist. Es geht um die Entwürfe für eine Welt, in der das
Spannungsfeld zwischen den Ansprüchen derMenschen und den Ressourcen
des Planeten kontrollierbar bleiben kann. Die Frage nach der Gesellsehafts-
formation istdemuntergeordnet und somitauchnicht mehrhinreichend zur
Bestimmung von politischen Positionen.
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Heinz Jung

Zum Niedergangdes Sozialismus mit einem Blick
zurück auf Niccolö Machiavelli

Noch haben dieAnhänger des alten Sozialismus kaum plausible Erklärungen
dafür, wie und weshalb das Verhängnis 1989/90 ff. über sie gekommen ist.
Natürlich gibt es Meinungen zuhauf, weshalb es gerade so, wie es kam,
kommen mußte und der Zusammenbruch bei Marx, der Oktoberrevolution,
Lenin, dem Stalinismus, der Überrüstung usw. angelegt gewesen sei. Aber
noch 1988 hätte, abgesehen von den immer vorhandenen Kassandren, nie
mand denZusammenbruch desSozialismus sovorherzusagen gewagt - selbst
dieExperten desCIA haben wahrscheinlich dendann eingetretenen Realfall
nurinjenenSzenarien einkalkuliert, dieimmer alsdieextremen Möglichkei
ten mitgeschrieben werden,aber dann in die Ablagewandern.

Freilich war es jedermann klar, daß es mehr oder weniger kriselte im
Realsozialismus, daß es im Getriebe der Wirtschaft knirschte, daß die West
optionen von Künstlern und Intellektuellen immer mehr zum Vorschein
kamen, daß es mit der Hegemonie des Marxismus nicht mehr weit her war
undsichstatt dessen dieKirchen wieder füllten. Aberunangefochten standen
die Institutionen dieser Gesellschaften: Partei, Militär, Sicherheitsapparate
-Garantien für jenen Fallaller Fälle,den manhierzulandein den Notstands
gesetzen fixiert hat. Und sowohl die Anhänger als auch die Gegner des
Sozialismus rechneten fest damit, daß indiesem Fall noch genügend Militanz
zur Verteidigung der realsozialistischen Gesellschaften vorhanden sein wer
de und daß sich der Westen, wie auch in der Vergangenheit, aus der Sache
heraushalten müßte, esseidenn, er nähme dengroßen Krieg in Kauf.

Im Rahmen dieser für Freund und Feind bestehenden Gewißheit der
Systemsicherung warfreilich unübersehbarReform, Umbau,Perestroikaan
gesagt - die Lösung einesReformstaus mitwohl langfristig Ungewisser Ten
denz. Und hierauf, aufdie Richtung dieser Ibndenz, bezogen sichdie unter
schiedlichen Optionen im Lager der Anhänger des Sozialismus und in der
Front seiner Gegner.

Wis hat ihre Optionen obsolet gemacht? Das ist die Frage, aufdie gegen
wärtig dieAntworten spärlich ausfallen. Natürlich könnte man sagen, daß die
Antwort - wie sie auch immer gegeben werde - lediglich noch nebensächli
chen oder statistischen Wert habe und man sich nur auf das Feld der Speku
lation begebe, wo doch die Geschichte ihre Wahrheit schon gezeigt habe.
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Aberdie Wahrheil zeigt sich nicht in ihrer ganzen Größe nur im Ergebnis.
Zur Wihrheit gehören auch die Ursachen, die objektiven und subjektiven,
die in einer Gesamtkonstellation entbunden werden oder wirksam sind.
Ohne ihre Entschlüsselung wären kaum Lehren zu ziehen. Sicher spielt
heute in der Unsicherheit über die Ursachen und in der Gewißheit über die
Ibndenz auch eine Rolle, daß die Prozesse noch nicht zu ihrem Ende in dem
Sinngekommen sind, daßdasResultat fertig vorliegen würde. Die Hauptak
teure von gestern stehen auch heute noch auf der Bühne. Das gilt für die
UdSSR, das Zentrum des historischen Erdbebens. Mit den Akteuren werden
Interessenverbunden,weshalb von den Auguren noch Zurückhaltung geübt
wird. Diesdarf nichtvergessen werden. Eswird also nochder Zeit bedürfen,
bisdie geschichtliche Wahrheit die Aktionsfloskeln der Akteure verdrängen
wird.

Die Geschichte nur vom Ergebnisbetrachtet, erhält immer das Ritum des
Unvermeidlichen. Die Systemkrise mußindieserSichtschon inden Geburts
fehlern angelegt gewesen sein,unddie Protagonisten sind nicht mehrals die
Vollstrecker des historischen Urteils und müssen gerade dann der positiven
Bewertung unterliegen,wenn sie die Rolle der Beschleuniger des Abgangs
übernommen haben. Dieser Ansatz schließt von vornherein schon die Mög
lichkeit aus, daß es sich auch um eine unbewältigte Zwischenkrise hätte
handeln können, wobei die Akteure dann das Spiel, also den Kampf um
Macht und Reform, am Tisch verloren hätten. Die Kritik des subjektiven
Faktors undseinVersagen rückt dabei notwendigerweise indenMittelpunkt.
Einer solchen Sicht muß dann der Vorzug gegeben werden,wenn man sich
bei der Ursachensuche auch auf den Weg der Erkundung der historischen
Alternativen begeben will.

Machiavelli und die Krisenkonstellation

Einem solchen Vorhaben ist immer wieder der Blick zurück hilfreich und
zwar auf Zeiten, in denen ebenfalls Umbruch und Epochenwandel angesagt
war. Ein solcher Umbruch war zweifellos Ende des 15., Anfang des 16.
Jahrhunderts - die Zeit der frühbürgerlichen Revolution in Mitteleuropa,
der Hochrenaissancein Florenz und Italien, der großen Entdeckungen (1492
Christopher Columbus' Landung in Amerika). Dies war der Umbruch zur
Neuzeit, wie wir heute natürlich schon längst wissen. Aber Umbruch voll
zieht sich immer in der Krise; das Kommende ist nur im Wetterleuchten des
drohenden Weltuntergangs und Strafgerichts erkennbar.
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Das ist der Punkt, um sich des Niccoiö Machiavelli und seines Werkes zu
erinnern, beides von Frank Deppe in seiner grundlegenden Studie ausge
leuchtet.* Dabei hater uns eineInterpretation derHoch- und Spätrenaissan
ce von Rorenz gegeben,die nahelegt, sie als Ausdruckeiner Krisenkonstel
lation zu sehen. Er hat seinen Lesern die Krisenhaftigkeit und das Unheil
schwangereder Umbruchperiodevorgeführtund die Faszinationdes Machia
velli aus der Reflektion der Krise und Dekadenz erklärt - einer Situation, in
der eine moderne Konzeption der Politik bzw. der politischen >Mssenschaft
geboren werden konnte, weil Politik als Machthandeln erkennbar wird und
alle ideologische Verklärung und Ableitung nur als Brimbamborium erschei
nen muß. Den Nachkommenden erscheinen die direkten Reflexionen der

naturwüchsigen politischen Sachverhalte als ^nisch, und dies wurde auch
eine Komponente vonden »machiavellistischen« Fürstenspiegeln bishin zu
den Konservativen und Reaktionären der Gegenwart, die die Rolle des star
ken (Repressions-)Staates aus einem auf Machiavelli Bezug nehmenden
Konzept der reinen Politik zu begründen suchen: Rettung aus der Krise
durch das an keinerlei Normen gebundene Machthandeln des Staates.

Frank Deppe hat sichdadurch verleilen lassen, für die Charakterisierung
der konservativen Wendepolitiken den Ausbau des politischstarken Staates
als Instrument der Krisenlösung in den Mittelpunkt zu rücken. Wie viele
andere marxistische Autoren, den Verfasserebenfalls eingeschlossen, hat er
die Möglichkeiten unterschätzt, auf der Basis der modernen Produktivkraft
entwicklung die Kontrolle des sozialen, ökonomischen und politischen Re
gulierungssystems desgegenwärtigen Kapitalismus in stärkeremMaßunmit
telbar dem Monopol- und Finanzkapital zu unterstellen und insofern den
Etatismus zurückzudrängen. Freilich erwuchs dieseMöglichkeit nur daraus,
daß infolge der stattgefundenen Differenzierungsprozesse in der Arbeiter
klasse und eines allgemein gehobenen Lebensniveaus Massenarbeitslosig
keit undSozialabbau nichtzu einem Aufschwung antikapitalistischer Bewe
gungenführten,die dasSystem herausgefordert und zur ^istenzkrise getrie
ben hätten. Die Aufrechterhaltung der Klassenherrschaft konnte sich somit
auf die sozialen undökonomischen Disziplinierungsinstrumente, die struk
turelleGewalt kapitalistischer Verhältnisse stützen. DieVerlagerung aufdie
offenen Gewalt- und Repressionsfunktionen konnte deshalb noch in den
Schubladen bleiben. Old Nick, der Sturmverkünder - so Machiavelli in der

1 Deppe, Frank: NiccoiöMachiavelli. ZurKrilikderreinen Polilik, Köln 1987(nicdeiigeschrieben
ab Herbst 1985).
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Lesartder Angelsachsen - blieb deshalb noch im Wetterhäuschen der Ge
schichte.

Aufder anderen Seitespart die in ihrer Anlage ja fundamentale Studie
Frank Deppes dieThematik Politik-Krise-Gewalt fürdenSozialismus völlig
aus. Oder ist es die Hinwendung zu dieser Realität über den Umweg einer
historisch invielem analogen Situation? Sicher kann dabei nicht derVorwurf
erhoben werden, daß der Realsozialismus nur im Abglanzder eigenen Wün
schewahrgenommen wurde, wiees beivielenParteigängern desSozialismus,
den Verfasser eingeschlossen, der Fall war. Aberdie damaligen Verhältnisse
versagten auch jenem den kritisch-realistischen Zugang und sein Öffentlich
machen, der sich im historischen Sinne und in der Tradition der Arbeiterbe
wegung auf die Seitedes Realsozialismus gestellt hatte.So entsteht also die
paradoxe Situation, daß die marxistische Literaturweder die Möglichkeiten
von Existenzkrisen aus inneren Antagonismen noch deren Lösungs- und
Überwindungsmöglichkeiten reflektiert. Dies gilt offenkundig auch für die
wissenschaftliche Publizistik in den sozialistischen Ländern, die die Aufgabe
gehabt hätte, diese Gesellschaften auf den Sturmvorzubereiten. Da auf die
Krisenochnichteinmaldie Führungsgruppen geistigeingestelltwaren,muß
ten sie imSogder kapitalistischen Restauration untergehen undzwar dann,
als die zentralistisch-administrativen Repressionsstrategien, die ja in Jahr
zehnten in den Apparaten für den 1^11 des Machtkampfes eingeschliffen
(worden) waren, infolge des Entzugs der Deckungskarte durchdie UdSSR-
Führung und den Warschauer Pakt nicht mehr anwendbarwaren.So kommt
es zu jenem geschichtlich einmaligen Zusammenbruch, bei dem der poli
tisch-moralische Zerfall dem Niedergang der Machtnoch vorangeht.

Linker »Machiavellismus« als Rettungsstrategie?

Eine interessante Frage wäre,weshalb in dieser Situation nicht wenigstens
eine Art linker Machiavellismus durch die sozialistischen Regime geboren
wird, der dem Handeln des Staates für den Fall des Zerbröselns seiner
sozialen und politischen Basis Orientierungen an die Hand hätte geben
können. Möglicherweise hängt diesdamit zusammen, daßein sozialistisches
Regime, wie deformiert es auch sein möge, seineLegitimation nichtaussich
selbst heraus gewinnen kann, sondern den Bezug zu den Interessen der
Volksmehrheit herstellen muß und deshalb auch selbst noch die Fiktion einer
demokratischen Legitimation zurAchillesferse wird, wenn sich Volksmassen
gegen das Regime in Bewegung setzen.

Notstandsregime, die sich auf die Macht des Staates stützen, könnten
allerdings fürsozialistische Gesellschaften nuralskurzzeitige Möglichkeiten
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angesehen und m.E akzeptiert werden. In Polen war das Kriegsrecht unter
General Jaruzelski ein solcher Akt, der allerdings die gesellschaftlichen
Kräfteverhältnisse und die kulturell-ideologische Hegemoniekonstellation
nicht nachhaltig beeinflußte, weil sich die restaurative Opposition in einer
durch die Kirche strukturierten Zivil- und Gegengesellschaft verbarrikadie
ren konnte, die nationale Existenz nicht gefährdet und die internationale
Entwicklung gegenläufig war. Deshalb bedeutete die Militärdiktatur nur die
gesellschaftliche Konservierung auf Zeit. Eine Konsolidierung der sozialisti
schen Gesellschaft konnte sie nicht in Gang setzen. Freilich müssen nicht in
jedem Rill die Determinanten einer solchen Lösungentgegenstehen, so daß
derartige Varianten auch die Chance, den Zeitgewinn bedeuten können.

Eine solche Betrachtung ist natürlich politizistisch, auf die Machtfrage
verkürzt und ignoriert all die bekannten Grundprobleme, die uns heute als
die Bedingungen einer stabilen Gesellschaft geläufig sind: Hegemonie, Kon
sens, Legitimation usw. Aber andererseits bleibt z.B. die Betrachtung des
Untergangs des Realsozialismus abstrakt und unvollständig, wenn diese
Aspekte ausgeblendet bleiben und darauf verzichtet wird, die Restauration
in der ersten Phase als Machtkampfzu betrachten und zu verstehen. Natür
lich hat das Ausblenden für die Unterlegenen Vorteile. Sie können den
Sachverhalt ihrer Niederlage und Ibtalkapitulation eine gewisse Zeit ver
drängen, sich als halbe Siegerwähnen und den neuen Verhältnissen kampflos
unterstellen - freilich nur so lange, bis die Restauration ihrerseits sukzessive
die Säuberungsprozessevorantreibt.

Schwierigernoch als das adäquate Verständnis des Machtkampfesist die
historische Einordnungder jüngsten Veränderungen vomStandpunkt einer
historisch-materialistischen Betrachtungsweise. Bleibt sie im Kern beim
Marxschcn Formationskonzept, dann kommt sie nicht umhin, den Abgang
des Realsozialismus und den Siegder kapitalistischen Restauration als histo
rischen Rückschritt zu beurteilen.

Hier kann man wieder zu Frank Deppes Machiavelli-Studie zurückkom
men, der bei seinen Lesern die Einsicht befördert, daß eine derartige Fest
stellung nur als äußerste Abstraktion statthaft sein kann, ansonsten in der
Realität aber Fortschritt und Rückschritt auf miteinander verschlungenen
Pfaden wandeln.

Machiavelli (1469-1527) istals Beamter,Politiker,Schriftsteller,Intellek
tueller in seiner und für seine Vaterstadt Florenz tätig, als sie ihren 21enit
schon überschritten hatte. Zum einen wurde sie zunehmend zum Spielball
intervenierender ausländischer Ibrritorialmächte und konnte sich dem kaum
als selbständiger Faktor entgegenstellen. Das Schicksal Italiens kam von
außerhalb als Franz 1., die Spanier,der Kaiser, das osmanische Reichu.a.Der
internationale Riktor überlagerte nahezu absolut die innere Entwicklung.
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Das bürgerliche Element war zu lokalisiert und zu zersplittert, um zum
Subjekt eines italienischen Einigungsprozesses werden zu können. Deshalb
konnten sich die Hoffnungen italienischer Patrioten, wenn dieser Begriff
damals schon einen Sinn hatte, auf einen skrupellos handelnden Condottiere
wieden Papstsohn CesareBorgia richten,dessen an keinemoralische Rück
sichten gebundenes Machthandeln als Weg zum nationalen Ibrritorialstaat
erscheinen konnte.

Freilich ist es schon im ganzen 15.Jahrhundert mit der politischen Stabi
lität in den italienischen Stadtstaaten nicht mehr weit her. Die dominierende
Rolle der frühen Manufakturkapitalisten der Hichproduktion ist längst
durch das Handels- und Finanzkapital abgelöst, womit der frühkapitalisti
sche Ansatzschon auf die schiefeBahn geraten war. Auch das demokratische
Element der städtischen Verfassung war in den Hintergrund gedrängt zugun
sten eines patriziatischen Regimes, das sich in Florenz gar zur informellen
Diktatur der Medici - bei Aufrechterhaltung der Institutionen der alten
republikanischen Verfassung - verengte. Machiavelli erlebt, wie die Medici
1494gestürzt und vertrieben werden,wie mit dem Bußpredigerund Visionär
Savonarola für kurze Zeit (1494-98) auch das plebejischeElement wieder in
den Vordergrund tritt, wie sich unter Soderini die alte Republik wieder zu
etablieren scheint (1494-1512) - er erlebt Aufstand, Verschwörung,Vertrei
bung,Einkerkerung, Folter und die Restauration der Medici-Diktatur (1512-
27) und schließlich 1527gegen Ende seines Lebens nochmals die Ausrufung
der Republik als Intermezzo biszur Etablierungder formellen Diktatur der
Medici 1530 bzw. 1537, dem Beginn des frühabsolutistischen Feudalstaates
Florenz. Dasalte Wappen desHandels- undFinanzhauses wird zumHoheits
zeichen des neuen Fürstentums.

Man muß daran erinnern, daß in diese dramatischen Jahre auch die
Niederlage der frühbürgerlichen Revolution und der Bauernkriege im Nor
den, in Deutschland, fällt. Der Umbruch zur Neuzeit ist also bei weitem nicht
die Siegesallee für das bürgerliche Element. Vielmehr endet der große Auf
bruch fürs erste in den absolutistischen Regimesder Ibrritorialfürsten. Diese
erweisen sich als der Rahmen, in dem sich eine nationale Bourgeoisie erst
heranbilden konnte. Aktuell wirkte dieser Frühabsolutismus freilich alleror
ten alsdas Instrument,umdie Zügelder feudalen Herrschaftwiederanzuzie
hen. Das frühkapitalistische Experiment war damit auf jeden 1^11 zu Ende.
Diekapitalistisch-bürgerliche Gesellschaft verkümmerte also fürs erste noch
als Embryo. Erst 100, 150 Jahre später erringen ihre Kräfte den Sieg in
Holland und England, und erst 300Jahre später setzen sie das bürgerlich-ka
pitalistische Zeitalter in Frankreich in die Realität um- im Hintergrund die
Produktionsweise der industriellen Revolution, die den bürgerlich-kapitali
stischen Fbrtschritt trotz der Niederlage des republikanisch-revolutionären
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und dann international des napoleonischen Frankreich erst irreversibel
machte.

Machiavelli hatte damals dem FrOhabsolutismus geistig mit den Weg
bereitet, obwohl er immer ein Florentiner Republikaner blieb. Der Absolu
tismus domestizierte nichtnurdenFeudaladel, indem er ihn indenStaatsap
parat und das höfische Zeremoniell einspannte, sondern er schuf auch den
Rahmen für nationale Märkte und beschritt vor allem den Weg der etatisti-
sehen Produktivkraftentwicklung und Produktion. Man kann sich bis heute
darüber streiten, ob etwa die Handelsmonopole jener Zeit spütfeudaleoder
frühbürgerliche Erscheinungen sind. Unzweifelhaft ist demgegenüber, daß
sie zu jenem Nest gehören, in dem die kapitalistischen Küken ausgebrütet
werden, die später ihre Erzeuger verschlingen werden.

Politisch formierte Gesellschaft und blockierte

Demokratisierung

Aus der heutigen Sicht und wohl auch in Anlehnung an das Schicksal der
ersten frühkapitalistischen Versuche kann der Realsozialismus, wie er ab
1917 ins Leben getreten war,als Frühsozialismus erscheinen. Aucher reprä
sentierte erst eine Produktionsweise, die das neue System noch nicht irre
versibel machen konnte. Das wissen wir heute. Der Anlauf war äußerst
hoffnungsvoll trotz historisch schlechter Startbedingungen. Er war so erfolg
reich,daß er für eine ganzeEpoche Herausforderung, Systemalternative und
Foliefür nachholende Industrialisierung und Modernisierung zurückgeblie
bener Länder wurde, in denen parasitäre Ausbeuterklassen gestürzt worden
waren. Aber der Anlauf blieb gesellschaftlich stecken, je mehr er als macht-
und militärpolitischeHerausforderungzur Geltung kam, weil sich die Res
sourcenmobilisierung im Gegensatz zu den kapitalistischen Mächten nur
einer zurückgebliebenen Basis bedienen konnte und damit zivile Produktion
und zivilgesellschaftliche Entfaltung eingeengtwurden.

Wenn man als grundlegendes Merkmal der sozialistisch-kommunisti
schen Gesellschaften die politische Formierungansieht, im Unterschied zur
ökonomischen Formierungdes Kapitalismus, dann bleibt die Planwirtschaft
auf staatlich-gesellschaftlicher Eigentumsgrundlage im Unterschied zur ka
pitalistischen Warenproduktion mit markt- und konkurrenzwirtschaftlichen
Verkehrsformen ihrwichtigstes Charakteristikum. Damit wird gewissermaß
en eine neue Runde der Moderne eingeleitet, in der nicht nur prinzipiell
einer rationalen Gestaltungder sozialenBeziehungen und des Verhältnisses
zur Natur Rechnung getragen werden, sondern auch der Ganzheitlichkeit
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menschlicher Existenz Gellung verschafft werden soll, was ja nur möglich ist,
wenn Produktion/Wirtschaft und Administration/Staat unter die Kontrolle
der Gesellschaft gebracht werden und damit die Herrschaft dieser Bereiche
überdie Gesellschaft gebrochenwird.Wenn heute vonModernedieRede ist,
wird meist vergessen, daß dies der Inhalt einer Moderne ist, die sich als
rationale Gestaltung der Welt nach menschlichem Maß begreift. In diesem
Sinne bleibt das kommunistische Programm der Rücknahme des Staates in
die Gesellschaft und einer rationellen und humanen Gestaltung des Stoff
wechsels mit der Natur die weit ausgreifende Vision einer Moderne, die
heutenoch lange nichtzuEndegekommen ist.Hinzugefügt werden muß, daß
sich dies in einem universellen und globalenRahmen für alle Menschen und
beiStabilisierung derBiosphärevollziehen muß. DieViertel derReichen, die
etwa20 OECD-Länder, diesichimZugeder konservativen Wende zu Zwei-
Drittel-Gesellschaften gemausert haben, treiben demgegenüber mit ihrer
Ressourcenbeanspruchung und Umweltbelastung die Menschheit dem Kol
laps zu,abgesehen davon,daßihr Reichtumin hohemMaßeaus der Ausbeu
tung der armen Wiker dieser Welt und ihrer Naturreichtümer resultiert.
Deshalb grüßt noch in seinem tiefsten Sturz das sozialistische System mit
seinen leider nur ungenügend entfalteten Möglichkeiten einer höheren Stufe
der Moderne die Zukunft und wird nach Lage der Dinge wohl schneller
wiederaufdieIhgesordnung der geschichtlichen Entwicklung zurückkehren,
als es gegenwärtig weithin vermutet wird.

Sein Scheiternwirftdie Frageauf, wodie entscheidendenDefiziteliegen
und lagen. Wie wirwissen, betreffen diesevor allemdas Unvermögen, eine
überlegene Form der gesellschaftlichen Arbeit und der Bedürfnisbefriedi
gung zu verwirklichen. Zweifellos spielte dabei das historische Startniveau
von 1917 ff. in Rußland eine zentrale Rolle, das unter dem Diktum von Sein
oder Nichtsein dem Land einen Weg ursprünglicher Akkumulation auf
zwang, dessen Bedingungen eine Herrschaftsozialistischen Despotismus be
günstigten. Die damit entstehende Variante politischer Fbrmierung einer
sozialistischen Gesellschaft verwirklichte sich in Formen des Etatismus, des
Administratismus, der personalen DiktaturbeiReduzierung undFormalisie-
rung demokratischer ^sätze zu akklamativen Elementen. Mit der Überwin
dungder personalen Diktatur tritt an deren Stelle ein System desautoritär
bürokratischen Etatismus, das die Ibndcnzen der Privilegien- und Interes
senverfestigung verstärkt, die soziale Abschließung von Führungsschichten
befördert,Verhältnisse politischer, sozialerundökonomischer Entfremdung
hervortreibt bzw. fortführt und der demokratischen Entfaltung nur geringen
Spielraum läßt.

In der Natur einer politisch formierten Gesellschaft liegt es jedoch, daß
Lenkung, Steuerung, Planung ihrer Lebensprozesse als politisch-gesell-
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schaftliche Aktevollzogen werden und nichtmehrpartiellen Interesseneiner
Klasse von Produktionsmitteleigentömern bzw. indirekten Mechanismen
überlassen bleiben wie in der kapitalistischen Marktwirtschaft Dies schließt
nicht aus, daß sich auch eine solche Gesellschaft des Marktes und seiner
Mechanismen sowie seiner Institutionen und Kategorien bedienen muß.
Ihnen kann in einer solchen Gesellschaft m.E. jedoch kein dominierender
Stellenwertim Regulierungssystem zukommen. Ihr Wirkungsrahmen istviel
mehr abgesteckt und gesellschaftlich kontrolliert. Die Ansätze hierzu ent
wickeln sich schon im Kapitalismus. Das Regulierungssystem besteht auch
hier als komplexer Regelmechanismus der Profitproduktion unter gesell
schaftlich-politisch gesetzten Bedingungen und besteht neben »dem« Markt
u.a. auch aus staatlich-administrativen Vermittlungsebenen. Vergessen wird
gegenwärtig häufig auch, daß in den ausschlaggebenden Konzemen und
Großbanken im Vergleich zu Staatsunternchmen und Apparaten analoge
bürokratische Strukturen bestehen und dies auch für die Entscheidungspro-
zesse gilt. Insofern sind sozialistische Gesellschaften keine erfundenen Anti
weiten, sondern die gesellschaftliche Verallgemeinerung und Durchsetzung
schon im Kapitalismus in Gang gekommener Prozesse.

Die bisherigen geschichtlichen Erfahrungen verweisendarauf, daß für die
nachholendeModernisierung von unterentwickelten Ländern bei Bedingun
gen extensiver Wirtschaftsentwicklung der administrativ-etatistische Sozia
lismus ein erfolgreiches und fortschrittliches Modell sein kann, selbst wenn
die politische Fbrmierung dieser Gesellschaften der durchgehenden Demo
kratisierungentbehrt. Bisher ist es durch geschichtliche Erfahrungen unbe
antwortet, ob bei derartigen Ausgangsbedingungen inklusive dem kapitali
stisch-imperialistischen Außendruck demokratischer Sozialismus möglich
wäre oder ob dazu in der nachholenden Modernisierung erst die objektiven
und subjektiven Bedingungengeschaffenwerden müssen. Heute kann jedoch
begründet gesagt werden, daß ohne eine durchgehende Demokratisierang
der politischen Formierung dersozialistischen Gesellschaften der Obergang
zu einer komplexeren Stufe der sozialökonomischen Entwicklung und zu
intensivem Wirtschaftswachstum unter Bedingungen der wissenschaftlich
technischen Revolution nicht vollzogen werden kann. Das ist bzw. war der
Kern der Krise des etatistischen Sozialismus.

Dahingestellt muß esbleiben, ob mansichzurErklärung der Krise objek
tiver Parameter bedienen kann oderob dies vorwiegend ausdem gegebenen
und geschichtlich entstandenen Milieu erfolgen muß. Man könnte z.B.
durchaus die These aufstellen, daß die Entwicklungsmöglichkeiten des
Staatssozialismus bei weitem noch nicht aufgebraucht waren. Dies könnte
der Vergleich des Entwicklungsniveaus der DDR und der UdSSR sowie der
jeweiligen Wirtschaftssysteme nahelegen. Danachhätte die UdSSR-Entwick-
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lung noch auf Jahrzehnte bei einem Planungs- und Lenkungssystem wie in
der DDR Entwicklungsspielraum besessen, ohne daß eine Perestroika als
zweite Revolution von oben erforderlich gewesen wäre. Freilich handelt es
sichumden Vergleich ungleicher Größen. Ginges beider DDR vonvornher
ein um ein in Jeder Hinsicht von der UdSSR abhängiges Land,so lebte die
UdSSR nach einem autochthonen Rhythmus. So oder so, die Krise und ihr
Ablauf können nicht aus rein ökonomischen Parametern erklärt werden.
Unter den gegebenen historischen Bedingungen war in Osteuropa und der
UdSSR offenkundig die Durchsetzung einer höheren Stufe des Sozialismus
an eine durchgehende Demokratisierung gebunden.

Entscheidungssituation: Demokratischer Sozialismus oder
kapitalistische Restauration

Es entsteht somit jene mehr und mehroffene Entscheidungssituation, in der
es darum geht, ob der Demokratisierungsansatz einen neuen Sozialismus
freisetzen kann oder ob er als »demokratische Revolution« zum TQröffner
bzw. zur ersten Stufe einer kapitalistischen Restaurationsbewegung wird.
Dieser Entscheidungssituation hatte sich die Gorbatschow-Führung mit ei
ner sozialistischen Option gestellt und ist nach der derzeitigen Lage der
Dinge gescheitert. Eine Ursache besteht m.E. darin, daß die Alternativen der
Entscheidungssituation nicht mit klassenanalytischen Kategorien verstan
den und verarbeitet wurden, was die internationale Ebene der Betrachtung
erforderlich gemacht hätte. Nur so wäre erkennbar geworden,daß auch ohne
eine soziale und ökonomische Basis für kapitalistisch-bourgeoiseElemente
unter den heutigen internationalen Bedingungen Massenbewegungen für
eine kapitalistische Restauration entstehen können, die im Kampf um die
Macht eine Stellvcrtreterrolle ausüben. Das war bzw. ist in allen ehemals
sozialistischen Ländern Osteuropas der Rill.

Eine zentrale Rolle spielte m.E. für die Metamorphose dieser Bewegun
gen die Forderung nach Einführung der Marktwirtschaft,die mit gegensätz
lichen Konzeptionen vorgetragen und verfolgt wurden. Die Volksmassen,
angetrieben von außenproduzierten Konsumleitbildern, verbanden damit
den schnellen Anschluß an den westlichen Lebensstandard. Gerade dies
verlieh der kapitalistischen Restauration ihre Stoßkraft und innere Logik,
denn mit dem Blickauf den Westen,die erfolgreichere Moderne, mußte die
ForderungnachPrivatisierung, Abschaffung der Planwirtschaft usw. stehen
den Fhßes folgen. Gegenüber dieser Logik blieb bisher der Versuch zur
Etablierungeiner sozialistischen Marktwirtschaft nur ein flüchtiger Durch-
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gangspunkt beim Zerfall des Soziallsmus. Demgegenüber wäre m.E. ein
Konzept einer durchgehenden Demokratisierung des Planungssystems not
wendig gewesen, dessen Verwirklichung Wirtschaftsplanung und Wirt
schaftslenkung zu einem demokratischen Prozeß hätte machen müssen. Auch
hierin wären tiefgreifende politische und sozialökonomische Strukturrefor
men notwendig gewesen. Ein solches Konzept hätte dem Charakter des
Sozialismus als politisch formierter Gesellschaft entsprochen und hätte die
IVansformationsschienen der kapitalistischen Restauration nicht enthalten.
Es hätte auf die stimulierenden Momente der '^re-Geld-Beziehungen nicht
zu verzichten brauchen, sie jedoch unmißverständlich als Elemente eines
sozialistischen Planungssystemsauf der Grundlage gesellschaftlichen Eigen
tums bestimmt.

Wenn Sozialisten heute als Alternative zum Staatssozialismus das Kon
zept einer sozialistischen Marktwirtschaft diskutieren, dann sagen sie m.E.
zu Recht, daß der Obergang entwickelter und funktionierender kapitalisti
scher Wirtschaften zum Sozialismus nur bei Übernahme des vorhandenen
Regulierungssystems undseiner Kooperationsbeziehungen unter schrittwei
ser Änderung der Eigentumsgrundlagen denkbar ist, es sei denn, man geht
von Katastrophenszenarien aus. Dies wäre die Ausgangssituation, um ent
sprechend der neuen gesellschaftlichen Bedürfnisse und Prioritäten dann
schrittweise ein System bewußter und demokratischer Wirtschafts- und Ge
sellschaftsentwicklung zu schaffen. Dabei hätten heute ökologischeund glo
bale Gesichtspunkte eine erstrangige Bedeutung. Mitunter gerät jedoch in
Vergessenheit, daß es sich bei Marktwirtschaft nicht um eine technische
Veranstaltung handelt. Vielmehr ist sie in erster Linie die Verkehrsform
sozialer Beziehungen und Interessen. Die Kombination von Marktwirtschaft
aufvorwiegend privater Eigentumsbasis und antikapitalistischer politischer
Staatsmacht ist nur für einen mehr oder weniger langen Übergangsprozeß
denkbar,jedoch nichtals relativstabile Formation.Diesgilt nachden vorlie
genden historischen Erfahrungen undentsprechenden theoretischen Über
legungen auch für eine Marktwirtschaft auf syndikalistischer Grundlage,bei
der durch die Politik nur Rahmenbedingungen gesetzt werden, aber auf die
planwirtschaftlichen Komponenten verzichtetwird. Soweiteine Integration
in einen kapitalistisch beherrschten Weltmarkt involviert ist, wäre der »so
zialistische«Spielraum desStaates undder gesellschaftlichen Kräfte ohnehin
äußerstbeschränkt. Relevanz könnteein solches Modell erst dannerlangen,
wennsich solche Veränderungen in den weltmarktbestimmenden kapitalisti
schen Metropolen vollzögen.
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Niederlage imSystemkampf- eine Hauptdeterminante der
Krisenkonstellation

Wenn man nochmals auf die Krisenkonstellation des Sozialismus zurück
kommt, so kann sie m.E. nicht nur aus den innergesellschaftlichen Bedingun
gen der staatssozialistischen Gesellschaften bzw. der UdSSRerklärt werden.
Vielmehrwirddie Entwicklungsrichtung in hohem Maßedurch den System
gegensatz unter Bedingungen des ökonomischen Übergewichtes derkapita
listischen Metropolen bestimmt. Der Kampf der Gesellschaftssysteme war
schon immer in hohem Maße ein relationistisches System, in dem die Stärke
des einen die Schwäche des anderen war. Dabei war nicht der absolute Stand,
sondern die Dynamik das Entscheidende. So steht die Herausbildung einer
Krisensituation im Sozialismus wohl mit der Revitalisierung des Kapitalis
mus seit Mitte der 70er Jahre in Zusammenhang. Erst dies legt die Deflzite
des alten Soziaiismus erbarmungslos offenund unterwirft ihn denvomWelt
markt ausgehenden Zwängen.

Die Revitalisierung desentwickelten Kapitalismus beruhte inerster Linie
aufeiner Umstrukturierungdes Produktionsapparates unter Einführungder
neuenTbchnologien und Produkteder wissenschaftlich-technischen Revolu
tion. Der Innovationsdruck geht dabei von der monopolistischen Tfechnolo-
giekonkurrenz der internationalen Konzerne aus, die in hohem Maße auch
die Hräger der neuen Ibchnologien sind. Diessetzte jenen neuen Stand der
Internationalisierung voraus, der sichindenvorhergehenden Jahrzehnten in
der kapitalistischen Hemisphäre herausgebildet hatte. - Auf der anderen
Seite war die vor allem durch den Immobilismus der UdSSR bedingte Unfä
higkeit der RGW-Länder, einenvergleichbaren Internationalisierungs- und
Integrationsprozeß in Gang zusetzen, eineder wesentlichen Entwicklungs
blockaden des alten Sozialismus.

Es gibt zweifellos eine Vielzahl von Mechanismen, über die sich der
Modernisierungs- und Effektivierungsschub im Kapitalismus in Druck auf
die sozialistischen Gesellschaften umsetzte, der zur Destabilisierung dieser
Systeme beitrug, ^s den Rüstungswettlauf betrifftt, so ist dies hier am
offensichtlichsten. Gleiches gilt für die Möglichkeiten der materiellen Ab-
stützung sozialistischer Optionen von Entwicklungsländern. Unterden Be
dingungen der Internationalisierung, einschließlich der neuen Kommunika
tionsverhältnisse, rückten Unterentwicklung und Zurückgebliebenheit im
mer stärker nicht nur in das Gesichtsfeld der Führungsschichten und der
Intelligenz der sozialistischen Länder, dieden Systemvergleich z.T. aus eige
ner Anschauung machen konnten, sondern auch der beweglichen Tbile der
werktätigen Bevölkerung dieserLänder, die ja übereinendurch das soziali-
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stischeSystem geschaffenen hohen formalen Ausbildungsgrad verfügten. Es
entwickelte sichdie Situation,wodie außenerzeugtenmateriellenBedürfnis
se und die Leitbilder des kapitalistischen Konsumismus immerelementarere
Gewalt annahmen, da die heimische Produktion immer weniger in der Lage
war,sie zu befriedigen und demgegenüber allesozialenErrungenschaftendes
sozialistischen Systems als belanglos in den Hintergrunddes Massenbewußt
seins traten.

In dieserSituation suchtendie Führungsgruppen der UdSSR ihr Heil in
einer Annäherung an den Westen, wovon sie sich vor allem einen Kapital-
undIbchnologietransfer zurModernisierungder UdSSR-Wirtschaft verspra
chen. Damit begann ein politischer Kurs, der unter den Paradigmen des
»neuen Denkens«die aus dem Systemgegensatz definiertenSicherheits-und
Bündnisinteressen und -Strategien zugunsten eines Ausgleichs mitdem kapi
talistischen Imperialismus umformulierte, was in einem traditionellen Ver
ständnis von Politik als Kapitulation im Kalten Krieg verstanden werden
muß. Dieser Kurs wurde faktisch mit der sowjetischen Deutschlandpolitik
und der Politik gegenüber den früheren Verbündeten der Warschauer Ver
tragsorganisation besiegelt, brachte der UdSSR aber trotz der Preisgabe
ihrer sozialistischen Verbündeten nicht den erhofften Gewinn.

InnereKrisen indiesen Ländern hattenschon in früheren Jahrengezeigt,
daß die sozialistischen Regimes nur im Bündnisverband der WVO und der
RGW erfolgreich verteidigt werden konnten. Dies war hinlänglich bekannt
unddaraufwar- ähnlich wie die NATO - auch die WVO alsgesellschaftpo
litisches Rückversicherungssystem abgestellt. Man kann als Sozialist sicher
mitRechtbeklagen, daßeinsolcher Weg überhaupt beschritten wurde. Aber
da es hier um die Suche nach den Gründen für den kartenhausmäßigen
Zusammenbruch desSozialismus in Osteuropa geht, kommt man angesichts
der genannten Zusammenhänge und Ihtsachen nichtumhin, eineder Haupt
ursachen in der strategischen Änderung der sowjetischen Politik zu sehen.
Dies wird heute noch aus unterschiedlichen Interessen mit Stillschweigen
übergangen, kann von einer sachlich orientierten Betrachtung aber nicht
ignoriert werden.

Die internationalen Auswirkungen einer unbewältigten Zwischenkrise in
der UdSSR haben also für die Existenzkrise und den Zusammenbruch des
Sozialismus in Osteuropa eine determinierende Bedeutung. Diese Umbrü
che haben allerdings längst auf die Entwicklung der UdSSR zurückgeschla
gen undsind zu einemFaktordes Umschlags zur Existenzkrise inder UdSSR
geworden.
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PostrealsozialistischerKapitalismus und Krise der
Arbeiterbewegung

Der Niedergang des alten Sozialismus im Osten hatdieKrise derArbeiter
bewegung imWesten vertieft undverschärft. Siewarschon vorher infolge der
Strukturveränderungen und partiellen Revitalisierung desKapitalismus auf
der einen und dem Auslaufen des alten Staatssozialismus im Osten als alter
nativem Anziehungspunkt für relevante Schichten der Arbeiterklasse des
Westens bzw.seiner faktischen Niederlage in den Systemauseinandersetzun
gen aufder anderenSeite in ein akutesStadium getreten. Nun ist es unver
meidlich, daß der Sieg der kapitalistischen Restauration, der nur mit der
duldenden und aktivenUnterstützung der Arbeiterklasse möglich war,auch
hier seinen TCbut fordern wird. Dies betrifft nicht nur die kommunistische
Strömung und dieParteigänger des alten Sozialismus, sondern dieArbeiter
bewegungund die Linke als Ganzes.

Diese Wechselwirkungen können hierzulande besondersgut beobachtet
werden; sie setzen freilich aucheine gegenläufige Bewegung frei. Die jewei
ligen NHL-Sektoren sind inden politischen Formationen derLinken jeweils
Stützen und Verstärker der rechten Tbndenzen, die auf Integration und An
passung andas kapitalistische System gerichtet sind. Esistwohl unvermeid
lich, daß alle Kräfte, die den Niedergang und das Niedermachen des alten
Sozialismus als Aktder Befreiung empfunden und betriebenhaben- unddas
Spektum reicht hiervon rechtsaußen bis zuden Reformkommunisten -, trotz
aller aktuellen Desillusionierung über die Segnungen der kapitalistischen
Marktwirtschaft und der pluralistischen Demokratie noch geraume Zeit be
nötigen werden, um einen realistischen Blick aufdieneuen gesellschaftlichen
Verhältnisse zugewinnen. Selbst wenn die Befürchtungen an Raum gewin
nen, vom Regen in die Uraufe gekommen zu sein, wird sich dies nicht so
schnell zu antikapitalistischen Haltungen undsozialistischen Optionenver
dichten, sondern es werden fürs erste fluktuierendeStimmungspunkte blei
ben.

Hinzu kommt, daß ein Tfeil der kommunistischen und sozialistischen
Linken solange noch zwischen Furcht und Hoffnung hin- und hergerissen
sein wird, solange die Umbruchprozesse in der UdSSR noch nicht abge
schlossen sind bzw. neue gesellschaftliche Verhältnisse hervorgebracht ha
ben. Dies muß notwendigerweise selbst die Gewinnung relativer Stabilität
behindern. M.E. wird die kommunistische und sozialistische Linke auch
solange denTiefpunkt ihrer epochalen Baisse nicht erreicht haben. Freilich
sollte das nicht bedeuten,solangeauf geistige und politische Aktivitäten zu
verzichten.
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Zum einen wird es um die strategische Orientierung im nunmehr post-
realsozialistischen Kapitalismus gehen. Dies ist ein Kapitalismus ohne den
Druck einer realen Systemaltemative, wie ungenügend sieauch immer gewe
senseinmag. Bekanntlich wurde der Vergellschaftungsprozeß desmodernen
Kapitalismus, z.B. die Herausbildung des Sozial- und Interventionsstaates,
nicht unwesentlich durch diesen Sachverhalt beeinflußt. Dieser Kapitalismus
steht aber auch unter dem Druck der Risikopotentiale der modernen Pro
duktivkräfte, der Notwendigkeit der Stabilisierung der Biosphäre und eines
sich vertiefenden Grabens zwischen dem reichen Norden und dem armen
Süden. Der Kapitalismus mag im ersten Gang heute triumphieren. Aber
nicht erst im zweiten Gang werdensich die neuen Probleme und die damit
verbundenenKonflikteaufdie Thgesordnung setzen.Siestehen zweifellos im
Mittelpunkteiner strategischen Orientierung der Linkenals Ganzes.

Zum anderen geht es m.E.als Konsequenz des tiefen Zusammenbruchs
auch um die Neuformierungder Strömungen der am Marxismus orientierten
und marxistischen Linken - um diesen übergreifenden Ibrminus zu benutzen.
Schon seit geraumer 2Leit zeigen sich inder kommunistischen Strömung drei
Haupttendenzen, die sich in den letzten Jahren konturiert haben und nun mit
dem Zerfall desSozialismus offen hervortreten. Diese Ibndenzen sind par
teiübergreifend und international. Erstens handelt es sich um eine stark am
Leninismus und seinem Parteimodcil orientierte kommunistische Ibndenz,
die die bestehende Parteistruktur im wesentlichen verteidigt. Die zweite
Richtung könnte als linkssozialistische und kommunistische Ibndenz be
zeichnet werden, die sich auf eine pluralistische marxistische Theorieent
wicklung und eine entsprechende Linkspartei einläßt. Die dritte Tbndenz
umfaßt faktisch sozialdemokratische oder grün-radikaldemokratische Op
tionen, diewohl über kurz oder lang, eventuellaus der Warteschleife heraus,
den Übergang zu den schon bestehenden Fbrmationen vollziehen können.
Unter demDruckder derzeitigen Verhältnisse istdiestille Koexistenz dieser
Strömungen in einer Partei aufgebrochen und in den Zustand der Partei
kämpfe übergegangen.

Schien es noch vor einigen Jahren, als könnte sich im Sog der Gorbat
schow-Politik eine internationale reformkommunistische Strömung im
Kampf mit dem kommunistischen Konservatismus herausbilden, so sind in
der Zwischenzeit AuHösungstendenzen zur dritten Richtung offenkundig
geworden. Die marxistische Linke kann deshalb im Gorbatschowismus weder
politisch noch theoretisch einen Kristallisationspunkt finden. Wll siewieder
Boden unter die Füßebekommen, wird sie nicht umhin kommen, den Gor
batschowismus in ihren Reihen kritisch zu überwinden. Will sie sich nicht mit
dem illusionären Schein des Abbruchs des alten Sozialismus bzw. mit dem
»neuen Denken« als dessen BeschönigungsIdeologie identifizieren, sondern
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sozialistische Perspekiivposiiionen beibehalten, istdieser Bruch unvermeid
lich und unabdingbar.

Ein Faktor des mit dem postrealsozialistischen Kapitalismus neu begin
nenden Zyklus derLinken und darunterauch der marxistischen Linken wird
mutmaßlich auch die internationale Verselbständigungder skizzierten ersten
und zweiten Ibndenz kommunistischer Parteien sein, was nicht ausschließt,
daß sie nach wie vor auch im Rahmen der gleichen Partei existieren werden.
Diese Differenzierung ist als Konsequenz des Zusammenbruchs und der
Zersetzung der ehemals imOsten herrschenden Parteien des marxistisch-le
ninistischen Typs unvermeidlich. Die unmittelbar Betroffenen werden noch
die neuen Umgangsformen zu finden und zu kultivieren haben. Dies ist
freilich nur eine Facette in der Entwicklung der Linken heute.

Die marxistische Linke in Deutschland brauchte heute nicht nur einen
Wolfgang Abendroth, um ihren Zusammenhalt zu wahren und eine neue
Zukunft zu gewinnen.
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Karl Heinz Roth

VWlde Zeiten

Klassenherrschaft, Klassenzusammensetzung und
Organisationsfrage inden neunziger Jahren

Referataufdem Kongreß »APO gegen Deutschland«, Hamburg, 1.12.1990

Einleitung

In den vergangenen zwei Jahren haben wir den TViumph des deregulierten
Kapitalismus über den »deregulierten« Realsozialismus miterlebt. Wr sind
21eitzeugen der Rückkehr zueiner kompletten und unvermittelt agierenden
kapitalistischen »One World«. DerNiedergang dersogenannten Volksdemo
kratien und der bislang dominierenden Varianten von sozialistischer Klas
senkampfstrategie ist unumkehrbar geworden, und das im Verein mit der
weltweiten Rückkehr zuoffenen und unumschränkten Formen der kapitali
stischen Ausbeutung.

ViShrend die deregulierte Form der Kapitalverhältnisse die Rekonstruk
tion des Proletariats und einer weltweit mobilen industriellen Reservearmee
aufdie Ihgesordnung setzt, hat sich die Intelligenz von den ausgebeuteten
Klassen abgewandt. Sie hat invielen Ländern, beispielsweise in Frankreich
imZusammenhang mitdenZweihundertjahrfeiern zur Revolution von1789,
das Proletariat zum Mythos erklärt In ihren letzten alternativen Nischen
erkennt sie allenfalls noch klassenübergreifende Probleme,die sie zu Gat
tungsfragen Uberhöht, als lösungsbedürftig an. Die neue kulturelle Hegemo
nie des schnellen Geldes und der gestählten Ellenbogen dissoziiert inzwi
schen weltweit die soziale Wirklichkeit vom gesellschaftlichen Bewußtsein.
Sie eint die postmoderne Intelligenz mit der Herrschaftsphilosophie der
Hochfinanz, der politischen Eliten und der Heroin-Dealer. Mögen sich die
Arbeitszeitenweiter verlängern, die Lohneinkommen relativsinken und die
sozialen Sicherungssysteme reißen: die Frage nach den klassenpolitischen
Auswirkungen des intensivierten Kampfs um die Profitraten wird gerade jetzt
zum Ihbu erklärt.

Auch viele Linke fallen in diesen Chor mit ein. Die mit Händen zu
greifende Radikalisierung der Ausbeutungsbeziehungen kümmert sie wenig,
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weil siedavon überzeugt sind,daßdie Vermittlungen zueiner authentischen
Rekonstruktion revolutionären Klassenbewußtseins für ganze Jahrzehnte
durch eine medienkapitalistische Barrierevon chauvinistisch-volksgemein-
schaftlichen Identifikationsangeboten, postmoderner Bereicherung$sucht
und antisozialistischem IViumphalismus blockiertseien.Sie akzeptieren nur
noch solche Negationsformen den herrschenden Verhältnissen gegenüber,
die ihreBeziehungen zudenausgebeuteten Klassen nichtmehrberührenund
sie von den daraus herzuleitenden analytisch-theoretischen Anstrengungen
genauso freisprechen wie von denMühsalen praktisch-organisatorischer Ar
beit.

Gegen die umsich greifende Mischung aus Verzweiflung, Zynismus und
Diskussionsverweigerung allen klassenanalytischen Orientierungsversuchen
gegenüber möchte ich einige Kontrapunkte setzten. Für meineThese habe
ich ein dreiteiliges Vorgehen gewählt. In einem ersten Schwerpunkt werde
ich mich mit den deutsch-deutschen Ibrbulenzen des vergangenen Annexi
onsjahrs auseinandersetzen. Danach werde ich dieWechselbeziehungen mit
dereuropäischen und der globalen Entwicklung thematisieren. Zum Schluß
werde ich die Frage nach den Bedingungen einer revolutionären Antwort
aufwerfen, und zwar unter besonderer Berücksichtigung des Verhältnisses
von Proletariat und Intelligenz in den neunziger Jahren.

1, Das deutsche Annexionsjahr

Seit dem November/Dezember 1989 hat die herrschende Klasse der BRD
eine monetaristische Form des DDR-Anschlusses geplant und durchgeführt.
Ein komplexes Instrumentarium währungspolitischer, monetärer und fiskal
politischer Maßnahmen wurde inGang gesetzt, dieVorherrschaft von Bank-
und Fiskalpolitik im ersten Annexionsvertrag zum 1. Juli 1990 festgeschrie
ben. Der politische Anschluß kam erst danach, fast genau drei Monate
später. Eshandelte sich wahrscheinlich um dieReaktivierung eines Geheim
plans, deraus derAuseinandersetzung derMatadore derNachkriegsplanun
gen von 1944/45 (Ludwig Erhard) mit den Konzeptionen des Forschungsbei
ratsfürFragen derWiedervereinigung Deutschlands beim Gesamtdeutschen
Ministerium (fünfziger und frühe sechziger Jahre) hervorgegangen war.

Das Ziel war die sofortige Stillegung und Skelettierung des gesamten
Produktionspotentials und derzentralen Arbeiterklasse der DDR. Seitdem
Frühjahr 1990 verhängten die zuerst einmarschierten Banken eine Kredit
sperre über dieVolkseigenen Betriebe und die Landwirtschaftlichen Produk
tionsgenossenschaften. Durch den schlagartigen Auiwertungseffekt der D-
Mark-Umstellung wurde am 1.Julider Binnen- und RGW-Markt der Kom-
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binate zerstört. Hinzu kam die Blockade aller möglichen Finanz-und Über-
brückungshllfendurch den DDR-Staatshaushalt. Dasbewirktezusammenge
nommen eine »schöpferische Zerstörung« gleicham Anfang. Der Neuaulbau
soll erst nachder völligen Liquidierungdes Produktionspotentialseinsetzen.
Als zentrales Liquidierungsinstrumentwurdeeine lYeuhandstelleeingerich
tet, die ähnlich wie die »Haupttreuhandstelle Ost« der Nazis im besetzten
Polen nicht Produktionspotentiale sanieren, sondern im Prozeß der Zerstö
rung der volkswirtschaftlichen Strukturen die eigentumsrechtlichen und be
triebswirtschaftlichen Voraussetzungen fürdie Einverleibung und Privatisie
rung der rentabelsten »Filetstücke« der DDR-Kombinate schaffen wird. Es
handelt sich um die feindliche Übernahme einer ganzen Volkswirtschaft,
vorangetrieben mit den Raffinements finanzkapitalistischer Deregulierung.
Sie hat die basisdemokratischen Ansätze zu einem »dritten Weg« genauso
erstickt wie die Versuche der wirtschaftlichen und technischen Rcformeliten
der DDR,sichimVerlaufdesAnschlusses alsJuniorpartner der BRD-Eliten
zu profilieren.Der Preis ist hoch:es hat eine breit angelegteRessourcenver
nichtung stattgefunden, deren langfristige Auswirkungen weitreichender
sein werden als beispielsweise die Zerstörungen im Gefolge einer militäri
schen Eroberung.

Einederart brutale Variante der Zerstörungdurch nichtmilitärische An
nexion wäre ohne die Kapitulationsbereitschaft der wirtschaftlichen und
technischen Führungsgruppen der DDR nicht durchsetzbar gewesen. Die
DDR-Eliten suchten ihrerseits nach einemerlösenden Befreiungsschlag aus
der Strukturkrise der achtziger Jahre. Sie hielten den beschleunigten An
schluß andie BRD-Ökonomie zunehmend für ein adäquates Mittel. Anders
Imnn dieohneallewährungs- unddevisenpolitische Absicherungen erfolgte
Öffnung der Mauer am 9. 11. 1989, der Ersatz der Konförderationspläne
durch die Parole »Deutschland einig Vaterland« im Februar 1990 und
schließlich dieoffene Anpassung der PDS an denCrashkurs der Wihrungs-
Union vom Anfang April nicht erklärtwerden. Am 11. April 1990 hat die
Kommission Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Sozialpolitik beim Partei
vorstand der PDS »Grundpositionen zur Wirtschaftspolitik« verabschiedet,
in denensiesichdieAufgabe setzte,»ihreVorstellungen zueiner Marktwirt
schaft, diesozial und ökologisch orientiert ist, in Übereinstimmung mit dem
Vereinigungsprozeß der beiden deutschen Staaten auszuarbeiten.« Dabei
tratsie inoffener Anpassung andieDeregulierungsstrategie des Finanzkapi
tals»füreineMarktwirtschaft ein,dieLeistung stimuliert und belohntsowie
wirtschaftliche Initiative fördert. Eine solche Wirtschaft ist Bedingung für
die freie Entwicklung des Individuums, für die Verbesserung derLebensqua
lität und der Bedürfnisbefriedigung.« Noch bevor die im Gefolge der März
wahlen entstandene de Maizidre-Regierung überhaupt konstituiert warund
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die ökonomischen Annexionsverhandlungen aufgenommen hatte, sah es die
PDS »als notwendig an, bei allen weiteren Überlegungen und Vorschlägen
die Voraussetzungen und Konsequenzen eines schnellen Übergangs zur
"^hrungsunion zugrunde zu legen.« Dessen Grundprinzipien erkannte sie
an, sagte richtig die Folgen voraus und erarbeitete dann Vorschläge zur
sozialen Abfederung und zudenUmtauschrelationen der 'Währungsumstel
lung, dieimwesentlichen in den ökonomischen Annexionsvertrag eingegan
gen sind.

Diese in ihrer Bedingungslosigkeit kaum zu überbietende Kapitulations
bereitschaftkann mit den Kopplungseffekten von außenpolitischerAusweg
losigkeit und opportunistischer Anbiederung an die Leipziger Montagsde
monstrationen allein nicht erklärt werden. Sie hat weiterreichende Gründe.
Die wirtschaftlichen und technischen Reformeliten der DDR arbeiteten seit
Jahren aneinem Konzept, das aufdie Überwindung der Strukturkrise durch
offene kapitalistische Restauration, das heißt aufKosten der Arbeiter und
Bauern, hinauslief. DieSozialpolitik solltevon der Wirtschaftspolitik abge
koppelt werden. Das seit Jahrzehnten propagierte Ziel des »Weltniveaus«
schiennur noch mittelsder vollenDurchsetzung der »Leistungsgesellschaft«
erreichbar. Die Management-Kader wollten die Kombinatsbelegschaften
»ausmisten«, alleinerziehende Frauen, Jugendliche und Behinderte sollten
aus den Betrieben verschwinden. Parallel zur Einführung atomisierender
Leistungslöhne sollten die egalisierenden indirekten Lohneinkommen, im
merhinein Drittel der Gesamtlohnsumme, beseitigtwerden. AufdieseWeise
sollten die Voraussetzungen fürinnovative Gemeinschaftsprojekte mitdem
BRD-Kapital geschaffen und die Rückkehr zur »Weltspitze« erkämpft wer
den. Schließlich war der technokratisch-wirtschaftliche Reformflügel der
SED bereit, überhaupt den Status quo mit den TVägern derpolitischen Macht
preiszugeben.

Heute steht die PDSunter der Führungdieser Reformelite, auch wennes
zweifellos starke oppositionelle Grundströmungen gibt. Aber diese Opposi
tion - Frauenverbände, Jugendinitiativen, kommunistische Plattform, teil
weise auch die Historiker - hat bisher nicht die Kraft entwickelt, um die
grotesken strategischen Entscheidungen der technokratischen Intelligenz
öffentlich zu kritisieren. Es ist an der Zeit, die klassenpolitischen Aspekte
des sozialreformerischen Innovationskurses der PDS in aller Klarheit her
auszuarbeiten. Die Reformelite der Ex-DDR hat nicht einfach mit diktatori
schen Machtstrukturen gebrochen. Sie hat mitder alten SED-Garde abge
rechnet, weil sie den von dieserwie repressiv auch immer ausbalancierten
Status quo mit den Arbeitern und Bauern nicht mehr tolerierte. Sie hatden
Prozeß der schleichenden kapitalistischen Restauration beschleunigt, wohl
wissend, daß bei zunehmend entfremdeten Arbeitsverhältnissen und Lei-
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tungshierarchicn Leistung nur noch durch brutalen sozialen Verdrängungs
wettbewerb zu mobilisieren ist. Ohne die Kreation einer industriellen Reser

vearmee lief auch für die DDR-lbchnokratie seit 19S8/89 nichts mehr. Wer
sich mit der PDS auseinandersetzt, muß bedenken, daß sie das Produkt einer
im Verlaufder Strukturkrise der DDR auf die Spitze getriebenen Konfron
tation zwischen Intelligenz und Arbeiterklasse darstellt, die von der Intelli
genz Ende 1989/Anfang1990durch die deutsch-deutsche Kapitulationsent
scheidung beendet worden ist. Die reformerische Intelligenzschicht hat ne
ben der PDS natürlich auch die sogenannten Blockparteien besetzt und mit
ihrer Hilfe den politisch-ökonomischen Übergabeprozeß beschleunigt.

Aber trotz all dieser Vorleistungen war und ist die herrschende Klasse der
BRD keineswegsbereit, sich mit den DDR-Reformeliten als Juniorpartnern
zu arrangieren. Sie hat vielmehr den Vernichtungskampf auf wirtschaftli
chem, politischem und kulturellem Gebiet fortgesetzt und verschärft. Da
durch wird der monetaristische Zerstörungsschlag vom Frühjahr und Som
mer 1990weiter vertieft, wobei auch jetzt die ökonomische Angriffsebene als
Ersatz für offene politische Unterdrückungsmaßnahmen fungiert und die um
ihrÜberleben kämpfenden »Seilschaften« derDDR-Betriebe und DDR-Ver-
waltungen isoliert. Die machtpolitische Ausgrenzung der intellektuellen
Führungsschichten der DDR mit Hilfe wirtschaftspolitischer und verwal
tungstechnischer Deregulierungsinstrumente wird die Automatik von Anne
xion und Zerstörung erst noch voll in Gang setzen und 1991 vollenden. Denn
die auf ihre Juniorrolle getrimmten Führungsgruppen der DDR-lbchnokra-
tie müssen auch weiterhin gedemütigt und entmachtet werden, damit die
zentrale DDR-Arbeiterklasse das primär gegen sie selbst gerichtete Zerstö
rungsprogramm widerstandslos hinnimmt.

Die Folgen sind inzwischen ziemlich genau abzuschätzen. Der Versuch,
Tbile der zentralen Arbeiterklasse der Ex-DDR in die High-lbch-Klitschen
des sogenannten neuen Mittelstands hineinzutreiben, ist schon im ersten
Ansatz gescheitert, weil dafür die Infrastruktur insbesondere im Bereich der
Iblekommunikation fehlt. Überhaupt ist klar geworden, daß die zeitliche
IVennung zwischen ökonomischer Substanzzerstörung und dem Neuaufbau
deregulierter Wirtschaftsstrukturen schon jetzt ohne Infrastrukturinvestitio
nen in Höhe von etwa 1000 Milliarden DM nicht mehr überbrückt werden
kann. Während die Heuhandanstalt liquidiert statt zu sanieren, bildet sich
immer deutlicher ein Zielkonflikt zwischen der DDR-Annexion und den
übergeordneten Europastrategien heraus. Aufdie Unvereinbarkeitgiganti
scher deutsch-deutscher Infrastrukturplanungen mit einer friktionslos fort
gesetzten Politik der hohen Zinsen, stabiler Preise und folglichder »harten«
>\Shrung werde ich weiter unten eingehen. Hier genügt als Zwischenergeb
nis,daß sichzwischen Zerstörung und Restrukturierungeine immergrößere
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Lücke auftut, die nachgerade die Dimensionen einer wirtschaftspolitisch
nicht mehr kontrollierbaren »black box« annimmt.

Der um buchstäblich jeden Preis betriebene ökonomische Annexions
schub hat eine ihm gemäße politische Dynamik in Gang gesetzt Der An
schluß der DDR nach Artikel 23 des Grundgesetzes vom 3. Oktober war ein
nur mühsam verdeckter Staatsstreich, und er bleibt es auch nach seiner
parlamentarischen Absegnung durch die Bevölkerungsmehrheit am 2. De
zember 1990. Die Rückwirkungen der Zerstörung der Verwaltungsstruktu
ren der DDR auf die BRD sind nicht weniger evident. In allen Verwaltungs
einrichtungen bis hin zur Medien-, Kultur- und Wissenschaftspolitik haben
Annexionskommissare die Machtergriffen.Wennbeispielsweise der Wissen
schaftsrat nach der 2^rstörung der außeruniversitären DDR-Fbrschung zur
»Evaluierung« der DDR-Hochschulen ansetzt, dann wird er demnächst auch
an den westdeutschen Universitäten mit eisernem Besen kehren. Im Bündnis

mit dem Finanzkapital werden die Ibchnokraten des Kanzleramts und der
Bundesministerien dasgesamtepolitischeHerrschaftssystem der BRDdesta
bilisieren. Überall hat die Ministerialbürokratie zum Sprungangesetzt. Die
letzten Reste des Föderalismus, der Gewaltenteilung und sozialpartner
schaftlichen Integrationsstrukturenwerdenverschwinden. Vom allgemeinen
Restaurationsprozeß werdenauch die Gewerkschaften nichtverschont blei
ben: ihre Beteiligung an der Annexionsplanung erweist sich schon jetzt als
Pyrrhussieg, denn niemand wird bereit sein, in ihrem Überlebensinteresse
das Verhältnis von Flucht-nach-vorn-Mentalität und annexionistischer Kom

plizenschaftzu entwirren. Auch die Parlamentarierkaste der Länder und des
kommenden Reichstags wirdpolitischso zusammengesetzt sein,wiesieesals
Quittung für ihren geschlossenen Kotauvor Hochfinanz und Ministerialbü
rokratie verdient. Die Parteien werden sich alle nach rechts konsolidieren.

Die Reform- und Alternativlinke (PDS und Grüne) wird ihren weiteren
Bedeutungsverlust mit der Ausgrenzungaller systemfeindlichenStrömungen
kompensieren.

Diesem politischen Formierungsprozeß stehen die sozialen Folgen der
Annexion gegenüber. Die gesellschaftlichen Strukturen der DDR werden
hinweggefegt. Sie münden in Massenarmut und Massenarbeitslosigkeit, der
eine neureiche Gewinner- und Spekulantenschicht des Ibrtiärisierungs-
schubs gegenübersteht. Auch wenn der für 1992/93 vorausgesagte Neuauf
schwungvom »Verschwinden« eines Drittels des bisherigen Arbeitskräftepo
tentials (ca. drei Millionen) ausgeht, zeigtsich schon jetzt, daß die arbeits-
markt- und sozialpolitischen Auffanglinien entweder nicht ernst gemeint
oder der Dynamik der monetär-fiskalpoliiischen Zerstörung nicht gewach
sen sind. Es wird zu einer ungeheuren Frustration der sozialen Aufstiegser-
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Wartungen kommen, die das Wechselspiel von Annexion und Kapitulation
bis jetzt zementiert haben.

Die soziale Deregulierung wird aber keineswegsauf das Ibrritorium und
die Bevölkerung der Ex-DDR beschränkt bleiben. Vielmehr wird die immer
breiter werdende Kluft zwischen planvoller Zerstörung und ungeplantem,
allein den Investitionsentscheidungendes Kapitals überlassenemNeuaulbau
die neuerliche proletarische »Unterschichtung« der bisherigen BRD durch
Winderarbeit aus der Ex-DDR zur Folge haben. Dieser Prozeß, der in den
ehemaligen Grenzregionen und in Berlin schon voll wirksam ist, wird mittel
fristig zur weiteren Segmentierung der Arbeitsmärkte und zur Ausbildung
sozial unabgesicherter Arbeitsstrukturen ganz unten an der Pyramide der
Ausbeutungführen.Der Rückexport desökonomischen Kahlschlags wirddie
Auflösung der sozialstaatlichen Steuerungssysteme im Bereich der bisheri
gen BRD beschleunigen.

Rissen wir die ökonomischen, politischen und gesellschaftlichen Wech
selwirkungen des vergangenen Annexionsjahrs zusammen, so lassensich bei
aller Vorsicht die folgenden Entwicklungslinien voraussagen:
a) Die von den herrschenden Eliten bislang nur halbherzig mitgemachten

Deregulierungsstrategien der Reagan/Thatcher-Ära holen das neue
Großdeutschland im Gefolge der DDR-Annexion voll ein;

b) dadurch verliert die deutsche herrschende Klasse tendenziell ihren bishe
rigen Vorsprung vor den Partnern der Europäischen Gemeinschaft, wie
sie ihn seit der Depression der siebziger Jahre erobert hatte (geradeweil
sie sichbislangnur begrenztvonder Strategieder Sozialstaatlichkeit und
Sozialpartnerschaft entfernt hatte);

c) dem neuen Großdeutschland steht eine territorial verdoppelteKlassen
kampfperspektive bevor,weil das von den Eliten durchgesetzteAnnexi
onsmodell an die Stelle der Mauer einen langfristig wirksamen sozialen
und ökonomischen Spaltungsmechanismus gesetzt hat;

d) solange die Frage ungeklärt ist, wer für die ungeheuren Kapitalvernich-
tungskostcn der Annexion und für die Infrastrukturinvestitionen eines
ökonomischen Neuaufbaus der Ex-DDR aufkommen soll,wird das Kapi
tal der bisherigen BRD die schonjetzt zu beobachtende Linie des Investi
tionsstreiks in den annektierten Gebieten nicht verlassen;

e) die neuaufgelegte Regierung Kohl-Genscher wird,wenn sich die weltwirt
schaftlichen Rezessionstendenzen weiter durchsetzen unddenKampf um
die deutsch-deutschen Ressourcen zur Refinanzierung der Annexion un
lösbar verschärfen, in der Mitteder nächsten Legislaturperiode am Ende
sein;

f) die politisch-ökonomische Destabilisierung wird den Versuch nach sich
ziehen, ihre Folgen durch eine Große Koalition oder aber durch den

169



Übergang in eine offene Foimieningsdiktatur des Kanzleramts und der
MinisterialbOrokratie aufzufangen;

g) die sinnsiiftendeKulisse desvon oben gesteuerten großdeutschen Natio
nalismus, die bisher zur dramaturgischen Absicherung der Annexion
diente, wird weiter an Bedeutung gewinnen; Chauvinismus, Rassismus
und Ausländerfeindlichkeit werden von den herrschenden Eliten zu
Schlüsselinstrumenten der kulturellen Hegemonie ausgebaut, um die
Folgewirkungen der klassenpolitischen Polarisierung zu neutralisieren.

2. Die Wechselbeziehungen mitder europäischenund der
internationalen Entwicklung

Das ganze Ausmaß der kommenden Einkommensumverteilungen und des
Sozialabbaus auf Kosten der erwerbslosen und lohnabhängigen Bevölkerung
enthüllt sichjedocherst, wenn wirdie durchdie DDR-Annexion ausgelösten
sozial- und wirtschaftspolitischen Umwälzungen mit den supranationalen
Optionender herrschenden Klasse in Beziehung bringen. DieJahre 1992 bis
1994 markieren eine Schlüsselperiode der europäischen Integration. Die
Vollendung des Binnenmarkts und die ViShrungsunion schienensichbis zur
DDR-Annexion reibungslos unter den strategischen Vorgaben des bundes
deutschen Großkapitals zu vollziehen. An der Festschreibung der in den
achtziger Jahren erworbenen Vormachtstellung des BRD-Imperialismus
über alle Knotenpunkte der EG-Ökonomie wurde von niemand mehr ge
zweifelt. Agrarprotektionismus, Exportdumping und Marktzugangsbe
schränkungen (ZölleundEinfuhrquoten) waren bisEndederachtzigerJahre
weitgehend auf die Dimensionen der BRD-Großunternehmen zugeschnit
ten:esging - undgeht- ihnen darum, bis1992/94 dieDurchdringung dessich
konsolidierenden Weltmarktblocks in seinen Schlüsselsektoren abzuschließ
en. Diese »Harmonisierung« unter deutscher Führung war bislang gerade
währungs- und finanzpolitisch optimal abgesichert. »DieGemeinschaft wird
derzeit geldpolitisch geführt vonderBundesbank«, heißtes ineinerStellung
nahme des Wissenschaftlichen Beirats des Bundeswirtschaftsministeriums
vom Juni 1989. »Derzeit ist aus gutem Grund die D-Mark der Anker des
EWS (Europäischen Wihrungssystems, d. Verf.); diegeldpolitische Koordi
nation wird über Marktkräfte hervorgebracht... Für die Ankerfunktion der
jeweils stärksten großen>\ahrung des EWS gibtes vorläufig keinenErsatz.«
Um einen solchen Ersatz bemühte sich aber just am Vorabendder DDR-An
nexion ein hochkarätiger Ausschuß der EG-Kommission: bevor D-Mark-
Blockund EWS-Gebiet vollkommendeckungsgleich würden,sollte der Vor-
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marsch der Bundesbank zum alleinigen geldpolitischen Lenkungsinstrument
der Europäischen Gemeinschaft gebremst werden. Die sogenannte Delors-
Kommission will deshalb die Strukturen des D-Mark-Blocks in einer Euro

päischen Zentralbank überformen und zugleich den Marktsog der deutschen
Leitwährungin einem Mehrstufenprogrammmit neokeynesianischen Instru
menten »bändigen«. Das BRD-Finanzkapital lehnte diesen in letzter Minute
gestarteten Integrationskurs rundwegab, schrieb seinen Vormachtanspruch
in einem geldpolitischen Maximalprogramm, das die monetäre Finanzierung
öffentlicher Haushaltsdeflzite ausschließt, fest, und setzte weiter auf den
stummen Zwang der »harten« D-Mark.

Die monetären und finanzpolitischen Folgen des DDR-Anschlusses ha
ben jedoch diesen rigorosen Kurs ernsthaft in Frage gestellt. Die politische
Korrumpierung der Bevölkerungder Ex-DDR erfordert eine wie auch immer
begrenzte Fortsetzung der SoziaHeistungstranfers des vergangenen Jahrs.
Hinzu kommen gigantische Infrastrukturinvestitionen, wenn auf die Zerstö
rung des ostdeutschen Produktionspotentials tatsächlich eine wirtschaftliche
Rekonstruktionsperiode folgen soll. Dieser riesige Mittelaufwand könnte
noch am ehesten durch eine großangelegte staatliche Defizitflnanziening
mobilisiert werden. Eine solche Option aber würde nicht nur die Zinsen
weiter in die Höhe treiben, sondern auch den geldpolitischen Stabilitätskurs
aus den Angeln heben und zur Inflation führen. Mit anderen Worten würde
die D-Mark innerhalb kürzester Zeit den Charakter der »härtesten« >\^h-
rung des EG-Binnenmarkts verlieren. Die herrschenden deutschen Eliten
müßten sich dem Programm der Delors-Kommission beugen und ihre bis
1989 erreichte Vorrangstellung innerhalb der EG ein Stück weit zurückneh
men. Dafür, daß sie dazu bereit wären, gibt es jedoch nicht die geringsten
Anzeichen. Die Chefplaner des Finanzkapitals haben keine Lust, den stum
men Unterwerfungszwang der D-Mark-Leitwährung den Fbigen ihres ann
exionistischen Crash-Kurses zu opfern, der mit dem Verzicht auf das wech
selkurspolitische Anpassungsventil die DDR-Wirtschaft zerstörte.

Das aber hat zur R>lge, daß die Deregulierungseffekte der DDR-Annexi
on nur auf der Basiseiner sofort einsetzenden Umverteilungder Massenein
kommen in Ost- und Westdeutschland kompensiert werden können. Unter
dem Diktat des Finanzkapitalswirddieerneuerte Kohl-Genscher-Regierung
die staatlichen Ausgabe-Budgets zusammenstreichen, die West-Ost-Sozial
transfers einschränken, die Verbrauchssteuern erhöhen, die Privatisierung
der Staatsunternehmen vorantreiben, die sozialen Subventionsfonds der
»deutschen Ibilung« auflösen und den bislang eher moderat betriebenen
Sozialabbau beschleunigen. Damit wird eine immer rafPiniertere Verschleie
rung des Umverteilungsmechanismus in einer Reihe von Schatten-Haushal
ten einhergehen und zur weiteren Stärkung der ministerialbürokratischen
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Exekutive zu Lasten aller übrigenpolitischenMachtstrukturen, Insbesonde
re der Parlamente, beitragen. Gemessenan der Zügelloslgkelt der strategi
schen Optionen der herrschenden Klasse wird die lohnabhängige und er
werbsloseBevölkerungIhre Pauperlslerung nur nach und nach wahrnehmen.
Aber die Ihtsache, daß sie als erste Adresse zur Reflnanzlerung des deutsch
deutschen Vabanque und des Kampfs um die europäische Vorherrschaft
herangezogen wird, wird Ihr dennoch nicht verborgenbleiben. Sie wird die
vielschichtig organisierte Umverteilung der Masseneinkommen zuerst als
fortschreitende Vertiefung des Wohlstandsgefälles zwischen West- und Ost
deutschland erleben. Da die herrschende Klasse nicht bereit Ist, eine Stagfla
tion als unausweichliche Fblge einer welter fortgesetzten sozialpartner
schaftlichenIntegrationspolitikInKaufzu nehmen,kannsie nur nochauf die
konsensstiftenden Krücken eines radlkallslertcn Nationallsmus und auf die
Flankierung Ihrer finanzpolitischen Europastrategiedurch ein europäisches
Sozialistengesetz zurückgreifen. Der Griff der Bundesbank nach der Euro
päischen Zentralbankwirdmitder Europäisierung desBundeskriminalamts
und der Ablösungder bisherigen europäischenCIA-Gehelmdienstkoordlna-
tlon (Gladlo) durch die deutschen Geheimdienste einhergehen.

Hinzu kommt ein weiterer Faktor supranationaler »Herausforderung«:
die bevorstehende Massenauswanderung aus den osteuropäischen Depres-
slonsgebleten. ImJahr desDDR-Anschlusses wurdekeineswegs nurdie Mau
er durch eine neue Wohlfahrisgrenze ersetzt. Seit der Implosion der realso
zialistischen Staaten jenseits der Oder und der Donau hat sich auch der
gesamteübrige »Eiserne Vorhang« Ineine scharf gezogeneWohlfahrtsgrenze
verwandelt. Gefälle ImBruttosozialprodukt pro Kopfvon zehn zu eins und
mehr stimulieren unweigerlich dazu,alles aufzugeben und die ja nicht mehr
undurchlässige Armutsbarriere für Immer zu überschreiten. Emstzuneh
mende Prognosen rechnen miteiner Ost-Wcst-Wanderung vonzehnbis fünf
zehn Millionen Menschen Im nächsten Jahrzehnt. Wenn diese Zahlen zutref
fen, dann wird Deutschland nicht nur endgültig zu einem Einwanderungsland
par excellence; die herrschenden Eliten wären mit einer demographischen
Entwicklung konfrontiert, die ihredeutsch-deutschen undeuropäischen Op
tionen buchstäblich »von unten« unterläuft.

Das Ist ihnen längst bewußt. Da für sieeine Kopieder SED-Grenzpolltlk
- wennauch unter umgekehrten Vorzeichen - nicht in Frage kommt, bleibt
nur der Weg der ökonomischen Ressourcenmobilisierung, um die potentiel
len Winderungsbewegungen In Ihren Herkunftsländernzu halten. Nur wenn
Kapital nach Osteuropa exportiert wird und wenn der kapitalistische Restau
rationsprozeß InOsteuropa aufdie Produktion unddenExportarbeitsinten
siverGüter ausgerichtet wird, läßtsichder Anreizzur Auswanderung verrin
gern. Die großdeutschen Sozial- und Wirtschaftsplaner übertrumpfen sich
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gegenwärtigmit entsprechenden Memoranden Aber den Zusammenhangvon
Kapitalexporten, Protektionismus und Armutswanderungen. Sie fordern,
jenseits der Oder, vonStettin/Danzigbis Oberschlesien, einen IndustriegQr-
tel freier Produktionszonenaufzubauen, der diekünftigen^nderungsbewe-
gungen noch vor der Grenzüberschreitung absorbieren soll. Hinter diesem
»Industriewa!!« so!! eine abhängige Entwicklung einsetzen,die das dramati
sche Lohn- und Einkommensgcfäüe schrittweise verringert und regional
abstuft. Die Panik vor den kommenden Ost-West-)\^nderungen reaktiviert
alte Utopieneineskontinentaleuropäischen Wirtschaftsraums, derdiebishe
rigen globalen Einkommensgefälle von Metropole, Semiperipherie und Pe
ripherie in den sich abschottenden Weltmarktblock zurücknimmt.

So stehen wir auf territorial erweiterter Stufenleiter vor dem gleichen
Phänomen wie bei der deutsch-deutschen Annexion. Da imperialistische
Planungen die Investitionsentscheidungen der Großkonzeme nur zu »len
ken« vermögen, wenn sie die meisten der damit verbundenen Risiken opti
mal»weg-finanzieren«, sind in bezug auf OsteuropaweitereInfrastrukturin
vestitionen gefordert, die ihrem deutsch-deutschen Pendant in nichts nach
stehen. Der grandiose imperialistische Gewinnerdes Kalten Kriegswirdan
den Fbigen des ökonomisch-politischen Roll Back nur dann nicht ersticken,
wenn ihm eine gigantische Umverteilung der Masseneinkommen zur ökono
mischen Regulierung der an die Stelleder »Eisemen Vorhänge« getretenen
Wohlfahrts- und Armutsgrenzen gelingt.

Aus der Sichtvonunten besagt dies, daßwirinnerhalb der triumphieren
den Metropole vorgewaltigen Lohn-und Einkommenskämpfen stehen.Nur
wenn die herrschende Klassesie gewinnt, wird sie über die akut erforderli
chen Zusatzressourcen verfügen, um die sichabzeichnende neue Hierarchie
von Ausbeutungs- und Profitraten innerhalb des kontinentaleuropäischen
Weltmarktblocks zur Wirksamkeit zu bringen. Das Kieler Institut für Welt
wirtschaft spricht inzwischen offen vonGroß-Europa alseinem »System von
Ringen«: die umdie Efta-Staaten erweiterte Europäische Gemeinschaft als
ökonomisch-politisch homogener Block, dazu alsassoziierte Semiperipherie
Ungarn, CSre, Polen und die baltischen Staaten, und dahinter die hinter
ihre Anfänge zurückgeworfene Sowjetunion. Zusammen mit der kommen
dennord-südamerikanischen Freihandelszone undder neuaufgelegten japa
nisch-australischen »Wohlstandssphäre« der Pazifikregion würde sich das
vonDeutschlands Eliten geführte Kontinentaleuropa mitwachsender Inten
sität am Nord-Süd-Krieg zur Verteidigung der neuverteilten Weltherr
schaftssphären gegen dieDepressionsgebiete derdrei Kontinente beteiligen.
Gleichzeitig werden die in transnationale Dimensionen hineingewachsenen
deutschen Konzerne zur internationalen Kartellpolitik derzwanziger/dreißi
gerJahre zurückkehren und sichim Deal mitdenoligopolistischen Konkur-
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renten in Japan undNordamerika die Entwicklungs- und Produktionsstand-
orte sowie die Absatzmärkte entsprechend territorial aufteilen. Globale
Joint Ventures, die im Anschluß an den Untergang der »zweiten Welt« zur
endgQltigen Zerstörung der aus der internationalen Nachkriegsordnungvon
Bretton Woods hervorgegangenen Weltwirtschafts- und Welthandelsstruktu
ren ansetzen,werden geradegezimmert. Es ist nichtohne historischen Reiz,
daß sich dabei geradedie deutschen und japanischen Kriegsverbrecherkon
zerne (Beispiel: Daimler-Benz und Mitsubishi) besondern hervortun und
daß andere deutsche IVansnationale alte binneneuropäische Annexions- und
Kollaborationsbeziehungen neuaufwärmen (Beispiel: Volkswagen und Sko
da).

Die Skizzierung der innereuropäischen und globalen Wechselbeziehun
gen zum deutsch-deutschen Annexions- und Kapitulationsjahr ermöglicht
eine Verallgemeinerung der bisherigen Entwicklungsprognose. Die moneta-
ristisch-zerstörerische Fbrm des DDR-Anschlusses hat eine Kettenreaktion
ausgelöst, die dieherrschende Klasse in Zugzwang bringt(wobei erstspätere
Historikerinnen und Historiker werden beurteilen können, inwieweit gerade
dieser »Zugzwang« kalkulierte Vorbedingung für die spezifische Prozedur
der DDR-Annexion gewesen ist). UmdenPreisder Kapitalvernichtung eines
Lands mit mittlerem EG-Produktionsstandard entstand ein neuer großdeut
scher Machtblock, der sich ausnahmslos in der Verfügungsgewalt der bishe
rigen BRD-Eliten befindet. SeineabrupteHerausbildung hatschlagartig zur
Zuspitzung des Hegemonialkampfs innerhalb der Europäischen Gemein
schaft geführt, und zwar in einer Konstellation, in der der BRD-Imperialis
mus mit Hilfe einer seit Jahrzehnten betriebenen Politik der D-Mark-Block-
bildung unmittelbar vor dem endgültigen Durchbruch stand.Langfristig hat
ihmder DDR-Anschluß die Vormachtstellung über Osteuropaverschafft und
ihmdamitden Schlüssel indie Handgegeben, der ihmdas Entscheidungsmo
nopol über dieweitere Ausgestaltung der Europäischen Gemeinschaft zum
protektionistiscben Weltmarktblock mit einem »autark« funktionierenden
Gefälle der Ausbeutungs- und Profitraten zuschanzt.

Aufgrunddessen kann der BRD-Imperialismus zu einer Neuverteilung
der Welt und insbesondere zur internationalen Kartellierung von ökonomi
schen Einflußsphären übergehen, die im großen und ganzen den deutschen
Neuordnungs- und Nachkriegsplanungen von 1941/42 entspricht. Diesem
beispiellosen Triumph der strategischen Optionen fast 50 Jahre nach dem
verlorenen Zweiten Weltkrieg stehen jedoch kurz- und mittelfristige Finan
zierungskosten gegenüber, dieselbstdasWertschöpfungspotential der unge
heuer prosperierenden westdeutschen Wirtschaft bei weitem übersteigen.
Zweifellos ist die herrschende Klasse bereit, den Preis zu zahlen und die
»Gemeinkosten« von Annexion, EG-Vorherrschaft und Neuverteilung der
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globalen Einflußsphären zu mobilisieren. Die dabei entstandenen Ziel-Mit-
telkonllikte zwischen deutsch-deutscher Infrastrukturharmonisierung, wei
terer »Härtung« des europäischen D-Mark-Blocks und Migrationslenkung
durch die abhängige Rekonstruktion Osteuropas können nur auf der Basis
einer gigantischen und rasch greifenden Umverteilung der großdeutschen
Masseneinkommengelöstwerden.Dasaber ist nur möglich bei weitgehender
Abkehr von bisherigerSozialstaatlichkeit und Sozialpartnerschaft. Die bis
lang nur begrenzt betriebene Deregulierung der Ausbeutungsbeziehungen
muß im Interesse der neuen Weltmachtpolitik beschleunigt nachgeholt wer
den. Aus dieser Perspektive folgt zwingend die Beseitigung fundamentaler
Komponenten des Sozialtransfers zur Integration der lohnabhängigen und
erwerbslosen Bevölkerung in West- und Ostdeutschland. Die Zweidrittel-
Gesellschaft der achtziger Jahre wird zumindest in einer zehnjährigen Phase
forcierter Ressourcenmobilisierung zur offenen und infolge der innerdeut
schen Wohlfahrtsgrenze verdoppelten Klassenkonfrontation fortschreiten.
Der in dieser Dimension seit Jahrzehnten nicht mehr bekannte Klassen
kampf von oben wird den Polarisierungsprozessen der Zweidrittel-Gesell-
schaft neue Aspekte hinzufügen. Er wird die neue Wohlfahrtsgrenze zwi
schen West- und Ostdeutschland vertiefen, die Segmentation der Arbeits-
märkte weiter vorantreiben, die Fremd- und Migrationsarbeiter verschärft
ausgrenzen, die sozialökonomische Spaltung zwischen den Geschlechtem
vertiefen, die Bereicheunbezahlter Reproduktionsarbeitder Frauen erwei
tern und eine auf Dauer angelegte Massenarbeitslosigkeit erzeugen. Das
Subproletariat der Alten, unqualifizierten Jugendlichen, Flüchtlinge,Chro
nischkranken und Behinderten wird mit neuenKampagnen zur sozialen und
teilweise auch physischen Vernichtung (»Euthanasie«-Kampagne) konfron
tiertsein. Nurwenn dieser inallen seinen Facetten entfesselte Klassenkampf
von oben Erfolg hat, kann die herrschende Klasse davon ausgehen, daß das
von ihr veranstaltete große Fressen nicht an den Verdauungsproblemen
scheitert.

3. Dasgrößte Tabu: Mobilisierung revolutionärer Gegenmacht

Im vergangenen Jahr haben wir - die Tbilnehmerinnen und Ibilnehmer an
den Demonstrationen vom 12. Mai in Frankfurt/Main und 3. November 1990
in Berlin - gegen den sich restaurierenden großdeutschen Imperialismus
politischgekämpft. Wirwarendie einzigepolitischeKraft,die nicht nur den
annexionistischen Charakter des DDR-Anschlusses beim Namen nannte,
sondernauchaufdie sozialen, wirtschaftlichen und politischen Folgewirkun
gen hinwies, die inzwischen den Charakter einer in unheimlichem Ibmpo
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ablaufenden Kettenreaktion angenommen haben. Wir haben die west- und
ostdeutsche Linke zur grundsätzlichen Negation großdeutscherMachtstaat
lichkeitund zumBoykott der Reichstagswahlen aufgefordert Allesin allem
waren wirdieeinzigen, diedieDramaturgie desneuaufgelegten »Eliten-Na
tionalismus« durchschauten und entschieden dagegen Front machten. W^e
begrenzt unser Erfolgauch immergewesen sein mag: die Voraussetzungen
sind geschaffen, um einen nicht unwesentlichen Rest der neuenLinkenals
entschieden antinationale Kraft sichtbar werden zu lassen. Nun heißt es,
ausgehend von dieserantinationalen und antiinstitutionellen Negation den
Blick nach vorn zu richten und im Kontext einer außerparlamentarischen
Mobilisierung neue und tragfähige Beziehungen zwischen der Linken und
der lohnabhängigen beziehungsweise erwerbslosen Bevölkerung aufzubau
en. Das aber wird nur möglich sein, wenn wir das einigende Moment der
antinationalen Negation zuersteinmal aufall die gesellschaftlichen Bezugs
punkte zurOckprojizieren, in denen das nichtreformistische Spektrum der
Linken- von den Autonomen und Antiimperialisten Ober die Ausländerini
tiativen und Dritte Welt-Komitees bis zu den ökosozialistinnen und -Sozia
listen - verankert ist. In diesen Zusammenhängen sollte eine Debatte dar
über entfacht werden, inwieweit der bisherige Partikularismus durch über
greifende Orientierungspunkte überbrückt werden kann, indemer die Ana
lyse der klassenpolitischen Rückwirkungen des vergangenen Annexionsjahrs
als gemeinsame Diskussionsgrundlage anerkennt.

Ich weiß,daß dieser Vorschlag eher auf Skepsis und Abwehrstoßen wird
alsaufbegeisterte Zustimmung. Jedoch hoffe ich, mitmeinen Thesen zumin
dest plausibel gemachtzuhaben, daß dergroße THumph derAnnexionseliten
nicht langeanhalten wird. Blicken wir auf die sozialen und ökonomischen
Folgen ihrerstrategischen Schachzüge von 1989/90, sobesteht kein Anlaß zu
resignativer Ohnmacht und Endzeitstimmung. DieKarten sindneugemischt
worden - auch für uns.

Es wird erkennbar werden, daß der durch die BRD-Eliten an seiner
entscheidenden Schnittstelle beschleunigte und unumkehrbar gemachte
weltweite Restaurationsprozeß den Imperalismus zugleich seiner Rhigkeit
beraubt hat, die neue Weltordnung mitSubstanzzu füllen. Von ihrer Utopie,
inden neunziger JahrenStabilität durch Produktkonversion, individualisier
te Leistungszwänge und»harte« Geldpoliiik vorexerzieren zu können, wird
sich die deutsche herrschende Klasse verabschieden müssen, weil sie sich mit
der DDR-Annexion verhoben hat. Es wird in den neunziger Jahren keine
Stabilitätspolitik eines rotgrün gefärbten ökologischen Keynesianismus ge
ben, sondern eine Deregulierungsdiktatur des Finanzkapitals.

Diese Deregulierungsdiktatur führt nunauch in Zentraleuropa zu einer
Mobilisierung der ausgebeuteten Klassen, die wahrscheinlich über die Süd-
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Nord-Wanderungen dersechziger Jahreweit hinausreicht. Im Gegensatz zu
den sechziger Jahren wird die jetzt einsetzende Ost-West-Wanderung Ober
die innerdeutsche und die osteuropäischen Wohlfahrtsgrenzen hinweg von
frustrierten Reformerwartungen getragen: vor allem die DDR-Arbeiterklas
se wird rasch erkennen, daß sie als erste zu zahlen hat. Die Massenwanderun
gen derEnttäuschten zeichnen sich überdies durch hohe Qualinkationspro-
file aus- einweiterer gewichtiger Unterschied zudensechziger Jahren. Die
kommende »Unterschichtung« der metropolitanen Ausbeutungshierarchie
wird infolgedessen keineswegs reibungslos ablaufen: diezugewanderten Ent
eigneten und Einkommenslosen werden keine dauerhafte Stabilisierung der
sozialen Lohn- und Sozialleistungspyramide zulassen. Da außerdem zwi
schen den Infrastrukturplanungen und den realen Investitionsentscheidun
gen für Ostdeutschland beziehungsweise den osteuropäischen »Industrie
wall« eine tiefe Kluft besteht, werden sich die Migrationswellen nicht auf
wenige Jahre beschränken, sondern mindestens zehn bis fünfzehn Jahre
anhalten. Sie werden somit die sozialstaatlichen Integrationsmechanismen
der europäischen Metropole außer Kraft setzen und einen neuen Zyklus
proletarischer Klassenkämpfe auslösen, der qualitativ und quantitativ weit
überden Zyklus der sechziger und frühen siebziger Jahre hinausreicht.

Mit dieser Prognose verbinde ich weder optimistische Perspektiven noch
erwarte ich wie auch immer geartete Automatismen einersich selbst inGang
bringenden sozialen Revolution. Ichhalte lediglich das Aufbrechen sozialer
Strukturen fest, inderen Gefolge sich die objektiven Konstitutionsbedingun
gen des europäischenProletariats grundlegend wandeln. Inwieweit sich dar
auseinneues Klassenbewußtsein entwickelt, das diebisherigen klasseninter
nen Integrations- und Spaltungsmechanismen überwindet, ist eine andere
Frage. Dennmehrdennje tut sichzwischen den tatsächlichen Sozialstruktu
renund ihrerwirklichkeitsadäquaten ^\^hrnehmungeine medienkapitalisti
scheBlockade auf,dieerst einmal aktivaufgebrochen werden muß, wenn aus
den Prolctarisierungs- und Pauperisierungserfahrungen kollektiv-emanzipa-
torische Schlußfolgerungen gezogen werden sollen. Gerade weil der Imperia
lismus der neunziger Jahre seine arbeits- und sozialpolitischen Integrations
projekte weitgehend annulliert, wird er an der Front der medienpolitischen
Wirklichkeitsverdopplung enorme Initiativen entfalten, um seine kulturelle
Hegemonie zu behaupten und dafür zu sorgen, daß Armutserfahrung und
soziale Existenzvernichtung sich nicht gegen seine Herrschaft organisieren,
sondern in innerproletarische Gewalt-und Spaltungsmechanismen umschla
gen. Die Motivationskraft des schnellen Geldes wird dabei genauso in neue
Dimensionengetrieben werden wie die sozialrassistischen und sexistischen
Ventile und, das alles überbauend, dergroßdeutsche Chauvinismus. Das alles
unterstreicht aber trotzdem nur, daß der Imperialismus der neunziger Jahre
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soziale Konflikte nicht mehr wie bisher durch geräuschlose Integrationsme
chanismen zu metabolisieren vermag. Die Alternative: Sozialismus oder
Barbareibekommt folglich eine für unsereGeneration nie gekannteAktua
lität.Kollektiv-emanzipatorische Prozesse werden wirgerade jetztnur noch
mit vorantreiben können, wenn wir für ihre Entwicklung das Modell einer
Sozialrevolutionären Gegenkulturentwerfen,welchedieTVägerschichten der
kommenden Klassenkonflikte mit einer glaubwürdigen Alternative zu den
medienkapitalistischen Deformierungs- und Ventilstrategien ausstattet. Die
se Gegenkultur wird nur dannBestand haben, wenn sieeine Dimension der
sozialenGleichheit hervorbringt, die - unter bewußterBezugnahme auf das
TVauma ihrer Zerstörungdurch diedominierenden sozialistischen Strategien
dieses Jahrhunderts - die proletarische Klassenkampfperspektive mit neuen
Instrumenten ausstattet, in denen revolutionäre Gegenmacht und direkte
Basisdemokratie die zwei untrennbaren Seiten einer Medaille bilden. Das
aber setzt die Entfaltung vonStrukturen der Selbstorganisation voraus, die
von Anfang an jedeReproduktion der territorialen Ausbeutungshierarchie
diesseits und jenseits der jeweiligen Wohlfahrtsgrenzen verhindern. Derklas-
senspezidsche Inhaltder antinationalen Negation ist und bleibt internatio
nalistisch.

Um abschließend auch hier möglichst konkret zu werden: Ich sehe drei
Schwerpunkte, in denen sich revolutionäre Basisbewegungen entwickeln
könnten, um die unverzichtbaren neuen Lernprozesse im Verhältnis von
proletarischer Autonomie und demokratischer Selbstbestimmung in Gang
zu bringen: Stadlteile, revolutionär-syndikalistische Arbeiterinitiativen und
intellektuelle Denkfabriken. In diesen drei Bezugspunkten liegen nicht nur
ausreichende Erfahrungen ausdenachtziger Jahrenvor,siesindzugleich mit
genuinen internationalistischen Perspektivenverknüpft.

IndenStadtteilkämpfen sindschon jetztersteAnsatzpunkte zursozialen
Aneignung und zurbasisdemokratischen Sclbstorganisation vorhanden. Sie
waren bis jetztdurch Kollektive von Hausbesetzern bestimmt, indenen sich
proletarische und erwerbslose Jugendliche ein Stück ihres Lebensrechts er
kämpften. Mit dem qualitativen Umschlag derZwei-Drittelgesellschaft wird
die Bedeutung der Slums, Gettos, Barrios, Gecekondus und Favelas weiter
wachsen. Flüchtlinge, Wanderarbeiterinnen und -arbeiter. Obdachlose und
Arbeitsloscninitiativen werden hinzukommen und die »unanständigen« Di
strikte der großen Agglomerationen vergrößern. Diese Zuwanderungsschü
be werden die schon jetzt geführten Auseinandersetzungen umdie Alterna
tive: basisdemokratische soziale Aneignung oder selbstzerstörerische Ge
walttätigkeit unterder Regie der Heroinkartelle beziehungsweise der Mafia
verschärfen. Als Ausgangspunkte territorialer Gegenmacht werden die
Stadtteil- und Hausbesetzerbewegungen nur überleben können, wenn sie
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sich rechtzeitigauf dieseHerausforderungeinstellen und ihrerseits niemand
vom Recht auf soziale Existenz und soziale Aneignung ausschließen. Die
autonomen Hausbesetzerinnen und -besetzer sollten ihre Kampiformen so
ausdifferenzieren, daß sich auch die Flüchtlinge, die Migrationsarbeiterin
nen und -arbeiter, aber auch die Behinderten und die Obdachlosen an
schließen können. Soziale Selbstbestimmung sollte sich nicht in aktionisti-
scherMilitanz erschöpfen, sondern zusätzlich die Fähigkeit entwickeln, sich
phantasievoll gegen herrschende Gewalten, Sozialtechniken und Umstruk
turierungspläne »breit zu machen«. Soziale Aneignung verlangt in diesem
Sinn vor allem die Bereitschaft zum kollektiven Kampf gegen eine aufge
zwungene Verarmung, sieverlangt ein »Ende der Bescheidenheit« (Initiativ
kreis Hafenstraße).

Sowichtig soziale Aneignung und Stadtteilperspektive als ersteBezugs
punkte von Gegenmacht auch sein mögen, ihre systemsprengende Brisanz
kann so lange nicht erreicht werden, wie sie auf die Konstitution einer
subproletarischen Gegenkultur beschränkt bleiben. Es genügt keineswegs,
wenn sich wie beispielsweise in Hamburg linke Gewerkschaftsgruppen für
den Erhalt der Hafenstraße einsetzen. Vielmehr sollte vom »Unten« des
subproletarischen Existenzrechts ausgehend dieFrage nach einer internatio
nalistischen Rekonstruktion genuiner Arbeiterorganisationen neu gestellt
werden.DieseFrageist keineswegs so illusionär,wiediesaufden ersten Blick
erscheinen mag. Im Verlauf der achtziger Jahre hat es ausgedehnte IVans-
portarbeiterkämpfe gegeben, die in vielen Bereichen der IVansportkette,
beispielsweise in den Häfen, die Fesseln national-sozialpartnerschaftlicher
Gewerkschaftspolitik gesprengt haben. Hier wäre anzusetzen, nicht zuletzt
deshalb, weil Häfen und Stadtteilbewegungen aufgrund übergreifender Um
strukturierungen oft eng miteinander verflochten sind. Hinzu kommt die
strategische Bedeutung derIVansportarbeit für den deregulierten Imperialis
mus, dessen zirkulierende Kapitalbestandteile aufgrund derFlexibilisierung
und Horizontalisicrung der Produktionsverfahren (Just-in-time-Produk-
tion) weltweit zunehmen. Esverlangt also keinen besonderen Mut zur revo
lutionären Utopie, zwischen dem Internationalismus dersubproletarischen
Stadtteilbewegungen und dem internationalen IVansportarbeiterproletariat
tragfähige Verknüpfungspunkte auszumachen. Schaffen die Stadtteilaufstän
de dieGrundlagen für einesubprolctarische Existenzsicherung, so könnten
Generalstreiks revolutionär-syndikalistischer IVansportarbeiterorganisatio-
nen eine Initialzündung für eine neue Perspektive proletarischer Selbstorga
nisation gegen dieatomisierende High-Tbch-Arbeit und füreineProduktkon
version von unten abgeben.

Soziale Aneignung aufStadtteilebcne und die Demokratisierung derPro
duktion vom heutigen strategischen Fixpunkt kapitalistischer Ausbeutung
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aus: miteinander verbunden, könnten diese beiden Perspektiven dazu ermu
tigen, alleungelösten Probleme einerrevolutionären Klassenkampfgeschich-
te neu aufzuwerfen. Mehr aber auch nicht. Denn die Potenz des kapitalisti
schen Systems, Klassenstrukturen weltweit zu zerstören und zugleich zu
erneuern, wäre dadurch noch nicht ernsthaft in Frage gestellt. Gerade die
blitzartiggetroffenen und durchgesetzten strategischen Entscheidungen zur
Rekonstruktion des Weltsystems haben in jüngster Zeit enthüllt, daß die
Produktions- undMeinungsmacht desKapitalismus aufder unumschränkten
Verfügung über großtechnologische Entwicklungszentren und sozialwissen
schaftliche Denkfabriken beruht. Die Intelligenz ist in den vergangenen
Jahrzehnten zur wesentlichen Herrschafisstütze geworden. Sie ermöglicht
eine immer engere Vernetzung von Forschung, Großtechnologie und Kon
zernproduktion. Sie setzt strategische Entscheidungen in Planung um, sie
vermittelt technologische Gewalt mit der präventiven Erfassung und Ver
dopplung gesellschaftlicher Umschichtungen. Dennoch ist die Intelligenz
kein Monolith, der Aufstieg in die Schaltzentren der Macht, die Ausgrenzung
zu »neuen Selbständigen« und derAbstieg indieArbeitslosigkeit liegen oft
nahe beieinander. Hier liegen Ansatzpunkte zur programmatischen Inter
vention: für die Demokratisierung der methodischen Prinzipien und der
Strukturen in Wissenschaft und Forschung, und letzten Endes für eine Ge
genplanung im internationalen Kontext. Wenn esuns nicht gelingt, dieDe
sertion derIntelligenzausdenDenkfabriken zu organisieren und ihresoziale
und ideologische Integration an den Knotenpunkten der Macht aufzubre
chen, werden wir über eine letzten Endes nostalgische Rekonstruktion der
Klassenkampfperspektive nicht hinauskommen. Soziale Gleichheit kann
heute nur noch erobert werden, wenn das imperialistische System seine
technologische Innovationskraft verliert, wenn dieFähigkeit zurReproduk
tion eines globalen Existenzrechts mit der Gegenplanung herrschafts- und
hierarchiefreier Produktionsverhältnisse einherkommt. Unter den Bedin
gungen vonheutemußdasBündnis zwischen Proletariat und Intelligenz neu
auf die Ihgesordnung gesetzt werden.

Schluß

Die Wiederherstellung der kapitalistischen »One World« hat einerseits die
internationalen Bedingungen für die Einverleibung der DDR in die BRD
geschaffen, andererseits ist sieerst im Verlauf derdeutsch-deutschen Anne
xions- und Kapitulationsmechanismen unumkehrbar geworden. Daß essich
dabei trotzdem nur um einen Pyrrhussieg handelte, zeigt die Analyse der
dadurch ausgelösten sozialen und ökonomischen Folgen.
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Hinter den Fassaden einer chauvinistisch erneuerten kulturellen und
politischen Hegemonie der herrschenden Klasse werden neue Formen des
Klassenkampfs vonobenentwickelt, umdieFbigekosten der Kapitalvernich
tung, der dadurch bewirkten deutsch-deutschen Strukturanpassungszwänge
und einer abhängigen kapitalistischen Restrukturierung Osteuropas durch
Sozialabbau und Umverteilung der Masseneinkommen aufzubringen. Ande
re Finanzierungsformenscheidenweitgehendaus, weil sie die Vorherrschaft
des deutschen Imperialismus über die Europäische Gemeinschaft in deren
entscheidender Konsolidierungsphasewieder in Fragestellen würden.

Einkommensumverteilungen und massenhafte Ost-Wcst-Wanderungen
führen inden nächsten Jahren zueiner dramatischen Polarisierung der Klas
senverhältnisse. Auf sie sollten wir uns von drei Schwerpunkten ausgehend
beziehen, was diestrategische Oberwindung bisheriger nichtreformistischer
Partikularismen voraussetzt; Stadtteilkämpfe (soziale Aneignung), revolu
tionär-syndikalistische Arbeiterinitiativen innerhalb der lYansportketten
des deregulierten Kapitals, Zerstörungder Großtechnologie und intellektu
elle Desertion aus den Denkfabriken.

Dafür ist eine programmatisch-politische Initiative erforderlich, die sich
dieVernetzung der Initiativen innerhalb derdreistrategischen Bezugspunkte
zur Aufgabe macht. Nach der Phase der antinationalen Negation und nach
dem Boykott der Annexionswahlen sollte die Radikale Linke nach vorne
schauen und das in ihr assoziierteSpektrumnichtreformistischer Ansätzezu
einer strategischenOrientierungsdebatte bündeln,die eine solche Initiative
zum Ziel hat.

Im Gegensatz zu den sechziger Jahren hat eine außerparlamentarische
Massenbewegung heute nur dann eine Chance, wenn sie sich schon in ihren
ersten Entwicklungsphasen auf eine klare Klassenorientierung verständigt.
Wenn die Radikale Linke als Initiatorunderster Bezugspunkt einersolchen
außerparlamentarischen Bewegung denscheinbaren IViumph der vergange
nen Annexionsmonate rechtzeitig demaskiert unddie unausweichliche Legi
timationskrise des deregulierten und destabilisierten Herrschaftssystems
vorwegnimmt, dann wird sie eine aufregende Perspektive vor sich haben.
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Kaspar Maase

»Der Feind, den wir am meisten hassen...«

Über gutes Leben, Intellektuelle und den Unverstand derMassen

W7r wenden uns der Fragezu, was die Menschen selbst durch ihr Verhalten als
Zweck undAbsicht ihres Lebens erkennen lassen, waj sievom Lebenfordern, in
ihmerreichen wollen. DieAntwortdaraufist kaumzuverfehlen; siestreben nach
dem Glück, sie wollen glücklich werden und so bleiben.

Sigmund Freud, Das Unbehagen in der Kultur

Das Spektrum linker Hailungen gegenüber dem Ende der DDR ist breit; es
reicht von denen, die hier eine Klassenschlacht gegen den Imperialismus
verlorensehen, biszu jenen, dieeinen demokratisch-ziviigesellschaftlichen,
sozialen und ökologischen Aufbruch erwartet hatten. Gemeinsam ist die
Enttäuschung, gemeinsam auch das Bild des eigentlichen I%indes, der die
Hoffnungen zunichte machte: Der Konsumismus der Massen war schuld
daran, daß alles so ganz anders kam.

Die Enttäuschung hat seit der Maueröffnung ihr Symbol: die Banane. Es
wäre höchst aufschlußreich, ihre Rolle im Diskurs der DDR-Intellektuellen
wie der progressiv-alternativen Szeneder Alt-Bundesrepublik nachzuzeich
nen. Ich will hier nur einen Aspekt verfolgen. In der Vorstellung, die Men
schen in der DDR hätten sich ihr sozialistisches bzw. basisdemokratisches
Erstgeburtsrecht für ein Bündel Bananen abkaufen lassen, kristallisiert die
Unfähigkeit der deutschen Linken, mit den Auffassungen des Volkes von
einemguten Leben umzugehen. Ich willdas im folgenden konzentrieren auf
den Kern des Problems: die im Habitus der Intellektuellen verkörperte
Beziehung zum Volk als Objektder Zivilisierung.

Es könnte scheinen,dieses Problem sei stets Gegenstand von Auseinan
dersetzungen in der Arbeiterbewegung und unter Sozialistinnen gewesen.
Zählt nicht die Berufung auf »die Basis« zu den starken Argumenten im
linken Diskurs? Ist nicht die »Entfernungvon den Massen« ein vernichten
des Argument gewesen, das vor allem Intellektuelle traf? In Fraktions- und
Linienkämpfen wurde diegroße Mehrheit nurals Ibtschlaginstrument gegen
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Abweichler beschworen; die mit wissenschaftlicher Erkenntnis legitimierte
Erziehungshaltung gegenüber dem realen Volk und den empirischen Wün
schen der Klassenindividuen bildete die Konsensbasis der Kombattanten.

Die sozialhistorische Forschung hat zwar inzwischeneinige der Mythen und
großen Erzählungen der Intellektuellen in Frage gestellt, aber die Abwehr
mechanismen gegen eine Auseinandersetzung funktionieren unter Marxi
stinnen und Marxisten wie unter engagierten Anhängerinnen einer ökologi
schen Weltanschauung weiterhin.

Der Krieg der Utopier gegen die Schlaraffen

Wo heute utopisches Denken verteidigtwird gegendie Unsterblichkeitsan
sprüchedes liberalenKapitalismus, genießtThomasMorus'Klassiker Utopia
weiterhin höchstes Ansehen. 1516 veröffentlichte der Humanist seine Ge
danken über eine vernünftig geregelte Ordnung, und ihr Fortwirken vor
allem im sozialistisch-kommunistischen Gesellschaftsmodell ist unverkenn
bar.

Die kulturelle Basis von Morus' >^rtschaftskonzept bildet eine Hierar
chie vernünftiger Bedürfnisse, in deren Mittelpunkt die Nützlichkeit steht.
Die Utopier führen ein nützliches, tätiges Leben. Sie können trotz Sechs-
Stunden-lhg materielle Güter im Überfluß herstellen, weil bei ihnen nicht
Verschwendung und Genußsucht,sondern angemessener natürlicher Bedarf
regiert. So ist z.B. jede/r mit einem Gewand zufrieden, das vor allem gegen
das Klima schützt, dem Körper freie Bewegung erlaubt, sich angenehm an
schaut und zwei Jahre hält.

Die nach der Arbeit verbleibende Zeit wird für notwendige und nützliche
Tätigkeit verwandt, aber auch »zum Vergnügen, soweites echt und natürlich
ist«. Damit sind selbstverständlich weder Schwelgereinoch TVägheit gemeint,
sondern literarische Studien und öffentliche Vorlesungen. Musik und Ge
spräch dienen der Entspannung; ungehöriger undverderblicher Zeitvertreib
wie das Würfeln ist nicht einmal bekannt, man pflegt zwei dem Schach
ähnliche Spiele. Auchdavonwird kein exzessiver Gebrauch gemacht- acht
Stunden Schlaf sind die Norm. Wer seine Zeit auf rechte Weise nutzt, kann
aus dem geachteten Stand der Handarbeitenden in die Klasseder Gebildeten
aufsteigen, die rechteigentlichdem IdealutopischenLebensentsprechen; in
der freien Ausbildung des Geistes liegt nämlich nach dortiger Überzeugung
das Glück des Lebens (Morus 1990,57-63).

Von Piaton hat Morus nicht nur die Idee der Gütergemeinschaft, sondern
auch das Modell, die Gesellschaft durch eine Elite zu führen. Distanz und
Mißtrauengegenüberden moralischen und politischenSchwächen der Men-
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ge, des ungebildeten Volkes, bilden ein wiederkehrendes Thema im antiken
Denken (vgl. Giner 1976, 1-27; Brantlinger 1983, 53-81); das Horazische
»Odi profanum volgus et arceo«' und Juvenals Charakterisierung der Plebs
durch die Manipulierbarkeit mittels »Brot und Spielen« zählten zum geisti
gen Erbe, das die Renaissance-Humanisten aneigneten, und sind bis heute
tradiertes Bildungsgut. Morus* asketische Grundhaltung verdient difTeren-
zierte historische Würdigung; ihre Traglose Itadierung bei jenen, die die
Interessen des Volkes auf ihre Fahnen schrieben, bildet den eigentlichen
Skandal.

Schon aus dem 13. Jahrhundert ist das Fabliau vom Land Coquaigne
überliefert,eine der ersten Gestaltungendes europäischenSchlaraffenland-
Themas. Hier sieht das Glück etwas anders aus: Schlafen und Faulenzen,
reichlich Essen und TVinken, Feiern und Überfluß von Geld. Die Freuden der
körperlichenLiebewerdenziemlich gleichberechtigt genossen:

»Die Frauen in jener Gegend sind wunderschön;
Jeder nimmt sich die

Damen und Fräulein, wenn er Lust dazu hat,
Ohne daß sich jemand darüber aufhält;
Dann treibt er es mit ihnen, wiees ihm gefällt
Solange er will und ganzvergnügt;
Die Frauen werden deshalb nicht getadelt,
Sondern stehen in viel höherem Ansehen.
Und wenn es sich zufällig ergibt.
Daß eine Dame ihre Aufmerksamkeit

einem Mann zuwendet, den sie sieht.
Dann nimmt sie ihn sich mitten auf der Straße
Und macht mit ihm,wassie gern möchte.
So tut eines dem anderen viel Gutes.«

Das vorwiegend niedere Publikum, dem dieschwankhafte Geschichte vorge
tragen wurde,scheint auch in puncto Kleidung nicht die Vorstellungen Mo
rus' geteiltzu haben. Ihm wurden fürjedenMonat neueabwechslungsreiche
Gewänder versprochen:

1 InderÜbersetzung von Rudolf Alexander Schröder »Unreinen Pöbel haO ich und halt ihn
fern!«
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»Wenn es einer wünscht, bekommt er ein Gewand aus brauner,
Scharlachfarbener oder violetter Wolle,
Aus gestreiftem Stoffvon guter Art,
Aus grünem Wollzeug oder ganz aus Groblinnen,
Aus Seidenstoffvon Alexandria,
Aus gestreiftem Tbch oder aus Kamelhaar.
Wts soll ich euch sagen?
Es gibt so viele verschiedene Kleider,
Mit denen ein jeder sich ausstattet, wiees ihm beliebt.
Der eine mit buntem, der andere mit grauem Pelz,
Und wergern möchte,bekommt einen hermelingefütterten Rock.«
(Richter 1984,133 f.)

Die greifbaren und sinnlichen Freuden,die die in vielen populären Formen
verbreiteten Bilder vom Schlaraffenland (vgl. Ackermann 1944; Richter
1984; Müller 1984) lebendighalten,stehen hier für einwesentliches Element
der im Volkverbreiteten Vorstellungenvon einem guten Leben. Die schwarz
auf weiß überlieferten deutschen f^ssungen sind freilich größtenteils in ei
nen distanzierenden Rahmeneingespannt,der Faulheit und Willerei anpran
gert;ob das für die durchschlagende Wirkung Jenerschriftkundigen Schicht
spricht,diesichzurHebung derVolksmoral berufen fühlte, odereher fürdas
Festhalten am Haum vom Genuß im Überfluß, ist beim heutigen For
schungsstand nicht zu entscheiden.

AufjedenFall lassen sichseitderfrühen ModerneinderVolkskultur zwei
IVaditionen demonstrativen und teilweise exzessiven »Konsums« und »Ver
gnügens« beobachten. Dassind zumeinen Festeund Feiernsowieunbändige
Vergnügungen (Stier- und Hahnenkämpfe, Bullenrennen oder die Vorfor
men des Fußballspiels, an denen ganze Dörfer beteiligtwaren). Genuft und
Verausgabung sind dabei rituell eingebunden und anerkennen in der Über
schreitunggeradedie Normalität von Armut und Beschränkung; sie befesti
gen zugleich den für das materielle und psychische Überleben unverzichtba
ren Zusammenhalt der lokalen Gemeinschaft.

Überbordender sinnlich-materieller Genuß stabilisiert hier die kulturelle
Ordnung subsistenzwirtschaftlicher Lebensweisen. Ein dynamisches Mo
ment kommt im 17. Jahrhundert auf mit den Geldeinkünften besitzarmer
und eigentumsloser plebejischer Schichten. Für ihre Verwendung gilt nicht
die bürgerliche Logik des Sparens, sonderneine »entschiedene Tfendenz der
»Bedürfnissteigerung«« (Medick 1982,167). Eine in Hamburg 1790 erschie
nene Schrift kritisiert den zum Haushalten unfähigen Kleinproduzenten: er
»gibt aus, solange er hat, versagt sich und den anderen keine Freude des
Lebens, keine Befriedigung einer leidenschaftlichen Grille ... wird ver-
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schwenderisch im Verbrauch, fiberall der unvermeidlichsten Vervorteilung
bloßgestellt« (zit. ebd.).

Konsum der neuen GenuBmittel wie Zucker, Kaffee und Ihbak, Kneipen
gang und Wetten, ein modisches Kleidungsstfick oder gar eine Ikschenuhr
erscheinen in bürgerlicher Sicht seit dem 18. Jahrhundert als Verschwen
dung, moralische Schwäche, Unbeherrschtheit und Betrogensein durch ge
schäftstüchtige Unternehmer. Die Kritik, die den plebejischen Schichten in
ihrem eigenen Interesse sparsames Haushalten empfiehlt, kann überhaupt
nicht auf die Spur der Rationalität dieses Verhaltens für deren sozialkultu
relle und individuelle Reproduktion kommen. Erwerb von Prestige- und
Luxusartikeln sowie demonstrativer Aufwand bei Festen, Feiern und anderen
GelegenheitensozialenAustauschs dienten sowohl als »Vehikel plebejischen
Selbstbewußtseins« (Medick) wie als »Investition« in Verwandtschafts-,
Nachbarschafts- und Freundschaftsbeziehungen, auf die man in unsicherer
Lage immer wieder angewiesenwar.

Die Forschung hat in der öffentlichen Artikulation von Bedürfnissen und
einem die zugemessenen Grenzen fiberschreitenden Lebensstil »klassenbe
wußte Untertöne« (Medick 1982,171) und symbolischen Protest gegenob
rigkeitliche Bevormundung gesehen; sie wuchsen schon in der ersten Hälfte
des 19.Jahrhunderts herüber in den Kampf um das Grundrecht auf Koitsum
und Genuß (Kaschuba 1990,17,108). Die symbolische, Selbstachtungund
Selbstbehauptungskraft stärkende Bedeutung des »kleinen Luxus« unter er
bärmlichsten Bedingungen spiegelnnoch der mehrfachaufgebrühte Bohnen
kaffee undder Zichorienaufguß, dieseit dem 18.Jahrhundert vomSpeisezet
tel auch der ärmsten Plebejer und Frühproletarier nichtwegzudenken sind.

Gerade in Praktiken und Bedeutungen des »Konsums« zeigt sich die
Arbeiterkultur des 19.und 20. Jahrhunderts als Weiterentwicklung und Um
formung plebejischer und frühindustrieller Muster unter gewandelten Be
dingungen.^ Neue Dimensionen des persönlichen Sinns von individuellem
Wirenverbrauch treten hinzu: Beweis der Respektabilität undder I^higkeit,
bisher vom Bürgertum monopolisierte und als Zeichen der Überlegenheit
vorgeführte Praktiken als Arbeiter (nicht als Möchtegern-Bürger) zu erler
nen; die Bedeutung von »etwasSchönem« als Symbol menschlicher Selbstbe
hauptungimElend;zunehmend auchWettbewerb darum,mitPrestigegütem
die persönliche Leistungsfähigkeit sichtbar zu machen, u.ä.

2 Zum Zusammenhang zwischen proletarischer Lebensweise und vor- und friihkapilalistischer
Volkskullur umfassend Kaschuba (1990).
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Arbeiterfamilien hatten weder ein materielles noch ein geistiges Erbe,
keinen »Namen« und kein »Ansehen«, in deren Pflegeund Weitergabesie ihr
persönliches Lebensziel hätten objektivieren können. Angewiesen auf das
aktuelle Einkommen aus ihrer Hände Arbeit, nahm in ihren Vorstellungen
von einem guten, sinnvollen Leben, dessen Realisierung und Verteidigung
persönliche Selbstachtungund Identität bestätigte, der Erwerb von Gütern
auf dem Markt einen bedeutenden Platz ein. Mühlberg u.a. (1983,177/179)
haben aus Materialien der wilhelminischen Ära ein Panorama der Wünsche
zusammengestellt, die zum Bildder Arbeiter von einem guten Leben gehör
ten.^ »Sie träumten davon, endlich satt zu essen zu haben, sich besser kleiden
zu können, gesund zu bleiben und keine unerwünschten Kinder zu bekom
men. Sie erwarteten, für harte und gefährlicheArbeit anständig bezahlt und
behandelt zu werden, den Söhnen und Töchtern eine glückliche Kindheit,
eine gute Ausbildung, jedemKindein eigenesBett gebenzu können,die Frau
nicht mehr in die I^brik oder zum V^schewaschen in >bessere Rimilien<
schicken zu müssen, sich ein Fahrrad oder eine Thschenuhr kaufen zu kön
nen, die Wohnung zu einemwirklichen Heim zu machen, einen Garten oder
ein eigenes Häuschen zu erwerben, sich eine Zeitung halten zu können,
weniger arbeiten zu müssen, um ausschlafen zu können, mehr 21eit für die
Familie, für Vergnügungen, Spaziergänge, Basteln, Musizieren, Lesen, für
Weiterbildung, Gewerkschafts- und Parteiarbeit zu haben, im Sommerauch
einmal reisen zu können und im Alter sorgenfrei zu leben.«

Das klingt aus heutiger Sicht bieder, familicnvatermäßig. Es blendet
persönliche Befriedigung und soziale Selbstbehauptung etwa der jungen
Arbeiterinnen aus, die in der Woche von trockenem Brot lebten, um am
Sonntagin Kleidung und Vergnügen nicht hinter Bürgermädchen zurückzu
stehen (vgl. Neef1988,74-76). Die Zusammenstellung machtaber dieThese
plausibel, daß die in den SOer und 60erJahren für die große Mehrheit der
Bundesdeutschen normalund normativgewordene »Wirtschaftswunder«-Le-
bensweise dieRealisierung von Bedürfnissen darstellt, dieimGrundmodell^
schonunter qualifizierten Facharbeitern der Jahrhundertwende ausgebildet
waren.

Das Erstaunliche ist nun,welchgeringeRolledieseDimensionproletari
scher Lebensziele in Selbstverständnis und Programmatik der sozialistischen

3 Der Charakterder QuellenwiedieAuswahl verdrängen, wasnichtinein respektables Bildaus
männlicher Sicht paBt.

4 UnterStrukturgesichtspunkten isteslegitim, fürdasFahrrad den PKW, fürdieTaschenuhrden
Pelzmantel der Frau und für die Zeitung den Femseher einzusetzen.
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Arbeiterbewegung spielte und spielt. Selbstverständlich schuf der Einsatz
von Gewerkschaft und Partei für bessere Arbeits- und Lebensbedingungen
die Grundlage dafür, daß Lohnarbeiterinnen und -arbeiter sich mit ihnen
identifizierten,und ebensoselbstverständlich spielten dabei neben Hoffnun
gen auf soziale Sicherheit und Frieden auch »nichtmaterielle« Anliegen wie
Freiheit von Drill und Bevormundung, politische und gesellschaftliche
Gleichberechtigung, also die Achtung von Ehre, Würde und Leistung der
Individuen eine entscheidende Rolle. Aber letztlich zogen die hauptamtli
chen Aktivisten der Sozialdemokratie Kraft und Opferbereitschaft aus der
Überzeugung, im Dienste einer historischen »Kulturbewegung« zu stehen;
die empirisch vorfindlichen Alltagslösungen, Befriedigungsweisen und
Glücksvorstellungen der Arbeiterinnen und Arbeiter sahen sie als (vom
Kapitalismus zu verantwortende) Unkultur und Vertierung der Massen.
Schon Liebknechts Aufhebung des bürgerlichen Versprechens »Wissen ist
Macht« in der Formel »Macht ist Wissen« ordnete alle Ziele der Arbeiterbe
wegung der Idee der Bildung unter: »Durch Freiheit zur Bildung! ... Nur
wenn das Volksich politische Macht erkämpft, öffnen sich ihm die Pforten
des Wissens« (1872; zit. n. v. Rüden & Kos^k 1979,34). Daß im Alltag und
in den Lebensvorstellungen der Arbeiterinnenund Arbeiter Wissen, Bildung
und über Generationen tradierte und habitualisierte Glücksvorstellungen
enthalten waren, scheint auf den Ideologie-Etagen undenkbar gewesen zu
sein - hier galt als entscheidende Legitimation die historische Mission der
»Veredelung des Arbeiters« (Emig1980).'

Das mit Bildung und Wissen begründete erziehungsförmige Verhältnis
der Führung zur Klasse prägte die Einstellungen vieler Aktivistinnen und
Aktivisten - mußtensie dochalltäglichdie Erfahrungmachen, wieschweres
den »einfachen, ungebildeten, ums Überleben kämpfenden« Proletarierin
nen undProletariernfiel, den weiterreichenden Einsichten ihrer Avantgarde
zu folgen. Der Saal des Gothaer SPD-Parteitags 1896 war dekoriert mit
Losungen, diedasSelbstverständnis dersozialistischen Bewegungals»Häger
aller Kultur« ausdrückten. Darunter war eine, die bis heute bekannt ist und
dieHaltung der kulturbringenden Elitegegenüber dem einfachen Volk gera
de in ihrer emotional-habituellen Grundierungartikuliert: »Der Feind, den

S Hedonistischgeprägte Utopien wieSchnabels Insel Felsenbutgwurden nicht »geerbt«; Fouriers
Lobdersinnlichen und geistigen Leidenschaften (wohl nicht nurdieForderung nach freier
Liebe) trug ihm in der autoritativen Geschichte des Sozialismus von Beer(1929, 510) die
Bezeichnung »ganz unausgeglichener Charakter« ein; Lafargues Lobder Faulheit blieb der
Fehltritt eines Schwiegersohns.
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wir am meisten hassen, das ist der Unverstand der Massen« (Mühlberg 1986,
255).

Jeder Erfolg der Arbeiterinnen und Arbeiter bei der Verbesserung und
Erleichterung ihres Leben komplizierte das Verhältnis der sozialistisch
kommunistischen Avantgarden zu den improletarischenAlltag verankerten
handfesten Vorstellungen von einem guten und befriedigenden Leben. Die
ideologischGebildeten waren zutiefst überzeugt, daß der Kampfum derarti
ge »Ihgesforderungen« den »eigentlichen« Zielen oder zumindestSchlüssel
positionen untergeordnet werden müsse: der Schaffung des »neuen Men
schen« oder der »Erringung der politischen Macht«. Jeder materielle Fort
schritt drohte Einsatz- und Folgebereitschaft für die »allgemeinen Klassen
interessen« zu verringern und mußte daher mit einem einschränkenden,
herabsetzenden Kommentar versehen werden. Die wachsende Kluft zwi
schen Ideolog(i)cn der Arbeiterbewegung und populären Vorstellungen von
einem lebenswerten Alltag bildete eine wesentliche Voraussetzung dafür,
daß mit dem »Wohlstand« der Nachkriegszeit die Verbindung der Arbeiter
milieuszu den weltanschaulich perspektiviertenErfahrungsinterpretationen
und Politikangeboten dünner unddünner wurde. Zugespitzt: DieVision des
gefülltenKühlschranks in der modernen Wohnung, vor deren Türder eigene
Wagen zum Wochenendausflug bereitsteht, war von allen sozialistisch-kom
munistischen Organisationen als Bedrohung durch die korrumpierenden
Mächtedes Kapitalismus, abernichtalswichtiges Ziel ihresEinsatzes fürein
gutes Leben der einfachen Leute betrachtet worden. Als aus den TVäumen
dann Realität wurde, folgten die Menschen der insinuierten Interpretation
und sahen den Wohlstand als Geschenk der Marktwirtschaft gegen die ver
bissene, lebensfremde Ideologie.

Hier geht es nicht um die politische Reformismus-Diskussion. Meine
These ist: Alle sozialistischen Gruppen und Individuen, die bis zurgegensei
tigen Liquidierung um theoretische und strategische Differenzen stritten,
verband dieselbe Mentalität, verstanden als fragloser, »unpersönliche(r) In
halt ihresDenkens« (Le Goff1987,21). DasRingen umdie»richtige, wissen
schaftlich begründete Strategie« verdeckte das eigentliche Problem: den
intellektuellen Habitus, jene »Handlungs-, Wahrnehmungs- und Denkma
trix« (Bourdieu 1976,169), die durchdie Polaritätzwischen Wissenden und
zu Belehrendenstrukturiert ist. Dazu gehört die habituelle Unfähigkeitder
Intellektuellen in der Arbeiterbewegung, eine andere als ihre Lebensweise
ernstzunehmen. Eine holzschnitthafte Skizze soll die historische Ausbildung
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und Verinnerlichung dieses Habitus etwas greifbarer machen*^ und auf Grün
de hinweisen, warumimsozialistischen Denken und Handeln die Utopier so
vernichtend über die Schlaraffen gesiegt haben.

Klassenverrat und Ethnozentrismus der Intellektuellen

Sozialgeschichtlich prägend war die Herausbildung der Praxis und des Dis
kurses jener Gruppen, in deren IVadition die Intellektuellen des 19. und 20.
Jahrhunderts stehen. Seit der frühen Neuzeit, etwa seit dem 17.Jahrhundert,
läßt sichdie geistigeund praktischeArbeit an jener Grenzziehungverfolgen,
die die moderne Beziehung zwischen Wissen, Macht und Volk konstituiert
Mit dem Auf- und Ausbau des absolutistischen Staates und seinen Versu
chen, die Gesellschaft zentralistisch-rational zu beherrschen, entstand der
sozialeOrt füreinen neuenlyp vonExperten. Siebegründeteneinen Diskurs
und eine Praxis, die die Gesellschaft nach ihrem Verhältnis zum Wissen
aufteilten in Lehrende, Lernende und Unbelehrbare.

Legitime Macht stützte sich auf das Wissen dieser neuen Schicht und
wandte es in zweifacher Weisegegenüber dem Volkan. Zum einen durch die
Realisierung von Modellen rationaler, effektiver Institutionen und Prakti
ken, in die sich alle zu fügen hatten - Institutionen und Praktiken, die stets
einen Platz vorsahen für jene, die nach Maßstäben vernünftigen Wissens
(also des von den neuen Experten verkörperten Wissens) zur Belehrung,
Kontrolle und Reglementierung berufen waren. Zum anderen wurde dem
Volk selbervon jenem Wissen vermittelt, das allein vernünftiges, richtiges
Verhalten produzieren konnte; es begann der »Kulturkreuzzug« (Bauman)
gegenAberglauben undAusschweifungen, für Arbeitsamkeitund Mäßigung,
die »Unterwerfung der Körper und der Seelen ... in großem Stil« (Muchem-
bled 1982,318).

Im Anschluß an Foucault charakterisiert Bauman den Diskurs um die
Beziehung von Wissen und Macht als pastoral und proselytisch. »Pastoral«
meint: Macht wird nicht im eigenen Interesse, sondern zum Besten der
Erzogenen angewandt; Strafen und Belohnungen zielen auf Erweckung und
Verankerung der rechtenNormen im Bewußtsein deseigenverantwortlichen
Individuums - nichtauf Lage und Handeln von Kollektiven. »Proselytisch«
bezeichnetden Anspruch,die Objekte der Erziehungzu einer höheren Da
seinsform emporzuheben. Das konnte im Normalfall nicht die Lebensweise

6 Vgl. zumfolgenden v.a.Bauman (1987,1990).
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derWissenden sein. Unabdingbar verlangt war aber, die absolute Überlegen»
heit dieses Modells anzuerkennen - und damit die Autorität des Wissens, auf
das es sich berief. Aus sozialer Hierarchie wurde kulturelle Hegemonie.

Im 18. Jahrhundert entwickelte sich das Netzwerk der Orte und Aktivitä
ten derAufklärung zueinemgesellschaftlichen Einflußfaktor erstenRanges.
Um Bücher und Wochenschriften, Salons und Kaffeehäuser, Akademien und
öffentliche Auseinandersetzungen herum entstand eine reale soziale Grup
pe; sie vereinte alle, die die oberste Autorität vemunftgegründetenWissens
und rationalerArgumentation anerkannten und mit Beiträgen zur öffentli
chenMeinung (in Deutschland: zur Bildung) den FbrtschrittvonZivilisation
und Kultur betrieben. Aufklärung wurde zur Lebensform; und wenn die in
ihr Agierenden nach Vorschlägen für die Verbesserung der Gesellschaft
gefragtwurden, antworteten sie, »indem sie auf die gewaltige Leinwand der
»vernünftigen Gesellschaft« projizierten,wassie am besten kannten und was
ihnen höchste Befriedigung verschaffte: ihre eigeneLebensweise« (Bauman
1987,37;Ü.d.A.).

Dieeigene Lebenspraxis als unsichtbarerBezugspunkt des Engagements
für eine bessere Gesellschaft und für die deformierten Opfer der gegenwär
tigen Verhältnisse - dieses Musterunterliegt dem Wirken Intellektueller in
der Arbeiterbewegung seit Anbeginn. Wie tief der Ethnozentrismus der
intellektuellen Kultur im Habitus verankert wurde und welche Angstreaktio
nen der Kontakt mit Lebensformen der unteren Schichten hervorrief, ist der
eindrucksvollen Studievon Bogdal (1978) zu entnehmen. Beialler willentli
chen Parteinahme für die Interessen der Arbeiterinnen und Arbeiter sind die
Schriften der deutschen Naturalisten durchzogen von Ablehnung, Ekel und
Schrecken angesichts nicht nur des Elends, sondern auchder Umgangsfor
men, Glücks- und Genußvorstellungen im Proletariat

l^e jedepraxisorientierte Gesellschaftstheorie, diesich aufWissenschaft
beruft, enthalten die Gedanken von Marx/Engelsund sehrviel mehr noch der
zum System ausgebaute Marxismus eine Fülle von Bestätigungen und Ein-
griffspunkten für den intellektuellen Habitus; sie ermöglichen, die soziale
Praxis der Theorie in eine Artikulation der Polarität WissendeAJnwissende
zuverwandeln - unabhängig vonden Intentionender »Klassiker« und unab
hängig vom gutenoder bösen Willen der Menschen, die die Intellektuellen-
funktion^ einnehmen. Es geht also nicht um die alte, von Schelsky (1975)

7 Ich folge hiereherGramscis Konzept, der denInieltekiuellen nicht durch Qualifikation und
Herkunft bestimmt. Gerade für die deutsche kommunistische Bewegungwurde nach ihrer
Bolschewisierung ein Funktionärstyp kennzeichnend, der proletarische Prägung und Anti-
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gegen die Linke gewendete Priestertrugtheorie. Vielmehr bieten Konzepte
wie ^renfetisch und Entfremdung, Ideologie und spontane Mystifikation,
Urade-Unionismus und vor allem die des wissenschaftlichen Klassenbewußt

seins und der objektiven Klasseninteressen Ansatzpunkte für die spontane
Umwandlungdes Marxismus in ein Legitimationsgebäudeder qua >Mssen-
schaft Wissenden und damit zu Aufklärung und Führung Berufenen.

Bourdieus Konzept des Habitus macht verständlich, warum Kategorien
wie Anmaßung, Machtergreifung oder gar Schuld der Intellektuellen völlig
unangemessen sind. Es handelt sich um vorbewußte und in den Beziehungen
zu anderen Gruppen im sozialen Raum objektivierte Wihrnehmungs-, Denk-
und Handlungsstrukturen, die nichts mit der Kalkulation auf persönlichen
Vorteil zu tun haben. Im Gegenteil: Viele Intellektuelle brachten größte
Opfer »im Dienst der Arbeiterbewegung«, weilsie sich verpflichtet fühlten,
ihr überlegenes Wissen im Interesse der Ausgebeuteten und Unterdrückten
einzusetzen. Aber man mag seine Klasse politisch verraten können - den
Habitus hat man damit noch nicht abgelegt.

Die Vordenker in der C02-Falle

Im Mittelpunkt der Probleme, die sich hieraus ergeben, stehen gar nicht
Lebensweise und Kultur; Verachtung und Ablehnung der Sozialistinnen
(aber gleichermaßen derAnhängerinnen derÖkologiebewegung) gegenüber
Massenkultur und Massenkonsum, Massenfreizeit und Massenmedien sind
nur Symptome für ihre Antwortaufdie Grundfrage; Welcher lyp von Wissen
und von Rationalität soll wo wie gelten? Im klassischen Marxismuswar das
im Sinne der Intellektuellen-Selbstermächtigung entschieden; einer der
stärksten Sätze von Marx/Engels, den ich lange Jahre mit Überzeugung
subjektivistischen Abweichlern entgegenschleuderte, war für mich die Fest
stellung aus der HeiligenFamilie:

»Eshandeltsich nichtdarum,wasdieseroder jener Proletarieroder selbst
das ganze Proletariat als Ziel sich einstweilen vorstellt. Es handelt sich da
rum,wases ist undwasesdiesemSein gemäßgeschichtlich zu tun gezwungen
sein wird. Sein Ziel und seine geschichtliche Aktion ist in seiner eignen
Lebenssituation wie in der ganzen Organisation der heutigen bürgerlichen
Gesellschaft sinnfällig, unwiderruflich vorgezeichnet.« (MEW 2,38)

Intellektualismiis mit »inlellekluellein« Unbedinglheitsanspnich der »wissenschaftlichen
Theorie« vertjand.
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Lesen kann die Zeichnung nur, wer über die gesellschaftstheoretische
Brille verfügt, die wahres Wissen von falschem Bewußtsein zu scheiden
vermag. Das im Habitus verkörperte Erfahrungswissen der populären Klas
sen, die symbolische Logikihrer Alltagspraxis und ihre bewährten persönli
chen Sinngebungenhaben sich der (wissenschaftlichen) Einsicht in die (ob
jektive) Notwendigkeit unterzuordnen.

Manches sprichtdafür,daßsiediesaufabsehbare Zeit nicht tun werden.
So sehr eine materialistisch gegründete Theorie der Erkenntnis gebraucht
wird, die den konstruktiven geistigen Tätigkeiten der Menschen den zentra
len Platz einräumt - aus dem Dilemma führt sie noch nicht. Wer die histo
risch-gesellschaftliche Praxis als Bewährungsfeld der Theorie auffaßt, wird
sich von der abstrakten Vorstellung einer höheren Wahrheit oder Legitimität
rationalistischer wissenschaftlicher Erkenntnis verabschieden müssen.^

Nichtdie Abdankung der Vernunft ist damitgefordert,sondern die Aner
kennung ihrer differenten Artikulationsformen auf verschiedenen Feldern
menschlicher Tätigkeit; das schließt die Notwendigkeit ein, die verschiede
nen,gleichrangigen Praxen menschlicher Vernunft ineinenkommunikativen
Zusammenhang zubringen,der nichtdemuniversalistischen Anspruchintel
lektueller Reflexionsformen unterstellt ist.'

Für materialistisches Denken ist klar, daß eine solche, historisch und
kulturell offene Entwicklung nicht einfach dem menschlichen Bewußtsein
abzuverlangen, sondern an die Veränderung der gesamten Lebenstätigkeit,
insbesondere die Aufhebung der Arbeitsteilungen vonKopfund Hand,Ver
antwortungund Ausführung, Männern und Frauen,gebundenist Dochauch
in einersolchen Perspektive hielteichesfür reduktionistisch, aufdie Verall
gemeinerung des kognitiv-rationalen Wissenstyps für alle Praxisformen zu
setzen oder nur ihn für gesellschaftlich relevant zu erklären. Vorallem aber

8 Der»Theorielypus >Marx<«,den Sandkühler(1991) amIdeal derNalurwissenscbafien ausrich
ten will, scheint mirdaher keinaussichtsreiches Modell für eingreifendes Denken.

9 Habermas' (1981) Konzept derkommunikativen Vernunft grenztsich zwarausdrücklichabvom
Alleinvertretungsanspruch kognitiv-instruroenleller Rationalität; aber moralische Normset
zung und ästhetische Expression erscheinen bei ihm nur in denarbeitsteilig rationalisierten
Formen intellektueller Kultur. (Gleiches gilt übrigens für Versuche, in der tnarxistischen
Debattedie Gleichrangigkeit ästhetischer Erkenntnis zu etablieren.) In seinerTheorie des
historischen Rationalisierungsprozesses ist diesymbolische Reproduktion der populären Le
benswelt keinThema; insoweit geradeihrezentralen, identitätstragenden Lebensorientierun
gen nicht kritisch reflektierbar sind, scheint sieeinfach dieAnsprüche derModerne zuverfeh
len. Daß habitualisierte Distinktionsinteressen der modernen intellektuellen Kultur kommuni
katives Handeln systematisch blockieren, bleibt aufdem gewählten Abstraktionsniveau irrele
vant.
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ist fraglich, ob der Menschheit die Zeit für eine solche Entwicklung bleiben
wird; sie wird überhaupt nur möglich sein, wenn ein neuer Umgang der
Denk- und Praxistypen beginnt.

Im Marxismus hat sich zweifellos Antonio Gramsci am differenziertesten

mitdiesen Problemenauseinandergesetzt.'" Er kritisierte die Beschränktheit
jener »Philosophie der Intellektuellen«, die sich nur in die Geschichte ihrer
Professionen einschreiben will; sein Ideal war der »demokratische Philo
soph«, der praktisch im und mit dem kulturellen Milieu der Massen handelt
und daraus seine Aufgaben und Problemstellungen ableitet. Er orientierte
auf die Kommunikation zwischen Intellektuellen und einfachem Volk, auf
den Anschluß der individuellen Denkleistungen der intellektuellen Kultur
an den »hon sens« und die »philosophischen« Bedürfnisse der Massen. »Hi
storisch wahr« schien ihm erst ein Wissen, das die Mentalität des Volks
verändert und sich gesellschaftlich real durchsetzt.

Grundsätzlich verstand Gramsci die Rolle der Intellektuellen beim Auf

bau eines »geistig-moralischen Blocks«als pädagogische im modernen Sinn.
Die Einheit von Wissenschaft und Leben müsse sich im wechselseitigen
Voneinanderlernen entwickeln; die populären Milieus könnten ständige
Selbstkritik der professionellen Denker verlangen. Wbs jedoch die kulturel
len IVaditionen und Bewertungen des »Alltagsverstands« in die Bestimmung
guten Lebens, richtiger Praxis und einer das Volk befriedigenden Gesell
schaft einzubringen hätten, ob es sich dabei um mehr als kritisch aufzuheben
den Rohstoff handele, blieb in den globalen und nicht zur Stringenz durch
gearbeiteten Überlegungen der Gefängnishefte offen.

Es scheint mir illusionär, an eine Wende für die Arbeiterbewegung zu
glauben, weil Gewerkschaften und sozialistische Gruppierungen ein neues
Verhältnis zu den Intellektuellen verkünden. Wer wird Habermas' Ideal des

»kooperativen Aushandelns von Situationsdefinitionen« (1981, Bd. I, 106)
offen zurückweisen? Wir haben es jedoch auf beiden Seiten zu tun mit über
Generationen ausgebildeten Habilusformen; sie sind eingebunden und re
produzieren sich in Alltagsverhältnissen, die ständig neu die polare Schei
dung zwischen Wissenden und Unwissenden, Intellektuellen und populären
Schichten erzeugen.

Zwar scheint es mir realistisch, die Aufforderung zur kritischen Reflexion
dieser Struktur und ihrer Fraglosigkeiten primär an jene zu adressieren,die
kritische Reflexion alsihreprofessionelle Methode, alsÄther ihrerLebens
welt betrachten. Skeptisch bin ich jedoch aus zweiGründen. Es geht ja nicht

10 Vgl.insbesondereGramsci(1967,129-153).
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einfach um einen »Paradigmenwechsel«, der dort den gleichen Ritualcharak
ter hat wie der Wechsel des Automodells bei den »einfachen Leuten«. Viel

mehr ist der Monopolanspruch der elaborierten intellektuellen Reflexions
methoden, insbesondere ihrer rationalistischen Varianten, zurückzuweisen.
Aber wenn das so geschieht wie in der gängigen Postmoderne, die die Spirale
elitärer Abgrenzung noch eine Umdrehung weiter schraubt, ist nichts gewon
nen. Hier zeigt sich erneut, daß mit dem Anspruch auf das einzig legitime
Wissen das symbolische Kapital der Intellektuellen auf dem Spiel steht und
ihr Distinktionsintcresse jede Selbstkritik nach einem Muster vollzieht, das
ihrestrukturelleÜberlegcnheitsposition wiederherstellt.

Ein neues Verhältnis zum Wissen der »einfachen Leute« scheint mir noch

viel massiver blockiert durch das, was ich die »C02-Falle der Intellektuellen«
nennen möchte. Wenn es um gutes Leben und richtige Lebenweise geht,
springen die selbstzerstörerischen Züge der Volkskultur und der populären
Sinnstiftungsmuster grell ins Auge. Wissenschaftliches Wissen über Ozon
loch und Klimakatastrophe, wachsende Nord-Süd-Kluft und Risiken des
Industrialismus ist im wörtlichen Sinn lebensnotwendig - und es ist doch nur
in den Grenzen des Rationalismus wahres Wissen. Es wird blockiertes und

blockierendes Wissen, Ibil von Distinktionspraxis, wenn es seine Begrenzt
heit nicht reflektiert Der biochemische Nachweis, daß Abgase \^äldsterben
und lYeibhauseffekt forcieren, ist unverständlich in der Sprache jener Kultur,
für die die Nutzung des Autos nicht nüchterner TVansportkalkulation ent
springt, sondern die anfangs skizzierten populären Bedeutungen von Kon
sum artikuliert. Jede/r Kulturanthropologe/in (ich bin keiner) vermöchte auf
Anhieb fünf Motive zu nennen, warum Fahrrad oder S-Bahn in ihrer heuti
gen Verfassung kein funktionelles Äquivalent zu Intimität und Befriedi
gungsvielfalt selbst des im Stau steckenden PKWbilden."

Die Vordenker sind gefangen hinter sclbsterrichteten Mauern: Sie haben
ja so erschreckend recht. Jedoch ist es keine intellektuelle Glanzleistung,
schlicht dem Fremden die Schuld zu geben, wenn die eigene Botschaft nicht

11 Vielleichtleistet die Fahrradindustrie mit ihren erfolgreichenVersuchen, dem mit Arme>L.eu-
te-Geruch umgebenenTransportmittel dasImagevonSport, High-Tech, Risikofreude, Distink-
tionsgewinn zuverleihen,mehrfürunsere Umwelt alsallePredigtengegenden MolochVerkehr.
Undvielleicht wäreein von Designerinnen und Kulturwissenschaftlerlnnen entwickelterPro
totypfür einS-Bahn-System, indem ichfrühstücken, einenschnellen Imbißoder einen Drink
nehmen,am Computerspielen,individuell ausgewählte Musikhörenoder fernsehen(aber auch
absolute Ruhe Finden) kann, effektiverer Dienst an der Menschheit als nocheineStudiezum
falschen Bewußtsein der Autofahrer. Die Probleme der Zivilisation des 3. Jahrtausends sind
nicht zu lösen mit der Volksküchen-Mentalität des 19. Jahrhunderts, die Massenversorgung
gleichsetzt mit Sparsamkeil, Reizlosigkeit,Triebverzicht.
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verstanden, geschweige beherzigt wird. Der intellektuellen C02-Bille ent
zieht sich nur, wer aus den wissenschaftlichen >\ärnungen folgert, daß man
die Lebensauffassungen verstehen muß, an denen sie abprallen. Zum Bemü
hen demokratisch, aufklärerisch und humanistisch gesinnter Intellektueller,
sich auf die Logik populärer Lebenswerte und Sinnkonzepte einzulassen,
gibt es nur zweiAlternativen: die sozialistische Erziehungsdiktatur, die welt
weit auf dem Aussterbeetat steht, und die alltägliche Katastrophe des popu
listisch legitimierten kapitalistischen Industrialismus.'^

Schon anfangs der SOer Jahre war Brecht (1967, 516-518) in der DDR
darauf gestoßen, daß die Vorstellungen der arbeitenden Menschen von der
Einrichtung ihres Alltags kollidierten mit den rationalistischen und funktio-
nalistischen Überzeugungen jener Experten, die sich dem Proletariat zuge
wandt hatten, weil sie von ihm die Durchsetzung sozialer Vernunft auf ihrem
Fachgebiet erhofften. In der Notiz Wovon unsereArchitektenKenntnisnehmen
müssen stellte er unter anderem fest, daß die Arbeiterklasse »schönes Bauen«
erwartete und daß »sie den Satz >Zweckdienlich ist immer schön< nicht

anerkennt.« Für sie gehörte zum guten Wohnen der »kleine Luxus« - auch
wenn er in der ökonomischen und moralischen Bilanz der vom »Pathos der

Sachlichkeit« (Karin Hirdina) ergriffenen Experten als Negativposten er
schien.

Seither sind vier Jahrzehnte ins Land gegangen, und die intellektuelle
Verarbeitung des hier wahrgenommenen Widerspruchsscheint mir keinen
Schritt vorangekommen. Gerade die - unabdingbare - Verteidigung des
Maßstabs gesellschaftlicher Rationalität hat die marxistische Linke daran
gehindert,sichernsthaft mit der Dialektikder Aufklärung auseinanderzuset
zen. Es lief nach dem Muster der selffulfilling prophecy: Man überließ die
aufgeworfenen Probleme der elitären Kultur- und Massenkritik und legte die
Ergebnisse triumphierend unter »spätbürgerliche Absage an die Vernunft«
ab. Ebenso ist es bisher mit den kritischen Anstößen der Postmoderne-Theo

retiker gegangen; die Selbstreflexion der aufgeklärten und humanistischen
Diskurse der Moderne wurde schwierigen Denkern" und modisch-herostra-
tischenSchaumschlägern überlassen - die Vorwände genugfüreine selbstge
rechte Verdammung mit dem Pathos des 19.Jahrhunderts lieferten.

12 Die Formulierung ist unverantwortbar schönrärberiscli; raktisch steht die Frage, ob einer
Aitematlvezurgutgcschmlertenschiefen Ebenedes»ModellsDeutschland« Resonanzgeschaf
fen werden kann.

13 Das Ist nicht wertend gemeint; Althusser und Foucault litten an der Isolierung, in die die
rückhaltlose SchärfeIhrer Untersuchungen sie trieb, und wollten mit Ihrer Kritik geradedie
Scibstgerechtigkelten der Intellektuellen Mandarine dekonstruieren.
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Die Hinweise auf das Ende der großen Erzählungen und auf die radikale
Pluralität der Lebens- und Denkwelten materialistisch-demokratisch aulzu

nehmen, hätte ja eine unübersehbare und identitätsbedrohende Aufgabe
eingeschlossen: Arbeit an einem neuen Verhältnis zum Erbfeind progressiver
Intellektueller - dem »Unverstand der Massen«. Dazu habe ich keine Rezep
te anzubieten: aber ohne Therapie der intellektuellen Kultur sehe ich keine
gesellschaftliche oder gar historische Rolle der Linken und der sozialen
Bewegungen.

Nachbemerkung für Voreilige

Meine Überlegungen versuchen, einProblem anzureißen, nicht Empfehlun
gen zugeben - schon gar nicht die zueinem populistischen Salto mortale. Ich
habe mit Bedacht auf das Gegenstück zur intellektuellen Bornierung verzich
tet: das Schreckensgemälde proletarischer oder basisdemokratischer Selbst-
gercchtigkeit und Minderheitenfeindlichkeit. Auf die sollte sich daher nie
mand herausreden - er böte denn eine Uberzeugende Alternative an zum
reflexiven, selbstkritischen Bearbeiten und Kommunikativmachen beider
Seiten der Medaille."

14 Umdamitgleichzubeginnen: Vielleicht dientder Argumeniationsaufwand desVerfassen samt
den Ritualen männlich-intellektuellen Wissensgeprotzesjanur demeigennützigenZiel,der von
ihm vertretenen Kulturwissenschaft einen Positionsvorteil zu verschaffen. Geriert er sich nicht
alsMoses,der dasauserwählteVolkder linkenIntelligenzvomvertrautenAussichtsturm durch
die Wüste des Selbstzweifels ins gelobte Land erneuerten Masseneinflusses führen will?Oder
wie?
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Dieter Fricke

Erste Versuche einer nicht nur auf die Forschung
bezogenen Bilanz

damit sich marxistische Politikwissenschaft und
Histotioff-aphie tr^en mögen^

Mitteder 80erJahre standenwirin Jena vorder für unsdamals nicht leicht
zu beantwortenden Frage, ob wir uns wie in den Jahren seit 1961 auch künftig
auf die Geschichte der bürgerlichen und kleinbürgerlichen Parteien und
Verbände in Deutschland konzentrieren oder uns einen neuen Forschungs
gegenstand wählen sollten.

Wir machten gerade denvierten, abschließenden Band des »Lexikons für
Parteiengeschichte«^ druckfertig. Der Verlag war sehr daran interessiert, daß
wir als Anschluß und Ergänzung zu unserem Vierbänder ein »Biographisches
Lexikon zur Parteiengeschichte« erarbeiteten.

Dieses in mehrfacher Hinsicht verlockende Angebot lehnten wir jedoch
schließlich ab. Die Gefahr war zu groß, daß eine Forschungsgemeinschaft
nach langjähriger, intensiver lexikalischer Arbeit sich nun weiterhin und
dann nochverstärkt Aufgaben zuwandte, die sehr viel»Erbsenzählen« erfor
derten. Das hatte nichts mit der Unterschätzung einer für jeden Historiker
unerläßlichen, hochachtsamen wissenschaftlichen Detailarbeit zu tun; nur
kann man eine Forschungsrichtung und vor allem auch noch weniger erfah
renere Mitarbeiter leicht in positivistische, a-theoretische Bahnen lenken,
wenn sie sich zu lange und zu ausschließlich mit vorwiegend lexikalischen
Aufgabenbeschäftigt.

Perspektivisch langfristige und fruchtbare Möglichkeiten für eine weitere
schwerpunktmäßige Orientierung auf die Geschichte der bürgerlichen Par
teien waren durchaus gegeben und wurden von uns auch gesehen. Weitgehen
des wissenschaftliches Neuland waren und sind heute noch, um nur beispiel
haft drei Problemkomplcxe zu nennen:

1 Frank Deppe ineiner Buchwidmung anden Verfasser, IZ November 1986.
2 Siehe Lexikon zur Parteiengeschichte. Die bürgerlichen und kleinbüigerlichen Parteien und

Verbände in Deutschland (1789-1945). In vier Bänden. Hreg. von Dieter Fricke (Leiter des
Herausgeberkollcktivs), Werner Fritsch, Herbert Gottwald, Siegfried Schmidt und Manfred
WeiBbecker, Leipzig-Köln 1983-1986. - Siehe auch als Voigänger Die bürgerlichen Parteien
in Deutschland. Handbuch zur Geschichte der bürgerlichen Parteien und anderer bürgerlicher
Interessenorganisationen vom Vormärz bis zum Jahre 1945. Hrsg. von einem Redaktionskol
lektiv unter der Leitung von Dieter Fricke, Bd. Iu. II, Leipzig-Berlin (West) 1968 u. 1970.
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- die Genese von Parteien und Parteiensystemen undderen sich bis in die
Gegenwart verändernde Rolle und Funktion;

- komparative, zu einer Gesamtdarstellung hinführende parteiengeschicht
liche Untersuchungen;

- das bereits auf einer Konferenz in Jena 1976^ diskutierte, aber noch
weitgehend ungenügend erforschte Verhältnis von bürgerlichen Parteien
und Massen.

Wenn wir uns dennoch für einen neuen, wesentlich umfassenderen For
schungsgegenstand entschieden und für einen längeren 2Leitraum die Frage,
wie die bürgerliche Gesellschaft seit dem 18. Jh. politisch organisiert war, inden
Mittelpunkt unserer zukünftigen Forschungsarbeiten stellten, dann hatte das
vorallem die folgenden, hiernur anzudeutenden Gründe:

Zum einen wolltenwir dem immerdringlicheren ErfordernisRechnung
tragen, daß sich der Historiker weitaus stärker und zielgerichteter Grundfra
gen der gesellschaftlichen Entwicklung zuwendet und dementsprechend
auch gesamtgesellschaftliche und epochenübergreifende Prozesse und Er
scheinungen untersucht und darstellt. Damit war natürlich nicht ein Streben
nach Vollständigkeit als »geiler Gang aufs >Große Ganze«« gemeint^ Und
um bei Wilter Benjamin zu bleiben, sollte auch nicht ignoriert werden, daß
der»historische Materialist« vorder Aufgabe steht,»einebestimmte Epoche
aus dem homogenen Verlauf derGeschichte« mit dem Ergebnis »herauszu
sprengen..., daß im Werk das Lebenswerk, im Lebenswerk die Epoche und in
der Epoche der gesamte Geschichtsverlaufaufbewahrt ist und aufgehoben«.'
Worum esvielmehr ging, war eine komplexe Sicht aufgesellschaftliche Er
scheinungen und Entwicklungsprozesse anstelle ihrer oft nur scheibchenwei-
sen Untersuchung und Darstellung. Ohne daß die Bedeutung monographi
scher Arbeiten oder der vielgerühmte »Mut zur Lücke« in Frage gestellt
werden sollte -, esging darum, ein einseitiges, die Tbtalität des historischen
Prozesses negierendes oder ihr positivistisch gegenüberstehendes Speziali
stentum zu überwinden.

Zum andern wollten wir die durch die bisherigen Jenaer parteienge
schichtlichen Forschungen gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen*wei
terführen und optimal nutzen.

3 Siehe Jenaer Beiträge zur Parieiengcschichte (JBP), Nr. 39 (Dezember 1976); Dieter Fricke:
Bürgerliche Parteien und werktätige Massen. Methodologische Probleme, in: ZIG, 1977, H.2,
S.12S.142. , . .

4 Benjami'», Walter Allegorien kulturelierErfahrung. AusgewähiteSchriften 1920-1940, Leipzig
1984, S. 124.

5 Ders.: OberdenBegriffderGeschichte, in; Ebenda, S.166.
6 Siehe hieizu JBP, Nr. 1-49 u.51; Dieter Fricke: Probleme derOrganisation und Leitung eines

Forschungskollektivs, in: ZfG, 1965, H.6,S.957-972.
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Und schließlich handelte es sich darum, daß die für eine Universität
unerläßliche Verbindung von Forschung und Lehre so effektiv wie möglich
gesichert wurde.

Das neue Fbrschungsprojekt wurde Ende Oktober 1986 auf einer wissen
schaftlichen Konferenz an der Friedrich-Schiller-Universität Jena aus der
Thufe gehoben. Damit begann einePhase, deren Hauptinhalt darin bestand,
den Forschungsgegenstand zu bestimmen und zu präzisieren, mit ihm ver
bundene theoretische und methodologische Grundfragen zu erkennen und
zu diskutieren (wobei naturgemäß zunächst mehr Fragen aufgeworfen wur
denalsAntworten gegeben werden konnten), mittel- undlangfristigen Vor
lauf für die erforderlicheQualifizierung befähigter Nachwuchswissenschaft
ler in die Wege zu leiten und die nächsten Arbeitsschritte und Publikations
vorhaben festzulegen.

GanzimSinneseinerbereitsals Mottozitierten Widmung gabunsFrank
Deppe wertvolle Hilfe, indem er z.B. in Jena einen Vortrag über Antonio
Gramsci und aufunserer zweiten JenaerKonferenz imApril 1989 eines der
einführenden Referate hielt.

Antonio Gramsci war für uns vorallem unter zwei Aspekten vonbeson
derem Interesse. Einmal wegen seiner Gedanken zum Problem der Hegemo
nie, auf die später nocheinzugehen sein wird, und zumandern hinsichtlich
seines Vergleichs zwischen dem Oberbau der bürgerlichen Gesellschaft und
dem »Grabensystem immodernen Krieg«l

Wir fanden uns in unserem Forschungsvorhaben bestätigt und bestärkt,
wenn Gramsci forderte, »gründlich zu studieren, welches die Elemente der
bürgerlichen Gesellschaft sind, dieden Verteidigungssystemen imStellungs
krieg entsprechen. >Gründlich< wird mit Absicht gesagt, denn sie wurden
zwar studiert, doch nur von oberflächlichen und banalen Gesichtspunkten
aus, so wiegewisse Forscherder Sittengeschichtenur die Absonderlichkeiten
der weiblichen Mode studieren.«^

Im folgenden möchte ich zunächst ganz knapp den theoretischen und
methodologischen Ansatz skizzieren, den wir im Herbst 1986 für das Heran
gehenan das Forschungsprojekt' zur Diskussion stellten und biszum Früh
jahr 1989weiter präzisierten.

7 Gramsci,Antonio: ZurPolitik, Geschichte und Kultur. Ausgewählte Schriften, Leipzig 1980, S.
270.

8 Ebenda, S. 271.
9 Siehe zum folgenden Fricke, Dieter Die politische Otganisation derbüigeriichen Gesellschaft

in Deutschland von 1789 bis zur Gegenwart in der BRD. Aufgaben und Probleme ihrer

203



Seinen Gegenstand faßten wir als die Gesamtheit der Institutionen und
Organisationen auf, in denen sich das politische Leben der bürgerlichen
Gesellschaft vollzieht unddieobjektivvon den in ihrwirksamen Klassenin
teressenbestimmtwerden;und zwaralsOrganisationsform und Resultat von
Klassenverhältnissen und Klassenauseinandersetzungen.

Inder politischen Organisation der bürgerlichen Gesellschaft sahen wir
hauptsächlich zwei Strukturelemente: zum einen den Mechanismus, mit dem
die herrschenden Klassen und ihre Verbündeten die politische Macht aus
üben, und zum andern denMechanismus des Klassenwiderstands des Prole
tariats undseinerVerbündeten gegen dieökonomische undsozialpolitische
Herrschaft der Bourgeoisie.

Obwohl sich beide Strukturelemente unversöhnlich gegenüberstehen,
schließt dasdennoch deneinheitlichen, ganzheitlichen Charakterder politi
schen Organisation der bürgerlichen Gesellschaft nichtaus.

Herrschend und bestimmend war für uns das erste Strukturelement, das
einen staatlichen und einen nichtstaatlichen Bereich umfaßt; also
- den Staat als die entscheidende,führende politische Institution und
- dieimStaatsmechanismus verkörperte Gesamtheit der Institutionen und

Organisationen, mitdenen dieStaatsmacht ausgeübt wird.
Eng verbunden und verflochten mit dem Staatsmechanismus ist der nicht

staatliche Bereich, zu dem wir vornehmlich zählten:
- Parteien und Verbände,
- parlamentarische Körperschaften,
- Massenmedien,

- religiöse und kirchliche Institutionen,
- Institutionen des Bildungs- und Erziehungswesens,
- Organisationen und Institutionen des Kultur- und des Freizeitbereiches,
- Vereine in ihren verschiedensten Formen.

Unser Hauptanliegen bestand darin, nicht einzelne Elemente der politi
schen Organisation der bürgerlichen Gesellschaft, sondern diese in ihrer
Gesamtheit, gegenseitigen Bedingtheit und Wechselwirkung, also im Sinne
Gramscis als den »großartigen Komplex von Schützengräben und Befesti
gungen der herrschenden Klasse«'® zu untersuchen.

hUlorischen Erfoischung, in: JBP, H. 49, S.t4-S0. - Dcrs.: Politisches Herrschaftssystem und
bOigerliche Gesellschaft. Aufgaben und Probleme ihrer Erfoischung und Darstellung. Haiipt-
referat aufder wissenschaftlichen Konferenz des IZG an der Friedrich-Schiller-Univeisität
Jena, 6/1. April 1989 (Manuskript). Besonders der erste Beitrag stützte sich maOgeblich auf:
M. N. Marcenko: Ocerki teorii politiceskoj sistemy sovremennogo butzuaznogo obscestva,
Moskva 1985.

10 Zit. in Kramer, Annegret: Gramscis Interpretation des Mantismus, in: Holz, Hans Heinz/Sand-
kOhler, Hans Jörg (Hrsg.): Gramscis Philosophische und revolutionäre Politik in Italien, Köln
1980,8.177.
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Ausdiesem Anliegen ergab sich eineReihevon Problemen, diewirgröß
tenteils bereits damals sahen, ohne uns jedoch schon immer ihrer ganzen
IVagweite bewußt gewesen zusein. Anderesinderst dasErgebnis von Über
legungen über die Ursachen für den Zusammenbruch der DDR und des
realen Sozialismus. Sie sind bei weitem noch nicht abgeschlossen, so daß
schon allein deshalb bei den folgenden mehr thesenhaften Überlegungen
keine Vollständigkeit erwartet werden darf.

In der Geschichtswissenschaft wie auch in den anderen Gesellschaftswissen
schaften der DDR hatte es hinsichtlich systemwissenschaftlicher und -theo
retischerFragen, abgesehen voneinemgewissen Boomin der zweiten Hälfte
der 60erJahre, eine unfruchtbare Abstinenz gegeben. Dasbegann sich zwar
in den 80er Jahren zu ändern. Die Notwendigkeit systemwissenschaftlicher
Untersuchungen wurde nun auch von den Historikern erkannt; aber weiter
hin herrschte bei vielen - mich eingerechnet - Unsicherheit über deren
Anwendung vor. Hinzu kam, daß wir strukturmechanische Methoden nicht
miteinem lebendigen, inständiger Entwicklung begriffenen Organismus wie
diebürgerliche Gesellschaft inÜbereinstimmung bringen konnten und woll
ten.

Erschwerend wirkte es sich für uns aus, daß wir es mit Kategorien des
historischen Materialismus zu tun hatten, die entweder relativ jungwaren
oder deren Inhalt neu zu durchdenken war.

Zudenersteren gehörten außer der politischen Organisation der Gesell
schaft vorallem die Kategorien des politischen Systems und der politischen
Kultur mit zum Tbil noch nicht ausgereiften, oft sich widersprechenden
Konzepten und Definitionen.

Vikis das Erfordernis anbelangt, ältere Kategorien neu zu durchdenken,
traf das in besonders hohem Maße auf die des Staates zu, der in unserem
Fbrschungsprojekt eine zentrale Rolle spielt, ^r der Staat von uns lange
2^it nuralsMacht- und Unterdrückungsinstrument der herrschenden Klasse
aufgefaßt und dargestellt worden, so hatte seine entscheidende Rolle bei der
»Besorgungder gemeinsamen Geschäfte der Gesellschaft«" eine immer stär
kere Berücksichtigung gefunden, ohne daß aber sein janusköpfiges Wesen
bereits genügend durchdacht worden war. Nicht unbeachtet durften außer
dem die einzelnen, vielfach allerdings unhistorisch dargestellten Etappen
seiner weiteren, dritten gesellschaftlichen Funktion bleiben, nämlich der
staatlichen Regulierung undder Herausbildung entsprechender halbstaatli-

11 Maix, Karl/Engels, Friedrich: Werke (MEW), Bd.20.S.169.
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eher Institutionen und Organisationen, die für Deutschland, wenn von
Frankreich abgesehen wird, besonders charakteristisch waren, d.h. die des
öffentlich-rechtlichen Kammerwesens und solche Dachverbände wie der
Deutsche Handelstag oderder Zentralausschuß vereinigter Innungsverbän
de.

Die hier genannten Hauptfunktionen des Staates können nicht voneinan
derschematisch getrennt werden. Die entscheidende bleibt seine erste. Die
erforderliche Berücksichtigungderbeiden anderenundderhier nichtzuletzt
bei den Historikern vorhandene Nachholbedarf würden nicht rechtfertigen,
deshalb die Rolle und Funktion des Staates als Macht- und Unterdrückungs
instrument herabzumindern oder zu negieren.

Für den Historiker kann und darf es bekanntlich nicht darum gehen,
Kategorien dogmatisch mit Geschichte gleichzusetzen. Kategorien haben,
nach Marx und Engels, als »Abstraktionen ... für sich, getrennt von der
wirklichen Geschichte,durchaus keinen Wert. Sie können nur dazu dienen,
dieOrdnung des geschichtlichen Materials zu erleichtern, die Reihenfolge
seiner einzelnenSchichten anzudeuten. Sie geben aber keineswegs, wie die
Philosophie, ein Rezept oder Schema, wonach die geschichtlichen Epochen
zurechtgestutzt werden können. DieSchwierigkeit beginnt imGegenteil erst
da,womansichan die Betrachtung und Ordnung desMaterials, sei es einer
vergangenen Epoche oder der Gegenwart, an die wirkliche Darstellung
[bejgibt«.'̂

Einesolche Darstellung - das war für sie das »Studium des wirklichen
Lebensprozesses und der Aktion der Individuen jeder Epoche«", »die Pro
be«auf die in der Geschichte wirksamen Gesetzmäßigkeiten."

Verständlicherweise mußte uns anfänglich besonders das beschäftigen,
was man Sl\sAnatomie derpolitischen Organisation derbürgerlichen Gesell
schaft bezeichnen könnte, war doch eine gründliche Analyse und Bestim
mung ihrer Struktur elementare Voraussetzung für alle weiteren Arbeiten.
Einesolche Orientierung brachte jedoch auch die Gefahr mit sich, daßder
Historiker seine Seele verlieren und in eine Art Institutionalismus abgleiten
konnte. Das hätte zu einer von rein institutionellen Fragen bestimmten
Institutionenlehre geführt und folglich die Sicht auf gesellschaftliche Er
scheinungen und Prozesse verzerrt und verengt.

wir infolgedessen dringend benötigten, das war dieErforschung der
Physiologie dieser Strukturelemente. Oder anders gesagt: Das war die politi-
12 Maix, Karl/Engels, Friedrich: Die deutsche Ideologie, in: MEW, Bd. 3,S.27.
13 Elxnda.

14 trngrfs, Friedrich: Vorrede (zur dritten AuHage (1885) »Der achtzehnte Brumaire des Louis
Bonaparte« vonKarl Maix], in;MEW, Bd.8,S.562.
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seheOrganisationder bürgerlichen Gesellschaft in Aktion, und zwarsowohl
auf ihrer horizontalen Ebene als auch im vertikalen Bereich.

Von den historischen Daseinsformen der uns besonders interessierenden
Kategorien besaßen wirin der Regel nurgenaue Kenntnisse hinsichtlich der
Funktion und Entwicklung einzelnerStrukturelcmente in bestimmtenhisto
rischen Zeitabschnitten und nur ganzvereinzelt etwas über ihre Verflechtung
und ihr Zusammenwirken.

>Ähs die Genese der politischen Organisation der bürgerlichen Gesell
schaft in Deutschland betrifft, wurde uns immer deutlicher, daß wir nicht
schematisch mit dem JahrderFranzösischen Revolution von 1789 beginnen
konnten, sondern in unsere Analysen die»Kindheitsperiode der modernen
bürgerlichen Gesellschaft«", den langwierigen, alles andere als geradlinigen
Prozeßder Ablösung der feudalabsolutistischen Herrschaft und der Beteili
gung der Bourgeoisie an der politischen Macht einbeziehen mußten. In
diesem Zusammenhang ergab sich die noch nicht endgültig beantwortete
Frage nach den durch die sozialökonomische Gesellschaftsformation des
Feudalismus bestimmten Grund- und Wesenszügen derpolitischen Organi
sation der Feudalgesellschaft und ihren Veränderungen im Prozeß der bür
gerlichen Umwälzung.

Diskussionen über Sinn und Berechtigung des von uns gebrauchten Be
griffe bürgerliche Gesellschaft konnten nicht mehr mit einem zusammenfas
senden Ergebnis abgeschlossen werden."

Unbeantwortet blieb weiterhin, wie und wann sich die politische Organi
sationderbürgerlichen Gesellschaft gegenüberder feudalen durchsetzte und
welche besonderen Wesenszüge für sie allgemein und regional in Deutsch
land kennzeichnend waren.

Nicht nur hier,sonderninsgesamt gesehen erwiesen sich relevante kom
parative regionalgeschichtlichc Studien als ein dringendes Desiderat, weil
nur sie esermöglichen, den in Deutschland infolge der territorialen Zersplit
terung besonders komplizierten Prozeß der Vereinheitlichung von politi
scher Herrschaft und der Herausbildung der politischen Organisation der
bürgerlichen Gesellschaft voll zu erfassen."

15 Maix, Karl: ZurKriiik derPolitischen Ökonomie, in: MEW, Bd. 13, S. 133.
16 Siehe Kraiker, Gerhard: Bargerliche Gcscilschafi, in: EuropäischeEnzyklopädiezu Philosophie

und Wissenschaften. Hrsg. Hans JörgSandkQhler, Bd. 2,Hamburg 1990, S.331-339.
17 So konnteschon allein der VereinheiilichungsprozcOder Verwaltung in den größtendeutschen

Tenitorialstaatcn nicht dargestellt werden, ohneeineintime Kenntnis ihrerGeschichte und
entsprechende Berücksichtigung der Auswirkungen der industriellen Revolution und deren
Folgen für diesoziale Frage, die Bevölkerungsvermchrung und -mobilität, die neuen Verkehrs
möglichkeiten oder derProzesse in derBürokratie und der Herausbildung der Verwaltungs
rechtswissenschaft. Siehe Ellwein, Thomas: Entwicklungstendenzen derdeutschen Verwaltung
im 19. Jh, in: Oers. u.a. (Hrsg): Jahrbuch zurStaats- und Verwaltungswissenschaft, Bd. 1/1987,
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Angesichts der ungemein großen Vielfalt und Breite des Forschungsvor
habens orientierten wir uns zunächst auf die Erarbeitung einer, dann aller
dings der »Wende« zum Opfer gefallenen zweibändigen Darstellung der
Geschichte des politischen Herrschaftssystems in Deutschland von 1871 bis
1945.

Im Unterschied zum politischen Regime bleibt das politische Herr
schaftssystem für einen bestimmten historischen Zeitraum beständig und
weist es das bereits einleitend skizzierte Grundmuster auf. Konkret-historisch
interessierte uns besonders,

- wo die realen Macht- und Entscheidungszentren lagen;
- welchen Platz die einzelnen Institutionen und Organisationen in diesem

System einnahmen und wiesich dieserveränderte;
- welche Funktionszusammenhänge zwischen ihnen bestanden, bzw. wie sie

aufvielfältige Artund Weise miteinander verbunden waren, sich wechsel
seitig bedingten und aufeinander einwirkten oder auch miteinander in
Konflikt gerieten;

- welches spezifische Verhältnis sich zwischen einzelnen Institutionen und
Organisationen des nichtstaatlichen Bereiches und dem Staatsmechanis
mus entwickelte;

- welche inneren und äußeren Ursachen zu Veränderungen des politischen
Herrschaftssystems führten bzw. seine Stabilität oderLabilität und Kri
senanfälligkeit bewirkten, undwiesichdiesekonkret-historisch äußerten.
Als besonders problematisch erwies sich hinsichtlich der Bestimmung

seines Gegenstandes undseinerhistorischen Daseinsformen das neben dem
politischen Herrschaftssystem existierende zweite Strukturelement: derMe
chanismus des Klassenwiderstandes des Proletariats. Die Stellung beider
Strukturelemente zueinander entspricht dem widersprüchlichen, klassenan
tagonistischen und zugleich einheitlichen Charakterderkapitalistischen Ge
sellschaft.

Die Erkenntnis, daß die Geschichte der Arbeiterbewegung nicht wie eine
Art Monade erforscht und dargestelltwerdendarf, hatte bei uns in Jena von
Anbeginn aneine entscheidende Rolle gespielt Sie veranlaßte uns dazu, die
Klassenauseinandersetzungen zwischen Bourgeoisie und Proletariat in ihrer
ganzen Vielfalt und Breite zu beachten. Ein Prinzip, das nun aufdas neue
Forschungsvorhaben ineinem noch wesentlich höheren Maße zutraf und bei
dem wir eigentlich bereits über genügend methodologische Erfahrungen und
Faktenkenntnisse verfügten.

Unser im Grundsatzrichtiges Bemühen, die ganzeBreite des Klassenwi
derstands zu berücksichtigen und ihnkonkret-historisch zubestimmen, löste

Baden-Baden 1987, S. 27 ff.
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allerdings noch nicht das eigentliche Problem, das erst jetzt vollerkennbar
geworden ist.

Abgesehen von dem von uns mit einem Ihbu belegten Stalinismus und
seinen verhängnisvollen Auswirkungen auf Deutschland und die deutsche
Arbeiterbewegung wares inersterLiniedie Leninsche Parteikonzeption, die
unsden Mechanismus des Klassenwiderstandes nicht tiefgründig und umfas
send genug erkennen ließ. Wirwaren zwarseit vielen Jahren darum bemüht,
dieseunter den Bedingungen der Illegalitätimzaristischen Rußlandbewähr
te Parteikonzeption nicht schematisch auf Deutschland und die Arbeiterbe
wegung anzuwenden; aber letztlich war sie doch für uns ein Prokrustesbett
geblieben."

Bereits vom Beginn unserer Forschungen über dieGeschichte der bürgerli
chen Parteien an hatten wir uns im Sinne der Altersbriefe von Friedrich
Engels von einer vulgärmaterialistischcn Geschichtsauffassung distanziert
und zum Beispieldas komplizierte Wechselverhältnis zwischen Parteien und
den hinter ihnen stehenden Klassen bzw. Klassenkräften in seiner ganzen
Dialektik und auch Gebrochenheit aufzufassen versucht." In zunehmendem
Maße war es uns dabei auch um die Berücksichtigung einmal in die Welt
gesetzter und damit verselbständigter ökonomischer und sozialer, ideologi
scher und kultureller, sozialpsychischer und bewußtseinsmäßiger Faktoren
gegangen."

Eigengesetzlichkeit und Eigendynamik unseres Fbrschungsgegenstandes
durften uns nicht dazu veranlassen, den - in dialektischem Sinne gemeinten
-determinierenden Einfluß der materiellen Verhältnisse zu mißachten.

Dieses nicht unzutreffend als eine der »schwierigsten Aufgaben« einer
marxistischen Gesellschaftsanalyse bezeichnete Anliegen erforderte die Be
antwortung der Frage, »inwiefern trotz relativ eigenständiger Entwicklung
der politisch-ideologischen Bereiche und der in ihnen Tätigen es dennoch
letztlich Zwängeund Impulseder materiellen Verhältnisse, insbesondereder

18 Die für mich persönlich und wissenschaftlich gleichcrmaSen wichtige Frage nach derfür die
deutsche Arbeiterbewegung maßgeblichen Parteikonzepiion, vorausgesetzt, daß eseine solche
Oberhaupt gibt,vermag ich(noch)nicht zu beantworten.

19 Siehe hierzu u.a. Fricke, Dieter. Grundfragen einer maixistischen Analyse des Chaiakters
bürgerlicher Parteien, in: Annales. Universitates Scientiarum Budapestinensis de Rolande
Eötvös nominatae. Sectio HUtorica, Tomus XIII, Budapest 1972, S.183-206.

20 Diese Aussage trifft allerdings nicht ffirdie Faschismusanalyse zu. Die hiervorhandenen engen
Grenzen die, inJena durchaus alsschwerwiegendes Desiderat empfunden wurden, waren auf
allgemeine, systembedingte Mängel der DDR-Geschichtswissenschaft zurückzuführen.
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Eigentumsverhältnisse sind, die jene Bewegung und Entwicklung bedin
gen.«"

In einem seiner Altersbriefe bezeichnete Friedrich Engels es als »Haupt
prinzip..., die übrigen an der Wechselwirkung« zwischen materiellen Ver
hältnissen und gesellschaftlichem Bewußtsein »beteiligten Momente zu ih
rem Recht kommen zu lassen«". Das entspricht dem Anliegen nach der
Erforschung der »Vermittlungsformen«, die »materielle Interessen einer
Klasse zu geistigen Impulsen des praktischen und theoretischen Verhaltens
derIndividuen im Bereich des gesellschaftlichen Überbaus werden lassen.«"

Eine materialistisch begründete Antwort aufdie Frage, wiedie bürgerli
che Gesellschaft politisch organisiert war, kann deshalb nur schlüssig und
überzeugend sein, wenn sie»den Gedanken derrelativen Selbständigkeit und
Unabhängigkeitder politisch-ideologischen Bereichevon der Ökonomik mit
der Erforschung der Vermitilungsformen« verbindet, »die die materiellen
Verhältnisse mit dem jeweiligen Überbaubereich verknüpfen«, und »diese
vermittelnden Formen als praktisches Verhalten vonGruppenund Individu
en zu erfassen« sucht."

Verhaltensorientierungen gehen beispielsweise durch die von den ent
sprechenden Institutionen bewirkte Erziehung oder gesetzten Normen aus.
Faktisch gibt es keinen Bereich der politischen Organisation der bürgerli
chen Gesellschaft, der nicht in einer bestimmten Art und Weise an entspre
chenden »Vermittlungsformen«beteiligt ist.

Solche Überlegungen waren für uns besonders wichtig, weil wir seit An
fang der80erJahreimmer klarer erkannt hatten, daß es nicht mehr anging,
das Wechselverhältnis von Gesellschaft und Individuum unbeachtet zu las
sen.Bisher hattenwiruns inder Regel daraufbeschränkt, dieGeschichte als
einen gesetzmäßigen naturgeschichtlichen Prozeß undals Resultat mensch
licher lätigkeitzu analysieren. Wir faßten siejedoch nicht auch alsEntwick
lung der menschlichen Individualität auf" und ließen ebenfalls den Gedan
ken Jacob Burckhardts: »Zeit und Mensch treten in eine große, geheimnis
volleVerrechnung«"unberücksichtigt.

Die politische Organisation derbürgerlichen Gesellschaft gehört zuden
maßgeblichen Bedingungen, »die das menschliche Individuum formen und
seine Wechselwirkung mit der Gesellschaft bestimmen«." Von den daraus
21 Stiehler, Gottfried; Aspekte desMaterialismus als Prinzip derGesellschaftsanalyse, in: Deut

scheZeitschriftfür Philosophie (DZfPh),S/1987. S.389.
22 Friedrich Engels anJoseph Bloch, 21 ./22. September 1890, in: MEW, Bd. 37, S. 465.
23 Stiehler, a.a.O., S. 389.
24 Ebenda, S. 387.
25 Siehe Kelle, Wladislaw/Kowalson, Matwcj: Theorie und Geschichte, Berlin 1984, S.188.
26 Burckhardt, Jacob: Weltgeschichtliche Betrachtungen, Leipzig 1985, S.201.
27 Kcllc/Kowalson, a.a.O., S. 192.
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resultierenden methodologischen undtheoretischen Problemkomplexen soll
hiernuraufdiedrei folgenden hingewiesen werden. Siebeziehen sich alleauf
das praktische Verhalten gesellschaftlicher Subjekte und so auch auf die
konkret-historisch umzusetzende Frage nach den »Vermittlungsformen« ma
terieller Interessen.

Zum einen handelte es sich um Gramscis Erkenntnis, daß sich die »Vor
herrschafteiner sozialenGruppe« auf zweierlei Weise offenbart:»als>Herr-
schaft< undals>geistige undmoralische Führung<«^* Hieraus leiteteerdie für
unser Forschungsvorhaben zentrale Frage ab, in »welchen Formen und mit
welchen Mitteln« esdenHerrschenden gelang, »den Apparat (den Mechanis
mus) ihrer geistigen, moralischen und politischen Hegemonie aufzubau
en?«®

Zum andern geht es um die Kategorie der politischen Kultur. Diese
»außerhalb der marxistischen TVadition«® entstandene Kategorie weist eine
»Vielfalt kontrastierender, ehernoch konkurrierender Positionen«'' auf, wo
bei ihrebisherigen historiographischen Ansätze methodologisch noch äuß
erst unzureichend sind. Dennoch wäre eine methodologisch und theoretisch
fundierte Kategorie derpolitischen Kultur für eine Analyseder»Erscheinun
gendes gesellschaftlichen Bewußtseins..., dieaufdie Formierung, Entwick
lung und IStigkeit der politischen Institutionen sowie auf das politische
Massenverhalten derBürger einwirken«", auch für unser Forschungsvorha
ben von großer Bedeutunggewesen.

Schließlich möchte ich auf ein sowohl sozialökonomisches als auch poli
tisches, nationales undsozialpsychisches Problem hinweisen, für das EricJ.
Hobsbawm den Begriffder »multidimensionalityofhuman beings in society«
gewählthat und das auchdie Fragenachdensekundären Klassenmerkmalen
tangiert. In einem Vortrag über »Working-Class Internationalism« führte
Hobsbawm aus:

»It was and it is perfectly possible for a manor woman to see themselves
simultaneouslyas-1 deliberately choose anextreme case- a proud Irishman,
amemberoftheworking class, a Catholic, a Kerryman, a member ofthe great
Clan of the O'Connells and a Veteran of the Irish Guards of Her Majesty,
stressing oneidentiflcation or another according to theSituation. Thus Irish
Citizens, who enjoy voting rights in both Ireland and the UK, may be streng
28 Gramsd, Antonio: a.a.O., S.277.
29 Et)enda,S.278.
30 Galkin,AlcstanderA.:Herrschaflseliie.PolitischesVerhaUen.PolitischeKuUur.Zurpolitischcn

Soziologie desheutigen Kapitalismus, Ftankfurt a. M.1986, S.138.
31 Iwand, Wolf Michael: Paradigma Politische Kultur. Konzepte, Methoden, Ergebnisse der

Political Culture-Forschung inderBundesrepublik, Opladen 1985, S.517.
32 Galkin, a.a.O., S. 134.
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supporters oftheBritish Labour Party inBirmingham butvote for theFianna
Fallandnot the IrishLabourofWorkers' partieswhentheyretum to the Irish
Republic. There are times when such a man may himself feel theObligation
to chooseonesuchidentity andrejectanother,but it will almostcertainly not
be when British or Irishpolitician thinks he must We mustnever forget the
multidimensionality of human beings insociety.«"

Bei der theoretischen und methodologischen Bestimmung unseres R)r-
schungsvorhabens hatten wir wie in denJahren zuvor das Hauptaugenmerk
auf diepolitische Geschichte gelegt. Das entsprach dem allgemeinen Ver
ständnis in der Geschichtswissenschaft der DDR von ihrer besonderen Be
deutung hinsichtlich der grundlegenden Frage nach der politischen Macht,
den Formen ihrerAusübung und Legitimierung ebenso wiedes Kampfes um
sie.

Politische Geschichtewurde von uns nicht deskriptiv, oberflächlich und
konservativ verstanden. Injeder Beziehung lag uns eine schon von Karl Marx
und Friedrich Engels inder »Deutschen Ideologie« als»widersinnig« kriti
sierte, »diewirklichen Verhältnisse vernachlässigende Geschichtsauffassung
mit ihrer Beschränkung aufhochtönende Haupt- und Staatsaktionen«'̂ fern.

Im Rückblick kann festgestellt werden, daß mit dem neuen Forschungs
vorhaben auch neue durchaus erfolgversprechende Wege gegangen wurden.
Manche unserer bisherigen Mitstreiter waren skeptisch und hielten das Pro
jekt für nicht realisierbar. Bei einem Herangehen mit langem Atem und
präzisierten, aufeinander abgestimmten kurz-, mittel- und langfristigen Auf
gaben und Etappenzielen bestanden jedoch gute Aussichten, es in seinem
Hauptanliegen nach dem Prinzip learning by doing und mit durchaus mögli
chen konzeptionellenKorrekturen zu verwirklichen.

Was wir allerdings unterschätzten bzw. mißachteten, das war die tiefe
gesellschaftliche Krise, indersich dieDDR zudieser Zeitbereits befand und
die auch ihre Geschichtswissenschaft ergriffen hatte.

Inhaltlich gesehen äußerte siesich für uns darin, daß wir bei den histori
schen Lehren, die wir aus unserem Forschungsvorhaben zogen, die Augen
vordem verschlossen, was im gesellschaftlichen Leben derDDR im Wider
spruch zu ihnen stand und 1989 mit zum Zusammenbruch der DDR führte.
Wenn wir uns dieser Krise gegenüber passiv verhielten oderuns auch weiter-

33 Inlemalionalism in Ihe Labour-Movemcnl 1830-1940. Edited by Frite van Holihoon/Marcel
van der Linden, Dd. I, Leiden 1988, S. 14.

34 MEW,Bd.3,S.36.
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hin politisch instrumentalisieren ließen, dann war das hauptsächlich einer
falsch verstandenen inneren Verbundenheit mit der DDR und der irreal
gewordenen Auffassung von einem letztlich immer noch stabilen Staat ge
schuldet, der fürdieSicherung desFriedens in Mitteleuropa unerläßlich sei.

Das war ein verhängnisvoller Fehler, mit dem wir nicht nur dazu beitru
gen, es denjenigen leichter zu machen, die nicht nur Ergebnisse unserer
gesamten Arbeit, sondern auch lebenswichtige Lehren und Schlußfolgerun
gen aus der deutschen Geschichte der letzten Jahrhunderte in Frage stellten
bzw. diskreditierten sowie Marx und seine wissenschaftliche Lehre über
haupt für tot erklärten.

Wenn mitdem Untergang der DDRauch die JenaerForschungsgemein
schaftzerbrachunddamitoft jahrzehntelangewissenschaftliche und mensch
liche Beziehungen zerfielen, dann liegen hier TVümmer, die nicht mehr zu
einem Ganzen zusammengefügt werden können. Diese Erkenntnis hat zu
gleich denWert erhaltengebliebener undoftsogarfester gewordener freund
schaftlicher und kollegialer Beziehungen nur nochstärkerbewußt gemacht.

Ein nicht unwichtiges Moment. Es kann dazu beitragen,daß der Wunsch
nach einem aufdenItümmern zuerrichtenden Aussichtsturm keine Utopie
bleibt und sich die folgenden nurzweitweilig alsbedrückend empfundenen
Gedanken Alexander Herzens endgültig verflüchtigen werden:

»... absonderliche Einfälle kommen dem Menschen, wenn er keinen Aus
wegweiß undseinWunsch etwas zu tun,in ihm so mächtig geworden ist,daß
Kopf und Herz davon schmerzen. Er aber muß zu Hause sitzen, die Hände
im Schoß.«
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Heinz-Gerd Hqfschen

»Ein sehr notwendiges Stück Arbeit«

Die gegenwärtige Niederlage desSozialismus und die
Geschichtsschreibung der Arbeiterbewegung

»Eine schwerere Niederlage alsdie, welche die Revolutionspartei - oder besser
die Revolutionsparteien - auf dem Kontinent an allen Punkten der Kampflinie
erlitten, ist kaum vorstellbar. E)och was will das besagen? Umfaßte nicht das
politische Ringen desbritischen Bürgertums um diesoziale und politische Vor
herrschaft achtundvieizig, das des französischen Bürgertums vierzig Jahre bei
spielloser Kämpfe? Und waren sie ihremTriumph nicht geradedann am näch
sten, alsdiewiederhergestellte Monarchie sich fester imSattel wähnte denn je?
Die Zeiten jenes Aberglaubens, der Revolutionen auf die Bösartigkeit einer
Handvoll Agitatoren zurückführt, sindlängst vorüber. Alle Welt weiß heutzuta
ge,daß jeder revolutionären Erschütterung eingesellschaftliches Bedürfnis zu
grunde liegen muß, dessen Befriedigung durch überlebte Einrichtungen verhin
dertwird. Das Bedürfnis mag noch nicht sodringend, soallgemein empfunden
werden, um einen unmittelbaren Erfolg zu sichern; aber jeder Versuch einer
gewaltsamen Unterdrückung wirdes nur immerstärker hervortreten lassen, bis
es seineFesseln zerbricht. Sindwiralsoeinmal geschlagen, so habenwirnichts
andereszu tun,alswieder vonvomanzufangen. Unddiewahrscheinlich nursehr
kurze Ruhepause, dieuns zwischen dem Schluß desersten und dem Anfang des
zweiten Aktes der Bewegung vergönnt ist,gibt uns zum Glückdie Zeit für ein
sehrnotwendiges Stück Arbeit: fürdieUntersuchung der Ursachen, dieunwei
gerlich sowohl zu den letzten Erhebungen wie zu ihrem Mißlingen führten;
Ursachen, dienicht indenzufälligen Bestrebungen, Ihlenten, Fehlem, Irrtümern
oderVerratereien einiger Führer zusuchen sind, sondern in dem allgemeinen
gesellschaftlichen Zustand und in den Lebensbedingungen einer jeden, von
Erschütterungen betroffenen Nation.«'
Diese Worte ausdem September 1851 leiten Friedrich Engels' Untersu

chung über »Revolution und Konterrevolution in Deutschland« ein. Auch
wenn natürlich die Niederlage im europäischen Revolutionsjahr 1848/49
gemeint ist, so sind sie doch in mancherlei Hinsicht aktuell und bedenkens-

1 Engels, Friedlich: Revolution und Konleirevolution In Deutschland, in: Manc-Engels-Werice,
hrsg. vom Institut für Mandsmus-Leninismus beim ZK derSED (im folgenden zitiert: MEW),
Bd. 8, Berlin 1969, S. 5-108, hier S. 5 f.
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wert. Der Hinweis, eine Niederlage zu nutzen, um über deren Ursachen
nachzudenken, gilt heute in besonderem Maßefür die Geschichtedes Sozia
lismus und der Arbeiterbewegung, nicht nur im Sinne der Ursachenerken
nung,sondern auchaus strategischem Interesse,weilman»ausder Geschich
te, sozusagen aus Parallelverläufen, eventuell etwasdarüber lernen kann,wie
man es heule, selbst in Einzelfragen, nicht machen darf. Aus früheren Erfah
rungen kann manschließen: wenndu in dieseroder jener Weise reagierst,so
endet das mit einer Niederlage.«^

I. Die Niederlage

Werwollte bestreiten, daß die »Revolutionsparteien« - oder nennen wir sie
moderner: die auf die Überwindung der kapitalistischen Gesellschaftsord
nung zielenden Kräfte - eine Niederlage in den letzten Jahren erlebt haben,
die schwerer kaum vorstellbar ist?

Der Zusammenbruch des »realsozialistischen« Lagers bedeutet eben
nicht nur die Befreiung von einem diktatorisch und teilweise sogar terrori
stischgeführten System, das dogmatisch erstarrt, ökonomisch ineffektiv und
ökologisch verheerend war und das dadurch seine selbstgesetzten humanen
und sozialistischen Ziele in der Realität nicht einlöste. A^äre es nur diese
Befreiung von Diktatur und Kommandowirtschaft, so gäbees keinenGrund
vonNiederlage zu reden. Wenn wires dennoch tun,so aus drei Gründen:

Erstens: Ast die Stelle dieser Systeme trat ja nicht ein demokratischer,ein
besserer Sozialismus, wie ihn sich wohl zumindest in der DDR die meisten
Oppositionsgruppen wünschten, sondern die Wiederherstellung der alten
kapitalistischen Macht- und Eigentumsverhältnisse. Der welthistorische
Versuch, einenichtkapitalistische Gesellschaftsordnungaufzubauen, denSo
zialismus in einer Reihe von Staaten real werden zu lassen, ist in Europa nach
70 Jahren gescheitert. Gescheitert ist er nicht nur an seinen eigenen Defor
mationen und Unzulänglichkeiten, sondern auch an der Stärke, der Wand
lungsfähigkeit, der größeren Innovationskraft der entwickelten kapitalisti
schenStaaten und an deren Aggressivität - woran zu erinnern wieder nötig
scheint, denn heute wird nur allzuoft der Zusammenhang zwischen der seit
1917 anhaltenden heißen und kalten Bedrohung der nichtkapitalistischen

Abendroth, Wolfgang: Einführung in die Geschichte der Arbeiterbewegung. Vorlesungen,
Band 1:Von denAnfängen bis 1933, bearbeitet von Heinz-Gerd Hofschen, Heilbtonn 19SS, S.
13.
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Länder und deren innerer Deformation vergessen. Inwieweit es überhaupt
eine historische Chance gab,den Sozialismus in einem rückständigen Land
isoliert aufzubauenoder gar in Ländern,die keineeigeneRevolutionhatten,
sondern die als Ergebnis des Zweiten Weltkrieges und des Kalten Krieges
durch die Präsenz der Sowjetunion diesen Weg gingen, bedarf wohl von
diesem Ende her betrachtetder neuen Untersuchung.

Zweitens: Der Zusammenbruch des östlichen Lagers unddamit das Ende
der bipolaren Welt wird den Frieden nicht sicherer machen. Warum auch
sollte heute eine Wcltordnung, in der die kapitalistischen Mächte wieder
unter sichsind, wesentlich bessersein, als es eine solcheOrdnungvor 1917
war, in der es ja bekanntlich nichtbesonders friedlich zuging? - Wersolches
vor einem Jahr äußerte, wurde leicht der Schwarzmalerei geziehen. Heute,
nach demGolfkrieg, vor den drohenden Bürgerkriegen in der Sowjetunion
undaufdem Balkan, ist es offensichtlich, daßdie Weltlage instabiler gewor-
den ist dennje inden letzten40Jahren.Ein Gegengewicht gegen die Macht
der ökonomisch und militärisch stärksten kapitalistischen Mächte - und
dazu gehört Deutschland ja nun an vorderer Stelle - ist nirgendwo mehr
vorhanden. Die Dritte Weltwirdes zu spüren bekommen.

Drittens: DasEndeder »realsozialistischen« Systeme hat fürdieArbeiter
bewegung und die gesamteLinkeder alten kapitalistischen Länder nicht nur
insofern Bedeutung, als fast überall die kommunistischen Parteien zusam
mengebrochen sind - was in einigen Ländern Konsequenzen auch für die
Kampfkraft der Gewerkschaften haben kann sondern es bringt auch für
diejenigen Linken, die die »rcalsozialistischen« Staaten stets kritisiert, ja
sogar für jene, die - wiedie Mehrheit der Sozialdemokraten - diese entschie
den bekämpft haben,mehr Probleme als Erleichterungen. Peter v. Oertzen,
selbst immer einscharfer Kritiker deröstlichen Entwicklung, hatdastreffend
beschrieben: »DieLinke im >Westen< versucht einem Kapitalismus, der nur
teilweise demokratisch und sozialstaatlich in Schranken gehalten wird, öko
logische Vernunft, soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Demokratie
abzuringen; aber voller Hohn wird ihr - sogar aus den eigenen Reihen -
entgegengehalten: >)Ähs wollt ihr Narren denn? Gorbatschow schafft im
Osten den Sozialismus ab, und ihr wollt ihn im Westen neu einführen?!<«^

Der antisozialistische Zeitgeist trifft selbst diejenigen in SPD und Ge
werkschaften, die nicht die Überwindung, sondern nur die humanere Ausge
staltung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung anstreben, erscheinen

3 Oertzen, Peter von: Was bleibt von der sozialistischen Vision? hektogr. Vortragsmanuskript,
September 1990.
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dochauch ihre Konzepte - Sozialstaat, kollektive soziale Sicherungen, pla
nerische Eingriffe indas Marktgeschehen-als kollektivistische Administrie
rerei, die durch den Zusammenbruch der Kommandowirtschaft im Osten
endgültig desavouiert sei. Dieser Zeitgeist wird noch gestärkt durch das
Auftreten der »Ex-Marxisten, Ex-Leninisten, Ex-Stalinisten, Ex-Maoisten,
die mit einem Male das Ende des Sozialismus verkünden«^und die jetzt die
ungeheueren demokratischen und zivilisatorischen Qualitäten der Markt
wirtschaftsordnung entdeckt haben, diesienungenauso dogmatisch in Wort
und Schrift verkünden, wie sie es vorher mit ihrem Zerrbild von Marxismus
getan haben.

DieErleichterungen, dieesbringen mag, daßnun nicht mehr jedeKritik
amKapitalismus mitdem Hinweis aufdieRealität des sowjetischen Modells
mundtot gemacht werden kann und daß nun fürdieLinke dievermeintliche
Notwendigkeit wegfällt, ausGründen derSystemkonkurrenz unddesideolo
gischen Klassenkampfes eine prinzipielle Solidarität mit den »realsozialisti
schen« Systemen auch noch bei deren schädlichsten Aktionen zu zeigen -
beideshat sozialistischen Ideen im Westen gleichermaßen geschadet -, diese
Erleichterungen machen allerdings denSchaden kaum wett, denderZusam
menbruch im Osten angerichtet hat.

Verschärft werden unsere Probleme noch dadurch, daß die Arbeiterbewe
gung schon lange vordem Ende des »real existierenden Sozialismus« durch
die tiefgreifenden gesellschaftlichen Umbruchsprozesse im Westen in den
1980er Jahren in die Krise geriet.

So muß mit Recht von einer Niederlage gesprochen werden, von einer
recht ungünstigen Lage, in dersichdiejenigen befinden, die immer noch am
Ziel der Oberwindung einer auf Ausbeutung und sozialer Ungleichheit ge
gründeten Ordnung festhalten und ander Idee einer»Assoziation, worin die
freie Entwicklung eines jeden dieBedingung für die freie Entwicklung aller
ist.«'

II. Konsequenzen fürdieGeschichtsschreibung der
Arbeiterbewegung

Es ist selbstverständlich, daß die Geschichtsschreibung der Arbeiterbewe
gung und des Sozialismus von diesen Umbrüchen nicht unberührt bleiben

4 A.a.O., S. I.
5 Maix, Karl/Engels, Friedrich: Manifest derKommunistischen Partei, in: MEW, Bd. 4, S.48Z
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kann. Wenn sowieso schonjede Generation die Geschichte mit den jeweils
aktuellen, aus der eigenengesellschaftlichen Situation folgenden Fragestel
lungen neu schreiben muß, wie sehr müssen wir nun - nach solch säkularen
Veränderungen, wiesie der Zusammenbruch der östlichenSysteme und die
Umbrüche im Westen darstellen - die Geschichte unserer Bewegung neu
durchdenken und wohl auch in mancherlei Hinsicht neu schreiben. Diese
»sehr notwendige Arbeit«, die der eingangs zitierte Friedrich Engels nach
einer Niederlage fordert, nämlich die »Untersuchung der Ursachen«, die
zum Mißlingen führten, steht noch vor uns. Der von ihm dabei verlangte
Ansatz,die Ursachenzu untersuchen,»dienicht in den zufälligen Bestrebun
gen, lälenten, Fehlern, Irrtümern oder Verrätereien einiger Führer zu su
chen sind,sondern in demallgemeinengesellschaftlichen Zustand und in den
Lebensbedingungen einer jeden, von Erschütterungen betroffenen Nation«
formuliert unser Forschungsprogramm für die nächsten Jahre. Dessen Er
gebnisse können wirheute noch kaum absehen. Es sei nur daraufhingewie
sen, daß es zwar Untersuchungen über die Durchsetzung des Stalinismus in
der Sowjetunion der 1920er und1930er Jahre gibt, kaum aber quellenmäßig
hinreichend belegte Arbeiten über die Entwicklung Osteuropas und der
DDR nach dem Zweiten Weltkrieg, die die Gründe für das Scheitern in den
letzten 40 Jahren ausreichend erhellen können. Benötigtwerden ökonomi
sche und politikgeschichtliche, vor allem aber auch sozial- und kulturhisto
rische Untersuchungen über die gesellschaftlichen Prozesse in den »realso
zialistischenLändern«, wenn wir nicht bei der Diskussionum »Fehler, Irrtü
mer oder Verrätereien« einiger Politbüros stehen bleiben wollen. Aber auch
die Ursachen für die Kriseder Arbeiterbewegung im Westen bedürfen der
historischen Aufarbeitung, bei dernicht nurmanche bisherigen Wertungen
historischer Prozesse, sondern auch die Fragestellungen neu diskutiert wer
denmüssen. Das betrifft übrigens nicht nurdiemaixistische Historiographie.
Auch für die Historiker, die der Modemisierungstheorie anhängen unddie
im sozialdemokratischen, pluralistisch und parlamentarisch-demokratisch
verfaßten Sozialstaat die Erfüllung desEmanzipationsstrebens der Arbeiter
bewegung erblicken, giltdieseNotwendigkeit, dennoffenkundig istseit eini
genJahrenja auchdie traditionelle Sozialstaatspolitik undmitihrdassozial
demokratische Projekt an eine Grenze gekommen.

Allerdings werden wir im Lichteder Erfahrungen der letztenJahre wohl
von vielen Geschichtsmyihen und von methodologischer Metaphysik Ab
schied nehmen müssen. Das gilt sicher nicht nur für diezurLegitimations
wissenschaft für die Parteiherrschaft funktionalisicrte marxistisch-leninisti
sche Historiographie der Arbeiterbewegung, deren tragende Elemente der
DDR-Historiker Günter Benser unlängst so beschrieben hat:
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- »ein Forischriitsbegriff, dem die Vorstellung von der gesetzmäßigen Ab
folge von Gesellschaftsformationen und das Einmünden der Geschichte
indievonAusbeutung undKriegen befreitekommunistische Gesellschaft
zugrunde liegt;

- ein Epochenverständnis, in dem derÜbergang derMenschheit vom Kapi
talismus zum Sozialismus den Hauptinhalt darstellt, die Länder des >real
existierenden Sozialismus< die höchste Stufe der Gesellschaftsentwick
lung verkörpern und gemeinsam mitder internationalen Arbeiterbewe
gung, der nationalen und anti-kolonialen Befreiungsbewegung und der
Friedensbewegung die Haupttriebkräfte sind;

- die >historische Mission der Arbeiterklasse> als des eigentlichen Schöp
fers des neuen, endgültigen Gesellschaftszustandes;

- der Klassenkampf als der Motorder geschichtlichen Entwicklung, wobei
die nationale Frageder Klassenfrage untergeordnet ist;

- die Machtfrage alsdasSchlüsselproblem fürdie Aufhebung der alten und
die Errichtung der neuen Gesellschaft;

- die leninsche Revolutionstheorie als eine in ihren Grundzügen allgemein
gültige Orientierung;

- die Reduktion der Grunderfordernisse für die Errichtung einer sozialisti
schen Gesellschaft auf einige zuerst in der Sowjetunion erprobte allge
meingültige Gesetzmäßigkeiten des sozialistischen Autbaus, bei denen
das durch den Sozialismus zu befreiende Individuum an den Rand geriet;

- die marxistisch-leninistische Partei als Vorhut der Arbeiterklasse und
höchste Fbrm der Klassenorganisation, mit einem daraus abgeleiteten
absoluten Führungsanspruch;

- der proletarische Internationalismus, als dessen Kriterium die Aner
kennung der Führungsrolle der Sowjetunion und der KPdSU und damit
desStalinschcn Modells galt, beidemdie Interessenidentität der interna
tionalen Arbeiterbewegung mit der Großmacht UdSSR unterstellt wur
de.« *

Benser ist zweifellos zuzustimmen, daß es sich hierbei »um Abstraktio
nen« handelt, »die zu beträchtlichen Tbilen dem Kriterium der geschichtli
chen Praxis nicht standgehalten haben. In ihnen spiegeln sich politische
Bedürfnisse des >real existierenden Sozialismus< bzw. der hier an der Spitze
der Herrschaftsstrukturen wirkenden Parteien.« Es sei der DDR-Historio-

Benser, GOnier: Zum Umgang mit Gcsclnchlc derArbeiterbewegung im deutschen Einigungs
prozeß, in: Evangelische Akademie Loccum, Historische Orientierung und Geschichtskultur
im Einigungsprozeß, Tagung vom 5.bis 7.April 1991. Arbeitspapiere, Loccum 1991, S. 6.
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graphie anzulasten,«daß sie diese Abstraktionen als absolute '^hrheiten
vermittelt hat, daß diese den Charakter weltanschaulicher Bekenntnisse an
nahmen. Sie wurden nicht permanent am historischen Material überprüft,
sondern häufigwurde das Material in die skizziertenAbstraktionen einge
paßt.Kritik an dem beschriebenen Rasterwurde negiert, andere Interpreta
tionsansätze blieben unbeachtet oderwurden abqualifiziert.«^

Selbstkritisch sei angemerkt, daß diese Vorwürfe zumindest teilweise
auch auf die marxistischeGeschichtsschreibung im Westen zutreffen, wobei
diese jedochmeistschondeshalbnichtso dogmatisch verfahrenkonnte,weil
siestets der Konkurrenz der nicht-mandstischen Historiographie ausgesetzt
war und selbst an der breiten Methodendiskussion im Westen teilnahm.
Allerdings ist ein falsches Verhältnis von historischer Empirie und Theorie
inder Weise, daßeinevorgegebene Theorie lediglich mitempirischen Befun
den »bestätigt« und illustriert wird, durchaus keinMonopol der marxistisch
leninistischen Geschichtsschreibung, woraufJüngst Lutz Niethammer noch
einmal hinwies: »Die Masse der Historiker in der DDR hat sich aber wohl
mit der Ausstaflierung dieser parteilichen Vorgaben begnügt, ähnlich wie
sich einerheblicher Ibilderwestdeutschen Kollegen mitderpositivistischen
Ausfüllung konventioneller Annahmen über Herrschaft, Nation und Moder
nisierungbegnügt.«^

DieKonsequenzen fürdieHistoriographie derArbeiterbewegung, dieals
Resultat der realhistorischen Erfahrungen der letzten Jahre und der neueren
Fbrschungen besonders aufdemGebietderSozial- undKulturgeschichte der
Arbeiterschaft gezogen werden müssen, beziehen sich auf theoretische und
methodologische Grundannahmen wieauf Fbrschungsgebiete. Einige seien
hier genannt:

Erstens: Der Fortschrittsbegriff, dem in der marxistischen Geschichts
schreibung die Vorstellung von einer gesetzmäßigen Abfolge der Gesell
schaftsformationen mit dem notwendigen Ziel einer klassenlosen Gesell
schaft zugrunde liegt und der auch für die modemisierungstheoretischen
Konzepte insofern konstitutiv ist, als die Moderne ausschließlich als eine
Periode gesellschaftlicher Höherentwicklung mit dem Ziel des pluralisti-
schenSozialstaats begriffen wird, kannangesichts der ungeheueren Verluste,
die der auf dem Industriesystem basierendeFortschritt hinsichtlich der Um-

7 A.a.O., S. 6 f.
8 Niethammer, Lutz: Nun rauQzusammenwachsen,wassichaiiselnandereniwickcll hat. ZurLage

von historischerOrientierung und Geschichtskultur inDeutschland am Ende seiner40jähtigen
Teilung. Referat in der Evangelischen Akademie Loccum am5. April 1991, hektogr. Manu
skript, S. 8 f.
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well, der Dritten Welt,der militärischen Zerstörungspotentiale etc. auch mit
sichgebrachthat, nichtweiterhin als unhinterfragtes Leitinterpretamentfür
die Geschichte der Moderne stehen. Bei allen gewaltigen zivilisatorischen
undemanzipativen Gewinnen, die die Neuzeit gebracht hat - die Alternative
der Barbarei, von der Rosa Luxemburg sprach, ist in unserem Jahrhundert
mehralseinmalWirklichkeit geworden, undsie droht immernoch,vielleicht
stärkerdenn je. Sicherlich warein zukunftsgewisser Fortschrittsglauben für
die Emanzipationsbewegung unterdrückter und rechtloser Proletarier so
zialpsychologisch wichtig, denen das Wissen, letztendlich undquasi naturge
setzlich auf der Siegerseite der Geschichte zu stehen, die Kraft für ihren
jahrhundertlangen Kampf gegeben hat. Aberweder istdieserungebrochene
Fortschrittsoptimismus haltbarnoch dasmechanische Verständnisvonhisto
rischen Gesetzmäßigkeiten, Formationsabfolgen und Epochenbestimmun
gen, das durch die aktuellen osteuropäischen Entwicklungen in der Praxis
falsifiziert worden ist. Karl Marx hat sich übrigens mehrfach dagegen ver
wahrt, seine »historische Skizze von der Entstehung des Kapitalismus in
Westeuropa in eine geschichtsphilosophische Theorie des allgemeinen Ent
wicklungsganges [zu] verwandeln, der allen Völkern schicksalsmäßig vorge
schrieben ist,wasimmerdie geschichtlichen Umständesein mögen, in denen
sie sich befinden«, und er kritisierte das Streben nach einem »Universal
schlüssel einer allgemeinen gcschichtsphilosophischcn Theorie, derengröß
ter Vorzug darinbesteht, übergeschichtlich zusein.«'

Diese Einwände bedeuten keine Leugnung historischer Gesetzmäßigkei
ten konkreter Art, wie sie etwa grundlegend zwischen ökonomischen Ver
hältnissen und gesellschaftlicher Entwicklung feststellbar sind, daß also
»Rechtsverhältnisse wieStaatsformen weder aus sich selbst zu begreifensind,
noch aus der sogenannten allgemeinen Entwicklung desmenschlichen Gei
stes, sondern vielmehr in den materiellen Lebensverhältnissen wurzeln.«*®
Aber es bedeutet die Aufgabe eines metaphysischen und eschatologischen
Begriffs von historischer Gesetzmäßigkeit zugunsten einer konkreten Erfor
schung dieser »materiellen Lebensbedingungen« mit einem komplexen Set
ökonomischer, sozial- und kulturgeschichtlicher Fragestellungen.

Zweitens: Ähnliches giltauchfürdenUmgang mitderArbeiterklasse und
ihrer »historischen Mission«. Diese Mission scheint die Arbeiterklasse in
ihrerMehrheitnunseit hundertJahren partout nicht erfüllen zuwollen. Im
Westen waren Versuche sozialistischer Minderheiten bislang zum Scheitern

9 Marc, Kart: BriefendieRedaktion der »OtctschestwcnnyieSapiski«, in:MEW, Bd.19,S.111 f.
10 Marc, Karl: ZurKritik derpolitischen Ökonomie, in: MEW, Bd. 13, S.8.
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verurteilt, im Osten hat die Mehrheit der Arbeiterklasse gerade gegen den
von einer Minorität durchgesetzten Wegzum Sozialismus votiert. Man kann
essichnatürlich leicht machen unddaraufverweisen, daßsie ihreobjektiven
Interessen undAufgaben ebensubjektiv noch nichterkannthabe- wofür sich
dann eine ReihevonUrsachen nennen ließen, die meist in den Manipulati
onstechniken des kapitalistischen Gegners und im Verrat der rechten Sozial
demokraten gesehen werden. Aber gibt es nicht tatsächlich materielle Grün
de, warum die Arbeiterklasse, die zweifellos aus ihrer Stellung im Produk
tionsprozeß ein objektives Interesse an der Überwindung des Kapitalismus
hat, bislang nicht fähig war, ihn dauerhaft zu transformieren?

Eine Erklärung dafür dürfte darin liegen, daß entgegen unserem ideali
sierten Bild einer einheitlichen - odersichwenigstens ständig homogenisie
renden - Arbeiterklasse diese Klasse zu jedem Zeitpunkt ihrer Geschichte
ökonomisch, sozialundpolitischvieldifferenzierter undgespaltener war, als
daß sie zu einheitlicherKraftentfaltung fähig gewesen wäre. Das gilt natür
lich für die Phase des Klassenbildungsprozcsses selbst, der mit allen Un-
gleichzeitigkeiten in Deutschland erst um die Jahrhundertwende zum vorläu-
Ggen Abschluß kommt - vorläufig, weil der Klassenbildungsprozeß baldvon
Klassenumbildungsprozessen ergänzt und modifiziert wird, man denke nur
an die sozialen Differenzierungen in der Arbeiterklasse als Fblge der neuen
Industrien zuBeginn des Jahrhunderts (Chemie- und Elektroindustrie). "

In dieser Phase bildet sichaus höchst heterogenen Elementen ein prole
tarisches Milieu heraus und materialisiert sich in speziGschen Wohn- und
Lebensbedingungen, in eigenen Kulturformen und eigenen politischen Or
ganisationen. Aber auch die zweite Phase, die wir meistens untersuchen und
der wir am ehesten eine große Homogenität zuschreiben, ist durch die Dia
lektik von Spaltung und Einheit geprägt. Es ist die Phase des Ausbaus und
der Stabilisierung des proletarischen Milieus am Ende des Kaiserreichs und
in der Weimarer Republik."

DieKultufwelt derArbeiterklasse mit ihren vielfältigen Organisationen
entsteht, die politischen undgewerkschaftlichen Organisationen werden zur
bedeutendsten Herausforderung fürdie Herrschenden, ingroßen Ibilender
Arbeiterklasseherrschtein eigenerZukunfisentwurf, herrschen»alternative
Ideen über die Natur der gesellschaftlichen Beziehungen«". In Arbeiter-

11 Vgl. Kocka, JQrgen: Lx>hnarbeit und Klasscnbildung. Arbeiter und Arbeiterbewegung in
Deutschland 1800-1873,Berlin und Bonn 1983.

12 Vgl. Deppe, Frank: Einheit undSpaltungderArbeiterklasse. Überlegungen zueinerpolitischen
Geschichte der Arbeiterbewegung, Marburg 1981.

13 Williams, Raymond: Gesellschaftstheoric als Bcgriffsgeschichte. Studien zur historischen

223



Wohnvierteln, inderproletarischen Sozialisation in Familie, Arbeiterorgani
sationen und Betrieb festigt sich die KlassenidentitäL Und dennoch ist es
auch in dieser Hochphase der Arbeiterbewegung nur eine Minderheit der
Arbeiterschaft,die in dieser Organisationswelt der Arbeiterbewegung lebt.
Neben der durch die technische Entwicklung und die Durchsetzung des
Ihylorismus fortschreitenden Differenzierung im Betrieb erfährt die Klasse
auch durchdie steigende weibliche Berufstätigkeit und durchdie Proletari
sierung von Ibiten der Mittelschichten weitere Segmentierungen. Und
schließlich istdiepolitische Spaltung derArbeiterbewegung seitdemErsten
Weltkrieg ein fundamentales Hindernisfür einheitliches Handeln, das selbst
in der unmittelbaren Bedrohung durch den Faschismus nicht überwunden
werden konnte.

TVotz des weiteren zahlenmäßigen Anwachsens der Arbeiterklasse- und
damitder Verallgemeinerung desWiderspruches zwischen den Hauptklassen
im Kapitalismus - geht ihre Geschlossenheit zurück in der nun folgenden
Phase des sukzessiven Verlustes der Klassenidentität, des Schwindens her
kömmlicher proletarischer Milieus und der Arbeiterkultur, der weitgehen
den Integration der Arbeiterbewegung in die bürgerliche Gesellschaft Die
ser Prozeß vollzieht sich keineswegs schon in der Zeit des Faschismus, ob
gleich er dort beginnt, sondern die 1950er Jahre sind der entscheidende
Zeitraum für die Hansformation der Arbeiterbewegung. Zwar wurde die
praktische Integration von Sozialdemokratie und Gewerkschaften zum Tbil
schon in der Weimarer Zeit vollzogen, doch existierten bei ihnen noch
systemverändernde Programmatiken und in nennenswertem Umfang Strö
mungen, die sich diesen Zielen verpflichtet fühlten. Daneben besteht eine
starke revolutionäre Richtung, und es gibt in Formder Arbeiterkultur und
derproletarischen Lebenswelt einmehr oder weniger geschlossenes Gegen
lager zurbürgerlichen Gesellschaft. DerFaschismus unterdrückt dieOrgani
sationswelt der Arbeiterbewegung, unterbricht ihre TVadition durchdie Prä
gung einer ganzen Generation und greift durch seine Volksgemeinschafts
und Betriebspolitik teilweise tief in das proletarische Milieu ein. Er kann
allerdings diepolitische und sozial-kulturelle Konsistenz derArbeiterbewe
gung nicht völlig auflösen, wie dieEntwicklung derJahre1945-1947 zeigt, wo
dieArbeiterbewegung überall in Europa ihregrößte Stärke entfaltet. Erstin
der Zeit nach 1950 vollzieht sich die massive Integration der Arbeiterbewe
gung: der revolutionäre Flügel erlebt einen rapiden Niedergang, proletari
sche Lebenswelten- vonden Arbeiterkulturorganisationen bis zuden Arbei-

Scmantik von »Kultur«, München 1972, S. 390.
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terwohnviertcin - verschwinden, in der reformistischen Arbeiterbewegung
setzen sich - zunächst praktisch, dann am Ende der 19S0er Jahre auch
programmatisch - integrationistische Konzepte durch, die bis Ende der
1960erJahre nahezu unwidersprochen bleibenund bis heute ihre Dominanz
behalten haben. Diese Phase ist nun durch die rapide Modernisierung der
letzten Jahre, durch die vom technischen Wandel bewirkte Umbruchskrise
mit ihrem >^ändel der sozialen Zusammensetzung, der Kultur und der Le
bensweise der Arbeiterklassein eine Entwicklung übergegangen, in der die
Arbeiterklasse zwar nicht verschwindet, wie manche modische Theorien
glauben,aber einen Um-und Neubildungsprozeß erfährt, der wahrscheinlich
massiver ist, als das frühere Klassenumbildungen waren.

Das Bild einer einheitlichen Klasse mit dem Kern der in den industriellen
Großbetrieben beschäftigten meist männlichen Arbeiter ist nicht nur für die
Gegenwart falsch, sondern bedarf auch in der Geschichte einer starken
Differenzierung. Daraus folgt, daß in diesersegmeniierten und differenzier
ten Klasseneben einigenGrundinteressen,die aus dem allgemeinen Wider
spruch von Kapital und Arbeit herrühren, auch sehr differenzierte Einzelin
teressen herrschen. Eine Geschichtsschreibung der Arbeiterbewegung, die
das berücksichtigt und der eine Sozialgcschichteder Arbeiterklasse zu Grun
de liegt, kann natürlich nicht mehr für die Bewertung der Programmatik und
desHandelns derverschiedenen Arbeiterorganisationen alshauptsächlichen
Maßstabdie Frageanlegen, inwieweit diese Organisationendas einheitliche
Klassenintercsse - wie es von einer Vorhut erkannt und definiert wurde -
vertreten haben. Vielmehr wird zu untersuchen sein, welche Einzel- und
Gruppeninteressen in der Klasse durch die Programme und Aktivitäten der
verschiedenen Strömungen artikuliert wurden. Aber wenn auch die Beurtei
lung der Geschichte vom Standpunkt einer Avantgarde aus, diedieobjekti
ven Interessen der Arbeiterklasse erkannt und vertreten hat, obsolet ist, so
bedeutetdas nicht, daß nun ein hermeneutischer Relativismus Platzgreifen
sollte. DieBewertungsmaßstäbe liegen allerdings nicht inderErfüllungeiner
»historischen Mission« und in der Obereinstimmung mit denangeblich ob
jektiven Gesetzmäßigkeiten der Geschichte, sondern darin, inwieweit die
Politik derverschiedenen Organisationen und Parteien unter den jeweiligen
konkreten historischen Bedingungen zu einer Verbesserung der Lage der
abhängig Arbeitenden und zu ihrer Emanzipation beigetragen hat, ob sie zu
Frieden, Demokratie und sozialem Fortschritt geführt oder historische
Chancen zu deren Durchsetzung verspielt hat. Legt man diesen Maßstab an,
so wird man auch weiterhin keinen Anlaß haben, etwa die revolutionsverhin-
dernde Politik der MSPD 1918/19 oder die Anpassungspolitik der Gewerk
schaften 1933 weniger zu kritisieren.
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Drittens: DieunterstellteAllgemeingültigkeit einesRevolutionsmodells -
des der Oktoberrevolution- und eines Weges zumAufbaudes Sozialismus -
des sowjetischen - war nicht nur eine unhistorische Annahme, sondern sie
führte auch zueinem weitgehend untauglichen Beurteilungsmaßstab für die
Geschichte der Arbeiterbewegung. V/3hrend die KP-orientierte Geschichts
schreibung das Bewußtsein derArbeiter und diePolitik derArbeiterorgani
sationen noch in den banalsten Details daran maß, ob sie den Leninismus
unddasVorbild derUdSSR akzeptierten, perhorreszierte dieSP-nahe Histo
riographie den sowjetischen Weg so, daß sie in ihren Bewertungen umge
kehrt nahezu jedes Handeln, das sich gegen dieses Revolutionskonzept
wandte, legitimierte. Die Geschichtsschreibung über die Novemberrevolu
tion 1918/19 ist dafürein treffendes Beispiel: Die kommunistische Historio
graphie sieht einen Hauptgrund fürdas Scheitern der deutschen Linken in
USPD undSpartakusbund imFehleneinermarxistisch-leninistischen Avant
gardepartei, die das bolschewistische Revolutionsmodell zur Geltung ge
bracht hätte, ohne auch nur darüber zu reflektieren, ob die nationalen Bedin
gungen unddie konkretehistorische Situationeinen solchen Weg überhaupt
erlaubten. Die sozialdemokratische Geschichtsschreibung verteidigt aus ih
rer prinzipiellen - und damit ebenfalls unhistorischen - Ablehnung der
Oktoberrevolution auch noch den Tbrror der von Noske geführten Freikorps
und die Verhinderung sozialer Umwälzungen mit der Begründung, daß da
durch Deutschland »russische Zustände« (Philipp Scheidemann) erspart
geblieben seien.

Wieviel differenzierter und historisch gerechter war da bereits 1918 die
Haltung Rosa Luxemburgs zur Oktoberrevolution. Sie anerkennt das »un
sterbliche historische Verdienst« der Bolschewiki, die mit ihrer »entschlosse-
ne[n] revolutionärejn] Haltung« unter»so verteufelt schwierigen Bedingun
gen« zum erstenMal inder Geschichte das Ausbeutersystem gestürzt haben,
abersiewarntauchvorder Verallgemeinerung dieses Weges: »Das Gefährli
che beginnt dort, wosie aus der Not eine Ibgend machen, ihre von diesen
fatalen Bedingungen aufgezwungene läktik nunmehr theoretisch in allen
Stücken fixieren und... als das Muster der sozialistischen Ihktik zur Nachah
mung empfehlen wollen.« Dem internationalen Sozialismus leisteten sie
»einen schlechten Dienst, wenn sie in seine Rüstkammer als neue Erkennt
nisse alle die von Not und Zwang in Rußland eingegebenen Schiefheiten
eintragen wollen...«" Rosa Luxemburgs Bewertung der russischen Revolu-

14 Luxemburg, Rosa: Zurrussischen Revolution, in: Dies., Gesammelte Werke, hrsg. vom Institut
für Marxismus-Leninismusbeim ZK der SED, Bd. 4, Berlin 1974,S. 332 ff., hier S. 364.
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tiongehtvonderenhistorischen Bedingungen ausundgibtdamitein Beispiel
nichtdogmatischer, konkret-historischer Untersuchung: »Es ist klar, daß
nicht kritikloses Apologetentum, sondern nur eingehende, nachdenkliche
Kritik imstande ist, die Schätze an Erfahrungen und Lehren zu heben. Es
wäre in der Thteine wahnwitzigeVorstellung, daß bei dem ersten welthisto
rischenExperimentmit der Diktatur der Arbeiterklasse, und zwarunter den
denkbar schwersten Bedingungen; mitten im Weltbrand und Chaos eines
imperialistischen Völkermordens, in der eisernen Schlinge der reaktionär
sten Militärmacht Europas, unter völligem Versagen des internationalen
Proletariats,daß bei einem Experimentder Arbeiterdiktatur unter so abnor
men Bedingungen just alles, was in Rußland getan und gelassen wurde, der
Gipfel der Vollkommenheit gewesen sei. Umgekehrt zwingen die elementa
ren Begriffe der sozialistischen Politik und die Einsicht in die notwendigen
historischen Voraussetzungen zu der Annahme, daß unter so fatalen Bedin
gungen auch der riesenhafteste Ideallsmus und die sturmfesteste revolutio
näre Energie nicht Demokratie und nicht Sozialismus, sondern nur ohn
mächtige, verzerrte Anläufe zu beiden zu verwirklichen imstande seien.«'^

Statt der dogmatischen Gloriflzierung und der ebenso dogmatischen Ab
lehnung der Oktoberrevolution ist deren Historisierung vonnöten, um einen
viel mißbrauchten, hier aber durchaus sinnvoll zu verwendenden Begriff zu
wählen.

Viertens: Das Scheitern des sowjetischen Sozialismusmodells und der an
ihm orientierten Partei- und Politikkonzeptionen einerseits und die wach
senden Schwierigkeiten für eine sozialdemokratische Strategie, die den Ka
pitalismus mit einer Politik des Klassenkompromisses sozialstaatlich zäh
men und mittels keynesianischer Globalsteuerung krisenfest machen will,
andererseits machen den Blick auf diejenigen Personen und Gruppen und
deren Konzepte in der Geschichte der Arbeiterbewegung sinnvoll, die in den
beiden dominanten Richtungen nicht zum IVagen gekommen sind. Die Pro
grammatik und Praxis linkssozialistischer und rechtskommunistischer Zwi
schengruppen, - die, wie beispielsweisedie SAP und die KPO, über durchaus
rationalere Strategien und treffendere Faschismusanalysen verfügtenals die
beiden Großorganisationen -, die demokratischen Uraditionen rätesozialisti
schen Denkens, die demokratisch-kommunistische Konzeption Rosa Lu
xemburgs, die radikalreformistischen Konzepte einer Wirtschaftsdemokra
tie, die Plan- und Marktelemente enthielten, wie sie nach 1945 in den Ge
werkschaften und der SPD von Viktor Agartz und Harald Koch entwickelt

15 A.a.O.. S. 334.
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wurden - alldiese verschollenen Ansätze gewinnen im Lichte desScheitems
der kommunistischen und der Krise des sozialdemokratischen Strategien
erneut an Interesse und vielleicht auch an Aktualität. Die Geschichtsschrei
bung der Arbeiterbewegung hat sie - mit Ausnahme der von Wolfgang
Abendroth veranlaßten Erforschung der Zwischengruppen der Endphase
derWeimarer Republik - meist nur am Rande behandelt, weil nurdiebeiden
mainstreams der Arbeiterbewegung geschichtsmächtig zu sein schienen.

Derkritische, nichtapologetische Umgang mit derkommunistischen und
der sozialdemokratischen Geschichte und die Erforschung und Würdigung
der verschütteten Alternativen in der Geschichte der Arbeiterbewegung sind
Voraussetzungen, um Lehren ausdergegenwärtigen Niederlage desSozialis
muszu ziehen. Es sind notwendige Voraussetzungen, aber nicht hinreichen
de, denn zusätzlich müssen natürlich auch die Gegenwart und die heutigen
Entwicklungsprozesse analysiert werden. Kommt man dabei wie Klaus Tfen-
felde zu der Position, daß gegenwärtig »ein umfassender soziopolitischer
Prozeß (abläuft], der inderAuflösung der historisch gewachsenen Identitä
ten in der bundesrepublikanischen Gesellschaft zum Ausdruck kommt«, in
dem »eine spezifische Utopie einzelner Lager, Milieus oder Klassen ...
allenfalls in intellektuellen Randgruppen gepflegt [wird]; solche Utopien
sind im übrigen verpönt. Es mangelt ihnen insbesondere an sozialer Reso
nanz im Wohlfahrtsstaat«, weil die »Schrumpfung der quantitativen Rolle
der Arbeiter in der Gesellschaft auf eine relative Minderheitenposition« der
Arbeiterschaft einen ähnlichen Bedeutungsverlust wieden Bauern nach dem
Zweiten Weltkrieg bringen wird,"sohatdieBeschäftigung mitderGeschich
te der Arbeiterbewegung allerdings einen ähnlichen Stellenwert wie die mit
anderen abgeschlossenen Aspekten der Geschichte, also etwa mit der Ge
schichte der römischen Sklaven.Eric Hobsbawmhat demgegenüber unlängst
noch einmal die Wichtigkeit der Geschichte der Arbeiterbewegung auch
unter aktuellen Gesichtspunkten betont: »Erstens, weil die klassischen Ar
beiterparteien Europas ja immer noch dasind. DieFrage >Hat dieSPD oder
die KP Italiens oderdieLabour Party eineZukunft?< istabsurd. Dierealisti
sche Frage lautet >Wie sieht ihreZukunft aus?< Und dieArbeiterhistoriker
können helfen sie zu beantworten. Zweitens gibt es und wird es Arbeiterbe
wegungen geben, solange eseineSchicht von Lohnempfängern gibt, diezur
kollektiven Verteidigung und Verbesserung ihrer Lohn- und Arbeitsbedin-

16 Tenfelde, Klaus: Historische Orienllcrung und Geschichiskullur Im EinlgungsprozcB, in: Evan
gelische Akademie Ijoccum, Historische Orientierung und Geschichtskultur im Einigungspro-
zeO, Tagung vom 5.bis 7.April 1991. Arbeitspapiere, Loccum 1991, S.10f.
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gungen fähig ist. ... Die Arbeiterhistoriker haben aber auch eine dritte,
sowohl theoretische wie praktisch-politische Funktion. Wohin wollen eigent
lich unsere I^rteicn? ^s bedeutet es, daß sie sich weiter sozialistisch nen
nen? ... Was es heute an Realsozialismus oder an Realsozialdemokratie,
Keynesscher Politik usw. gibt, beruht fast durchwegauf den Erfahrungen der
Zwischenkriegszeit und ist auf diese oder ähnliche Zustände zugeschnitten.
Unsere Politik,unser Endziel- ja sogar,ob wirein Endzielhaben, und wenn
ja, wie sich die Ankunft zur Reise dahin verhält - sind neu zu durchdenken;
übrigens im Lichte der Auseinandersetzungen innerhalb der Bewegung, die
bis zur Revisionismusdebatte am Ende des vorigen Jahrhunderts zurückrei
chen.«"

III. Perspektiven

Damit sind wir auch bei den Perspektiven der Arbeiterbewegung in der
Gegenwart und Zukunft. Wie hieß es bei Engels?: »Sind wir also einmal
geschlagen, so haben wir nichts anderes zu tun, als wieder von vorne anzufan
gen.« Gestützt aufdie Überzeugung, daß die Revolution ein objektives ge
sellschaftliches Bedürfnis sei, das die Fesseln einer überlebten Ordnung
zerbrechen wird, dachte er dabei in kurzen, allzu kurzen Zeiträumen, bis es
zu einem neuen Versuchder Gesellschaftsveränderung kommen würde. Die
se Perspektivedes »Von-Vorne-Anfangens« geht heute so einfach nicht mehr.
Nicht nur der fehlgeschlagene Sozialismusversuch im Osten und das »Ende
des Weges der Oktoberrevolution« (Frank Deppe) lasten als schwere Hypo
thek auf uns, sondern auch die Realitäten im Westen verbieten einen allzu
forschen Optimismus des Weitermachens, mit dem mancherorts schon wie
der Programme geschrieben werden.

Die Umbrüche in den entwickelten westlichen Ländern, basierend auf
dem durch die Mikroelektronik ermöglichten Schub in der Produktivkraft
entwicklung, haben die Arbeiterbewegung mit neuen Bedingungen konfron
tiert und vor Aufgaben gestellt,vonderen Lösungsie nochweit entfernt ist
Einigedieser zentralen Veränderungen seien hier nur kurz erwähnt:
- Die Herausbildung eines neuen Akkumulationstyps, bei dem Wichstum

und Beschäftigung dauerhaft entkoppelt werden, mit seinen Konsequen
zen für den Arbeitsmarkt.

17 Hobsbawm, EricJ.:Sinn undZweck der Geschichie derArbeilcrbewcgung, in:Sozialismus, H.
S/1990, S. 29 ff., hier: S. 37.
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- Eine neue Zusammensetzungundeine neue Gestalt des Gesamtarbeiters.
Die Höherqualifizierung der Arbeitskraft, die weitereFeminisierung der
Lohnarbeit, aber auch die fortschreitende Segmentierung und Differen
zierung der Arbeiterschaft sind hier die Stichworte.

- Die Entwicklung neuer Ansprüche, Werte und Lebensformen und die
Individualisierung der Lebensstile, die an die Stelle der erodierenden
alten sozialen Milieus der Arbeiterkultur treten.

- Die zentrale Bedeutungvon neuen oder neu und schärfer ins Bewußtsein
getretenen, von der Arbeiterbewegung lange weitgehend vernachlässig
ten oder gar mißachteten Problemfeldern: Die Ökologiefrage und das
Geschlechterverhältnis. Beide Probleme verlaufen nicht nur parallel zu
den alten Klassenfronten, sondern auch quer zu ihnen.

- Die Entstehung neuer sozialer Bewegungen zu diesen Problemfeldem,
mit denen ein kooperatives und gleichberechtigtes Verhältnis zu gewin
nen die Arbeiterbewegung erst mühsam lernen muß.

- Schließlich diesichrapide beschleunigende Internationalisierung desKa
pitals, wie sie mit dem europäischen Binnenmarkt einenweiteren Schub
gewinnen wird, und die sich durch die kapitalistischen Weltmarktbedin
gungen beschleunigendeVerelendungder dritten Welt.
Angesichts dieser Veränderungen wird es keine Arbeiterbewegung alten

Zuschnittsmehr geben können. Man mag das imHinblick auf die scheinbar
intakte proletarische Gegenwelt der Zwischenkriegszeit mit ihrensozialisti
schen Inhalten, im Blick auf aktive, klassenbewußte und klassenkämpferi
sche Ttile der Arbeiterbewegung vor 1933 mit Wehmut konstatieren. Wir
sollten aber dabeinichtvergessen, daßdiesesBildhäuHg genugein idealisier
tes war, daß die Arbciterkultur auch oft eine Armutskultur war, daß die
klassenkämpferische Politik nureinTbil derGeschichte darstelltunddaßdie
Spaltung der Arbeiterbewegung und die Unfähigkeit, 1933 zu verhindern,
ebenfalls in dieses Bild gehören. Schließlich sollte auch nicht übersehen
werden, daß autoritäreund patriarchale Zügedie inneren Strukturendieser
Arbeiterbewegung mitgeprägt haben. Esgibtdaherweder Grund,den Versu
chen der 1970er Jahre nachzutrauern, in der Folge der Studentenbewegung
Kopien dieser Weimarer Arbeiterbewegung zu ziehen, noch sollteeine Wa-
genburgmentalität Platz greifen,mit der die an traditionellensozialistischen
Oberzeugungen Festhaltenden versuchen, die Veränderungen der Gegen
wart und ihre Unübersichtlichkeiten zu überdauern.

Denn diese gesellschaftlichen Umbrüche und die von ihnen bewirkten
Veränderungen in der Arbeiterklasse bieten doch auch Chancen für eine
neue demokratische, antikapitalisiische Politik. Die höhere Qualifikation
der abhängig Arbeitenden, die gestiegenen Ansprüche an demokratische
Mitbestimmung, an ein sinnerfülltes Leben und Arbeiten, das veränderte
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Verhältnis der Geschlechter, die Ihtsache, daß die »verdammte Bedürfnislo
sigkeit der Massen« (wie Walter Fabian das schon 1928nannte) schwindet,
beinhalten Möglichkeiten für eine moderne sozialistische Politik, die diese
qualitativen Veränderungen ernst nimmtund das Bewußtsein dafür entwik-
kelt, daß diese neuen Bedürfnisse ebenso wie die Lösung der globalen Pro
bleme eine Überwindung der kapitalistischen Ordnung erheischen. Die ob
jektivenGrundlagen für eine gesellschaftsverändernde Politiksind nichtnur
geblieben, sondern sie verbreitern sich. Ihtsächlich entstehen immer mehr
gesellschaftliche Bedürfnisse, deren »Befriedigung durch überlebte Einrich
tungen verhindert wird«, um nochmals Engels zu zitieren. Die Arbeiterbewe
gung wird die neuen Bedürfnisseund die neuen globalen Probleme aufgrei
fen und zusammen mit der Vertretung der »alten« Interessen (vom Lohn bis
zu einer demokratischen Strukturpolitik) zum Inhalt ihrer Politik machen
müssen. Denkbar ist dies nur im Bündnis, vielleicht gar in der Verschmelzung
mit den neuen sozialen Bewegungen.

Gestalt und Programm einer solchen modernen sozialistischen Bewe
gung, die die neuzusammengesetzte Arbeiterklasse und die intellektuellen
Mittelschichten umfaßt, werden sich aus den realen gesellschaftlichen Aus
einandersetzungen entwickeln, aber die kritische Aufarbeitung der eigenen
Geschichte kann dabei helfen, die Wiederholung alter Fehler zu vermeiden.
Ein solches Geschichtsbewußtsein wird auch die nach wie vor richtigen
»alten« Erkenntnisse über die Klassengesellschaft und die Geschichte der
Klassenkämpfe aufheben und so verhindern, daß man sich der aktuellen
Übermacht des Kapitalismus resignierend ausliefert, wie das gegenwärtig
nicht wenige tun. »Denn eben weil wir Historiker sind, wissenwir auch, daß
die Frage nach der Zukunft des Sozialismus nicht einfach beantwortet wird,
indem man sich dem wirtschaftlichen Neoliberalismus in die Arme wirft, ob

aus Enttäuschung oder religiöser Überzeugung.... Historiker, diese Spezia
listen der Erinnerung, sehen die Moden der Vergangenheit - und der Gegen
wart - kommen und gehen. Diese auch. Und Historiker der Arbeiterbewe
gung wissen noch dazu, warum diese Bewegung sich mit den Sozialisten
verheiratete. Weil nämlich die Frage, wie die Menschen gemeinschaftlich
zusammenleben sollen, nicht durch den Kapitalismus beantwortet, sondern
im Gegenteil, gestellt wird. Weil die Probleme des Überlebens der Mensch
heit, ja die unseres Globus, durch die Dynamik der Akkumulation nicht
gelöst, sondern aufgeworfen werden. Weil die Alternative zum Sozialismus
noch immer nicht eine schöne, wonnige, liberale Gesellschaft ist, sondern -
wie wir im späten 20. Jahrhundert immer wieder feststellen müssen - die
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Barbarei. Vielleicht ist die Hoffnung der Sozialisten heute weniger ausge
prägt.Nichtaber ihre Mahnung.«!^

18 A.a.O.
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Georg Fiilberth

Nicht von hier

I.

Der Satiriker Ibmayer beobachtete bereits vor drei Jahren, wie ehemalige
Achtundsechziger dieVollendung ihres fünften Lebensjahrzehnts miteiner
gewissen Gravität begingen:

»Immer mehr die Fünfzig vollendende Narren am Hofe Königs Tbd I.
vermeinen, ausdem Datum einesogenannte Feierlichkeit schlagen zusollen,
mitallem drum nbc dran: Barolopreisvergleich beim Ibscanapartyausstatter,
dann EG-Bier auf dem Balkon, Schnittchen in der Küch, vermischte music
vom Recorder und kein Schwein weiß mehr, denn das ganze Gesindel ist ja
arriviert, wie das frühereinmal war, inden einstigen Sechzigern, womandie
Mäntel plünderte und es zu StehBcks kam auf dem Gästeabort.«

Hierher gehört die akademisch eher ungehörige Angewohnheit, bereits
fürFünfzigjährige Festschriften zuveranstalten. Vor einigen Jahren erschien
jeeinBuch zum fünfzigsten Geburtstag von Klaus Vack und Frigga Haug und
1990 eines für Hermann L. Gremliza. Diesolcherart geehrtwerden Sollen
den wissen in der Regel vorher nichtsdavon,können also auch nichts dafür,
doch damit wird der Vorgang umsocharakteristischer: offensichtlich halten
ihre Freunde und Jünger dies für nötig. \\^rum?

Früh-Festschriften werden in der Regel nur Linken gewidmet. Aufwel
chem Feldsie sichauch betätigenwerden: Wissenschaft oder Politik,sie sind
da allemal nur zweite Sieger. Indem man ihnen einen Orden anheftet, der
sonst ausschließlich deutlich älteren Großkopfeten verliehen zu werden
pflegt, will man daraufaufmerksam machen, daß ihr tatsächlicher intellektu
ellerOrt eineStufe höher liegt, als dieoffizielle Skala dies anzeigt, und man
will sie ermutigen.

Letzteres scheinen sie nötig zu haben, und dies hat nicht nur mit den
Frustrationen zu tun, welche das Los von Linken in der kapitalistischen
Gesellschaft zu allen Zeiten gewesen ist und bleibenwird.

Wer jetzt fünfzig wird und links blieb, wird sich ineiner politischen Welt
zurechtfinden müssen, in der die ihm vertrauten politischen Koordinaten
fehlen. Esmag bislang eine Angelegenheit derpolitischen Konfession gewe
sensein, obman sich anderArbeiterklasse, den Randgruppen, derkritischen
Intelligenz oder der Abfolge der Gesellschaftsformationen orientierte, eine
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lätsache war öberhaupt nicht zu negieren: der Ost-West-Konflikt und die
Existenz einer Ordnung, welche für die einen real und für die anderen
lediglich nominal sozialistisch war. Bis Mitte dersiebziger Jahre - bis zum
Erstarkender neuensozialen Bewegungen - gabes kein politisches Thema,
das nicht durch diese Fakten sortiert worden wäre. Die Rüstungsvorhaben,
gegen welche sich außerparlamentarische Oppositionen zusammenfanden,
galten der Eindämmung und Zurückrollung der Staat gewordenen Roten
Gefahr, undauchdieNotstandsgesetzegehörten indiesen Kontext: siewaren
zunächst als Ergänzung derWehrverfassung von 1956 konzipiert Solidarität
mit Vietnam war Parteinahme in einem Konflikt innerhalb der Ost-West-
Konfrontation.

Dieser Rekrutierung im Kalten Krieg konnten sich auch diejenigen nicht
entziehen, dieeinerseits Linke, andererseits GegnerdesRealen Sozialismus
waren. Als Sozialisten verstanden sie sich allemal, und ihre Ablehnung der
DDR und derUdSSR begründeten sieoftdamit, daß dorteineIdee blamiert
werde, welcher sie anhingen.

Die Reformforderungen der Studentenbewegung allerdings schienen
ganz hiesig zu sein, jenseits der Block- Konfrontation. Doch da ihre Akteure
sich zugleich im Protest gegen Notstandsverfassung und Vietnamkrieg enga
gierten, war auch das bildungspolitische Thema durch die Zentralachse sor
tiert.

MitderFrauenbewegung und denAktionen gegen Atomkraftwerke wur
dedas allerdings anders. Sie waren noch nicht einmal neutral im Verhältnis
zum realen Sozialismus, sondern stellten Zustände in Frage, die hier
schlimm, dort aber häufig entweder schlimmer oder noch gar nicht zur
Wahrnehmung gelangt waren. Die Stationierung der US-amerikanischen
Mittelstrecken-Raketen erschien zunächst noch einmal wie das Revival eines
Kalter-Kriegs-Klassikers: ihre Verhinderung hätte eine Bedrohung von der
UdSSR abgewendet.

Im genaueren Hinblick allerdings (und - vor allem - im nachhinein)
zeigte sich, daß das alte Schema auch hier schon nicht mehr stimmte. Die
außerparlamentarischen Bewegungen der fünfziger und sechziger Jahre hat
ten zwar immer wieder Niederlagen erlitten, unbeschädigt aber blieb, was
man damals das »Kräfteverhältnis« nannte: trotz Aufrüstung der Bundesre
publik ab 1955, trotz ihrer Ausstattung mit atomarem TVägergerät 1958 ff.
und trotzderNotstandsgesetze blieben dieSowjetunion und dieDDRerstar
kende Faktoren der internationalen Politik. Die Koordinaten der Ost-West-
Konfrontation waren allemal unverändert. Nach der Stationierung der US-
amerikanischen Raketen galtdas nicht mehr. Bald danach brach die interna
tionale Stellung der UdSSR zusammen, der reale Sozialismus hörte aufzu
bestehen.
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Damit aber ändert sich das Vorzeichen vor manchen Urteilen, an denen
Linke einst einander erkannten. Ein Beleg dafür ist - unter anderen - die
Stellung zur NATO.Von 1949bis Ende der achtziger Jahre war sie für Linke
der Inbegriff imperialistischer Militärpolitik, und zwar zu Recht: ihr Droh
potential diente nicht der Verteidigung (und falls ja, dann sollte sie eben eine
unerfreuliche Ordnung schützen), sondern es sollte den realen Sozialismus
unter Druck setzen - und dieses Mittel lehnten sogar diejenigenRadikalen
ab, welche eine revolutionäre oder demokratisch-sozialistische Umwälzung
in der DDR für notwendig hielten. Jetzt, nachdem der ^rschauer Pakt sich
selbst aufgegeben hat und der Osten kapitalistisch wird, hat der Nordatlan
tik-Pakt zwar seinen Zweck erreicht, aber konterrevolutionär ist er schon
deshalb nicht mehr, weildie Revolution, deren Bekämpfunger dienen sollte,
erledigt ist. An der Frage, ob die BRD, dann: Deutschland, die NATO
verlassen oder ihr weiter angehören solle, identifizierten sich bis in die
jüngste Vergangenheit hinein u.a. die Linken in den »Grünen«. Als aber
Hans Modrow für das vereinigte Deutschland militärische Neutralität vor
schlug, wurde plötzlich klar, daß dies vielleicht noch gefährlicher wäre als die
EinbindungdiesesStaates in ein kapitalistisches Militärbündnis, inwelchem
das Verhältnisvon Schwanz und Hund geklärt werden kann und, fallsdas gut
ausgeht, die Mit-Imperialisten einen deutschen Sonderweg verhindern. Da
mit ist die alte Forderung: »Raus aus der Nato!«, soweit sie nicht aktuell von
Rechtsradikalen erhoben wird, nur noch ein Zitat aus der Jugendzeit.

Wer als Linker durch den Kalten Krieg politisch sozialisiertwurde - so
oder so -, bleibt ein Fremdling in der neuen Situation. Gewißwird er oder sie
(im folgenden: er) sich auch hier zurechtzufinden suchen. Schon Mitte der
siebzigerJahre begannen Linke des traditionellen Schlages, sich nach den
»neuen Fragen« zu erkundigen, und sie gerieten in unversöhnlichen Zwist
mit denjenigen ihrer Genossen,welche das ablehnten oder gar bekämpften.

Solche Neuorientierung mag notwendig sein, um die Gegenwart zu ver
stehen. Es wird sich aber herausstellen, daß diejenigen, welche durch den
Kalten Krieg geprägt wurden, vielleicht gerade noch imstande sein werden,
die auf ihn folgende Epoche zu begreifen, daß aber ihre eigenen Beiträge
dazu nicht besonders originell sein werden. Andere, die auch von ihrer
Lebenssituation her eher auf gleicher Höhe mit den neuen Umständen sind,
werdenmehrgestalterischeKraftaufbringen,die Älteren werdenauf diesem
Feld ihre Epigonen bleiben.

Halten sie sich dagegen an ihre eigene Prägung, ohne sich darauf zu
beschränken, vom Morgen bis zum Abend senil von den alten Zeiten zu
plappern, als sie noch jung und hübsch waren, dann leisten sie mehr.

Der Philosoph Blocherzählt irgendwovon einem Hund, welchemman die
Nase mit Quarkkäse zuschmierte. Seitdem war das arme Her der falschen
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Ansicht, dieganze Welt röche ausschließlich nach Quarkkäse, ja,siebestehe
ausdiesem. Diepolitische ^hrnehmung künftiger Generationen wird viel
leicht ähnlich beschalTcn sein. Eine äußere oder innere Grenze des Kapita
lismus wird man nicht mehr kennen. Auch der Nord-Süd-Konflikt wird der
Vergangenheit angehören, dennersetzte Konfliktfähigkeit des»Südens«, die
jetztbeseitigt ist,voraus. Vielleicht wird man inSeminaren von ZeitzuZeit
die Behauptung hören, daß es doch Klassen gebe, und Ideologiekritiker
werdenvon einemVerblendungszusammenhang reden,der in konkreter Ne
gation aufzubrechen sei. Die dramatische und gefährliche Zeit der System
auseinandersetzung 1917-1987 (alsonicht nurdesKalten Krieges 1945-1987)
wird dann atavistisch erscheinen, aber sie kann zugleichals eine Periode zwar
letztlich unmöglicher, jedoch einstmalsaktueller Alternativen gedachtwer
den. Damals hatte der Kapitalismus eine äußere Grenze, im Osten. Der
Aufbau des Sozialismus wurde versucht. Zugleich schienen Wilker der in
Unterentwicklung gehaltenen Regionen die Chance der Emanzipation von
den imperialistischen Zentren zu haben. Und in einigen hochentwickelten
kapitalistischen Gesellschaften gabeszeitweilig einerevolutionäre Arbeiter
bewegung.

All das ist nun vorbei, und wer es positiv parteinehmend erlebt hat,
investiert den Rest seiner Lebenszeit nicht schlecht, wenn er nun untersucht,
weshalb es scheiterte, ob es mißlingen mußte oder ob Auswege möglich
waren. Diese Studien sollten streng historisch angelegtsein. Lehren für die
Zukunft sind zwar nicht ausgeschlossen, aber nicht der Zweck der Übung, die
sonst nämlich schon verfälscht wird.

Wersich dieseAufgaben stellt, ist zweifellos von gestern,oder, auf Hes
sisch; Der ist nicht von hier.

II.

Wolfgang Abendroth hätte einesolchePosition keineswegs gefallen. Er hat
sichimmer sehr angestrengt, von hierzusein.Was er tat unddachte, warauf
aktuelle politische Wirkung angelegt. Diese erreichte er aber- anders, alser
selbstes beabsichtigte - stets nur mittelbar: als Hochschullehrer und politi
scher Publizist. Seinen starken, wenngleich indirekten Einfluß konnte er
ausüben, weil er mehr wollte, als momentan erreichbar war, und das Maß
dafürbezog er auseiner Vergangenheit, die nichtwiederholt werden konnte.
Wolfgang Abendroth wareinMann derWeimarer Arbeiterbewegung unddes
antifaschistischenWiderstandesund ist niemalsvölligin der Bundesrepublik
angekommen. Er hat Schüler gehabt, diesich auf ihnberiefen und Berufspo-
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litiker wurden. Dabei mußten siedas abstreifen, was an ihm so unpraktisch
war und ihm doch zur Wirkungverhaif:die Geschichte.

Das produktiv verkehrte Verhältnis zwischen historischem Bezug und
Aktualität läßt sich dort zeigen,wo Abendroth seinen wahrscheinlich stärk
sten langfristigen Einfluß ausübte: in seiner Interpretation des Sozialstaats-
Artikels des Grundgesetzes. Er hat erreicht, daß selbst Konservative heute
grundsätzlich anerkennen, die Verfassung lege sich nicht auf eine einzige
Gesellschaftsordnung fest. (In der Praxis sieht dasschon insofern andersaus,
alsin konkreten Auseinandersetzungen - z. B. über Fragen derAussperrung
- eine Polarisierung der Meinungen stattfindet.) Er selbst wolltemehr: Die
Kombination von Artikel 3 und20GGmache eineÜberwindung dersozialen
und ökonomischen Ungleichheit zur zwingenden Pflicht. Dahinter stand
Abendroths Erfahrung mit der Rolle des Großkapitals bei der Zerstörung
der Weimarer Republik. Er lebte in der Alternative von Sozialismus und
Faschismus, das juste milieu einer bürgerlichen Republik konnte für ihn
zumindest in Deutschland nicht von Dauer sein. Gerade dies aber: eine
kapitalistische Demokratie, wurde zur Staatsideologie undauchzur aktuel
lenRealität derBRD. Das Verhältnis von Sozialismus und Privateigentum an
den wichtigsten Produktionsmitteln erscheint da nicht als Alternative, son
dern als Kombination in einer »Mischgesellschaft«.

Soweit Abendroth einen Anteil an der theoretischen Begründung von
demokratischer Sozialstaatiichkeit in der BRD hatte, geschah dies, weil er
mehrundin Wirklichkeit qualitativ Anderes beabsichtigte. Dieses warfürdie
Jüngeren nur noch historisches Zitat, für ihn selbst aber die Essenz. Haber
mas spricht vom »reformistischen Abendroth« späterer Phasen. Er meint
damit zu Recht die Wirkung, trifft aber nicht die Intention.

III.

Imca. fünfjährigen Studienzyklus produzierte Abendroth die Generationen
seiner Schülerinnen und Schüler. Die meisten von ihnen entließ er in die
Sozialdemokratie. Mitden letzten Jahrgängen kam es anders. Seit Mitteder
sechziger Jahre fand sich in Marburg ein Nachwuchs ein, der wieder Wert
darauflegte, nicht von hierzusein. Typisch waren dieVersuche, einesoziali
stische Zeitschrift zur Vorbereitung einerkünftigen neuen Organisation zu
gründen, die Bemühungen um einSDS- Schulungsprogramm unddieOrien
tierung an den Befreiungsbewegungen der in Unterentwicklung gehaltenen
Länder.

Auch hier ging es um Tägeswirkung. Als Faktor der Realität, der eine
bewegende Kraft enthalte, galten die Arbeiterklasse und ihre Organisatio-
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nen. Damit war die Differenz zur aniiautoritären Mehrheit der Studentenbe
wegung gesetzt. Im nachhinein dürfte sich allerdings gezeigt haben, daß hier
zwar sinnvolle Realitätsbindung deseigenen DenkensundHandelns erreich
bar war, daß aber, wer sich ausschließlich darauf einließ, letzten Endes aus
der Logik sozialdemokratischer Umfeld-Politik nichtherauskam.

Seit ca. 1970 geriet dieDDR stärker inden Blick. Hierschien die Nega
tion kapitalistischer Aktualität zu sein, welche für andere politische Genera
tionen in ihren Hoffnungen der zwanziger Jahre und im zeitgenössischen
BezugzurOktoberrevolution gelegen hatte. DieSelbstbehauptungderDeut
schen Demokratischen Republik im Kalten Krieg galt uns als ihre Bewäh
rungsprobe, die sie bestanden hatte, und als Beweis ihrer historischen Über
legenheit. Damit schien sie das Schlimmste hinter sich zu haben. Es war
absehbar,daß sie nun, unter den Bedingungen der Entspannung,Einschrän
kungen der Demokratie unddessinnvollen Konsums bald überwinden wer
de. Diese Gesellschaft, so schien es uns, hatte ihre Zukunft noch vor sich.
Deshalb versuchten wir, dieinneren Ursachen ihrerÜberlegenheit darzustel
len,durchaus auch inpropagandistischer Absicht: indem Band »BRD-DDR.
Vergleichder Gesellschaftssysteme«,1971.

Dort wurde der zweite deutsche Staat auf dem Höhepunkt seiner Ent
wicklung gezeigt. Von da aus ging es schon wieder abwärts. Dieser zweite
Aspekt aber fehlte in dem Buch.

Mitteder siebziger Jahre zeigte sich, daßdie Länderdes realen Sozialis
mus nicht nur der ständigen Überforderung durch ein Wettrüsten, welches
durch die mitteleuropäische Entspannung nicht außer Kraft gesetzt wurde,
auf die Dauer nicht gewachsen waren, sondern daß sie auch kein Konzept
hatten, mit der Dynamik des Weltmarkts fertig zu werden. Kapitalistische
Prozeß- und Produktinnovation durch neue Ibchnologien versetzte sie in der
internationalen Konkurrenz in einen offensichtlich nicht mehr aufholbaren
Rückstand. EineChance hätte vielleicht im Übergang zuveränderten, flexi
blen und demokratischeren Organisationsformen in Politikund Produktion
gelegen. Daß es nicht ernsthaft versucht wurde, lag wahrscheinlich an der
Verfestigung der seit Stalin inder kommunistischen Arbeiterbewegung und
im Staatsaufbau der sozialistischen Länder durchgesetzten über-zentralisti-
schen Strukturen. Die Ursache dafür, daß sie nicht aufgegeben wurden,
bestand mit darin, daß sie bisdahin ja erfolgreich funktioniert hatten: wäh
rend der Zeit ihrer Anwendung war die UdSSR zu einem Industrieland
aufgestiegen, hatte den Angriff des deutschen Faschismus abgewehrt, die
territoriale Erstreckung des realen Sozialismus ausgedehnt, und die DDR
hatte die Versuche der BRD, sie zu liquidieren, zunächst abwehren können.
Erfolgreiche politische Formationen haben häufig dieIbndenz, ihre bisheri
gen Methoden beizubehalten, unddies kann zurNiederlage inder nächsten,
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völlig anderenHerausforderung führen. EinÜbergang zuneuen,dezentralen
Strukturen wäre in der DDR allein jedoch selbst dann nicht aussichtsreich
gewesen,wenn er dort tatsächlichrechtzeitig undernsthaft in Angriffgenom
men worden wäre. Auch dann noch wäre auf längere Sicht die BRD das
dynamischere System gewesen, und ohne den machtpolitischen Rückhalt
durch die UdSSR war sie nicht zu sichern. Eine Interessen-Identität mit der
Sowjetunion ergab sich immerhin daraus, daß diese die ab 194Sentstandenen
Vollbdemokratien, darunter auch die DDR, als Ibil ihres militärstrategi
schen Sicherheitssystems auffaßte.

Seit Mitte der siebziger Jahre wurde die kapitalistische Dominanz auf
dem Weltmarkt zunehmend zum destabilisierenden Faktor im Inneren der
sozialistischen Länder. Diesegingen nunzueiner Politikdeskreditflnanzier-
ten >\bchstums über, waren also zu einer Weiterentwicklung auf ihrer eige
nen Systemgrundlage nicht mehr fähig. Als erster Staat hatte Polen bereits
Anfangder siebzigerJahre diesen Weg beschriften.

Die Hoffnung, mit ausländischen Krediten die eigene Industrieauf dem
Weltmarkt wieder konkurrenzfähig zu machen, erfüllte sich nicht. Als 2Lins
und Tilgung zu zahlen waren, verwandelten sich die sozialistischen Länder
seit Anfangder achtzigerJahre bereits entscheidend.

Zentraler Staatszweck wurdejetzt die Beschaffung von Valuten. Drosse
lungder Importe, Forcierung desExports um jedenPreis, alsoeineselbstfor
mulierte IWF-Politik mußte zu Lasten der in diesen Ländern lebenden Men
schen gehen. Dem Protestpotential, welches sich so anstaute, sollte durch
präventiven und aktuellen Ausbau des Sicherheitsstaats begegnet werden.
Das Stasi-Phänomen nahm erst in den achtziger Jahren jenen grotesken
Umfang an, der 1989 offengelegt wurde. Insofern war in den Schluß-Jahren
ErichMielketatsächlich komplementär zuAlexander Schalck-Golodkowski.

Diejenigen Autorinnen und Autoren desBuches »BRD-DDR. Vergleich
der Gesellschaftssysteme«, welche auch nach 1971 noch an der Hoffnung
festhalten wollten, daß im zweiten deutschen Staat der Sozialismus erfolg
reich seinwerde, verfolgten seinen Niedergangsehenden Auges, aberstumm.
Die Feinde Honeckers hatten immer wieder großen Wert darauf gelegt, in
konkreten Ihgesauseinandersetzungen - so in der Debatte um den Band
»Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung«, 1977 - auch als die
unsrigen zu gelten, und eine öffentliche Revision unserer Hoffnungen war
unterdiesem Druck ohne Gesichtsverlust nicht möglich. Sieunterblieb auch
intern, denn in solchen Dingen gibt es keine glaubwürdige Trennung zwi
schen innen und außen. Die Isolierung innerhalb der westdeutschen Linken
hattesomiteinezusätzliche Wirkung. Nennen wirsie partielleRealitäts-Ver
leugnung.
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Der Untergang derDDR istauch eine Katastrophe derer, die zeitweilig
auf siesetzten und diese Entscheidung, alseine Fortsetzung der bisherigen
Hoffnung nicht mehr plausibel sein konnte, nicht revidiert haben. Das hat
Konsequenzen für sie in den ihnen verbleibenden Jahren. Wer sich in der
Vergangenheit Insolcher Weise engagierte, bleibt gezeichnet, und dies sollte
nicht mitMasochismus und Larmoyanz, sondern mit klarer Einsicht in Vor
aussetzungen und Balgen, schließlich mit Heiterkeit getragen werden. Kein
Wort der Kritik am Kapitalismus, die schließlich zur Orientierung an der
DDR führte, war falsch. Aber die Alternative ist aktuell zerstört. Arrange
ment mit der solcherart hergestellten Realität wird nur um den Preis der
Selbstaufgabe möglich sein.Was bleibtdem, der diesnichtwill?

IV.

Als Adorno am6.August 1969 starb, sendete derHessische Rundfunk einige
Stunden später den Nachruf Wolfgang Abendroths. Der Tbxt hat seinen
spröden Reiz durch die Verbindung von Fremdheit und Respekt. Einige Zeit
lag im Institut für Politikwissenschaft die Handakte Abendroths als Mitglied
einer Berufungskommission, die schließlich, 1960, Heinz Maus auswählte.
Darin steckte ein Brief des Gutachters Adorno - freundliche Kollegenworte
von Haus zuHaus, gewechselt zwischen zwei Ordinarien, dieeinander wenig
zu sagen hatten, denen aber doch der Status des Außenseiters gemeinsam
war.

Ihre politischen Auffassungen waren nicht miteinander vereinbar.
Abendroth zappelte sich ab im Kampf um ein Quentchen Einfluß in der
Arbeiterbewegung, er beschwor Otto Brenner amTfelefon, etwas dagegen zu
unternehmen, daß die Gewerkschaften ihre Veranstaltung gegen die Not
standsverfassung in Dortmund, weit weg von derDemo derAußerparlamen
tarischen Opposition inBonn, abhielten, und erhielt esfür einen großen Sieg
seines Einflusses, als ihm Philipp Pleß versprach, daß wenigstens ein Bus
zwischen Dortmund und Bonn verkehren werde. Adorno dagegen faszinierte
durch die Negation.

SiewarfürseineSchüler undNachfolger offensichtlich nichtdurchzuhal
ten. Habermas hältdafür, daß dieBundesrepublik Fortschritte in ihrer Zivi
lisierung gemacht habe, das kommunikative Handeln sei ständig gefährdet,
aber noch möglich. Die nichtkommunistische Linke habe, soschrieb er1990,
keinen Anlaß, inSack undAsche zugehen, sie ist fürihnTbil dersiegreichen
Republik. Längst haben die konsumfreudigen Citoyens und Citoyennes dar
aus eine Praxis der Affirmation gemacht.
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Die Alternative hierzu kann nicht mehr in der Spekulation auf eine
umwälzende Wirkung der - inzwischen eindeutig beendeten - Systemausein
andersetzung liegen, sondern allenfalls in der Negation kapitalistischer Zu
stände auch da, wo die Perspektive ihrer Überwindung nicht aktuell ist.
Erinnerungen an Weichenstellungen der Vergangenheit,auch wenn sie nicht
ins Ziel führten, sondern an Mauer und Wand,gehört dazu. Wer nicht von
hier ist, dem sollte das leichter fallen.
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Rainer Rilling

Nein, kein Endspiel

I.

Umbrüche sind Zeiten der Selbstanalyse: das gilt auch und vor allem für die
linke Intelligenz. Die Debatten der Blätter - die hohen Diskurse der Ze/r, der
verlässliche Engholmismus Frankfuner Rundschau, die mühevollen Spa
gate des Freitag,die gestresste Weitläufigkeit des NeuenDeutschland- Rede
und Gegenrede sind endlos. In den drei großen Debatten des Jahre 1989/1991
- der Sozialismusdcbatte (die schon Mitte der SOcr Jahre begonnenund sich
mit dem Zusammenbruch der DDR und des Warschauer Paktes dann inten
sivierthatte),der Vereinigungsdebatte, der Golfkriegsdebatte - sprachen die
Beteiligten auch immer heftiger über sich selbst. Nicht, wie in den Intelli
genzdebatten der letzten Jahrzehnte in den Sprachen der Gesellschaftstheo
rie, Ökonomie oder Kultur, sondern in der Sprache der Politik. Hatte die
erste Debatte mit ihrer Identität und Geschichte zu tun, so die letzten mit
ihrem Poiitikverständnis.

II.

Der Anschluß der DDR thematisierte mit der nationalen Frage ein Politik-
feld,das für dasSelbstverständnis dieser Intelligenz knappzwei Jahrzehnte-
vom Ende der SOcr Jahre bis zu den späten 70crn - als verlässlicher Ort
oppositionellen Diskurses wohldcHnicrt war. DieAblehnung der Adcnauer-
schenNationderHallstein-Doktrin, desAlleinvertretungsanspruchs undder
Infragestellung der DDRbzw. derGrenzziehungen mitPolen kehrtesichmit
der sozialliberalen Ostpolitik um. Als der nationspolitische »Willy«-Aktivis-
mus der Intellektuellen 1972 auslief, hatte die nationale Frage ihre Rolle als
politisch konkretes, handhabbares Vehikel zur Thematisicrung all* jener
Probleme verloren, die Intellektuelle im CDU-Staat so hatten. In der Hoch
zeit understenAbschwungphasc desSozialliberalismus gab es »die Nation«
im öffentliehen Reden der Intellektuellen nicht. Auch inderFolgezeit schien
sie keinewesentliche Rolle zuspielen - die Bemühungen der Martin Walser,
Peter Brandt oder der linken Klcinverlegcr (das singuläre Schwerpunktheft
des»Argument«!) blieben angestrengt und sporadisch. Das Thema als Real-
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event1989 trafdielinkeIntelligenz ohnejeglichen Vorrat an Begriff, Theorie
und Emotion. In der Zwischenzeit hatten sich die Positionen allerdings
ausdifferenziert. Dort, wo die erste im Zeichen des Sozialliberalismus groß
gewordene sozialwissenschaftliche Intelligenz theoretisch über dieNation re
dete,warihr Problem derSozialbmus alsAlternative - nichtdie Nation. Die
naturwbsenschaftlich-technbche Intelligenz politisierte sich seit Mitte der
70erJahreüberdieökologische Problematik, diekaum an nationalpolitische
Diskurse anzukoppeln war, vielmehr dem einst kosmopolitisch, nunmehr
globalistisch geheißenen Habitus dieser Gruppe entgegenkam. Anders aller
dings die literarische Intelligenz: der deutsche Herbst war Ausgangspunkt
eines unmerklichen, langandauernden Rückzugs aus der Politik, der Raum
gab für den leeren, unrealistbchen und unvermittelten Mythos der Nation, wie
er wenige Jahre später dann inderBegriffslosigkeit Vilsers einherkam und
seit 1987^8dannauch anschlußfähig wurde für die anwachsende Kategorie
jener Gm/cswissenschafilerinncn, denen die Adressaten - Bewegungen und
Utopien - ausgegangen waren. Allerdings nun demonstrierte der von intel
lektueller Intervention geradezu völlig freie Modus des DDR-Anschlusses
(»Stunde der Exekutive«) die politische Irrelevanz der Gesamtkategorie
Intelligenz - obes sich um den Intellektuellen Stefan Heym, um die profes-
soralen Expertisen des Sachverständigenrats zur >\Qhrungsunion oder um
die Evaluateure des Wissenschaftsrates handelte, deren Legitimationsarbeit
aufdem ureigenen Felde der Strukturierung der scientific Community seit
Dezember 1990 durch das politische fait accompli deradministrativen Ab
wicklung der Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen entwertet und
desavouiert wurde. AlsAkteurin abseits vom politischen Entscheidungspro-
zeß wurde nicht einmal ihre Fertigkeit zum legitimierenden Räsonnement
sonderlich gefragt - derMantel derGeschichte wehte »nur wenige Wochen«
(Helmut Kohl). Gefragt war die politische Tht, nicht das Wort. Jubelperser
wurden nicht gebraucht. So blieb ihrnur die nachgängige, lukrative Umset
zungsarbeit, dersie sich heftig widmet: die alte Politik braucht neue Leute —
Juristen säubern denStaat, Ökologen diePleiße, Hochschullehrer dieHum
boldt-Universität et. al.

III.

Inden letztenMonaten desJahres 1990 undAnfang 1991 habensichdanndie
Schlagabtausche Intellektueller anlässlich des Golfkrieges stark ins öffentli
che Bewußtsein geschoben. Äußerungen allerlei Prominenter (Enzensber
ger, Biermann, Schütte, Geisel, Broder, Gremliza, Schneider, Friedrich, Här
tung, Knapp, Leggewie, Diner, Brumlik, Klose) ließen vieleeine »geistig-mo-
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raiische«, bellizistische »Wende der linken Intelligenz« vermuten, die zu
gleich für einen noch umfassenderen ideologischen IVaditionsbruch nach
»französischem Muster« stünde. Diese Stimmen sagen jedoch (was überse
hen wurde) über die Orientierungen derjenigen Intellektuellen nichts aus,
die imvergangenen Jahrzehnt inder Friedensbewegung der Bundesrepublik
engagiert waren - denn kein einziger von den genannten »Bellizisten« war
jemalsmdieserimmerhin größtenpolitischen Bewegungder80erJahre tätig,
die ja wie keine andere Intelligenz, Sach- und Richverstand mobilisiert und
politisch instrumentalisiert hat; sie waren traditionell und zum Ibil massiv
kritisch sogar gegenüber derauf»Äquidistanz« haltenden Friedensbewegung
(insoweitihr Elitismuswenig überraschen konnte) bzw. bilden ein von Bro
der in der »Ihgeszeitung« Anfang 1991selbstironisch karikiertes, hochwirk
sames Mediennetzwerk israelengagierter Intellektueller. Nichtwenige wür
den die ihnen zugedachte Etikettierung als »linke« Intellektuelle zu Recht
ablehnen und sich jedes schmückende Beiwort verbieten. Liberalismus ist
wohl eher der Begriff für den einschlägigen Background der Mehrheit der
Genannten, und ihr vorwegnehmendes Einschmiegen in den nationalpoliti
schen Anschlußdiskurs der Monate vor dem Golfkrieg erklärt leicht ihre
vielleicht zunächstverblüffende, schrankenlose Adaption dervölkerrechtlich
und staatspolitisch ausgelegten Legitimationsmuster der USA. Liberalismus
ist auch das innere Band des 1991er Abgesangs des »Kursbuch« auf den
Intellektuellen, dessenlügenden und Missiones vor zwei Jahrzehnten elabo-
rierte - der abgeklärten Feier der »leeren Form« (Thomas Schmid) der
formalen Demokratie, die mit Beiworten zu schmücken untersagt wird; der
flotten Absage an »den Fluchtpunkt Utopie« (Cora Stephan);der trauern
den Diagnosedes Zusammenbruchs der Legitimation der Intellektuellenrol
le (Karl Markus Michel); endlich der lässigen Prognose vom anstehenden
»Endspiel« der Intellektuellen (HenningRitter).

Verfolgt manstatt der Mediengespräche der Genannten die Diskussion der
in den 80er Jahren konstituierten, aufgrund ihrer bemerkenswerten Selbst
organisationsfähigkeit auch relativ scharf konturierten Intelligenz der Frie
densbewegung, dann allerdings zeigt sich zunächst vor allem eine der An
schlußkonstellationganzähnlichepolitische Ohnmachtserfahrung, die sicher
lich auch einen Schlußpunkt eines jahrelangen, mit dem Nachrüstungsbe
schluß einsetzenden Auszchrungsprozesses setzt: der Ausbruch des Golf
kriegs und die starke Beteiligung der BRD signalisierten eine dramatische-
genauer: ihre nach dem Nachrüstungsbeschluß 1983 größte- politische Nie
derlage (enthusiastischer Bcllizismus blieb die Sache weniger Rechtsintel
lektueller), die zudem den theoretischen Unterbau der Liaison der Intelli
genz mit der Friedensbewegung angriff. Wodiese Bewegung gerademalals
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vorpolitisches Substitut flüchtig gewordener TVansformationssubjekte fun
gierte, war dieintellektuelle Zuordnung zu dieser Bezugsgröße - derPazifis
mus alspolitbch-ideologische Zusammenfassung des Engagements inderGat-
tungsjrage »Friedenssicherung« - ebenso flüchtig. DerGolfkrieg (plus kurdi
schem Nachkrieg) zeigte: nur ein Tbil der Friedensbewegung nahm radikal-
pazifistische, auf Gewaltfreiheit orientierte Positionen ein. Der von den
intellektuellen Sprecherinnen dieser Bewegung vielfach angerufene Pazifis
muswaroffenbarkein Orientierungstext, sondern nur Schlüsselbegriff iden-
ditätsstiftender Wortpolitik gewesen.

»StellDirvor,es ist Krieg« -das warFormel,nichtForderung,bestenfalls
Vergegenwärtigung möglicher Atomkriegsanlässe und -folgen. Daß es eine
weitergehende Differenzierungsarbeit am Kriegsbild praktisch nicht gab,
zeigten spätestens diewirre FlutderEtikettierungen des Golfkrieges und das
völlige Fehlen einerwissenschaftlichen, politischen und kulturellen Ausein
andersetzung mit der Froliferaiionsfrage - sie ist das Schlüsselproblem der
Internationalisierung hochvergesellschafteier militärischer und ziviler Risi
kotechnik in den 90er Jahren und darüber hinaus. Den Widerspruch zwi
schen Nuklearpaziflsmus einerseits, Akzeptanz oder Befürwortung militä
risch »konventionell« agierender Befreiungskriege andererseits hatte die
Friedensbewegung fastein Jahrzehntlangpraktisch ausgehalten, abCTtheore-
tbch kaumgcfasst. Eine ihn aufhebende politische undtheoretischeBearbei
tungwäre die Voraussetzung dafürgewesen, sich dem Proliferationsproblem
stellen zu können. Da eine Theoretisierungdes für das Politikfeld konstitu
ierenden Spannungsverhältnisses von gcwaltzentrierter Politik und einer
Zielsetzung der Gewaltfreihcit (immerhin etwaeinesder vier »Axiome« der
Grünen) kaum stattfand und die Rezeption des »Neuen Denkens« auf die
nuklearkricgstheoretische Komponente und einen diffus-globalistischen
Humanismus beschränkt blieb, konnte in den 80er Jahren auch keine kon-
sens- und identitütsbildende Funktion einer mit universaiistbchent Anspruch
antretenden, hicdensiheoretbch reflektierten und die praktische Probe durch
den kriegerischen »Ernstfall« bestehenden Konzeption ausgebildet werden,
wozu die politische Fragmentierung und expertokratische Dominanz des
intellektuellen Diskurses vor allem durch politisch dauerhaft aktivierte
Gruppen von Naturwissenschaftlern und Naturwissenschaftlerinnen beitru
gen. Auch im Fehlen einflußreicher Versuche, von einem archimedischen
Punkt »Gattungsproblem Frieden« aus universalistische Welt- und Gesell-
schaftsbildcr, Wcrisystcme und Handlungskonzepte zu entwickeln, unter
scheidet sich das Verhältnis von Friedensbewegungund Intelligenz qualitativ
voneiner historisch älteren, vergleichsweise ausgeprägt selbstreflexiven Be
ziehung: nämlich der zwischen Intelligenz bzw. Intellektuellen undArbeiter
bewegung, in der von Beginn an diese Beziehung als politisch relevantes,
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problematisches Widerspruchsverhältnis begriffenwurde. Bekanntlich hat es
in der Geschichte der Arbeiterbewegung eine Reihe prominenter Intelligenz
debatten gegeben - in der Geschichte der Friedensbewegung jedoch war
diese Frage nie theoretisches Thema und schon gar nicht Gegenstand von
theoretischen Debatten. Hier unterscheidet sich die Friedensbewegung übri
gens auch qualitativ von derFrauen- und Ökolopebewegung.

Der Golfkrieg, der praktische Krieg, wurde so in doppelter Hinsicht zum
Einschnitt: er demonstrierte die Schranken des universalistischen Potentials

des Pazifismus, und er erneuerte politische Ohnmachtserfahrungen auf ei
nem Politikfeld, das wie kein anderes im letzten Jahrzehnt Residuum intel
lektueller Intervention war. Der politische Optimismus auf Wirksamkeit
solcher Intervention, Mitte der 80er Jahre nochmals stark revitalisiert durch
die Aufwertung auch dissentierender wissenschaftlicher Expertise in der
Frühphase Gorbatschowscher Sicherheitspolitik und der Imagination einer
Installierung globaler politischer Präsenz der Intellektuellen, die ihren Hö
hepunkt beim Iteffen Gorbatschows mit zahlreichen europäischen Intellek
tuellen hatte, seitdem jedoch erneut abebbte - dieser Optimismus ist zerbro
chen.

IV.

Mit dem Zusammenbruch der sozialistischen Staaten und der kommunisti

schen Richtung der Arbeiterbewegung geht zugleich eine Epoche zu Ende,
in der diese Bewegung gegenüber der Intelligenz wirksam sinnstiftende Ange
bote ideologischer Selbstverständigung (»Sozialismus«), sozialstruktureller
Verortung (»Intelligenz als soziale Schicht«) und funktionaler Zuordnung im
politisch-ideologischen Reproduktionskontext (»Hegemoniefunktion«) for
muliert hatte. Relativ unabhängig von der Krise des staatlich organisierten
Sozialismus haben sich diese Angebote in den letzten zwei Jahrzehnten
immer rascher verbraucht. Der Umstieg der Intellektuellen/mfiVü/uen 1968 -
der letzten großen Affaire des allgemeinen Intellektuellen (Brunkhorst), als
die Zeit zu Ende ging, in der ein Heinrich Böll moralische Instanz symboli
sierte oder als das Projekt widerständiger Demokratisierung des Sozialismus
tschechischer Intellektueller gewaltsam beendet wurde - zum politischen
(sich in dieser oder jener Form in den Klassenkämpfen bewegenden) Kollek
tivsubjekt, dem via gesellschaftstheoretischer Reflexion eine »starke«, zudem
historischaussichtsreichesoz/a/eSubjektidentität mit hohem Autonomiever
sprechen angekoppelt wurde (als konsensorganisierender und hegemoniesi
chernder organischer Intellektueller, als eine »Intelligenz auf dem Weg zur
Klassenmacht«,als heterogene Bündnisschicht-oder Gruppe, die vorandach-
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te), dieser Umstieg ist in den 80erJahren in einem Prozeß sozialweit diffu
serer, nunmehr bloßnochberufs- oder professionsbezogener »professionel
ler Politisierung« - berufsbezogene Initiativen jeglicher Cöuleur boomten
bekanntlich - zurückgeholtworden,dessenKonzeptualisierungfreilichnicht
nur die soziale Fragmentierung und berufliche Differenzierung der neuen
Expertenschaft vor allem in einer Situation langanhaltender sozialer Auf-
srtegrmobilität (die - ähnlich wie in der DDR - auch in den kritischen
Stücken linker Sozialstrukturforschung der 70er und 80er Jahre nie analy
siert wurde) unterschätzte und daher mit voreiligen Annahmen über die
Homogenität der politischen Positionsbildung dieser Expertenschaft ope
rierte (einer Homogenität übrigens, die sichwohlauch in der Gemeindeder
ziemlich abwdrrfmobil abgewickelten DDR-Intelligenz nicht so recht her
stellenwill). Mit ihrer Hoffnung auf Politisierungen, die ihre Anlagein den
Widersprüchen des Arbeitsprozesses finden (ein altes Motiv), setztesie auf
eine politische Dialektik der Produktivkraftentwicklung, dieeinesonderlich
unvermittelte Darstellung ein paar Jahre später im Beckschen Phönix der
Gegenpoiitik finden sollte, der aus dem radioaktiven Müllder Katastrophen
gesellschaften emporsteigt. Auch die Angebote der ideologiepolitisch so
erfolgreichen TheoriederRisikogescilschaft zielen imübrigen aufdiesoziale
Kategorie der Expertinnenschaft und geben ihr die substantiell kritische
Funktion der Besorgung von Reßexiviiät und konzeptiver Modellierung der
Moderne. Die Frage nach der (auch konkreten politischen) Vermittlung zur
Sozialrolle desiderIntellektuellen, die im vergesellschaftungstheoretisch fun
dierten Muster des Politikangebotsder 70er Jahre überwundengeglaubt und
durch die Konzentration auf die Relation von Profession und Politik in den
80ern vollendsad acta gelegtschien- dieseFragespielt auch im heimlichen
Produktivismus des Beckschen Theorems von der Risikogesellschaft keine
Rolle. Intellektuelle kennt bzw. braucht die Risikogesellschaft nicht - und
das Hantieren mit Moral - jenes unentbehrliche Ingredienz politischen
Wirksamwerdensder Intellektuellen - war schon lange zum Alltagsrauschen
beliebiger Subsyteme universalisiert.

Da mit der Wissenschaft Staat gemacht wurde (im Kopf und mit Wörtern,
nicht materiell - wer staunte nicht über die Stasi-Lochkarten?) und der
DDR-Staat dahin ist, wird in den neuen Bundesländern auch die alte Staats
wissenschaft verabschiedet. Doch der Bruch ist bloß halb: die alte staatsnahe
Intelligenz wird durch eine neue ersetzt, eine neue Staatswissenschaft ent
steht. Diealte Intelligenz, auseiner Zeil »unklarerAlternativen«(Lepenies)
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überkommen, weniganschlußrähig, zerfällt.Soweitsieoppositionellwar,hat
sie kaum historische Identität, wenig Organisiertheit, nur schwachen Bezug
zurwestdeutschen Oppositionskultur. Ihr bleibt neben dem Rückgriffauf die
traditionellen Reaktionsmuster degradierter Intellektueller - Privatheit,
Entpolitlslerung - als polltische Reaktion nur der Anschluß an neue staats
ferne, oppositionelle Bewegungskontexte mitgeringem Machtpotential, also
eine fastvollständige Neudellnltlon Ihrer polltischen Rolle. Dazugehörtdas
Begreifen des Flüchtigwerdens von Politik: Individuelles Handeln wirdpri
vat, als öffentliches Ihn sotnii folgenloser. Die Wegezur politischen Bedeu
tungwerden länger. Der alte Bipolarismus der funktlonallstlsch-dezlslonlstl-
schen Polltlkauffassung vergeht: er Interpretierte machtvoll Individuelles
Handeln - wird es einmal als politisches offizlallslert - als Element einer
rastlosen Kettenreaktion, die Prozesse nur als Dominoeffekte begreifen
konnte. Derverbreitete i/Mflg/Mdre Bezug aufpolitische Macht IsteinHaupt
indizfür mißlingende Anpassung an dielangen Wege, die politische Verände
rungen In der neuen Ordnung gehen müssen. Die neue Wissenschaft Ist ein
Kind desMaßnahmestaates der Tlransformationsphase, dessen Eingriffe an
ders als 1945 auf Systemwechsel, nicht auf Modifikation des alten Wissen
schaftssystems abzielen. Folgerichtig Istder politischeEingriffungleich mas
siven er trifft Institutionen,Personal, Ideologie, Beziehungen, Ressourcen.
Der auf ein (mittels Verbeamtung kodifiziertes) Bleiberecht reduzierte An
spruch der Hochschulen auf Personalhohelt, d.h. Selbsterhalt statt Selbstre-
läutlerung, Ist durch die Im Herbst 1990 einsetzende Abwicklungspraxis
relativiert und mitder flächendeckenden Entlassungder Hochschullehrerin
nenseit Mal/Juni 1991 vollends zurückgenommen worden. DieserEingriffIn
die Institutionelle Autonomie Ist einmalig Inder deutschen Universitätsge
schichte undläßt,weiträumig wie er Ist, auch dieselektiven Entlassungen von
Hochschullehrerlnncn zu Zelten des Faschismus weit hinter sich. Er wiegt
deshalbso schwer, well dieses Verblelbsrccht nachgerade das letzte war, das
dieauf zentrallstlsche Verwaltungsförmigkelt und Verrechtllchung abzielen
de Hochschul- und Wissenschaftspolitik der Hochschulinstitution an Hand
lungsautonomie gelassen hat, da angesichts der sogar In den Buchwissen
schaften unaufhaltsam wachsenden, nur noch staatlich vermittelten Mindest
größe auch des Individuellen Forschungskapitals die formelle Individuelle
Forschungsfreiheit als das zweite Feld privater Handlungsautonomie schon
lange faktisch außer Kraft gesetzt worden Ist. Zum unbeschränkten Staatsln-
terventlonlsmus gesellt sich eine Belegschaft, deren konservativer, aber In
sich differenzierter Zuschnitt das politische Milieu der Rekrutierungsein
richtungen der deutschen Intelligenz In einer Welse verändert, wie dies
zuletzt 1968-1973/4 geschah. Der Modus der IVansformatlon Ist autoritär,
amateurhaft, begyündungsarm und extern dominiert: er wird bestimmt durch
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Legitimationen ausdenWestländern (Wissenschaftsrat) unddieErfahrungs-
horizonte altbundesdeutscher Berater. Meisterpläne gibt es nicht.

Umwelche Veränderung gehtesda?ObPositionen klassischen Mandari-
nentums bayerischen oder konzeptiver Ideologen baden-württembergisch
sächsischen Zuschnitts - konstant spürbar istdas Streben nach Elitismus. Die
Zerstörung eines Großteils der Humboldt-Universität ist da Exempel: eine
imperialegrande icole, einBerlinerHarvard soll das deutsche Hochschulwe
senvonobenstaatsförmig stratiOzieren, nachdem diediversen Projekte bun
desdeutscher Privatuniversitäten kläglich scheiterten. Es gelte »etwas zu
schaffen« erläuterte der Planungsbeauftragte fürden Neuaufbau desFaches
Geschichte an der HU, Gerhard A. Ritter, Professor an der Universität
München, in einem Leserbrief in der FAZ v. 10. 6. 1991, »das die besten
Lehrer und Studenten aus beiden Ibilen Deutschlands und auch aus dem
Ausland anzieht und der Humboldt-Universität hilft, zu einem echten geisti
gen Zentrum nicht nurinden neuen Bundesländern zu werden. Damit würde
sieden berechtigten Anspruch Berlins, dieHauptstadt der neuen Bundesre
publik zu werden, unterstützen. Als der preußische Staat nach den Niederla
gen gegen Napoleon am Anfang des 19. Jahrhunderts ineiner schweren Krise
und in einer extremen finanziellen Notlage war, hat er durchdie großzügige
Unterstützung der Wissenschaften die Neubelebung und Integration des
Staates zu fördern versucht. Ein Ergebnis dieser Politik war die Gründung
der Friedrich-Wiihelms-Universität, die für etwa ein Jahrhundert die wohl
führende Universität in der Weltwar... Die Neugründungder Geschichtean
der Humboldt-Universität hat nur dann einen tieferen Sinn, wenn sie - was
immer das Ergebnis unserer Bemühungen sein wird - nicht von vornherein
das Ziel zuniedrig steckt, sondern sich dieser meines Erachtens verpflichten
den Uradition bewußt ist.«

Die Engherzigkeit des ideologischen Gründungszuschnitts dieser zukünf
tigen ersten deutschen Universität verrät eine Borniertheit, deren entschlos
sene Verfolgung zweifellos wenig Raum für dieEntfaltung derReflexivität
lassenwird, die ausländische Vorbilder, inländische Problemlagen oder auch
bloß die neuerdings so heftig angerufene lffe//bürgerlichkeit der deutschen
Bourgeoisie erforderten. Der »TYaum der Universität«, den sich Kurt Reu
mann (seit Jahrzehnten eher mit Traumata vertraut) Anfang 1991 inderFAZ
leistete: er meint Hochschulen entschieden staatspolitischer Zurichtung, oft
buchstäblich landesregierungsunmittelbar, verlängerte Werkbänke west
deutscher Domänen, Diskurse und Diplome der instrumenteilen Vernunft,
also konventionell, aber eben patriarchalisch, fein und elitär, traditionsbe
wußte bürgerliche Vollendung dervon anderen befürchteten »Entdifferen-
zierung dereuropäischen Kultur« (Lepenies), also Wissenschaftskultur ohne
Linke, ohnekritische Zeitdiagnose odermoralisches Engagement. Ausschal-
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tung von Häresiepotential durch Hierarchie - soweit Reumanns IVaum. Und
was, wenn er womöglichwahr wird? Die Szene frei zu machen von antagoni
stischenRichtungsdifferenzierungen heißt zunächst wissenschaftspolitische
Durchsetzungeiner Wirklichkeitskonzeption, welchedie Existenzantagoni
stischer Interessen sowie deren Bedeutung für die Konstruktion von Proble
men und Weltbildern unterschlägt, damit auch die Option der Beseitigung
universalistischer Kriterien nicht ausschließt. »Wenn die universalistischen
Kriterien fallen, müssen notgedrungen ästhetische Bewertungsmaßstäbe an
deren Stelle treten, um die Differenzen voneinander zu unterscheiden.«
(Brunkhorst). Ins Haus steht dann die zeitvertreibende Muitikuituraütät des
streitfreudig-folgenlos vernetzten Wissenschaftspatchworks mit seinemLob
der Differenz (also nicht des Inhalts, sondern der Stellung in der geistigen
Hierarchie) und der neuen Beliebigkeit der Diskurse (Brunkhorst), die auf
kunstvolle Inszenierung feiner Unterschiede, also auf die Ästheiisierung der
Intellektuellenrolie aus ist. Zurückin dieZukunft derstreitkulturell aufgemotz
ten Ordinarienuniversität oder: Überholen ohne einzuholen - was im Westen
nicht gelang, soll im Osten wohlgeraten. Freilich: die Bewährung der wun
dersamen Dialektik dieser fabelhaften Losung der Walter Ulbricht-21eit in
den Niederungen des neudeutschen Mezzogiorno wird wohl eher in die
Installierung eines Gürtels ebensoarmer wieperipher-abhängiger Institute
der neuen Staatswissenschaft einmünden, deren Distanz zu den massiven
Festungen der Westwissenschaft dramatisch sein wird.

VI.

A\ährend also für dieeinendie Epoche der Intellektuelien schonspätestens
in den 60er Jahren zu Ende gegangen ist, fürchten oder feiern die anderen
eine »französische Wende« der Intellektuellen zu einem Diskurs, in dem
Wihrheitssuche Synonym für Machtwille und die Namen Pol Pot und Stalin
für den Despotismus fundamentalistisch-totalitärer Vernunft stehen. Die
klassische letztegroßeIntellektuellentheorieausden50erJahren- diejenige
Sartres- gehtebenso wie dieaktuelledes (der kritischen Theorieverpflich
teten) Intellektucllentheoretikers Brunkhorst davon aus, daß der klassische
TVpus des Intellektuellenvon eigentümlich strukturlosen, dezentrierten Ge
sellschaften ohne Spitze und Zentrum hervorgebracht wird. Es sind Men
schen, die sozial und politisch freigesetzt als Individuen agieren - sie haben
nichts als Argumente. Die »Besonderheit der Intellektuellen«, formulierte Sar
tre »istnichts anderesals ihr eitles Verlangen nach Universalität«. Noch ein
Zweites zeichnet sie aus: Intellektuelle sind Menschen, die sich »in Dinge
einmischen, die sie nichts angehen«, die ihre Kompetenz überschreiten, ihre
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»Berähnttheit... mißbrauchen^ (Sartre). Das Recht zu diesem Mißbrauch
nehmen die »Propheten des Universellen« (Bourdieu) aus der normativen
Kraft des Allgemeinen, mit der siees beim alltäglichen Umgehen mit der
Faktizität zu tun haben und mit der sie mit ihrem bildungsbürgerlichen, von
einer universalistischen Kultur geprägtem Hintergrund vertraut sind. Tkt-
sächlich istdurchaus fraglich, obdieGegenwartsgesellschaft, diedaran geht,
sich auch formell endgültig als Weltmarkt zu konstituieren, auch so ortlos,
dezentriert, ohne Zentrum, Spitze und Interpenetration ist, wie dies die
Gesellschaftsvorstellungen von Sartrebis Brunkhorst unterstellen. DerTy
pus des vor solchem sozialen Hintergrund ohne institutionelle Befestigung
solitär agierenden, aufklärerisch mobilisierten »großen« Vernunftintellektu
ellen istobsolet geworden; daß arbeitsteilige Ausdifferenzierungen und Pro-
fessionalisierung den Experten an seine Stelle gesetzt hätten, der weiß, wie
Ölbrände zu bekämpfen und Sozialversichcrungssysteme anzupassen sind
und dem zuweilen die Bewegungen ausgehen, denen er sich angeschlossen
hatte- diese gängige Rede von derSubstitution des »Technikers des Universa-
/en«durchden »Technikerdespraktischen Messens« (Sartre),den »spezifischen
Intellektuellen« (Foucault) schließt freilich die Möglichkeit eines »Gestalt
wandels des Intellektuellen« (Stadlinger) von vornherein aus. Sicherlich: mit
dem Zusammenbruch der sozialistischen Staaten wird das dortzulande über
dieJahrzehnte hinweg gleichsam eingefrorene Sortiment großer Intellektuel
lenrollen, besetzt mit moralisch im Namen des Allgemeinen agierenden
Schriftstellerinnen und Geisteswissenschaftlerinnen, rasch freigesetzt und
demontiert werden - die großen Namen fehlten schon, als der YS 1991
gesamtdeutsch wurde. Und der bürgerliche Universalismus ist in der Regel
auf kommunale Dezernate für Multikulturelles heruntergekommen. Ob die
militärische Deindustrialisierung des Irak - arrangiert über UNO-Organisa-
tionen (»Vorboten des Weltbürgertums« - Dahrendorf) alserster »Schritt zu
einereffektiven weltbürgerlichen Ordnung« (Habermas) zugleich politi
sche Rekonstitution einer bürgerlichen Einheit der zerfallenen Welt und des
Wissens eingeleitet hat, istgleichfalls ziemlich fraglich. Doch allerdings: auch
wenn sich da nur vereinsamte Professoren in den Gängen des Pentagon eine
großbürgerlich-liberale Perspektive zusammenpfeifen, die mehr ist als der
schäbige Wirtschafisliberalismus des gräflichen Lambsdorff, soist dies doch:
universalistischeAmbition undHandlungskonzept. Undesverdientschonfest
gehalten zuwerden, das Lob aufden aufklärerisch kritischen Philosophen
Habermas, der auf Machtdomestizierung durch kommunikativ geschaffene
Reflexion aus ist,durch denwichtigsten deutschen Rechtsintellektuellen der
Gegenwart Karl-Heinz Bohrer, dessen aktueller Kommentar zum Golfkrieg
in zwei Heften des Merkur (23/1991) nochmalige Zitation verdient: »Nur
noch bei den Angelsachsen findet sich ein selbstverständlicher Umgang mit
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dem Horrorszcnario (der ihnen schon 1944 erlaubte, Dresden und später
Hiroshima fast ohne moralische Skrupel auszulöschen). Als Herren der
Geschichte des 20. Jahrhunderts haben sie kein Schmerz- und Schuldbewußt
sein entwickelt,sowenigwie der subjektiv gesundsich Fühlende zum Psych
iater geht. Sie sind so selbstbewußt, weil ihre Moral praktisch, ein Ibil ihrer
Praxis ist: ihre Semantik ist immer noch abgedeckt vom heiligen Zweck ...
daß hier nämlich nicht der kulturkritische Nihilismus regiert, sondern noch
immerdie Hoffnungauf Sinn unter erschwerten Bedingungen. Manläßt sich
zu Recht nicht mit dem apokalyptischen Argument erpressen,weildie apo
kalyptische Bedingung zur Zeit gar nicht gilt. Durch die Auflösung der
West-Ost-Polarität ist gerade umgekehrt der nichtapokalyptische Krieg
denkbar und soweit wieder Mittel der Politik geworden.« »Die Vorwurfsfor
mel der Heuchelei, die Engländer verbrämten ihre merkantilen kolonialisti
schen Motive mit dem Schein des Allerhöchsten ... verkannte, inwiefern
gerade in dem Versuch, das selbstverständliche eigensüchtige politisch-öko
nomische Interessezu versöhnen mit der kulturell-politischen Idee des Em
pire (Pax britannica), eine Norm beanspruchtwurde,die den Weltmachtan
sprüchen der deutschnationalen Mittelschicht nicht rechtlich, aber zivilisato
risch weit überlegen war. Insofern verkennt auch ein zur Zeit sich wieder
bemerkbar machendes deutsches Ressentimentgegenden angelsächsischen
»Kolonialismus«, inwiefern dieser aus einer politisch-moralisch unendlich
verfeinerteren Kultur hervorging, als die Deutschen sie jemals hervorge
bracht haben ... Das Stigmatisieren jedes Krieges im Namen universaler
Prinzipien ist letztlich ein Produkt unserer barbarischen Uadition, die in der
Iht seit demErsten Weltkrieg, wenn nichtschonseit den Volkskriegen gegen
Napoleon, den Krieg nur atavistisch-existentiell afflrmieren, ihn aber nicht
zivilisatorisch zu begründen vermochte.«

VII.

Die neue bürgerliche Einheit der Welt, die mit dem Verschwinden des War
schauer Pakts auf der Ihgesordnung steht (klammern wir hier China als für
die Konzeptionsbildung wenig bedeutsameRealitäisstörung aus) hat bislang
kaum erkennen lassen, daß es so weit her ist mit dem neuen Univcrsalismus,
demIViumph des aniifundamentalisiischen undanndespotischen bürgerlichen
Liberalismus. Das ist ja mit der These des Kojüve-Schülers Fukuyama vom
»Ende derGeschichte« gemeint gewesen. Solche Hoffnung ist utopisch - sie
ist utopische Negation des »ungeheuren utopischen Vorkommens in der
Welt« (Bloch). »Das Drama der gegenwärtigen Welt besteht eben darin«,
formulierte Kossok ineinerbemerkenswerten Auseinandersetzung mitFest
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im Mai 1991, »daß sich eine der beiden Alternativen aus der Geschichte
verabschiedet, ohnedaßdieverbleibende Alternative ihrerseits dieI^higkeit
zeigt, dieExistenzkrise derZivilisation zu lösen...Wenn dieabendländische
Menschheit - ganz zuschweigen von denumJahrtausende älterenKulturen
des Ostens - seit Piaton und Plutarch ungeachtet aller Gegen- und Rück
schläge nicht bereit ist, die Welt so zu nehmen wie sie ist, sondern sie zu
verändern für nötighält unddafüreine Fülle vonUtopien undutopisch-mo-
tivierten Handlungen hervorgebracht hat, welchen Grund solltesie haben,
gerade jetzt im Moment tiefster existentieller Bedrohung für alle Zeiten
davon Abschied zu nehmen?«

VIII.

Intellektuelle sind natürlich organische Intellektuelle, welche die Welt nicht
so nehmen können,wiesie ist. Veränderungswütige Intellektuelle: das sind
Greenpeace und amnesty international, Gremlizas konkret ebenso wie der
lockere Professorenhaufen zur Rettung der MEGA-Edition, der sich öst-
west-südlich Anfang 1991 gegen dieTreuhand zusammenrottete. Esgehtalso
wohl weiterumdie Arbeitam Vorrat der Utopien, mit ihnen,an der Vermitt
lung von wie zwischen ihnen. Wo das Ganze nicht gedacht wird, ist Perspekti
venwechsel als Form reflektierter Vermittlung der ohnehin irreversibel ver
flochtenen Systeme gefragt und inderEpoche derFlexibilisierung derKopf
arbeitübrigens auch habituell leichter zumachen. Neu zubedenken sindvor
allem die Interaktionsmodi von Wissenschaft und Politik: so hinken zum Bei
spiel diepolitischen Konzepte ihrer Gestaltung (und auch die Möglichkeiten
linker Politik) dramatisch hinter dem sysiemtheoretischen Reflektionsstand
zurück. Einmischungen imNamen des Allgemeinen scheinen gescheitert, das
Allgemeine tatsächlich ausgewandert Doch das neue Patchwork der vielen
Universalismen hat unversehenseine Richtung bekommen:ZurückzuMarx-
ins Innere des Kapitalismus.
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III.

Ausgewählte Praxisfelder



Jörg Wollenberg

Industrielle Demokratie als Lernprozeß

Ein Plädoyer für die Wiederentdeckung verschütteter Traditionen
in der Arbeiterbildung

1. Vorbemerkung

AnfangMärz 1990 war ichauf dem Höhepunkt der Krisedes real nicht mehr
existierenden Sozialismus inder DDRund im Anschluß an eine in Nürnberg
kontrovers verlaufene Diskussion über die Zukunft des Sozialismus im Rah
men der Abendroth-Gesellschaft damit konfrontiert, in Swansea/Wales über
Lernprozesse in der deutschen Arbeiterbewegung zu referieren. Ich wählte
dabei als Hintergrund für aktuell verpaßte Chancen einen Rückgriffauf den
in seiner Jugend durch einen zweijährigen London-Aufenthalt geprägten
Juristen, Bildungsarbeiter und Politiker Karl Korsch. Ich wollte damit auf
Reformdiskussionen hinweisen, die in den 20er Jahren nach dem Scheitern
der Sozialisierungsvorstellungen in der Novemberrevolution auf praktische
soziale Phantasie und Spontanität setzten. Um an der Perspektive der »Be
freiung derArbeit« auch unterdenBedingungen desKapitalismus festzuhal
ten, nutzten linke Arbeitsrechtler und Bildungsarbeiter das neue Arbeits
recht als Kampfinstrument. Sie hofften, nach der großen Niederlage im
Gefolge derVerabschiedung desBetriebsrätegesetzes von1920die politische
Ausgangslage erst einmal am Arbeitsplatz und im Betrieb zu verbessern,
ohne sich dabei auf einen reformistischen Ansatz zu beschränken. Vor dem
Hintergrund historischer Erfahrungen gilt es damals und heute, der Frage
nachzugehen, ob die Arbeitsverfassungen überhaupt kollektiv-vertragliche
oder rechtlicheVerbcsserungen desStatus quo zulassen und ob durchsolche
Auseinandersetzungen eine Politisierung der Arbeiterbewegung auf der
Grundlage einer stärkeren Beteiligung der Betroffenen an Prozessen der
Ttildemokratisierung erreicht werden kann. Wenn auch bis heute einsupra
nationaler Ihrifvertrag imeuropäischen Recht nicht existiert unddie allge
meinen Rechtsgrundsätze der EG-Mitgliedstaaten keineausreichendeBasis
fürsolche Diskussionen bieten, so können jedoch aus Konflikterfahrungen
und aus politischen Strukturkrisen neue Elemente einer internationalen
Solidarität gewonnen werden. Freilich sind dabei die unterschiedlichen Vor
aussetzungen in den einzelnen Ländernzu berücksichtigen, die schoneinen
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Vergleich zwischen denIndustriestaaten mit bürgerlich-demokratischen Ver
fassungen erschweren. Dievornehmlich durch Gesetze fixierten Rechte der
deutschen Arbeiterschaft lassen sich z.6. nicht so ohne weiteres mit den
tariflichen Vereinbarungen vergleichen, welche die betriebliche Realität in
Großbritannien bestimmen. Und auch die Diskussionen auf der deutsch
deutschen Ebene haben gezeigt, daß Rechtsordnungen darniederliegender
sozialistischer Länder Vergleiche mit kollektiv-vertraglichen oder gesetzli
chenRegelungen derwestlichen Industriestaaten kaum erfolgreich bestehen.
Mitwirkungsrechte, dieunter den Bedingungen vergemeinschafteter Produk
tionsmittel und mit Rücksicht auf zahlreiche sonstige gesellschaftliche und
staatliche Kontrollen eigentlich zu echter Beteiligung der Arbeiter und An
gestellten führen müßten, waren ja nicht erst angesichts der ökonomischen
Zwänge des Kapitalismus zu bloßer Scheinbeteiligung verkümmert. Sind
deshalb Arbeiterproduktivgenossenschaften unter kapitalistischen Bedin
gungen möglich undsinnvoll? Habendie inein marktwirtschaftliches System
eingebettetenFormender Arbeiterselbstverwaltung überhaupteine Chance
zu überleben? Istdas jugoslawische Modell nichtein Beispiel fürdas Schei
tern eines solchen Versuches?

Um diese Fragen besser einordnen zu können, will ich im folgenden auf
Diskussionenzurückgreifen,die in den 20erJahren von ähnlichen Fragestel
lungenund Lösungsmöglichkeiten ausgingen und die auf ein neuesVerhält
nis von Demokratie und Sozialismus abzielten - in kritischer Auseinander
setzung mit dem sowjetischen Modell des demokratischen 2^ntralismus.
Den Anknüpfungspunkt liefern dabei Bildungskonzepte, die auch in den
Kontroversen um die Durchsetzung der industriellen Demokratie Bedeu
tung gewannen. Vor allem Rosa Luxemburg und Karl Korsch haben diese
Diskussion geprägt. Auf ihre Bedeutung haben nach 194S engagierte und
unabhängige SozialistenwieWolfgang Abendroth,JürgenSeifertoder Oskar
Negtimmer wieder hingewiesen, zumal auch fürsie die notwendige Ausein
andersetzung mit Fehlentwicklungen des Stalinismus neben der Kapitalis
muskritik bestimmend blieben.

2. Bildungsarbeit alsVermittlungsinstanz selbständigen
Denkens und politischen Handelns

Gebrochen durch die historischen Erfahrungen des Faschismus und des
Stalinismus erscheint die Aufarbeitung der Fehlentwicklungen des Sozialis
musin den LändernOsteuropas und inder ehemaligen DDR dann fruchtbar
und lehrreich, wenn man sie mit Erinnerungen an Analysen verknüpft, die
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trotz aller Kritik an dem demokratischen Zentralismus in kritischer Solida
rität an sozialistischen Positionen festhielten und sie weiterentwickelten.
Und sie beweisen auch, daß in Deutschland eine andere Entwicklung des
Sozialismus durchsetzbar war als die, die zum eigentlich nie real existieren
den, strukturell deformierten Sozialismus führte. Die Aufarbeitung der Phä
nomene, welche diese Entwicklung scheitern ließen, eröffnet vielleicht auch
den Zugang zu den Brüchen in der Geschichte des Sozialismus und zu
Möglichkeitsmomenten einer konkreten Utopie, die durch das politische
Denken und Handeln von Marxisten wie Rosa Luxemburg, Karl Korsch,
Antonio Gramsci, August Thalheimer u.a. vorgedacht wurde. Die Aktualität
dieser Perspektivenläßt sich dort eher vermitteln,wodie Bedingungendieser
Alternativen aufgegriffen und fortgesetzt werden konnten. Das geschah u.a.
in der Bildungsarbeit der Gewerkschaften und Arbeiterparteien. So knüpfte
man z.B. in den Kreisen des Austromarxismus und in der »Klassenkampf
gruppe« der Sozialdemokratie in der Arbeiterbildung Weimars an histori
sche und aktuelle Modelle des Sozialismus an, die dort ebenso emsthaft
diskutiert wurden wiedie Errungenschaften der ersten gelungenensozialisti
schen Revolution in Rußland. In der von den Revolutionären Obleuten des

Deutschen Metallarbeiter-Verbandes geprägten und von Fritz Frickegeleite
ten »Räteschule der Großberliner Arbeiterschaft« wurden die Ibilnehmer
z.B. mit Sozialisierungstheorien von Otto Bauer, Karl Kautsky oder Karl
Korsch ebenso konfrontiert wie mit der Aufarbeitung einschlägiger Erfah
rungen mit der Sozialisierungspraxis in Rußland oder einer eingehenden
Beschäftigungmit dem BegriffPlanwirtschaft. Ein solches Vorgehenverfolg
te das Ziel, den Ibilnchmera an Bildungsveranstaltungen die Möglichkeit zu
eröffnen, sich relativ umfassend über die Sozialisierungsproblematikzu in
formieren, um auf dieser Grundlage zueigenen Wertungenzugelangen.Eine
solche selbständige Einschätzung war um so notwendiger, als in den Kursen
die Übernahme derProduktion durch die Produzenten in einem sehr prakti
schen Sinne angegangen wurde- eine Intention, die wegen der Entwicklung
der politischen Verhältnisse in Deutschland nach 1920 nur noch einen poli
tisch-ideologischen Stellenwert erhielt, zunächst jedoch als Ibil des ^te-
lehrplans darauf abzielte,die angestrebte Veränderung der bestehenden po
litischen Rahmenbedingungen auch konkret in der betrieblichen Praxis um
setzen zu können. Nach dem Scheitern sozialistischer Erneuerungsversuche
bliebeine solche Konzeption jedochschon deshalbein wesentlicherBestand
teil des Bildungsangebotes, weil so dem Handelnder Arbeiter,speziell dem
Handeln der Betriebsräte, eine über den Augenblick hinausreichende histo
risch-strategische Perspektive vermittelt werden konnte. Das galt auch für
die Berliner Gewerkschaftsschule des ADGB, die diese Arbeit unter Frickes
Anleitung fortsetzte.
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DeraufderGrundlage von politischen undmethodischen Vorüberlegun
gen entwickelte Unterrichtsplan von Fritz Fricke gliederte sich in zehn Ein
zelkurse, diewiederum in Anlehnung an dieHauptziele in zwei Abteilungen
untergliedert wurden: »Kapitalistische Wirtschaftskunde« und »Sozialisti
sche Wirtschaftskunde«.

Beide Abteilungen bildeten mit ihrenvolks- undbetriebswirtschaftlichen
Unterthemen das Rückgrat einesRätelehrplans undwaren als eine pädago
gisch-didaktische Einheit konzipiert. Ohne andieser Stelle aufdietheoreti
scheGrundorientierung der Unterrichtsinhalte einzugehen, besticht der di
daktische Aufbau und das hohe Maß an Verantwortungsbewußtsein.So heißt
es z.B. in der Einleitung zu der Kursusreihe B »Sozialistische Wirtschafts
kunde«:

»Die Kursusreihe B erfordert im Unterricht ein hohes Verantwortungsbe
wußtsein des Rätelehrers. Man muß bedenken, daß auf diesem Gebiet noch
keinerlei fertige Formen, ja noch nicht einmal ausdiskutierte Vorschläge
vorhanden sind. Wenn irgendwo imRäteunterricht überhaupt direktinstruk
tiv, rein übermittelnd gearbeitet wird, hier verbietet die Natur des Unter
richtsgegenstandes dies von selbst.« (S. 19)

Insgesamt zielt der »Lehrplan« vonFritzFricke auf folgende Inhalte:

Musteriehrplan von Fritz Frickefiir die revolutionäre Räteschulung

(vgl. FritzFricke, DieRätebildung imKlassenkampfder
Gegenwart, 1.-3. Thusend, Berlin 1920, S. 17/18.)

A) Kapitalistische Wirtschaftskunde
B) Sozialistische Wirtschaftskunde

Sie gliedern sich im einzelnen wie folgt:

Kursusreihe A:

Kursus 1. Wesen undWirkung der kapitalistischen Wirtschaft. Mehrwert
produktion. Akkumulation des Kapitals. Unternehmungsformen. Kartelle
und Husts. Manufaktur und Maschinenproduktion. Wirtschaftskrisen. Wr-
kungder kapitalistischen Wirtschaft. Zirka 10Abende.

Kursus 2. DieOrganisation des modernen Fabrikbetriebes. Organisatio
nen des Betriebes im allgemeinen, Kalkulationswesen und Selbstkostenbe
rechnung. Grundsätzliches der Betriebsbuchhaltung in ihrem Zusammen
hang in der Geschäftsbuchhaltung. 10 Abende.
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Kursus 3. Die finanzielle Kontrolle der Unternehmung. Das Wesentliche
der Buchhaltungskontrolle sowie insbesondere der Kalkulations- und Bi
lanzkontrolle. Durchleuchtung vom Standpunkte der Marxschen Mehrwert
theorie und ihrer Konsequenzen. Gewinn-Mehrwertlohn. Zirka 10 Abende.

Kursus 4. Die Praxis des Geldwesens. Das Bankwesen. Die Geld- und

Wirenzirkulation. G-W-G. Die Praxis des Geldverkehrs. Zirka 8 Abende.

Kursus 5. Die Pflichten und Rechte der Betriebsräte. Kommentierung des
Betriebsrätegesetzes an Hand der Spruchpraxis. Der Aufgabenkreis der Be
triebsräte. 10 Abende.

Kursus6. Die sozialpolitische Gesetzgebung. 6-8 Abende.

Kursusreihe B.

Kursus1. Die wissenschaftlichen Grundlagen des Marxismus. 10 Abende.
K^rsus1 Sozialistische Wirtschaftsorganisation. Das Sozialisieningspro-

blem vom Standpunkt des wissenschaftlichen Marxismus.Einführung in die
neueren Sozialisierungstheorien - Otto Bauer, Wilbrandt, Kautsky, Korsch,
Oppenheimer, Ballod, Wisseil, Neurath u.a. Die praktischen Erfahrungen
der russischen Sozialisierung. Wesen und Bedeutung des Rätesystems. Plan
wirtschaft. Wirtschaftsaufbau. Zirka 10 Abende.

Kursus 3. Sozialistische Betriebskunde. Die Grundsätze der sozialisti

schen Wirtschaftsverwaltung. Der Verrechnungsapparat. Der Regulierungs
organismus. Der Produktionsapparat. Zirka 10 Abende.

Diese beiden Kursusreihen bilden gewissermaßen das Rückgrat des Lehr
planes.

Mag auch der Unterrichtsplan insgesamt überhäuft erscheinen, so fällt
auf, daß die politischen und ökonomischen Bildungsinhalte immer auf eine
präzise Verwendungssituation zugeschnitten wurden, um die Wahrnehmung
betrieblicher Kontrollfunktionen durch die Arbeiter zu verbessern. Neben

Kommunisten wie Hermann Duncker oder Karl August Wittfogel knüpften
Fritz Fricke,WalterFabian,Otto Jenssen, Herbert Schaller,Georg Engelbert
Graf und andere am linken Flügel der Sozialdemokratie stehende Anhänger
einersozialistischen Perspektive mitähnlichen Überlegungen an ein Selbst
verständnis an, das durch die praktische Politik der ADGB- Gewerkschaften
in der Arbeiterbildung zunehmend an Realisierungsmöglichkeiten verlieren
sollte. Diese Politik wurde nach 1920von jenen Kräften bestimmt, die die
bestehenden Verhältnisse zunächst einmal akzeptierten. Ohne die Besitzver
hältnisse an den Produktionsmitteln ändern zu wollen, hofften sie mit Hilfe
der Betriebs- und Wirtschaftsgemeinschaft zur Wirtschaftsdemokratie, zum
»Ausbau der politischen Demokratie durch die Demokratisierung der wirt-
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schaftlichen Beziehungen« zu gelangen, um durch »Demokratisierung der
Wirtschaft zum Sozialismus« zu schreiten.

Richard Seidel und Fritz Naphtali warendie Hauptvertreter dieser sozial
partnerschaftlichen Variante, die nachdem Inkrafttreten desBetriebsrätege
setzes von 1920 zusehends an Einfluß gewann und die das Modell der Wirt
schaftsdemokratie zur zentralen Forderung des ADGB in der Krise der
WeimarerRepublikmachte.Unddennochkonnten dievonRosaLuxemburg
geprägten Anhängereiner konsequenten sozialistischen Bildungsarbeit mit
ihren Vorstellungen von unterschiedlichen Sozialismusmodellen in zentra
len Bildungsstätten leitende Funktionenübernehmen-von den Räteschulen
als Ansatz autonomer sozialistischer Massenbildung nach 1918 über die
Sozialistische Heimvolkshochschule Gera/Tinz bis zur 1926 gegründeten
zentralen Bildungsstätte des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes in Bad
Dürrenberg,demSprockhövel Weimars. Selbstin den Volkshochschulen, die
mit den Einrichtungen der Arbeiterbewegung kooperierten, gewannen So
zialisten wie Hermann Heller oder Paul Hermberg Einfluß, vor allem in der
LeipzigerRichtung der Volksbildung. Später einflußreicheGewerkschafter
wurden durch diese Bildungsarbeit geprägt. Zahlreiche Absolventen dieser
Bildungseinrichtungen nahmen z.B.1929an dem »Internationalen Sozialisti
schen Jugendtag« in Wien teil. Und wie selbstverständlich traten sie - vor
dem Hintergrund dieser Aufklärungsarbeit und nach den Erfahrungen in
dem »Roten Wien« - in den Ortsvereinversammlungen und Gewerkschafts
sitzungen für die aus Wien mitgebrachte Losung ein:

»Republik das ist nicht viel.Sozialismus heißt das Ziel!«.
Viele dieser engagierten Sozialisten traten, sofern sie den Faschismus

überlebten, nach 1945auf der Grundlage einer realistischeren Einschätzung
der Möglichkeiten der bürgerlichen Demokratie in Anknüpfung an Rosa
Luxemburg dafürein: Demokratie ist schonviel,Sozialismus bleibt das Ziel.

Dieser hier angedeutete Bezug einer konsequenten, auf selbständiges
Denken,kritischeSolidaritätund politisches Handelnorientierten Bildungs
arbeit auf Rosa Luxemburg gehört immer noch zu den vernachlässigten
Kapiteln der Aufarbeitung der Geschichte der Arbeiterbewegung.

RosaLuxemburg selbst übernahmab 1907biszur Schließung der »Roten
Akademie« im Jahre 1914 eine Lehrtätigkeit an der SPD-Parteischule in
Berlin, die von Heinrich Schulz und Wilhelm Pieck geleitet wurde und die
unter anderem die Funktion hatte, die zukünftigen Kader der Partei und der
Gewerkschaften in Halbjahreskursen zu qualifizieren. Gerade weilsie nach
der Veröffentlichung der Massenstreik-Broschüre vordem MannheimerPar
teitagvon 1906 in ständigerAuseinandersetzung mitden Gewerkschaftsfüh
rern stand, konnte sie über die Parteischule ihre Kritik intensivieren und
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zahlreiche junge Gewerkschafter und Parteifunktionäre in ihrem Sinne prä
gen.

Einer der Lieblingsschüler von Rosa Luxemburg, der sich später von
ihren Zielvorstellungen entfernte und als Vorsitzender des Holzarbeiter-Ver
bandes und wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-Reichstagsfraktion auf
dem Leipziger Parteitag von 1931 die Rolle der Arbeiterbewegung in der
Krise als »Arzt am Krankenbett des Kapitalismus« definierte, erhielt als
Absolvent des Lehrgangs 1908/9 von Rosa Luxemburg folgende Beurteilung:
»Fritz Ihrnow ist der begabteste Schüler der ganzen Klasse, er hat in der
Schule vieles abgestreift, was ervom Revisionismus hatte, und ich möchte ihn
nicht den Gewerkschaften gönnen, wo er uns evtl. gefährlich werden könnte,
während er bei uns, ich meine in der Parteitätigkeit, sehr nützlich sein kann«
(Brief an Clara Zetkin vom 21.3.1909 in: Gesammelte Briefe, Bd. 3, S. 12).
An der von der Generalkommission gegründeten Berliner Gewerkschafts
schule kritisierte Rosa Luxemburg dagegen die Form einer Bildungsarbeit,
die nach ihrer Auffassung die Eigen tätigkeit der Ibilnehmer vernachlässigte:

»Nur bei regem Gedankenaustausch läßt sich die Aufmerksamkeit, die
Anspannung der Geister bei dem sonst an geistige Arbeit nicht gewöhnten
und deshalb leicht ermüdenden Proletarier erzielen. Diese Lehrmethode

empfiehlt sich aber besonders aus dem Grunde, weil ein Bildungsinstitut für
proletarische Klassenkämpfer in erster Linie nicht das mechanische Ein
trichtern einer Summe positiven Wissensals seine Hauptaufgabe betrachten
kann, sondern die Erziehung zum systematischen und selbständigen Den
ken.« (Gesammelte Werke, Bd. 2, S. 550 f.). Gegen diese Lehrmethode des
»lebendigen Unterrichts« protestierten die Repräsentanten der Gewerk
schaften wie z.B. der Vorsitzende des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes,
Schlicke, oder die damaligen Wortführer des revisionistischen Flügels um
Kurt Eisner und Max Maurenbrecher. Letzterer schrieb in der »Fränkischen

Thgespost«: »Wir treiben zuviel Theorie! ... Muß die Masse wissen, was
materialistische Geschichtsauffassung ist? Ich wage die Ketzerei und sage:
Nein! ... Die Theorie ist in ihrer zwar unbeabsichtigten, aber doch sehr
häuflg vorhandenen Wirkung oft geradezu eine Ertötung der Kraft zum
Entschluß und zum Handeln.« Rosa Luxemburg kritisierte diese Auffassung
des ersten fest angestellten Lehrers im Bildungsausschuß des Nürnberger
Gewerkschaftskartells auf dem SPD-Parteitag von 1908 in Nürnberg und
setzte den Beschluß des Parteivorstandes und der Kontrollkommission

durch: »Der Parteitag hält daran fest, daß die Führung der Bildungsbestre
bungen der jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen ... eine wichtige Auf
gabe im Empanzipationskampf der Arbeiterklasse ist. Zur Lösung dieser
Aufgabe verpflichtet der Parteitag die Organisation Vorsorge zu treffen,
damit die Arbeiterjugend im Sinne unserer sozialistischen Weltanschauung
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für den Klassenkampf erzogen wird« (Protokoll, S. 171 ff.). In der Leipziger
Volkszeitung faßte Rosa Luxemburg den Streit zwischen den zentralen Bil
dungseinrichtungen der Gewerkschaften und der SPD noch einmal zusam
men und lehnte eine Verschmelzungder Gewerkschaftsschule mit der Partei
schule ab (vgl. Gesammelte Werke, Bd. 2, S. 549-553). Dabei kritisierte sie
die Stoffülle und die knappe Zeitbemessung der Lehrkurse an der Gewerk
schaftsschule - mit ihren Folgen auch für die Lehrkräfte: »Jeder Lehrer, der
nicht zur geistlosen Maschine werden will, muß sein Lehrfach ständig aus
bauen, ständig neues Material dafür sammeln und die Anordnung revidieren.
Namentlich wird das zur Notwendigkeit fürdie Lehrer unserer Arbeiterschu
len, die ja zugleich nur auf dem Katheder sitzende Mitkämpfer, keine Päd
agogen vom Fach sind, also selbst Lernende sind. Die Parteischule überläßt
den Lehrern nach jedem Kursus eine pädagogische Erholungspause von
einem halben Jahr, in dem sich der Lehrer wieder ganz seiner sonstigen
Kampfarbeit widmen, sich daran erfrischen, mit Muße neues Material für
sein Lehrfach sammeln und sichten und dem neuen Kursus mit einiger
Freude wieder entgegensehen kann. In der Gewerkschaftsschule sind die
Lehrer dazu verurteilt, binnen 7 Monaten ein und dasselbe, mit winzigen
Pausen von zwei Wochen, viermal hintereinander herzusagen« (Bd. 2, S.
552 f.). Welche Versuchung, eine Aktualität dieser Aussagen zur heutigen
Praxis in den Gewerkschaftsschulen herzustellen und die Diskussion um die

immer noch nicht geheilten Wunden zwischen den unterschiedlichen Deu
tungsmusteransätzen erneut zu öffnen! Auf jeden Fall können Kenner der
Kontroversen in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit hier weitere Argu
mente im Streit zwischen den Anhängern von Erfahrungsansätzen und Leit
faden-Reglementierungen finden, die die Auseinandersetzungen um eine
moderne Bildungskonzeption in den 70er Jahren prägten und hinter denen
sich unterschiedliche Auffassungen nicht nur über die Rolle der Gewerk
schaften und die Aktivierung ihrer Mitglieder verbergen, sondern auch un
terschiedliche Gesellschaftsutopien. Und es ist sicher kein Zufall, daß Oskar
Negt als Theoretiker des Erfahrungsansatzes Ende der 60er Jahre die neuen
Ibndenzen in der Arbeiterbildung als Vermittlungsschritt von Klassenbe
wußtsein bewußt in die Tradition Rosa Luxemburgs stellte. Sein 1974 zum
ersten Mal veröffentlichter längerer Aufsatz »Zur materialistischen Dialek
tik von Spontaneität und Organisation: Rosa Luxemburg« bildet auch den
Kern einer Aufsatzsammlung,die Negt 1976vorlegte und mit dem von Rosa
Luxemburgübernommenen Diktum versah: »Keine Demokratie ohne Sozia
lismus«.

Allzu lange blieben solche Anknüpfungspunkte in beiden deutschen Staa
ten verschüttet oder wurden bewußt unterdrückt. Auch Wolfgang Abend
roths kurze Tätigkeit in Wilhelmshaven-Rüstersiel reichte nach seiner
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Flucht aus derSBZ nicht aus, um1948 alsersterRektor derneugegründeten
»Hochschule für Arbeit, Wirtschaft und Politik« eine sozialistische Bildungs
arbeit inden Gewerkschaften aufzubauen. Daran hinderten ihn schon jene
Hochschullehrerkollegen, dietrotzschwerer Belastung durch ihreNazitätig
keit dennoch mit Unterstützung der Gewerkschaften und berufen vom so
zialdemokratischen Kultusminister und Widerstandskämpfer AdolfGrimme
dort lehrendurften (u.a. Ernst Rudolf Huberund Walter Bogs).

Auch der schwerbelastete Helmut Schelsky konnte seine Tätigkeit als
Hochschullehrer in der »Akademie für Gemeinwirtschaft« (heute HWP)
nach 1945 beginnen. Sosetzen sich sozialpartnerschaftliche Varianten nach
1945 in der westdeutschen Arbeiterbewegung durch - schneller und konse
quenter, als das in Weimar möglichwar.

In die Emigration vertriebene sozialistische Arbeitsrichter wie Ernst Fra-
enkel oder Franz L. Neumann wurden dagegen zunächst nicht zurückgeru
fen, obwohl sie doch wichtige Funktionen in den Gewerkschaften und in der
SPD vor 1933wahrgenommen hatten.

3. Betriebsverfassung und betriebliche Mitbestimmung
als »Stützpunkte derVorbereitung des Endkampfes«
(KarlKersch)

Gegen dieallzu sozialpartnerschafilich interpretierte Auffassung des Demo
kratisierungsprozesses opponierten sozialdemokratische Juristen wie Her
mann Heller, Ernst Fraenkel, Hugo Sinzheimer, Otto Kirchheimer oder
Kommunisten wieHermannDuncker und KarlKorsch, der für kurzeZeit als
Justizminister in Thüringen wirkte (1923).

Heller plädierte zunächst als Volkshochschulleiter in Leipzig und dann
als Staatsrcchtler in Frankfurt mit seiner Auffassung vom Sozialstaat als
Strukturprinzip derGesellschaft dafür, dierepräsentative Demokratiedurch
eine bewußte politische Willensbildung der Bürger zustützenunddie sozial
Schwächeren durch eine »wirtschaftliche Demokratie« abzusichern.

Die streitbaren Juristen und Lehrer an der zentralen Bildungsstätte des
Deutschen Metallarbeiter-Verbandes inBad Dürrenberg, Ernst Fraenkel und
Karl Korsch, beschränkten sich dagegen als Arbeitsrechtler - von unter
schiedlichen Ausgangsbedingungen her- stärker aufdie Frage, wie diebür
gerlich-liberale Staatsform über ein umfassendes Arbeitsrecht nicht nur bes
ser in der Ökonomie zu verankern sei, sondern auch den Weg zu einer
wünschenswerten Verankerung der Demokratie im Betrieb nicht verbaut.
Korsch plädierte deshalb für eine »Verfassung des >Gcmeinwesens der Ar-
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beii<«, für einen »gewerblichen Konstiiutionalismus«, für eine »industrielle
Demokratie«, mit derer den»scheinkonstitutionellen« Charakter der Wrt-
schaflsverfassung der Betriebe aufzuknacken hoffte. Sein 1922 vorgelegtes
»Arbeitsrecht für Betriebsräte« konkretisierte dieses »politische Kampf
ziel«, das auf denerbitterten Widerstand nicht nur des Jenaer Dekans der
juristischen Fakultät Otto Koellreuther, des späteren Verfassers des »Deut
schen Führerstaates« von1934, stieß.Geprägt vonder Vorstellung, erworbe
ne Rechtspositionen nicht leichtfertig preiszugeben, zielte Korschs Arbeit
darauf ab, diese Ausgangsposition auch inderDefensive durch eine Auswei
tung derKampfmöglichkeiten zu verbessern, also von der»geistigen Aktion«
(Korsch) »über diejuristische Aktion« (Seifert) zur politischen Aktion zu
gelangen. Schon indem 1920 von Korsch vorgelegten »Programm des prak
tischenSozialismus« findensichFbrmulierungen, die70Jahre danachimmer
noch aktuell klingen:

»Vielleicht verlangt die Realpolitik heute wirklich das, was gründliche
und grundehrliche bürgerliche Nationalökonomen jetzt von Kathedern her
ab immer eindringlicher fordern und was ihnen nicht nurdieAnhänger und
Nutznießer des alten Zustandes, sondern auch dessen programmlos zur
Macht gelangte ehemalige Bekämpfer mit täglich besserem Gewissen zu
glauben anfangen? Vielleicht fordert in unserer heutigen Lage realpolitische
Besinnung wirklich zuerst und vorallem dieWiederherstellung derkapitali
stischen >freien< Wirtschaft, um überhaupt erst wieder eine Wirtschaft zu
bekommen? Gebändigt durch Sozialpolitik natürlich, durchvermögensaus
gleichende Steuerpolitik, durch weitgehenden Arbeiterschutz und durch ver
bessertes Arbeiterrecht in der konstitutionell und nicht mehr despotisch
regierten Fabrik! Dies ist in Wahrheit die entscheidende Frage des Thges.
Ließe sich einWiederaufbau kapitalistischer Wirtschaft,verbunden mit einer
Sozialpolitik, die dem heutigen Bedürfnis des in ganz Europa und Amerika
zu erhöhten Lebensansprüchen aufgewachten Proletariats Genüge täte, Not
und Mangel als massenhaft und klassenweise auftretende Dauerzustände
gänzlich ausschlösse, - ließe sich ein derartiger Aufbau eines reformierten
Industriefeudalismus als eine heute realisierbare Wrklichkeit auch nur den
ken, so verlöre der heutige marxistische oder revolutionäre Radikalsozialis
mus jene ganz besondere >Notwendigkeit< seiner Zielsetzungen, die er als
>wissenschaftlicher< Sozialismus für sich in Anspruch nimmt. Er sänke zu
einer rein moralisch begründeten >idealen Forderung< herab ... )\Qre Kapi
talismus als ein menschenwürdige Lebensbedingungen für alle schaffendes
System, Kapitalismus ohne die dunkle Kehrseite von Ausbeutung, Not und
Elend, die jedem historisch wirklich gewesenen Kapitalismus bisher anhafte
te, überhaupt möglich - ja, könnte der Kapitalismus als ökonomisches Sy
stem auch nurdasjenige Maß von Sozialpolitik dauernd ertragen, welches
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ihm heute durch Kriegsverordnungen und revolutionäre Gesetzgebung
schon aufgepfropft ist - wer von unswäre, wenn er diesen Glauben nur teilen
könnte, gewissenlos genug, solchem Aufbau des relativ Besseren um eines
absolut guten, aber erst in ferner Zukunft erreichbaren Endziels willen
hemmend und zerstörend entgegenzutreten!« (Karl Korsch, Gesamtausgabe,
Bd.2,1980, S. 185-187)

Daß Karl Korsch eine solche Möglichkeit mit dem Hinweis auf »den
gänzlich illusionären Charakter jenerscheinbar soreal-politischen Verknüp
fung von kapitalistischer Produktions- und sozialistischer Verteilungspoli
tik« (S. 187) bezweifelte, hilft beider Lösung aktueller Probleme vielleicht
wenig. Und dennoch kann einRückgriffaufseine Analyse derökonomischen
Machterhaltungsprozesse gerade angesichts der industriellen Reorganisa
tion dadurch Anknüpfungen eröffnen,weil das nach wie vor dominierende
Selbstverständnis von Mitbestimmung - mit der Konzentration auf Unter
nehmen undStaat- heutemehrdennje durch einenbetrieblichen Unterbau
verstärkt werden muß. Neben Michael Buckmillers verdienstvollen Vorarbei
ten haben Wilhelm Eberwein und Jochen Tholen in ihren umfangreichen
Studien über diegeschichtlich-gesellschaftliche Herausbildung deraktuellen
Betriebsverfassung und betrieblichen Mitbestimmung in Deutschland diesen
Zusammenhang betont und dabei Karl Korsch »reaktiviert«. Die Anpassung
der Betriebsverfassung in der ehemaligen DDR an die der BRD, aber auch
die zunehmenden betrieblichen Konflikte inderneuen Bundesrepublik und
die gewerkschaftlichen Initiativen nach Beschäftigungsplänen und -gesell-
schaften fordern mit Karl Korsch dazu auf, nicht nurdie Notwendigkeit zu
sehen, die Belegschaftsinteressen bei der Betriebsratsarbeit zu beachten,
sondern diese Betriebsarbeit zugleich in die allgemeine gewerkschaftliche
Interessenpolitik einzuordnen und strategisch abzusichern. In seinem »Ar
beitsrecht für Betriebsräte« finden sich dazu folgende zentralen Aussagen:

»Daßsichder Betriebsrat, die Gruppenräte,Betriebsobleute,... stets auf
die breite Masse der Belegschaft stützen, und daß sie in allen Fällen, auch
wenn siees für ihre Pflicht halten, einer bloß momentanen Stimmungsauf
wallung innerhalb der Belegschaft nicht sofort nachzugeben, letzten Endes
den Willen der Betriebsversammlung als für ihre gesamte Tätigkeit bestim
mend betrachten müssen, haben wir schon häufig betont. Dagegen soll hier
noch einmal ausführlich betont werden, daß als derallerwichtigste Grund
pfeiler derRätemacht wie jederanderen proletarischen Macht innerhalb der
kapitalistischen Gesellschaft letzten Endes niemand anders, als die gewerk
schaftlichen Koalitionen der Arbeiterklasse betrachtet werden können.
Nicht über dieRäte und ihre Zusammenfassung zu >reinen< Räteorganisatio
nen, sondern über die Gewerkschaften und ihreZusammenfassung zugewal
tigen Industrieverbänden führt der Weg zurEroberung derwirtschaftlichen
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und politischen Macht Ein klassenbewußter, marxistisch denkender Be
triebsrat darf sich niemals grundsätzlich in Gegensatz zu den für seinen
Betrieb in Frage kommenden Gewerkschaften stellen, sosehr er bisweilen
tatsächlich die Tätigkeit oder Untätigkeit reformistisch und arbeitsgemein
schaftlich verseuchter Gewerkschaftsführer im Klasseninteresse wird be
kämpfen müssen.« (Gesamtausgabe, Bd. 2,S.459)

Hinter einer solchen Konzeption steht das Verständnis, daß die Intensität
betrieblicher Mitbestimmung dann schwach bleibt, wenn sich dieBetriebsrä
te auf die rechtlichen Normen des Betricbsverfassungs-bzw.Betriebsrätege
setzes beschränken:

»Die wirkliche Macht der Betriebsräte beruht nicht auf den Paragraphen
des Betriebsrätegesetzes oder irgendeines anderen Gesetzes des kapitalisti
schen Staates. Den Schutz seiner Rechte findet er nicht bei den (nach Art.
102 der Reichsverfassung) unabhängigen, nur dem Gesetz unterworfenen
Richtern und sonstigen Behörden des kapitalistischen Staates. Seine wirkli
che Macht beruht vielmehr allein auf dem Druck, den die proletarische
Klasse schon innerhalb derkapitalistischen Gesellschaftsordnung den kapi
talistischen Machthabern gegenüber auszuüben vermag.« (Bd. 2,S.458).

Haben sich auch beiuns später jenevon Eberwein und Tholensobezeich
neten Formen der »partnerschaftlich-pluralistischen Betriebsverfassung«
durchgesetzt, die den Klassengegensatz ausblenden, sobleibt auch heute der
Zugang von Karl Korsch insofern aktuell, als zu fragen ist, ob nicht die
Ansätze einer»Tbildemokratisierung« auch als»Verfahrensangebot« zurPo
litisierung der industriellen Beziehungen genutzt werden können und damit
wieder grundlegende Strukturen zum Gegenstand betrieblicher und damit
auchgesellschaftlicher Konlliktaustragung werden.

Gerade die unterschiedliche Wahrnehmung und Ausschöpfung der Nor
men des Betriebsverfassungsgesetzes durch dieInteressenvertretung erlaubt
auch in Krisenzeiten mehr als die Übernahme einer Ordnungsfunktion durch
die Betriebsräte, zumal in konfliktvorbereitenden und durch Schulungsar
beit und mit Projekten unterstützten Verwaitungsstellen der Industriege
werkschaften, vorallem der IG Metall, neueFormen der Gegenmacht immer
erfolgreicher eingeübt werden und der Widerstand gegen den Beschäfti
gungsabbau wächst. Eine stärker konfliktorientierte Interessenvertretung
bleibt freilich ohneeineAnbindung an dieGewerkschaften, ohneeine »Ver-
gewcrkschaftlichung« der Betriebsräte, begrenzt, zumal die mit der indu
striellen Reorganisation verknüpfte Dezentralisierung der Unternehmen in
eine Vielzahl kleinerer Betriebe zu einer zunehmenden Atomisierung der
Unternehmensleitungen führt, die als scheinbar rechtlich selbständige »Un
terfürsten« diealten »Ankerplätze« derGewerkschaften inden Großbetrie-

268



ben aufzulösen drohen, (vgl. dazu Horst Kern/Charles F. Säbel, in: Gewerk
schaftlicheMonatshefte,10/1989, S. 602ff.).

Auf die neuen Koordinationserfordernisse muß intensiver vorbereitet
werden, wenn betriebliche und überbetriebliche Kooperation auf Dauer ge
sichert und ausgebaut werden soll. Dabei spielt der Umgang mit dem ver
stärkten Einsatz neuer Ibchnologien für die heutige Gewerkschaftspolitik
einezentraleRolle. Industrielle Reorganisation undBetriebsverfassung dür
fen eine wirksame Interessenpolitik nicht zusätzlich behindern.

Ob diese Reorganisation sich als >\bffe gegen die Beschäftigten erweist
oder als Werkzeug zur Durchsetzung gewerkschaftlicher Interessen genutzt
wird, hängt nachwievor von der Stärke der Interessenvertretung und ihrer
Kraft ab, Prozesseder demokratischen Erneuerung offensiv zu stützen. Ge
setzliche und tarifvertragliche Regelungen sind dafür im Sinne von Korsch
»Stützpunkte« zur Vorbereitung von Initiativen, die den dominierenden
Einfluß der Kapitalfraktion auf die Produktion einschränken und erste An
sätze der Arbeiterautonomie weiterentwickeln könnten. Das setzt freilich
voraus, die rechtlichen Möglichkeiten der Betriebsverfassung extensiv zu
nutzen und mit außerbetrieblichen Initiativen zu verknüpfen.

Mit den folgenden Anmerkungen zuden gesetzlichen Rahmenbedingun
gender Betriebsverfassung-vor demHintergrundihrer geschichtlich-gesell
schaftlichen Herausbildung - willichdazueinigeAnregungen geben,diesich
auf die konkrete Umsetzung eines Wochenseminars nach § 37, Absatz 7 des
Betriebsverfassungsgesetzes beziehen, das ich für den Hauptvorstand der
Gewerkschaft Holz und Kunststoff zum Thema »Geschichte der Arbeiterbe
wegung im Spiegel der Betriebsverfassung« 1985 vorgelegt habe und das
seitdem zum Grundangebotder Aufbauseminare der GHK gehört.

4. (Arbeits-) Recht alsAnsatzpunktgewerkschaftlicher
Offensivstrategien.

Wer das kollektive Arbeitsrecht nicht als »Sonderrecht« einer bestimmten
Personengruppe definiert-wie z.B. der einflußreiche Mitgestalter undKom
mentator aller wichtigenBetriebsverfassungsregelungen von 1920,1934 und
1952, Hans CarlNipperdey, sondern wermit Wolfgang Däublerdengeregel
ten Bereich Arbeit zum zentralen Bestandteil der menschlichen Existenz
erklärt, wird zu anderen Einschätzungen der Qualität einer Rechtsordnung
neigen, die über Freiheit oder Unfreiheit der abhängig Beschäftigten im
Produktionsprozeß entscheidet und so das Handeln am Arbeitsplatz, im
Betrieb, im Unternehmen und in der Gesamtwirtschaft bestimmt.
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7h)tz zunehmender Massenarbeitslosigkeit im neuen Deutschland ver
bringt - statistisch gesehen - fast jeder Berufstätige bis zur Hälfte seines
aktiven Daseins am Arbeitsplatz. Dort entscheidet sich, ob eigene schöpferi
sche Initiativen zur Entfaltung der Persönlichkeit genutzt werden können
oder ob der abhängig Beschäftigte zeitlebens»ein Rädchen« in einer fremd
gesteuerten, undurchsichtigen Apparatur bleibt. Und dieser Bereich be
stimmt auch das Verhalten des Einzelnen in der Freizeit. Das Sozialprestige
bemißtsichnachder StellungimBetrieb,undeintönig-stumpfsinnige Arbeit
läßt die Kreativität nicht nur allein am Arbeitsplatzverkümmern. Insofern
sind die einschlägigen, auf die Arbeiterschaft bezogenen Gesetze,vor allem
das Ihrifvertragsgesetz und die Betriebsverfassung ein zentralerBereich für
die Möglichkeiten von Mitwirkung, Mitbestimmung oder gar Selbstbestim
mung der Lohnabhängigen. Diese im Arbeitsrecht zusammengefaßten Ge
setzestexte drücken jedoch nur die halbe >\hhrheit aus. Denn das Arbeits
recht wird zum größten Ibil von den Gerichten gemacht. Seit der Durchset
zung einer gesetzlich fixierten Betriebsverfassung von 1920 bestimmen die
Gesellschaftsmodelle der Spruchpraxis der höchsten Arbeitsgerichte die
Handlungsmöglichkcitender Interessenvertretung und ihrer Organisationen
entscheidend mit.

Wiesehr der Handlungsspielraum der Arbeitnehmer und ihrer Gewerk
schaften über die Rechtssprechung eingeengt werden kann, ist z.B. an den
Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichtshofes zumArbeitskampfrecht ab
lesbar. Gerade weil die Geschichte des kollektiven Arbeitsrechts die Ge
schichte der rechtlichenRegelungen von Kapital und Arbeit ist, läßt sich an
dieser Geschichtedas ganzeSpektrum von Konfrontation und Vermittlung
einer von ökonomischen Prozessen abhängigen politischen Entwicklung
nachzeichnen.

Auch wenn sich zu Beginn der Weimarer Republik im Rahmen einer
politisch instabilen, konfliktträchtigen Situation eine Betriebsverfassung
herausgebildet hat, die die formalen Grundstrukturen aufweist (Ihrifvertrag,
Betriebsrat, Aufsichtsrat usw.), wie wir sie grundsätzlich für die aktuelle
Betriebsverfassung von heute kennen, so sind die Ebenen der Durchsetzung
im Gefolgevon politischenKämpfen durchaussehr widersprüchlich und nur
schwer zu vereinheitlichen. Denn die Geschichte der rechtlichen Regelung
von Kapital undArbeitumfaßt zwischen 1918 und1920 nichtnurden Kampf
um das Streikrecht und um die Kontrolle des Betriebes, sondern auch die
Kanalisierung der Räteforderung durch ein umfassendes Ihrifvertrags-,
Schlichtungs- und Betriebsverfassungswesen.

Wer z.B. den Abschluß der Zcntralarbeitsgemeinschaftsvereinbarung von
1918 als einen »gewerkschaftlichen Sieg vonseltener Größe«feiert,wiez.B.
der Vorstand der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands,
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wird das vom Prinzip der »Gleichberechtigung« von Kapital und Arbeit
ebenfalls beherrschte Betriebsverfassungsgesetz von 1920 anders einschät
zen als jene Betriebsvertreterum die Revolutionären Obleute in Berlin,die
mit den sozialistisch orientierten Arbeitsrechtlern wie Karl Korsch, Ernst
Fraenkel, Otto Kahn-Freund, Franz L. Neumann oderHugo Sinzheimer in
der Demokratieam Arbeitsplatzund in der Produktionskontrolledie ersten
Schritte auf dem Wegezur sozialen Revolution sahen. Freilich unterschieden
sichderen praktische Sozialisierungsprogramme beträchtlich vonder Mitar
beit imRahmen der amtlichen, von Rathenau und Bosch geleiteten Soziali-
sierungskommission. Noch heutegeben die Auseinandersetzungen von 1918
bis 1923 in ihrer Offenheit und Radikalität einen Einblick in den Klassencha
rakter des bürgerlichen Arbeitsrechts, der über die Tribüne des Parlaments
von Vertretern der Arbeiterparteien offenartikuliert wurdeund auch in der
Arbeitsrechtswissenschaft zu harten Auseinandersetzungen führte. Die
Schärfe und Intensität wurde auch in den Konflikten um das Betriebsverfas
sungsgesetzvon 1952oder um das Arbeitskampfrechtvon heute nicht wieder
erreicht.Mit der rechtlichen Entmachtung der Räte wurden nichtnur Arbei
terrechteeingeschränkt, sondernmußte aufSozialisierungsforderungen ver
zichtet werden. Und als garder Reichstag mit Zustimmung derSozialdemo
kraten durch ein Ermächtigungsgesetz vom Oktober 1923 Schlichtungsver
ordnungen ermöglichte, diediestaatliche Zwangsschlichtung vorsahen, um
Arbeitskämpfe zu verhindern und staatliche Richtlinien für Lohnfestsetzun
gen durchzusetzen, wurde der sozialdemokratische Reichspräsident Fried
richEbertwegen gewerkschaftsschädigenden Verhaltens ausseinerGewerk
schaft ausgeschlossen. DieZeitungder »Sattler-, Thpezierer- und Portefeuil-
ler-Gewerkschaft« schrieb dazu am20.11.1923: »Das Mitglied Ebert hatsich
durch den Erlaß des Ermächtigungsgesetzes und die Unterzeichnung des
Marschbefehls gegen das proletarische Sachsen dem Ziel derVerwirklichung
des Sozialismusentgegenstellt«. Schon 1920hatten sich die Holzarbeitervon
ihrem Mitglied Gustav Noske getrennt, der- »aufgestiegen vom Holzarbei
terverband zum Knüppelgewerbe« (PeterWeiss) - fürdie Zerschlagung der
Räterepubliken in Bremen und München ebenso verantwortlich zeichnete
wie für die Massenerschießungen von Arbeitern 1919/20. Auch nach 1945
führten die Kämpfe um eineneueBetriebsverfassung zu innergewerkschaft
lichen Kontroversen. Weil der DGB-Vorsitzende Christian Fette den Kampf
gegen dasBetriebsverfassungsgesetz von 1952 nicht entschieden genug führ
te, wurde er 1952 abgewählt und durch den IG-Metall-Vorsitzenden l\hlter
Freitag ersetzt.

TVotz der gravierenden Mängel arrangierten sich dennoch die Gewerk
schaftenmit dem Betriebsverfassungsgesetz von 1952 und den Verbesserun
gen in der Novellicrung von 1972. Lange Zeit schien die Bindung an das
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Betriebswohl, die in den Paragraphen geforderte vertrauensvolle Zusam
menarbeit von Arbeitgebern und Betriebsräten, diePraxis des betrieblichen
Handelns zu bestimmen. Mit der Wirtschaftskrise und mit Aufkündigung des
Kompromißcharakters der partnerschaftlich-pluralistischen Betriebsverfas
sung durch den von den Unternehmern initiierten »Klassenkampfvon oben«
sinddie Gewerkschaften im letztenJahrzehnt gezwungen, das zugunstender
Kapitalseite in der Krise verschobene politische Kräfteverhältnis durch Al
ternativprogramme zu verändern. Denn nach den Jahren der Defensive ist
die Arbeitgeberseite mit gesellschaftspolitischen Grundsatzerklärungen an
die Öffentlichkeit getreten,dievor »überholtem Anspruchsdenken« warnen
und den Abbau sozialstaatlicher Errungenschaften fordern. Bis in die For
mulierung hinein ähneln solche »Thbu-Kataloge« und Leitlinien jenen
»Reichsdenkschriften« der deutschen Industriellen aus der Endphase Wei
mars. Immer wieder steht »die deutsche Wirtschaft am Scheidewege«. Die im
Gefolge des Einigungsprozesses entstehenden neuen Mauern der Ungleich
heit und Massenarbeitslosigkeit gefährden außerdem einstselbstverständli
che Postulate des Sozialstaates in der BRD. Mit dem Rückgriff auf die in
politischen Lernprozessen entwickelten betrieblichen Mitbestimmungsrege
lungen können in solchen Umbruchsituationen Antworten auf die Hand
lungssituation der betrieblichen Intercssenvertreter gegeben werden. Das
setzt allerdings voraus, die Diskussion über ökonomisch-politische Fragen
stärker mitjenem industriell-kapitalistischen Sektor zuverbinden, der nach
wievor den zentralen Erfahrungsbereich der Arbeiterschaft ausmacht und
deshalb Ausgangspunkt politischer Lernprozesse sein muß. Gerade der
Rückgriff aufdie Geschichte derBetriebsverfassung zeigt, daß mit der»part-
nerschaftlich-pluralistischcn Betriebsverfassung« von heute ein Entwick
lungsprozeß der betrieblichen Milbestimmung erreicht worden ist, derteil
weise hinter die Errungenschaften von 1918 bis 1920 oder von 1945 bis 1952
zurückfällt. Mit einem historischen Rückblickauf weitergehende Mitbestim
mungsregelungen kann das Bewußtsein dafür geschärft werden, daß auch
heute Mitbestimmungsrechte auszubauen sind und daß die Durchsetzung
solcher Rechte abhängig ist von der Kampfbereitschaft und -fähigkeit der
Arbeiterschaft und ihrer Organisationen. Auch wenn das dort besonders
schwer umzusetzen ist, wo eine Stellvertreter-Politik das Handeln von Be
triebskollektiven ersetzt hat, läßt sich in Geschichte und Gegenwart immer
wieder feststellen:

- daß die erkämpften Rechte jeweils Ausdruck der jeweiligen Machtver
hältnisse sind und diese Rechte durch die Veränderung der Kräfteverhält
nisse positiv oder negativ bestimmt werden können;

- daß Veränderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen möglich sind;
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- daß die Voraussetzungen für die Durchsetzung von Forderungen zur
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen vom solidarischen
Handeln derabhängig Beschäftigten und ihrer Organisationen abhängig
sind;

- daß die Aktivitäten der Interessenvertretung im Betrieb und in der Ge
sellschaft die Entwicklung von Rechten positiv oder negativ beeinflußt.
Wie schon erwähnt, ist dabei aber zu beachten, daß arbeitsrechtliche

Probleme sichnichtnur aufGesetzestexte beschränken können, sonderndaß
das Arbeitsrecht heute zumgrößten Tbil von Gerichten bestimmtwird. Wel
ches Gesellschaftsmodell liegt derSpruchpraxis derhöchsten Arbeitsgerich
te zugrunde? Von welchem »Sozialideal«, von welcher »Gesetzmäßigkeit«
läßt sich die Rechtssprechung leiten? Folgt man in der Analyse dem den
Gewerkschaften nahestehenden Arbeiurechtler Wolfgang Däubler, der in
Anknüpfung an eine entsprechende Untersuchung Otto Kahn-Freunds zur
Rechtssprechung desReichsarbeitsgerichts inder Weimarer Zeit einevielbe
achteteStudie über»Das soziale Ideal des Bundesarbeitsgerichts« 1975 vor
gelegt hat, dann wird an den weithin übereinstimmenden Ergebnissen jene
gesellschaftspolitische Kontinuität deutlich, die unser Staatswesen mit dem
von Weimar verbindet und die damalswie heute dazu führt, daß eine sozial
konservative Grundeinstellung derArbeitsgerichte die inderVerfassung und
den arbeitsrechtlichen Gesetzen niedergelegten Kompromisse ständig zug
unsten der Arbeitgeber verschiebt und damit gewerkschaftliche Interessen
politik erschwert.

Nur über eine »Vergewerkschaftlichung der Betriebsräte« (Brigl-
Matthiaß schon 1926) - Betriebsrat als Gewerkschaftsorgan, als Shop Stewart
und nicht als gewerkschaftsunabhängige Vertretung derGesamtbelegschaft
- läßt sich eine von derFriedenspflicht befreite Interessenpolitik realisieren.
Damit plädiere ich mit Reinhard Hoffmann (1968) auch für eine stärkere
Einbeziehung des Betriebsrates in die gewerkschaftliche Organisation - als
verlängerter Arm desVertrauenskörpers undMitinitiator vonAktionen der
Lohnabhängigen.

Eine solche Politik setzt eine Verbesserung des Zugangs der Gewerk
schaften zur Betriebsrätearbeit voraus, um betriebliche Auseinandersetzun
gen zugleich überbetrieblich voranzutreiben. Dies wäre eine Politisierung
der Betriebsrätearbeit undder Betriebsverfassung, welche die Nachteile des
gewerkschaftlichen Legalismus reduziert und somit auch die schon traditio
nelle Fetischisierung der staatlichen Gesetzgebung in der deutschen Arbei
terbewegung problematisiert. Aktion und Bewußtseinsbildung im Kampf um
mehr Arbeiterrechte und um die Herstellung von Gegenmacht beginnen
deshalb amArbeitsplatz und im Betrieb. Vor dem Hintergrund solcher For
derungen erinnere ich an die Diskussion der 60cr Jahre um Arbeiterselbst-
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Verwaltung und um Mitbestimmung am Arbeitsplatz. Die bundesdeutsche
Diskussion wardabei neben dem jugoslawischen Modell der Arbeiterselbst
verwaltung auch von Karl Korsch angeregt worden, dermit seinem »Arbeits
recht für Betriebsräte« erneut Einfluß erlangte, den Erich Gerlach für uns
reaktivierte und den wir in der betriebsnahen Bildungsarbeit als Tfeil einer
konfliktorientierten Betriebspolitik aktualisierten. Mit seinen frühen Schrif
ten überdie Arbeiterräte hatte Korschjenen großenWaffengang beschrieben
und weiterentwickelt, den die deutsche Arbeiterschaft nach dem Ersten
Weltkrieg um dieDemokratisierung desArbeitsprozesses mittels eineswirt
schaftlichen Rätesystems führte. Damals wurden diebisdahinnurvagen und
abstrakten Vorstellungen überdieAufhebung desLohnarbeiterverhältnisses
zueinem praktisch anzuwendenden Konzept ausgeformt, das diefortschritt
lichen Kräfte innerhalb der Arbeiterbewegung prägte. Nach dem Zweiten
Weltkriegwurde dieses Konzept in reduzierter Form inderMitbestimmungs
frage wieder aufgenommen. Esgewann indenFragen umeineIntensivierung
der Mitbestimmung am Arbeitsplatz wie auch in den Konzepten für eine
betriebsnahe Bildungsarbeit einen bis heute in der Regel unterschätzten
Einfluß.

5. Die negativen Folgen geschichtswidrigen Handelns

In der letzten großen Rede des langjährigen Vorsitzenden der IG Metall,
Otto Brenner, die er kurzvorseinemTbdeverfaßteundselbst nichtmehr auf
der 4. Internationalen Arbeitertagung der IG Metall im April 1972 halten
konnte, klingt die Perspektive einer Forderung nach mehr Mitbestimmung
als Prüfstein für politische Demokratie noch einmal an:

»Mitbestimmung in der Wirtschaft ist als Ergänzung der politischen De
mokratie undalsAngriffaufdieunternehmerische Autokratie zudefinieren.
Sie ist vom Ansatz her radikaldemokratisch und antikapitalistisch«.

Schon in den 50er Jahren hatte Otto Brenner, beraten u.a. von engagier
ten Juristen und Gewerkschaftern wie Richard Schmid, Wolfgang Abend
roth, Fritz Bauer oder Viktor Agartz, mit einer solchen Konzeption den
scheinbar nicht mehr aufzuhaltenden Restaurationsprozeß in der Bundesre
publik zubremsen versucht. Nach derNiederlage imKampf um einbesseres
Betriebsverfassungsgesetzgaltes,dieerstenVersuche derEinschränkungdes
Streikrechts durch das Bundesarbeitsgericht abzuwehren. Mit dem Gutach
ten zum Zeitungsstreik für die IG Druck- und Papier prägte Wolfgang
Abendroth dieseAuseinandersetzung. Undalsder ihnunterstützende Ober
landesgerichtspräsident in Stuttgart, Richard Schmid, in den von Walter
Fabian herausgegebenen »Gewerkschaftlichen Monatsheften« dieschon von
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Wolfgang Abendroth 1951 eröffnete Diskussion um das politische Streik
recht (vgl. GMH 1951, S.57 ff., 1953, S.9 ff. und 1954 S. 1 ff.) unterstützte,
begann nichteine wissenschaftliche und politische Diskussion, sondern eine
politische IVeibjagd gegen die Antifaschisten, die vor allem von Juristen
initiiert wurde, die sich wie E. R. Huber oder Wilhelm Grewe durch Mitar
beitam»Verfassungsrecht desgroßdeutschen Reiches« ausgezeichnet hatten.
Der jetzige Vorsitzende der IG Metall, Franz Steinkühler, hat in der Fest
schrift für Richard Schmid in einem differenzierten Grundsatzartikel über
»Rechtswidrigkeit und Geschichtswidrigkeit« diese Debatte noch einmal
aufgenommen und die historische Lehre für heute formuliert:

»Der politische Streik dürfte in seiner Geschichte die Prüfung, ob er
sozial adäquat ist, bestanden haben - Richard Schmid hat diesen Satz im
Blick auf den Generalstreik gegen Kapp geschrieben und ihm jene Frage
folgen lassen, die ihre Antwort in sich selbst trägt: ^re die Arbeiterbewe
gung durch Arbeitslosigkeit und Krise und durch die halbautoritäre Periode,
dievorhergegangen war, nicht zu sehr geschwächt und demoralisiert gewe
sen, so hätte sie am 20. Juli 1932 gegen die Absetzung der preußischen
Regierung oderam30. Januar 1933 gegen die verfassungsmäßig ganz legale
Ernennung Hitlers zum Reichskanzler odergegen das Ermächtigungsgesetz
vom23.März1933einen Generalstreikzustandegebracht. Werwilles heute
wagen, ein solchesUnternehmen, wennes stattgefunden hätte, hinterher für
rechtswidrig zu erklären? Geschwächt und demoralisiert - so haben die
Gewerkschaften den unwiederbringlichen Moment des Handelns versäumt.
Siewollten auch jetzt, in der Stunde schwerster Bedrohung, alsdie Gewalt
aus einer Beimischung der Politik zu ihrem Hauptelement wurde, nicht
rechtswidrig handeln, und eben deshalb handelten siegeschiehtswidrig. Die
Buße für rechtswidriges Handeln kann empfindlich sein. Die Folgen des
geschichtswidrigen Handelns haben dieganze Welt in einenAbgrund geris
sen.« (vgl. Recht,Justiz, Kritik,S. 140)

Solche Überlegungen knüpfen an die Theorien der Umwandlung der
formalen Demokratie des Staates in die soziale und politische Demokratie
der Gesellschaft an, die in der Endphasc der Weimarer Republik in der
Staatslehre von Hermann Heller konkretisiert wurde und auf die sich Wolf
gang Abendroth nach 1945 berief: »Entweder erweitert sich die formale
Demokratie der staatlichen Organisation zur sozialen der Gesellschaft,...
oder aber: die wirtschaftlichen Machtträger der Partialinteressen in der Ge
sellschaft streifen diedemokratischen Formen der politischen Organisation
- des Staates also - ab und begeben sich dabei ihrer liberalen IVadition«.
(Wolfgang Abendroth, Arbeiterklasse, Staat und Verfassung, 1975, S. 34.)
Diese auf die große Krise nach 1929 bezogene Alternative zur deutschen
geschichtlichen Entwicklung hat zweifelsohne im Zusammenhang der kon-

275



servativen Wendepolitik in der Bundesrepublik und dem Ausverkauf des
Sozialismus in der DDR eine zusätzliche Aktualität erhalten.

Die kapitalistische Vereinnahmung der DDR und der vollzogene Formie
rungsprozeß im Europa derICartelle dokumentiert erneut eindrücklich, was
Karl Korsch imZusammenhang der Offensive desKapitals nach1920 schon
treffend festgehalten hatte: »Die Kapitalisten haben das Wesen des Klassen
kampfs besser begriffen als die beiden sozialistischen Parteien, die den Staat
immer noch als große Familie auffassen«.

Auch heute fordert die Unterschätzung der Offensive des Kapitals zu
einer verstärkten Aufklärungsarbeit innerhalb der Gewerkschaften heraus.
Warnte Korsch in den 20er Jahren vor den »Reformsozialisten, die allzu naiv
auf die USA setzten« und mit Fritz Thrnow im Fbrdismus ein für die Arbei
terbewegung attraktives Gesicht des Kapitalismus sahen, sohaben heute die
Gewerkschaften mit allen reformerischen Kräften darüber zu wachen, daß
die letztenChancen ihrerGestaltungsaufgaben imzukünftigen europäischen
Haus nicht vergeben werden und Friedmans Konzept eines wieder entfessel
ten Ellbogen-Kapitalismus sich nicht auch in Europa durchsetzt. Aufgaben,
die mehrausmachen alsdie Fbrderung nach der Durchsetzung einer EG-So-
zialcharta. Die aktuelle Diskussion um »das neue Gesicht des Kapitalismus«,
über den Wandel vom Fordismus zum Postfordismus, von der sozialstaatli
chen Regulationsweise zur Deregulierungs- und Flexibilisierungsstrategie
der koliektiven Tärifvereinbarungen deuten Verunsicherungen der Standort
bestimmungen linker Politik an, die in der wechselvollen Geschichte des
Widerstreits kapitalistischer Zielvorstellungen und sozialistischer Visionen
immer wieder mit dem Rückgriff aufSchlüsseltexte des sozialistischen Inter
nationalismus zu beantworten sind und durch ein Aktualisierung neue Wege
öffnen helfen. Internationale Solidarität ist freilich in der deutschen Arbei
terbewegung immer noch ein unterentwickeltes Lernfeld. DerLehrer von
Frank Deppe, Wolfgang Abendroth, hatte schon in einem seiner ersten
öffentlichen Beiträge zum großen englischen Bergarbeiter-Streik von 1926
an diese Verpflichtung eines konsequenten Kampfes im Geiste des Interna
tionalismus erinnert (vgl. »Freie Sozialistische Jugend«, 1926). Und Rosa
Luxemburg formulierte 1918 unter Berufung auf Wladimir Korolenko im
Zusammenhang des Ausverkaufs derVölker derinUnterentwicklung gehal
tenen Länder an die westlichen Industrienationen jenen Appell, der auch
heute nichts von seiner Gültigkeit verioren hat: »Laß uns nie, solange wir
leben, dem heiligen Gebote untreu werden: dem Kampfe wider Unrecht...
Laß uns nie die Worte sprechen: Retten wir uns selber und überlassen wir die
Schwachen ihrem Schicksal« (Werke, Bd. 4, S. 328).
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6. »Freiheit und Sozialismus«

Anfang März 1990 veröffentlichte die »Frankfurter Rundschau« ein Ge
spräch mit dem stellvertretenden Vorsitzenden der IG Medien. Detlef Hen-
sche wiederholte dort seine Thesen, die er schon auf der Beiratssitzung des
Abendroth-Forums am 17./18. Februar 1990vorgetragen hatte und die zur
verstärkten Selbstkritik im Umgang westdeutscher Gewerkschaften mit den
»Perversitäten des realen Sozialismus« aufforderten. Es habe generell bei
den bundesdeutschen Gewerkschaften eine Hemmschwelle gegeben, die ne
gativen Erscheinungen des deformierten Sozialismus in der DDR und in
Osteuropa offen anzugreifen. Um dem Verdacht des Antikommunismus zu
entgehen und den Vorwurfzu vermeiden, »man tute ins gleiche Horn wie
Springer und Strauß«, habe man aus Gründen der Disziplin und der Ge
schlossenheit Konflikte »hinter dick verschlossenen llircn« ausgetragen.
Dabei habe man übersehen, daß dieselben bürokratischen Erscheinungen,
die jetzt zum Niedergang des Sozialismus in Osteuropa wesentlich beigetra
gen hätten, auch hierzulande in Ansätzen von Gewerkschaftern »mit der
Muttermilch eingesogen« worden seien. Bei allen qualitativen Unterschie
den seien die Verirrungen des gewerkschaftlichen Baukonzerns »Neue Hei
mat« oder bürokratische Ibndenzen in den DGB-Gewerkschaften tenden
ziell auf die gleichen Dinge zurückzuführen wie die Erstarrung des realen
Sozialismus.

Diese Selbstkritik verknüpfte Detlef Hensche mit dem Hinweis, daß so
zialistische Ideen nur dann noch eine Zukunft haben,wennsie »denganzen
Menschen erfassen« und sich nicht auf Ibilausschnitte beschränken. Die
Mitglieder der Abendroth-Gescllschaft, darunter Frank Deppe und ich, wa
ren betroffen und blieben hilflos.

AndereIbile der Linkenziehengaraus dieserEntwicklung den voreiligen
Schluß, daß die »freie Marktwirtschaft« die beste aller Welten verkörpere
und deshalb dieÜberwindung des privatkapitalistischen Systems nicht mehr
geboten sei.

Daß viele Sozialdemokraten und Gewerkschafter neben Alt-68er und
Grünen dieser Dynamik folgen zu müssen glauben, wird u.a. an demwider
standslosen Ausverkauf der DDR und zunehmenden Erpressungsversuchen
gegenüber Gewerkschaften sichtbar. Die »demokratische Ermächtigung« ei
ner solchen Politik basiert auf einem (Wieder-)Vereinigungs-Patriotismus,
derallesozialen Errungenschaften plattwalzte unddaseingeklagte Recht auf
Arbeit »unseren Brüdern und Schwestern in der Zone«ebenso verweigerte
wie die Anerkennung des von der Volkskammer der DDR verabschiedeten
Gewerkschaftsgesetzes mitdem ausdrücklichen Verbot der Aussperrung in

277



dem Einigungsvertrag. Damit wurden zugleich alle Reformversuche zum
Scheitern erklärt, die von innen her die Utopie mit einer viel zu spät einge
leiteten Demokratisierung zueinem neuen Gehalt führen wollten. So blieb
den Menschen aus den Ländern des Staatssozialismus scheinbar nichts ande
res übrig, alsaufjeneKräfteeiner kapitalistischen Modernisierung zusetzen,
deren moderateste Variante noch die schrittweise Sozialdemokratisierung
desLandes dargestellt hätte (Marktwirtschaft + Sozialstaatspostulat). Auch
diese Sozialsanitäteram Krankenbett desSozialismussprachen nur noch von
Modernisierungspolitik, nicht mehr vom demokratischen Sozialismus. Die
Gegner im liberal-konservativen Lager machten gar die Einführung der
»freien Marktwirtschaft ohne wenn und aber« zur Voraussetzung jeder Un
terstützung.

Das Projekt der Moderne, der Sozialismus, hat sich für diese Gruppen
erledigt. Zunehmende Ratlosigkeit und Verunsicherung erschweren zugleich
alle Versuche, dieseStrukturkrisezuerklären undstalinistischeFehlentwick
lungen zu beschreiben.

Ich meine dagegen, daß es in der Doppeldeutigkeit der heutigen histori
schen Situation trotz alledem eine Aufgabe der demokratischen Kräfte
bleibt, jenes Fernrohr anzulegen, dasmitErnstBloch »notwendig ist,umden
wirklichen Stern der Erde zu sehen.«

Nach Ernst Bloch heißt dieses Fernrohr: »Konkrete Utopie«. VSre es
nichtheute eine lohnenswerte Aufgabe, inder Bildungsarbeit jene Utopie für
das 21.Jahrhundert zu entwerfen, die Gorbatschowsursprüngliches Projekt
des »gemeinsamen Hauses Europa« realisieren hilft, wozu im Verständnis
von Thomas Mann das geläuterte europäische Deutschland als Baumeister
gehört,ein föderatives demokratisches Deutschland, dasjenesDachkonstru
ieren hilft, von dessen First die TVikolore und die Rote Fahne wehen,wo mit
der endlich eingeholten Parole von 1918/19, die heute immer noch von der
CDU/CSU ins Gegenteil verkehrt wird, wo hinter der Forderung Rosa Lu
xemburgs und der USPD mit »Freiheit und Sozialismus« republikanische
Freiheiten und sozialistischeErrungenschaften versöhnt werden!

Die polnische Sozialistin jüdischer Abstammung, dieindenersten beiden
Jahrzehnten dieses Jahrhunderts die deutsche und internationale Arbeiter
bewegung prägte, hat in kritischer Auseinandersetzung mit dem leninisti
schen Modell ein solches Projekt für Europa vorgelegt und immer wieder
hervorgehoben, daß einSozialismus ohnebürgerliche Freiheiten nurzueiner
Entartungsform desSozialismus führen kann. In dervon Paul Levi posthum
veröffentlichten Broschüre über die »Russische Revolution« hatte Rosa Lu
xemburg schon 1918 - trotz praktischer Solidarität mit Lenin - aus der
Gefängniszelle heraus Entartungsformen eines von oben verordneten Sozia-
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lismuskritisiert und für eine autonome Gestaltung des Demokratisierungs
prozesses von unten plädiert:

»Ohne allgemeine Wahlen, ungehemmte Presse- und Versammlungsfrei
heit, freien Meinungskampf erstirbt das Leben in jeder öffentlichen Institu
tion, wird zum Scheinleben, in der die Bürokratie allein das tätige Element
bleibt. Das öffentliche Leben schläft allmählich ein, einige Dutzend Partei
führer von unerschöpflicher Energie und grenzenlosem Idealismus dirigie
ren und regieren. Unter ihnen leitet in Wirklichkeit ein Dutzend hervorra
gender Köpfe, und eine Elite der Arbeiterschaft wird von 2^it zu Zeit zu
Versammlungen aufgeboten, um den Reden der Führer Beifall zu klatschen,
vorgelegten Resolutionen einstimmig zuzustimmen, im Grunde also eine
Cliquenwirtschaft - eine Diktatur allerdings, aber nicht die Diktatur des
Proletariats, sondern eine Diktatur einer handvoll Politiker, d.h. Diktatur im
rein bürgerlichen Sinne, im Sinne der Jakobinerherrschaft.«

Und an den linken Rand dieser Passage schrieb Rosa Luxemburg die
berühmte Bemerkung:

»Freiheit nur für die Anhänger der Regierung, nur für Mitglieder einer
Partei - mögen sie noch so zahlreich sein - ist keine Freiheit. Freiheit ist
immer Freiheit der Andersdenkenden. Nicht wegen des Fanatismus der >Ge-
rechtigkeit<, sondern weil all das Belebende, Heilsame und Reinigende der
politischenFreiheit an diesemWege hängt undseine Wirkung versagt, wenn
die Freiheit zum Privilegium wird.« (GesammelteWerke, Bd.4, S. 359ff.)
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Jörg Wollenberg

Zwei Umdichtungen

Tischgespräche in Gera undNürnberg -
der Soziaidemokratie zugeeignet.

»Siesaßen und taten sich gütlich
Und sprachenvom Klassenkampf viel.

Der Auer bawarischgemütlich
Der Radbruch mit zartem Gefühl.

Der Klassenkampf mußsein platonisch,
Der Ehren-Ebert spricht

Der Severing lächelt ironisch,
Doch widerspricht er ihm nicht.

Der Noske öffnet den Mund weit:
Der Klassenkampfsei nicht zu roh,
Er schadet sonst der Gesundheit.

Der Levi lispelt: Wieso?

Die Ibny flüstert wehmütig:
Der Klassenkampfist eine Passion!

Und präsentiert gütig
Die Schlüssel dem Dißmann und Cohn.

NachTischwarddie Sitzunggeschlossen
Doch habt ihr, Proleten gefehlt.

Ihr hättet so schön den >Genossen<
Voneurem Kampferzählt.«

Diesefreie Nachdichtung einesfrühen Gedichtsvon HeinrichHeineausdem
»Buch derLieder« von 1822/23 wurde zunächst als »Tischgespräch von Gera«
in dem ersten Jahrgang der »Freiheit. Amtliches Organ der Stinnes-Luber-
sac-Gruppe« veröffentlicht. Dabei handelt es sich um eine humoristische
Vihhlbeilage der »Neuen Zeitung«, Organ der KPD, 4.Jg., Nr.222, am21.9.
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1922 in Jena erschienen. Der Autor war kein geringerer als der streitbare
Jurist und Politiker Karl Korsch. Er schrieb dort unter dem Pseudonym Rops.
»DieRoteFahne«, Zentralorgan derKPD veröffentlichte dasGedicht erneut
im5.Jg., Nr. 430,28. 9.1922 unterdem Titel»Tischgespräch in Nürnberg«
(vgl. Korsch-Gesamtausgabe, Bd.II, 1980, S.523u. 671).

Korsch konfrontiert in dem Gedicht die Vertreter des rechten Flügels der
Sozialdemokratie (Auer, Radbruch, Ebert,Severing, Noske) mitden Expo
nenten der USPD und führenden Vertretern des »Deutschen Metallarbeiter-
Verbandes«, Tbny Sender und Robert Dißmann, dieaufdem USPD-Parteitag
inGera (20.-23.09.1922) beschlossen hatten, sich inNürnberg derSPD an
zuschließen (Vereinigungsparteitag der Rest-USPD mit der MSPD am 24.
09.1922).

Der ebenfalls zitierte Paul Levi war über die USPD zur KPD gewechselt
und 1921als amtierender Vorsitzender aus der KPD ausgeschlossen worden.
1922 warer aufdem Weg, denlinken Flügel derSPDzustärken. KarlKorsch
selbst war mit der Mehrheit der USPD-Mitglieder 1920 der Kommunisti
schen Internationale beigetreten undgehörtemitDäumig undStöckerzuder
Gruppe der »Linken«, dieaufdem Hallenser USPD-Parteitag im Oktober
1920 die Mehrheitder Mitglieder für die Anfang Dezember 1920 vollzogene
EinheitvonUSPD(Linke)undder KPD(Spartakusbund) gewonnen hatten.

NachdemScheiternder Sozialisierungsbemühungen betriebKarlKorsch
ab 1920eine unermüdliche Aufklärungsarbeit in der Betriebsräte- und Ge
werkschaftsbewegung und beteiligte sich andeninnerparteilichen Auseinan
dersetzungen der KPD. Er kooperierte inder Frage der Einheitsfronttaktik
zunächst mit dem (rechten) Brandler-Flügel. In der Arbeiterregierung von
Thüringen wurde er unter dem sozialdemokratischen Ministerpräsidenten
Zeigner am 16.10 1923 Justizminister. Nach dem gescheiterten »Oktober
aufstand« von1923 vollzog Korsch eine»ultralinke« Wende undentwickelte
sichzu einem der führenden Repräsentanten der linken Opposition in der
KPD,aus der Korsch im Mai1926ausgeschlossen wurde. Nach1933von den
Nazis aus Deutschland vertrieben, starb Korsch 1961 im US-amerikanischen
Exil. Erst in den 60er Jahren wurde Korsch von Erich Gerlach für die
sozialdemokratische Linke wiederentdeckt. Die von Gerlach, Seifert und
Buckmiller herausgegebenen Schriftenvon Karl Korsch gewinnen heuteeine
neue Aktualität als kritische Folie der Auseinandersetzung mit dem staatli
chen Sozialismus.

Wie aber würde das»Tischgespräch in Nürnberg« heute lauten?Hier ein
erster Versuch, Arno Klönne zum 60. und Frank Deppe zum 50. Geburtstag
gewidmet; dem 7. Abendroth-Forum zum politischen Mandat derGewerk
schaften vorangestellt:
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»Sie saßen und taten sich gütlich
Und sprachen vom Klassenkampf viel.
Der Schöfberger bawarisch gemütlich

Der Engholm mit zartem Gefühl.

Der Klassenkampf muß sein platonisch.
Der Ehren-Willy spricht

Der Helmut Schmidt lächelt ironisch

Doch widerspricht er ihm nicht.

Der Rappe öffnet den Mund weit:
Der Klassenkampfsei nicht zu roh,
Er schadet sonst der Gesundheit.

Der von Oertzen lispelt: Wieso?

Die Karin (Benz-Overhage) flüstert wehmütig:
Der Klassenkampf ist eine Passion!
Und bedient dabei überaus gütig

Steinkühler in höflichem Ibn.

Nach Tisch ward die Sitzung geschlossen
Doch habt ihr, Deppe und Klönne, gefehlt.

Ihr hättet so schön den >Genossen<

Von Euren TVoubles erzählt.«
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Andri Leisewitz/Klaus Pickshaus

Globale ökokrise - ein »hartes Thema« für
Gewerkschaften?

1.

Wir hatten in der Vergangenheit versucht, mitdem Begriff »Umbruchperi
ode« Grundtrends gegenwärtiger innergesellschaftlicher wie globaler Exi
stenz- und Politikbedingungen zu charakterisieren.' In der Iht werden die
achtziger und neunziger Jahre dieses Jahrhunderts als Umbruchperiode in
die Weltgeschichte eingehen- aber in anderemSinnealsseinerzeitgedacht.
Der Zusammenbruch des realenSozialismus und das Endeder Systemkon
kurrenz drücken heute allen gesellschaftlichen und politischen Prozessen
ihrenStempel auf.Wo liegen die Krisen- undKonfliktlinien despostsoziali
stischen Kapitalismus, die die Auseinandersetzungen der Zukunft bestim
men werden? Frank Deppe hat dies selbst als zentrales Problem der marxisti
schen Diskussion heute thematisiert.^ Dabei stehen die neuen Entfaltungs
formen der Internationalisierung (reiche und arme Nationen, Nord-Süd-
Konflikt) und die innergesellschaftlichen Polarisierungen (neue Armut, so
zialeUngleichheit, neuerNationalismus usw.) im Mittelpunkt.

Ein wichtiges Diskussionsfeld der letzten Jahre betraf die sogenannten
globalen Probleme als potentiellen Dreh- und Angelpunkt nationaler wie
internationaler Politik. Ihre Thematisierungergab sich sowohl aus dem mit
demStichwort »Neues Denken« verbundenen Politikkonzept wie, besonders
hierzulande, aus der prägnanten Zuspitzung der neuen Erfahrungen von
globalen Bedrohungen und Risiken zum Konzept der »Risikogesellschaft«.
In einer Diskussion mit Ulrich Beck hat FrankDeppedie Brisanz globaler
Probleme, besonders der globalen Umweltkrise, nachhaltig unterstrichen
und als »hartes Thema« zukünftiger Politik, damit aber auch linker Strate
giediskussion unter den Bedingungen der neuen Weltkonstellation gekenn-

1 Vgl. Zukunft der BRD- Linke Aliemaiivcn. Marxistische Studien. Jahrbuch des IMSF 9,
Frankfun/M. 1985.

2 Deppe, Frank: Der Zusammenbruch des Sozialismus und Perspektiven der Matxistischen
Theorie, in: »Z«. Zeitschrift Maixistische Erneuerung, H.5,1991, S.26ff.
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zeichnet.' Bloßer Ttibut an die Erkenntnis, daß die globalen Probleme
»auch« wichtig sind? OderZugang zueinem Politikkonzept, beidem klassi
sche Konfliktfelder (Ausbeutung, Herrschaft, imperialistische Globalbezie
hungen) und neue »harteThemen« (Nord-Süd, Ökokrise) inneuer Mischung
gesehen werden? Die Umwälzung der gesellschaftlichen Konfliktstruktur
zwingt allepolitischen und sozialen Akteure zu weitreichenden Neueinstel-
lungsprozessen. Das betrifft auch die Arbeiter- und Gewerkschaftsbewe
gung.

II.

Mit dem Zusammenbruch des realen Sozialismus und der bipolaren Struktur
der Weltpolitik sind die sogenannten »globalen Probleme« - insbesondere
Unterentwicklung und globale Ökokrise - neuzuverorten. Welchen Stellen
wert werdensie unter den neuen Bedingungen einnehmen,welcheDynamik
werden sieentfalten, gibtes Ansatzpunkte, umsie zuentschärfen?

Seit den siebziger Jahren ist zunehmend deutlich geworden, daß die
Menschheit sich auf eine unmittelbare Überlebenskrise zubewegt." Das per
Saldo nicht reproduktive, mitZerstörung natürlicher Lebensgrundlagen und
kurzsichtiger Ressourcennutzung verbundene Naturverhältnis dermenschli
chenGattung- dases ihr ermöglichte, sichden gesamten Globus»Untertan«
zu machen und das zugleich die Grundlage ihres explosiven Bevölkerungs
wachstums ist - droht ihr nun zum Verhängnis zu werden. Unbeschadet
unterschiedlicher Erklärungsansätzesindsichdieverschiedenen Global-Stu-
dien in der Beschreibung dieses Grundtrends einig.' Dies schließt die Über
zeugung ein, daß die füreineradikale Wende imVerhältnis der Menschheit
zurBiosphäre noch zurVerfügung stehende 2^it sich nicht nach Jahrhunder
ten, sondern nur noch nach Jahrzehnten bemißt.

3 Chancen einer Zwischenpolitik. Beobachtungen zum Strukturwandel der Opposition. Ein
Gespräch zwischen Ulrich Beck und Frank Deppe, in: Blätter fardeutsche und internationale
Politik, H.4n99i,S. 402 ff.

4 Gärtner, Edgar»Überlebenskrise«, in: Europäische EnzyklopädiezuPhilosophie und Wissen
schaften,Hamburg1991,Bd.3, S.636ff.

5 Eine Übersicht geben: Börner, Hennann: •GlobaleProblenie«,in:ebd.,Bd.2,S.460ff.,Unsere
gemeinsame Zukunft. Bericht derWeltkommission für Umwelt und Entwicklung, Berlin 1990;
Friday, Laurie/Laskey, Ronald: The fragile Environment, Cambridge 1991; OECD, TheState
of the Environment, Paris 1991; State of the World1991.A Worldvratch Institute Report on
Progress Towarda Sustainable Society, NewYork/London 1991.
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Dieachtziger Jahrewaren fürdie Bewältigung der globalen Probleme ein
verlorenesJahrzehnt.Armut und Hunger,Bevölkerungswachstum und Um-
weltzerstöning haben- sichdabei wechselseitig verstärkend - zugenommen.
Sie sind nur im Kontext zu betrachten.^

TVotz aller ihrer inneren Diflerenzierungen bleibt der Gegensatz der
Länder der unterentwickelten Dritten Welt - des »Südens« mit drei Vierteln
von rd.5,3 Milliarden Menschen und einem Anteil an Weltproduktion und
-Handel von etwa 20Prozent - zu dengroßen entwickelten kapitalistischen
Industrieländern - dem »Norden« mit zwei Dritteln derWeltproduktion und
0,6 Milliarden Menschen - unübersehbar. Die Schuldenlast der Drittweltlän
der hat sich zwischen 1980 und 1990 von 650 auf 1 340 Milliarden Dollar
verdoppelt. Ihre Stellung am Weltmarkt wurde nachhaltig geschwächt -
Ausdruck sind die zu ihren Ungunsten veränderten Austauschverhältnisse
(Tferms ofTVade). Inden achtziger Jahren haben sich dieLebensbedingungen
im Durchschnitt für etwa die Hälfte der Menschheit absolut verschlechtert:
In Afrika, in Lateinamerika, im Nahen Osten und in Asien mit Ausnahme der
VR China und einiger Schwellenländer ging diePro-Kopf-Produktion abso
lut zurück.

Die Zahl der sich auf Drittweltländer konzentrierenden Armen ist nach
Berechnungen der UNFPA in den letzten zwanzig Jahren aufeineMilliarde
gestiegen. Obwohl die Nahrungsmittelproduktion mit dem Bevölkerungs
wachstum Schritt gehalten hat, hat die Zahl der unterernährten Menschen
nicht ab-, sondern zugenommen. Die UNFPAbefürchtet, daß sie im laufen
den Jahrzehnt auf über 530 Millionen steigen wird. Der Zusammenhang
zwischen Verarmung, Bevölkerungswachstum und Umweltzerstörung ist in
Afrika besonders kraß: Reduzierung der Ackerfläche pro Einwohner von
einem halben Hektar 1965 auf 0,3 Hektar 1987; absoluter Rückgang der
durchschnittlichen Kalorienversorgung pro Kopfin den 80erJahren; inten
sivere Bodennutzung mit derFolge, daß die Brachezeit für dieRegeneration
der Bodenfruchtbarkeit z.T. nicht mehr ausreicht, Rodung weiterer Waldflä
chen, Zunahme derBodenerosion.' Ein kaum noch zu stoppender Kreislauf.

Nebender Zerstörung der Böden und des ^Ides in Ländern der Dritten
Welt sind dieklimatischen Fbigen der mit Waldrodungen, steigendem Ener
gieverbrauch (CO2), Ausweitung von Bewässerungsfeldbau und Viehhaltung

6 Die folgenden Angaben nach IWF, Weltbank, FAQ und anderen UN-Otganisalion (lfd. Pres
se), sowie: Bcvölkeningsfonds derVereinten Nationen (UNFPA), Wellbevdlkerungsbcfichl
ISiSN). Entscheidungen für das nächste Jahrzehnt, Bonn 1990.

7 Angabender FAO,ohne Südafrika, Frankfurter Rundschauv. 13. und 16.4.1991.
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(Methan), FCKW-Produktion und Motorisierung verbundenen Zunahme
von Iteibhausgasen das drängendste globale Umweltproblem. Anfang der
90er Jahre entHelen auf die Industrieländer bei FCKW vier Fünftel, bei
fossilen Brennstoffen drei Viertel des Verbrauchs. Bei Stabilisierung der
Kohlenstoffemissionen der industrialisierten Länder (pro Kopf-Quote) bis
2025 undbeiBeibehaltung dergegenwärtigen Zuwachsrate der Drittweltlän
der berechnet die UNO-Kommission eine Verdreifachung der jährlichen
Emissionen. Damit dürfte die Schwelle zu einer nicht mehr kontrollierbaren
undreversiblen Entwicklung längst überschritten sein.'

Noch Mitte der achtziger Jahre war angesichts der damaligen Bevölke-
rung$dynamik von einer Stabilisierung der Weltbevölkerung am Ende des
nächsten Jahrhunderts bei ca. 10,2 Milliarden Menschen ausgegangen wor
den. DiesePrognose ist inzwischen hinfällig. Ein Stabilisierungsniveau von
11 Milliarden Menschen ist unter bestimmten Umständen denkbar, jedoch
ist auch ein Anwachsen der Weltbevölkerung auf bis zu 14 Milliarden nicht
auszuschließen. Angesichts dieser Urends muß neben der Reduktion des
Bevölkerungswachstums die Umweltstabilisierung insZentrumjeder Alter
nativstrategie rücken. Sieistentscheidende Grundlage fürden Erhaltgloba
ler Lebensgrundlagen.

Der UN-Bericht unterstreicht, daß bei Ressourcenverbrauch und Abfall
produktion dieIndustrieländer denmit Abstand größten Anteil haben. »Die
se Länder sind die Hauptverantwortlichen für die Schädigung der Ozon
schicht, dieVersauerungvonBöden undfüretwa zwei DrittelderErwärmung
derErdatmosphäre.« Zugleich sind esdiese reichen Länder bzw. ihremulti
nationalen Konzerneundstaatlichen Apparate, die überdie entscheidenden
Forschungs- und Ibchnologiekapazitäten verfügen und die durch ihre Be
herrschung des Weltmarktes die inneren Entwicklungspotentiale der Dritt
weltländer einengen unddamitderenendogene Faktoren der Unterentwick
lung verstärken.

Zwischen Unterentwicklung, Hunger, globaler Umweltzerstörung und
kapitalistischen Weltmarktbeziehungen sowie profitorientierter Produktiv
kraftentwicklung besteht insofern ein ursächlicher Zusammenhang.' Der
fundamentalistische Versuch, diesen Zusammenhang politischauf den einen
Nennerzu bringen »>\hs alsosollökologische Politik anderes seinalsantika-

8 Vgl. Schutz derErde. Eine Beslandsaufnahine mit Vorschlägen zueinerneuen Enetgiepolitik.
Dritter Bericht der Enquete-Kommission des 11. Deutschen Bundestages »Vorsorge zum
Schutz der Erdatmosphäre«, Bonn 1990.

9 Vgl. Ijaden, Karl Hermann: Mensch - Gesellschaftsformation - Biosphäre. Über die gesell
schaftliche Dialektik von Mensch und Natur, Marburg 1990.
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pitalistisch«'", verharrtjedochnur aufeinem Standpunkt abstrakterKapita
lismuskritik und -negation. Demgegenüber hat Frank Deppe zu Recht die
Notwendigkeit betont, »dieSchrankender kapitalistischen Entwicklung, die
durch die sogenannten globalen Risikolagen und Gefahrenpotentiale (z.B.
die Staaten- und systemübergreifenden ökologischenSchädigungen) erzeugt
werden«, auszumachen und »im Widerspruch zwischender unumschränkten
Verfolgung des kapitalistischen Profitinteresses auf der einen und einer -
dem einzelnen und unmittelbaren ProHtinteresse auch entgegenstehenden -
Sicherung menschlicher Existenzbedingungen und der natürlichen stoffli
chen Voraussetzungen auch der kapitalistischen Produktion« Ansatzpunkte
für eine Strategie der Linken zu entwickeln, die Chancen bieten kann, Kräfte
gegen die Oberlebenskrise der Menschheit zu mobilisieren."

Worin bestehen solche Schranken privater (monopolistischer) Kapital
verwertung im Zusammenhang mit globalen Risiken? Sie machen sich weni
ger in stofflich-wertmäßigen Veränderungen (etwa durch Ressourcenver
knappung und -Verteuerung, zunehmenden Anlagenverschleiß bzw. steigen
de Aufarbeitungskosten durch Verschmutzung von Wässer, Luft, Boden
usw.) bemerkbar, sondern in erster Linie in subjektiven Faktoren wie einer
ökologischenSensibilisierungund der antizipierenden Abwehrsolcher Risi
ken durch ökosoziale Bewegungen, Forderungen gesellschaftlicherOrgani
sationen und politischer Parteien und dadurch bewirkte staatliche Regulie
rungsmaßnahmen (die gesamte, seit den siebziger Jahren etablierte und
ausdifferenzierte Umweltgesetzgebung und -politik auf nationaler und zu
nehmend auch internationaler Ebene). Die neuen globalen Herausforderun
gen stellen sich heute als unmittelbar drängende gesellschaftliche Konflikte
-als Massenihema in erster Linie in den industriell entwickelteren Ländern.

Die Sensibilität für Umweltthemen ergibt sich sicher in besonderem Maße
aus der (kulturell, medial, politisch vermittelten) Erfahrung von Umweltbe
lastungen in der eigenen Lebens- und Arbeitsumwelt. Ihre Brisanz erhalten
sieabererstdort,wo siealsglobale Überlebensprobleme verstanden werden.

10 DUrurlh, Jutta: Radikalökologischc Politik und Antikapitalismus, in: Utopie konkret, H.1/1990,
S.81.

11 Deppe, Frank: Die neue Linke,in:Sozialismus H.8/1990, S.22.
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III.

DieHerausforderung derglobalen Ökokrise für eine gewerkschaftliche Stra
tegiebestimmung wird durch eine Addition von Umweltschutz und traditio
nellen gewerkschaftlichen Zielsetzungen und Politikfeldern nicht zu bewäl
tigen sein. Das Problem ist vielmehr, ob und wie sich die Voraussetzungen
und Prioritäten gewerkschaftlicher Politik und Praxis insgesamt verändern.
DieGrundfrage, wie sich Fortschritts- und Klassenkonflikte im »Risikokapi
talismus« auf neue Weise miteinander verschränken und welche weitreichen
den Neueinstellungprozesse dies von den Gewerkschaften erfordert, bleibt
auch nach den Ergebnissen der gewerkschaftlichen Zukunftsdebatten der
letztenJahre ungelöst."

Angesichts der neuen weltpolitischen Konstellation ist im Vergleich zu
den achtziger Jahren eine Rückkehrzu den klassischen Themender »harten«
Politik prognostiziert worden." Neben dem Ticken der ökologischen Zeit
bombe ist zweifellos durch den Zusammenbruch der sozialistischen Systeme
in der DDR und in Osteuropa die soziale Frage - vor allemdie Massenar
beitslosigkeit, die neuen Migrationsprozesse und die sozialen Spaltungen -
zur aktuell beherrschenden Herausforderung für die Gewerkschaften gewor
den.Dieklassische gewerkschaftliche Schutzfunktion hat an Gewicht gewon
nen und istdennochnur durcheine Politisierung, d,h.durchdirekte Eingriffe
in die Wirtschaftspolitik überhaupt wahrzunehmen.

Michael Schneider hat vor der »Selbst-Kastration der Gewerkschaften«
gewarnt, die in einer Beschränkung aufdie traditionelle Interessenvertretung
bestünde, und stattdessen vorgeschlagen, daß die Gewerkschaften anknüp
fend an die Zukunftsdiskussionder achtzigerJahre »denöffentlichen Dialog
über die großen Zukunftsfragen reorganisieren, also gegenüber den sich
vordrängelnden nationalen und hegemonialen Interessen der neuen ökono
mischen Supermacht Deutschland auf dem Primat der ungelösten Mensch-
heits- und Gattungsfragen bestehen: der Frage der Abrüstung und der Rü
stungskonversion, derWeltökologie und derMassenarbeitslosigkeit«".

Die AusstrahlungderLebensweise inden führenden Industrieländern mit
ihrem hohen Konsumniveau und ihren individuellen Freiheiten ist bis in die

12 VgLhieizu Dörre,Klaus: DieGewerkschaften im »Risikokapitalismus«, in: FrankDeppe/Klaus
Döire/Witich Roßmann, Gewerkschaften imUmbruch. Perspektiven fürdie90erJahre, Köln
1989, S. 16 ff.

13 SoimGespräch zwischen Ulrich Beck undFrankDeppe, a.a.O., S.403.
14 »Freitag«, Nr.21V. 17.Mai1991.
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osteuropäischen und Entwicklungsländer zu einem eigenständigen politi
schen Faktor geworden. Dennoch käme die globale Durchsetzung dieser
Produktions- und Lebensweise einerökologischen Katastrophe gleich. Wol
lendieGewerkschaften in diesem künftig ökonomisch undpolitisch mächti
geren Deutschland die globalen Herausforderungen ernst nehmen, müssen
sie auch über neue Maßstäbe an Gestaltungsforderungen nachdenken: Wie
kann in den ökonomisch hochentwickelten Gesellschaften eine Produktions
und Lebensweise durchgesetzt werden, die drastisch weniger Müll und Gift
produziert, die drastischwenigerEnergie und Ressourcenvernutzt und nicht
zuletzt: die drastisch umverteilt zugunsten selbstbestimmter Entwicklung
der Völker des »Südens«?

Sicherlich verlangen solche Ansprüche erst einmal den Abschied von
einem Gewerkschaftsverständnis als »Lohnmaschine«. Wie allerdings quali
tativeGestaltungsansprüche die jeweiligen InhalteundFeldergewerkschaft
licher Interessenvertretung verändern, wird Gegenstand eines konfliktrei
chen Erneuerungsprozesses sein. Umweltsiabilisierung als Ziel einer Alter
nativstrategie erfordert Vorstellungen und praktische Ansätze eines umfas
senden ökologischen Umbaus der Produktions- und Lebensweise, die bisher
allenfalls in Ansätzen in den Gewerkschaften erkennbar sind.

Gleichwohl bestätigen alleUmfragen undUntersuchungen, daßimBewu
ßtsein der Bevölkerung nach wievor Umweltschutz im Spitzenbereich der
Dringlichkeitsskala liegt und ökologische Ziele eine breite Resonanz besit
zen. Daß die allgemeine ökologische Sensibilisierung auch vom gewerk
schaftlichen Kernbereich, der traditionellen Industriearbeiterschaft, mehr
heitlich nachvollzogen wird, wurde nach der SOFl-Studie (1989) nunmehr
auch in einer Bremer Untersuchung (1990) konstatiert.'^ Eine deutliche
Mehrheit begreift Umweltschutz und Arbeitsplätze nichtalsharteGegensät
ze; eine engagierte kritische Minderheit fordert darüber hinaus individuelles
ökologisches Engagement ein.

Den Hinweis von Ulrich Beck", daß das »grüne Thema« auch in den
neuen Ländern der Ex-DDR sehr hoch in Meinungsumfragen gewertet wird,
bestätigt eine Berliner Untersuchung zum »Umweltkrisenbewußtsein ehe
maliger DDR-Bürger« vom September 1990." Ähnlich wie in der Bremer

15 Vgl. Heine, Hanwig/Mauiz, Rüdiger UmwelibewuDiscin von Industriearbeiiem, Frank-
fun/Ncw York 1989; Roland BogunyMartin Oslcrland/GOnler Warsewa, »Was istfil>erhaupt
nochsicherauf der Well?« Arbeil und Umwelt im Risikobewußtsein von Industrieartieitem,
Berlin 1990.

16 Ulrich Beck imGespräch mitFrankDeppe, a.a.O., S.406.
17 Hegewald, Helmar/Schwenk, Herbert: IJmwellkrisenbewußisein ehemaliger DDR-Bürger, in:
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Untersuchung hielten etwa ein Viertel der Befragten es für akzeptabel, in
railen hoher Umweltbelastung Betriebe zu schließen. Zweifellos wird die
Entwicklung der Massenarbeitslosigkeit inzwischen solche Befunde stark
relativiert haben. Dennoch konstatiert die Berliner Untersuchung bei den
analysierten Wertorientierungen ein hohes Maß an »Umwelt-Verantwor
tungsethik«, das sich aus dem Motiv derZukunftssicherungspeist, allerdings
gleichzeitig mit einem starken Pessimismus insbesondere bei den jüngeren
Generationen verbunden ist.'^

Ob Handlungsimpulse zu einem ökologischen Engagement ausgelöst
werden können, hängt in starkem Maße von der Rolle der Gewerkschaften
ab. Diesewirdaus der Sichtder Beschäftigten - so die Bremer Untersuchung
- durch hohe Ansprüche und gleichzeitig strategische Ratlosigkeit beurteilt.
Vermißt werden »inhaltliche Konzepte, Strategien und Perspektiven..., die
den Gewerkschaften ein eigenständiges Profil in dengesellschaftlichen Aus
einandersetzungen über Wachstums- und Umweltprobleme und den Arbei
tern verläßliche Orientierungen und Optionen geben könnten«." Im Falle
eines solchen eigenständigen Profils »dürfte eineökologisch orientierte Ge
werkschaftspolitik von der Mehrheit der Arbeiter getragen werden«.®

Zwei Aspekte werden für die Entwicklung eines solchen ökologischen
Strategiekonzeptes von zentraler Bedeutung sein: die soziale Verteilung
ökologischer Risiken sowie die Kontrolle der Risikotechnologien, d.h. die
Demokratiefrage.

Die von Ulrich Beck beschriebene »Globalisierung der Gefährdung«
durch Risikotechnologien hebt die sozialen Unterschiede, Gegensätze und
Antagonismen nicht auf. Entgegen seiner These einer »Egalisierung der
Risikoverteilung« muß vielmehr eine deutliche Ungleichverteilung sozialer
wie ökologischer Risiken konstatiert werden - und zwar im globalen Maß
stab wie innerhalb der kapitalistischen Metropolen. Gerade diesen Zusam
menhang wird eine gewerkschaftliche Politik zu berücksichtigen haben, die
sich auf die neuen Fbrtschrittskonflikte bezieht.

Am Beispiel derChemisierung von Arbeits- und Lebensumwelt sowieder
Herausbildung unterschiedlicher Grenzwerte für Gefahrstoffkonzentratio
nen kann einAnsatzpunkt eines gewerkschaftlichen Konzeptes der Arbeits-

Utopie kreativ, H. 6/1991, S. 80 ff. Die Meinungsumfragewurdevon derStiftung Geseilscliafts-
analysee. V. und derConcret GmbH, Institut für angewandteWirtscliafts-und Sozialforschung,
beide Berlin, durchgeführt.

18 Ebenda, S. 81/81
19 Bogunu.a.,a.a.O.,S. 207.
20 Ebenda, S. 208.
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Ökologie deutlich gemachtwerden '̂: Gefahrenproduktion und -deflnition-
so Beck - »entziehen sich dem Arbeiterzugriff«^, damit ist die Frage der
Kontrolle - und zwar Oberunterschiedlich verteilte Betroffenheiten hinweg
- als allgemeine Forderung nach Demokratisierung aufgeworfen.

Zugleich werden die besonderen Belastungen der Arbeitssphäre aufzu
greifen und in Verbindung mit gesellschaftlichen Umweltschutzinteressen zu
thematisieren sein. Die Auseinandersetzung um einzelne besonders umwelt-
und gesundheitsgefährdende Gefahrstoffe zeigt, daß vielfach im außerbe
trieblichen Umweltbereich zuerst Druck zu einer Verschärfungvon Schutz
bestimmungen bis zu Produktionsverboten führte, die dann in der Arbeits
sphäre nachvollzogenwurde (Bsp. Asbest, Blei, PCBusw.).Die internationa
le Dimension liegt auf der Hand: Nicht nur aufgrund weltweiter Produktions
verflechtungen und oftmals ubiquitärer Auswirkungen von Risikotechnolo
gien und Gefahrstoffen; auch die politischeThematisierung der Risiken und
der Vergleich von Schutzrechten sind internationalisiert und wirken aufeine
nationale Ökologiepolitik zurück. Wenn dieGewerkschaften diesen Kontext
bewußt aufgreifen, kann aus der allgemeinen ökologischen Sensibilisierung
wesentliche Schubkraft für einen arbeitsbezogenen Gesundheits- und Um
weltschutz gewonnen werden.

Eine arbeitsökologische Politik der Gewerkschaften kann - dies zeigen
die Erfahrungenvon Aktionenwie»Ihtort Betrieb«(IG Metall)oder neuere
tarifpolitische Diskussionen - den Betrieb und die Ihrifpolitik als erprobte
Handlungsfelder erschließen." Erfolge sind dort sichtbar, wo die betriebli
chen Akteure den Rückenwind einer scnsibilisierten Umweltöffentlichkeit

nutzen konnten. Eine arbeitsökologische Betriebs- und Ihrifpolitik wird
damit ebenfalls politischen Druckauf die staatliche Regulierungder Gefahr
stoffproduktion ausüben können und Probleme eines ökologischen Umbatis
thematisieren, um beispielsweise stoffliche und ökonomische Alternativen
zur Expatisionder Chlorchemie zu beschleunigen.

Eine Umkehr der globalen Krisentrends wird ohne radikale Reformen in
den ökonomisch-politischen Beziehungen zwischen Metropolen und Dritt-
weltIändern^^ ökologisch orientierten Umbau des industriellen Produk-

21 Vgl.ausfQlirllcli Leisewitz, Andte/Pickshaus, Klaus: Arbeilsökologle - Ansatzpunkte fttr die
Verbindung von gcwcrkschartlicher Umwelt- und Gesundheitspolitik, in: Sozialismus H. 7/B-
1991,8.59 ff.

22 Beck,Ulrich:Gegengifte.Die organisierte Unverantwortlichkeit, Frankfurt/Main 1988,S.245.
23 Vgl. hierzu Pickshaus, Klaus: Gesundheitsschutz und Ökologie alstarifpolilische Geslaltungs-

felder, in: WSI-Milteilungen H. 3A991, S. 188 ff.
24 Börner, Hermann: Nord-Süd-Konflikt, globale Probleme und Reformpolitik. Überlegungen
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tionssystems und tiefgehende Veränderungen einer mit Ressourcenvergeu
dung und Umweltzerstörung verbundenen Lebensweise in den Metropolen
(Verkehr, Energie, Konsumtionsgewohnheiten usw.) nicht zu haben sein.
Dies setzt, entgegen aller weitverbreiteten Marktwirtschaftseuphorie, den
Ausbau und eine weitaus radikalere Handhabung gesamtgesellschaftlicher
Regulierungsinstrumentarien voraus. Die Klimastabilisierung z.B., die über
die Energieerzeugung und -Verwendung faktisch die gesamte Wirtschafts-,
Infrastruktur- und Verkehrspolitik berührt, wird »politische Maßnahmen
beispielloser Eingriffsiniensiiäi« erfordern.^ Daß solche Umbauprozesse
einerseits relativ raschmöglich sind,zcigletwader (verzögerte) FCKW-Aus
stieg der bundesdeutschen Industrie, der aber auch erkennen läßt, daß eine
entscheidende Rolle dabei dem Wechselspiel von öffentlichem Druck und
gesetzlicher Regulierung zukommt.^ Die Gewerkschaften haben dabei bis
her keine besonders vorantreibende Rolle gespielt.

Der gemeinsame Nenner ökologischer Alternativen kann in der Forde
rung nach Kontrolle und Demokratisierung zusammengefaßt werden,denn
die Masse der Beschäftigten istvon Risikodeßnitionen,Grenzwertfestlegun
gen und gefahrenträchtigen Investitionsentscheidungen ausgeschlossen.
Kernelemente der neuen tarifpolitischen Konzepte bestehen im Ausbau
individueller und kollektiver Mitbestimmungsrechte. Forderungen nach ei
ner ökologischen Produktgestaltung und Ausweitung gesetzlicher Mitbe
stimmungsrechte auch auf den betrieblichen Umweltschutz können in den
neunziger Jahren zu einem brisanten Konfliktfeld werden.

Ein ökologischer Umbau wird Kontrolle, Öffentlichkeit und Einflußnah
me auf Konzern- und Branchenentscheidungenverlangen. Damit wird aller
dings nicht behauptet, daß übereine Mitbestimmung der Beschäftigten na
turwüchsig ökologische Umsteuerungen eingeleitet werden. Korporatisti-
sche Branchenkoalitionen wie in der Chemieindustrie belegen eher das Ge
genteil. Ohne eine breite gesellschaftliche Diskussion über Risiken und
mögliche Alternativen und eine Kooperationvon Gewerkschaften, Umwelt-
bewcgung und allen an einemökologischen Umbau interessiertenAkteuren
wird ein solcher Prozeß nicht einzuleiten sein.

angesichtsdesScheiternsdesSoziatismus, in: Z.2^itschrirt manistische ErneuerungH.3/t990,
S.28ff.

25 Hennicite. Peter Wie Isann die Aunieizung der Erde verhindert werden? Eckpunlcie eines
CO^Rcdulctions1:onzepts fürdieBundesrepublilc, in:Memo-Forum 15,1990, S.12 f.

26 Vgl. Schwatz. Winfricd/t.eisewit2, Andrd: Derverzögerte Ausstieg. DerFCKW-Verbrauch der
bundesdeutschen Industrie 1990/91. Studie der »Ökologischen Briefe« imAuftragvonGreen
peace, Hamburg 1991.
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Damit Umweltthcmen alsglobale Übcrlcbcnsproblcme auch zum inner
gesellschaftlich brisanten Konfliktfeld werden, spielt ihre Thematisierung
durch bewußtseinsbildende Minderheiten, durch Institutionen und Organi
sationen wie wissenschaftliche Forschung, Umweltinitiativen, international
operierende Umweltorganisationen (Greenpeace z.B.}, politische Organisa
tionen usw. eine entscheidende Rolle. Handlungsbereitschaft ergibt sich
dabei für große soziale Gruppen nicht aus abstrakten Krisenszenarien, son
dern dann, wenn den eigenen Bedürfnissen entsprechende Alternativen
greifbar werden.
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Otto Konig

Auf Kapitalismuskritik nicht verzichten

Den neokonservativen Kräftenintvereinigten Deutschland geht es in diesen
Zeiten der politischen Umbrüche nicht nur um den kurzfristigen lYiumph
über den Zusammenbruch der sialinistischen Abart des Sozialismus in der

ehemaligen DDR und um die Eroberung neuer Anlagesphären und Absatz
märkte in Osteuropa. Die von ihnen verbreitete Parolevom »Siegdes Kapi
talismus über den Sozialismus« zielt zugleich auf die Zementierung der
Herrschaftsverhältnisseim Westenwie auf deren Einführung in Ostdeutsch
land: durch Ablenkung von den ökonomischen und sozialen Problemen und
die politische Diskreditierung nachwievor notwendiger gesellschaftsverän-
dernder Alternativen. Die jetzt erst recht notwendigeDiskussionüber einen
demokratischen Sozialismus mit so wichtigen Essentials wie Recht auf Ar
beit, soziale Sicherheit, Selbstverwirkiichungdes Einzelnen und Demokrati
sierung der >\^rtschaft soll tabuisiert werden.

Insofern ist es konsequent, wennvor dem Hintergrund des Scheitems der
zentralistischen Planwirtschaft die Arbeitgeber den Gewerkschaften zum
Umdenken raten. Aus der Sicht dieser marktwirtschaftlichen »Deregulie
rungs-Apostel« macht es durchaus einen Sinn, den Arbeitnehmerlnnen-Or-
ganisationen den Abschied von ihrenZielen undProgrammen zuempfehlen.
Denn es steht außer Zweifel, daß sich die gewerkschaftlichen Forderungen
nach Mitbestimmung und gesamtgesellschaftlicher Rahmenplanung nach
wie vor im Widerspruch zur Idee der sozialen Marktwirtschaft, d.h. der
Unantastbarkeit der Verfügungsgewalt der Produktionsmittelbesitzer, beHn-
den.

Keine Revision gewerkschaftlicher Programmatik

Der Zusammenbruch des »realen Sozialismus« ändert nichts an der Ihtsache,
daß die Wirtschaft undGesellschaft in der Bundesrepublik durchgegensätz
liche Interessen geprägt wird und den Arbeitnehmerinnen und ihren Ge
werkschaften sozialer Fortschritt noch nieals Ergebnis einer partnerschaft
lichen Burgfriedenspolitik geschenkt wurde. Selbst die oft gepriesene Fbrm
der »sozialpartnerschaftlichen Interessenvertretung« setzt Gegenmachtvor
aus. Denn auch sie findet in einem System von Rechtsnormen statt, die
letztlich Ergebnis von harten Auseinandersetzungen gewesen sind.
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Gerade die Arbeitnehmerinnen im Ruhrgebiet und insbesondere die
Stahlarbeiterinnen in Hattingen, Oberhausen und Rheinhausen haben in
ihren erbitterten Kämpfen um denErhaltder Arbeitsplätze unddie Durch
setzung von beschäftigungssichernden Alternativen 1987/88 die Erfahrung
gemacht, daß die »kapitalistischen Selbstheilungskräfte« bei der Überwin
dung von Strukturkrisen nicht funktionieren. Produktive Aktivitäten, die
gesamtgesellschaftlich dringlich und unter ökologischen Aspekten unauf
schiebbar sind, sindausprivatkapitalistischer Sicht schlicht unrentabel. Die
se Erfahrungen unddie imRuhrgebiet gewonnene Erkenntnis, daßbetrieb
liche Abwehrkämpfe, beschäftigungspolitische Alternativen undeine regio
nal ausgerichtete, arbeitsorientierte Strukturpolitik einander bedingen, las
sen sich nahtlos auf die Krisenregionen in den fünf neuen Bundesländern
übertragen. Um die Arbeits- und Lebensbedingungen zu sichern, sind zu-
kunftsorientierte, am gesellschaftlichen Bedarf wie an ökologischen Erfor
dernissen ausgerichtete Produktionslinien notwendig, und schon deshalb
können Arbeitnehmerinnen und ihre Gewerkschaften auf gesellschaftliche
Planungund Kontrolle nichtverzichten. Es bestehtalso keinerlei Anlaß für
eine Revision gewerkschaftlicher Programmatik, deren Ziele auf eine sozia
le, demokratische und menschenwürdige Gesellschaft ausgerichtet ist. Das
heißt: Aufeine linkeKritik desKapitalismus kannunddarf nichtverzichtet
werden. Und: Diese Kritik muß sich umsetzen in eine demokratische Re
formalternative.

Neubestimmunggewerkschaftlicher Handlungsfelder

Die im Zuge der Entwicklung des gesellschaftlichen Produktionsprozesses
veränderten Produktionsstrukturen und Formen der Arbeit, die Veränderun
geninder Klassen- undSozialstruktur und der Zusammensetzungder Beleg
schaften in den Betrieben, die veränderten Lebensstile und Ansprüche der
Arbeitnehmerinnen sind Grund genug zum Nachdenken in den Gewerk
schaften und zwingen zu einer Neubestimmung gewerkschaftlicher Hand
lungsfelder. Die Anstöße dazu sindallerdings unabhängig vonden Ereignis
sen im Osten. Dies gilt insbesondere für die Neubestimmung der gewerk
schaftlichen Betriebspolitik. Die klassische Schutzfunktion der Gewerk
schaften ist zu verbinden mit einer offensiven Gestaltungspolitik. Die Wahr
nehmung und Verteidigung der Interessen der Arbeitnehmerinnen im Be
trieb im Hinblick auf Arbeitsplätze, Einkommen und Arbeitsbedingungen
erfordert eigene Vorstellungen und Vorschläge der Betroffenen zur Siche
rung undSchaffung von Arbeitsplätzen, zur Regelung von Einkommen und
Arbeitsbedingungen.
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Ein Beispiel für die neuen Anforderungen an die gewerkschaftliche Be
triebspolitik sind die Beschäftigungspläne. Beschäftigungspläne zielen dar
auf ab, daß bei Betriebsänderungen nicht wie bisher die R)lgen für die
Belegschaften nur sozial abgefedert (Sozialpläne), sondern zugleich Maß
nahmen zur Sicherung der Arbeitsplätze ergriffen werden. Dazu dienen
neben der Sicherung und Erhöhung der Qualifikation der Betroffenen auch
die Ausweitung des bestehenden Produktionsprogramms und die Entwick
lung neuer Produkte. Beschäftigungspläne schreiben damit nicht einfach
bestehende Strukturen fort, sondern gestalten Veränderungen so, daß die
Interessen der Arbeitnehmerinnen zu einem zentralen Unternehmensziel
erhoben werden.

Gewerkschaftliche Gestaltungsinitiativen sind auch im Hinblick auf die
Veränderungen der Arbeitsbedingungen erforderlich. So ist es seit langem
21iel gewerkschaftlicher Politik, im Betrieb Arbeit humaner zu gestalten
durch Abbau von Belastungen,Verbesserung des betrieblichen Arbeits- und
Umweltschutzes und durch Anreicherung der Arbeitsinhalte. Rationalisie
rungsschutz wird nicht dadurch erreicht, daß die vorhandenenBedingungen
festgeschrieben, sonderneigeneVorschläge zurVerbesserung der Arbeitsbe
dingungen und zur Gestaltung des technologischenAndels im Betrieb erar
beitet werden.

Es ergeben sich mithin neue inhaltliche Anforderungen an die gewerk
schaftliche Betriebspolitik imSinneeiner offensiven und zugleich positiven
Gestaltung betrieblicher Politik, betrieblicher Abläufe undArbeitsprozesse.

Es ist geradezugrotesk,wennsich die Eigentümerder zentralistischund
autoritär strukturierten Unternehmen als Gralshüter der Selbstverwirkli
chung der arbeitenden Menschen aufspielen. Denn die Blockierung von
persönlichen Initiativen der Arbeitnehmerinnen geschah doch nicht nur in
der ehemaligen DDR. Sie geschieht tagtäglich in den Betrieben auch der
alten Bundesländer unter den Bedingungen der vielgerühmten »sozialen
Marktwirtschaft«. Anregungen der Beschäftigten zur Veränderung von Ar
beitsabläufen und Gestaltungsinitiativen der Betriebsräte werden ebenso
abgeblockt wie in den alten staatsbürokratischen, zentralistischen Systemen.
Daran ändert auch die Ihtsache nichts, daß im Rahmen der Konzepte der
»Unternehmenskultur«von der Kapitalseite in einzelnen lallen die Arbeit
und die Arbeitsbeziehungen eine neue Aufmerksamkeit erfahren. Deshalb
ist die Forderung nach Demokratisierung imgesellschaftlichen wie imwirt
schaftlichen Bereich künftig nochvehementer zuvertreten.Esgilt, Kommu
nikationsstrukturen zuschaffen, indenen sich eindemokratischer Dialog in
den Betrieben entwickeln kann. Es bedarfneuer Organisationsformen ge
werkschaftlicher Arbeit im Betrieb zur Interessenselbstvertretung. Die Do-
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minanz des gewerkschaftlichen Repräsentations- und Stellvertretei^rstems
muß überwunden werden.

Gewerkschaftliche Arbeittransparent unddemokratisch gestalten

Das Verlangen nach erweiterten Mitbestimmungsrechten und Beteiligungs
ansprüchen inBetrieb und Gesellschaft muß auch inder inhaltlichen Arbeit
und in den Strukturen der Gewerkschaften seinen Niederschlag finden. Det
lef Hensche stellt zu Recht fest: »Wo Solidarität zum Hütehund verkommt,
woGeschlossenheit zumFetisch, woDisziplin zumSelbstzweck erstarren,da
gedeihen Zentralismus und Bürokratie.« (Kontrapunkt 21/1990)

Esgibt auch inden Gewerkschaften Grund genug, zentralistische Struk
turen zu überdenken und Begriffe wie Disziplin und Loyalität kritisch zu
hinterfragen. Denn spätestens seit der Zukunftsdebatte inder IG Metall ist
es offenkundig geworden, daß dieDiskussion übermehr Dezentralisierung,
mehr Eigenverantwortung und mehr Autonomie verstärkt fortgesetzt wer
den muß. Auch in den Gewerkschaften sind Korrektive gegen bürokratische
Verhaltensweisen und autoritäre Führungsstile, in deren Gefolge sich sehr
schnell Duckmäusertum breit macht, notwendig. Kritische Meinungen wer
dennoch längst nicht immeralsproduktive Bereicherung angesehen. Esfällt
nach wie vor noch schwer, demokratische Willensbildungsprozesse in den
Untergliederungen zu akzeptieren. Zusätzliche personelle Kandidaturen auf
Gewerkschafistagen bekommen den Stempel derIlloyalität. Personelle Ent
scheidungen werden amGewerkschaftstag vorbei inleichter zu beeinflussen
den Gremien,wiez.B. imBeiratder IGMetall,getroffen. Werdemokratische
Emanzipation ernst nimmt, muß bereit sein, den Stil der demokratischen
Auseinandersetzung in der IG Metall zu überdenken.

Die Glaubwürdigkeit der Gewerkschaften drückt sich nicht in wohlfor
mulierten Beschlüssen aus. Die Arbeitnehmerinnen registrieren sehr auf
merksam die Widersprüche zwischen der Beschlußlage und dem Handeln.
Identifikation mit ihrer Organisation ist den Mitgliedern nicht mehr zu
verordnen. Sie wollen sich in den Betrieben gemeinsam mit ihrer Gewerk
schaft Freiräume der Eigenständigkeit und Kreativität schaffen und erwar
ten, daß die gewerkschaftliche Arbeit transparenter und demokratischer
gestaltet wird - demokratischer alsdas Verhalten jenerUnternehmer, gegen
deren willkürliche Übergriffe siesich derzeit und inZukunft sowohl inOst-
also auch in Westdeutschland gemeinsam wehren müssen.
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Johannes Steffen

Steht die Verteilungsfrage auf dem Kopf?

- Anmerkungen zursozialen Frage und Sozialpolitik im
gespaltenen Deutschland -

1. Die 80er Jahre; Soziale Probleme waren nicht
themenbestimmend

Über die vergangene Dekade stieg die Zahl der jahresdurchschnittlich regi
strierten Arbeitslosen in der Bundesrepublik um rd, 130%- auf 2 037 800
Männerund Frauen in1989. Parallel hierzu klettertedieZahlderSozialhiife-
empfängerlnnen von 2,14 (1980) Millionen auf 3,63 Millionen. Alleine die
Zahl der Menschen, die auf laufende Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU)
angewiesen waren, hat sichmehralsverdoppelt - von 132 Millionen auf2,77
Millionen; die »Dunkelziffer« der zwar anspruchsberechtigten, statistisch
aber nicht evidenten Armutspopulation ist mit noch einmal rd. 2,7 Millionen
Menschen zu veranschlagen. Die Wohnungsnot hat zugenommen, der Woh
nungsfehlbestand in der Alt-BRDwird mit 1,5 Millionen Wohnungen bezif
fert, die Zahl der Obdachlosen wird auf 1,2Millionen Personen geschätzt -
und dennoch: die 80er Jahre waren nicht das Jahrzehnt der sozialen Themen;
einmalabgesehen vonden Auseinandersetzungen umdie35-Stunden-Woche
und (vorübergehend) um den § 116AFG konnten auch die Gewerkschaften
nicht den sozialpolitischen Themenkatalog bestimmen. »Zwei-Drittel-Ge
sellschaft«, »Neue Armut« und Kampagnen gegen den Sozialabbau hatten
und haben zweifelsohne ihre Bedeutung, sie skandalisierten einen Skandal -
dies war aberauch gleichzeitig zu sehr ihr Hauptanliegen und ihre Begren
zung, als daß sie zu einem Kristallisationspunkt sozialer Bewegung mittels
»konkreter Utopien« hätten werden können. Vor diesem Hintergrund ent
steht der Eindruck, daß die »soziale Frage« vom Zentrum gesellschaftlicher
Konflikte an die Peripherie gedrängt und»regulierbar« geworden ist.

Mit der»Wende« von 1982/83 wurde Sozialpolitik zudem auch parlamen
tarisch endgültig von Konservativen und Marktradikalen besetzt - Begriff
lichkeiten wurden oder waren bereits »eingenordet«: »Macht«, »Herr
schaft«, »Ausbeutung« oder»Entfremdung«, um nureinigezunennen, mein
ten nicht mehrAbhängigkeitsverhältnisse imProduktionsprozeß - sie dien
ten von da an gezielt zur Bezeichnung sozialstaatlicher Einrichtungen und
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Leistungsgesetze. Helmut Kohl faßte dies in seiner Regierungserklärung
vom 13. Oktober 1982 mit den Worten zusammen: yWenn würden alten Weg
gedankenlos weitergehen, stürzen wir den Menschen in die neue Entfremdung
eines anonymen, bürokratischen Wohlfahrtsstaates, kaum daßwir Um durch die
Soziale Marktwirtschaft ausderEntfremdung des Kapitalismus befreit haben.«

Derartige Sozialstaatskritik von rechts, die ansetzt anverbreiteten Erfah
rungen mit bürokratischen Strukturen, anvon Laien kaum mehr durchschau
baren Anspruchsvoraussetzungen und Verteilungswirkungen von Soziallei
stungen und Sozialpolitik sowie an nicht bestreitbaren Defiziten und Siche
rungslücken für die »wirklich Bedürftigen«, war aus dem Munde derKritiker
nichts anderes alsemanzipatorisch verbrämte Rechtfertigung füreinenrigo
rosen Sozialabbau und eine massive Umverteilungspolitik von unten nach
oben. Siewargleichzeitig Hebel, um Sozialpolitik zumInstmment eines
postmodernen, marktradikalen Zukunftsmodells zumachen: Abbau von Ele
menten des Solidarausgleichs, Stärkung des Äquivalenzprinzips von Beitrag
und Leistung sowie Privatisierung - im Sinne von Individualisierung wie
auch von Vermarktung - sozialer Risiken und ihrerKosten waren und sind
wesentliche Kennzeichen des Sozialabbaus der 80er Jahre. Die Haushalts
operationen 1982-1984 mit den einschlägigen Novellierungen der Sozial-
und Arbeitsmarktpolitik, die Deregulierung des Arbeitsrechts (Stichwort:
»Beschäftigungsförderungsgesetz«) und »Gesundheitsreform« waren die
noch heute geläufigen und wirksamen Pakete.

Das vorgebliche Ziel, die Reduzierung des Herrschaftscharakters von
Sozialpolitik, aber wurde dadurch nicht erreicht; im Gegenteil- mehr Markt
konformität innerhalb der Sozialleistungssysteme und mehr Konformität im
Markt durch verstärkte Auslieferung der Betroffenen unter die Zwängedes
Marktes waren diehauptsächlichen Ziele. Derneuen Oppositions- und alten
Regierungspartei wie auch den Gewerkschaften, die beide bisdatoin ihrer
übergroßen Mehrheit ^chstum immer als Voraussetzung für sozialpoliti
sche Verteilungsspielräume betrachtet hatten, gingen mit rückläufigen
Wachstumsraten dieArgumente aus- beide kaprizierten sich letztendlich in
ihrer sozialpolitischen Oppositionsrolle aufdas Einklagen »sozialer Symme
trie« beim Sozialabbau. Dies aber war und ist keine dauerhafte Basis für
soziale Gegenbewegungen - zumal die Vereinzelung der Betroffenen, der
ausgegrenzten Arbeitslosen, Armen, Alten und Kranken wie auch dermin
der- oder ungeschützten betrieblichen Randbelegschaften, nicht überwun
den werden konnte. Zudem reflektierten die thematisierten sozialen Proble
me unterm Strich vielzuwenig dievoranschreitende Innen-Differenzierung
der Arbeitnehmerschaft und die damit einhergehendeInteressen-Pluralisie-
rung und -Ausdifferenzierung. Eine»Ellenbogengesellschaft« hateben nicht
nur blaue Flecken am Körper zur Folge, sie wirkt auch auf das Denken,
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Empfinden und l^ährnehmen - der »Verlierer«, aber eben auch der »Gewin
ner«.

2. Die soziale Polarisierung imvereinten Deutschland nimmtzu

OhnedaßdieAlt-BRD einerLösung dersozialen Probleme nähergekommen
ist, entwickelt sich das vereinte Deutschland nunmehr zu einer sozial und
regional tiefgespaltenen Gesellschaft. Tlotz staatlicher Vereinigung, offener
Grenzen, einer einheitlichen Währung und einer weitgehend identischen
Wirtschafts-, Arbeits- undSozialverfassung sinddieMenschen imOstenund
die im Westen weiterhin getrennt. Auch nach den bisdato durchgesetzten
kräftigen Nominallohnsteigerungcn liegt das Niveau der Arbeitnehmerein
kommen immer noch deutlich unter dem des Westens. Sozial- und Arbeits
marktpolitik federn dieschlimmsten sozialen Auswirkungen des fundamen
talen ökonomischen Umbruchs ab - ohne aber den Graben zwischen Ost und
West einzuebnen. Die Sozialleistungen im Osten ensprechen heute zwar
prinzipiell denen im Westen - diese Identität bezieht sich allerdings auf
Strukturen und Leistungsprinzipien und nicht aufdas Leistungsniveau. Die
ausdem Westen übertragene fast ausschließliche Lohn- und Beitragsbezogen-
heit von Sozialleistungen hat aufgrund der deutlich niedrigeren Ost-Löhne
und -Gehälterzwangsläufig ein niedrigeres Sicherungsniveau etwa bei Ar
beitslosigkeit oder im Alter zur Folge - bei einem im einheitlichen Wrt-
schafts- und V^hrungsgebiet weitgehend einheitlichen Preisniveau! Von ei
ner sozialen und ökonomischen Einheit oder von einer Einheitlichkeit der
Lebenslagen und Lebenschancen in Deutschland kann keine Rede sein. Das
neue Deutschland ist ein vereinter Staat mit zwei Gesellschaften - zwischen
denen und innerhalb derer sich die Lebensverhältnisse in einem extrem
breiten Maße ausfächern.

Innerhalb derbeiden Ex-Deutschländer war eine derartige Entgegenset
zung von Arm und Reich bis dato unbekannt. fVotz der schweren Struktur-
und Branchenkrisen etwa im Bergbau, der Eisen-,Stahl- und Ibxtilindustrie
oder auch im Werftenbereich und trotz Neuer Armut und Zwei-Drittel-Ge
sellschaft warund istdieAlt-BRD eineregional noch vergleichsweise homo
gene Gesellschaft. Dies hat sich mit dem 1hg der Vereinigung für Gesamt-
Deutschland schlagartig geändert und eswird Jahre dauern, bis diese regio
nalen Disparitäten merklich reduziert werden können.

Zudem profitiert - invölligem Gegensatz zu den ursprünglichen Prophe
zeiungen - (derzeit) nicht der Osten, sondern der Westen vom Einigungspro
zeß; der ökonomisch ohnehin schon potentereTbil wird noch reicher, wäh
rend sich aufgrund der gleichen Ursachen der Niedergang im Osten be-
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schleunigt bzw. verfestigt Die wirtschaftliche Lage der Westdeutschen hat
sich imDurchschnitt deutlich verbessert. Allerdingsverdeckt eine umstands-
lose Gleichsetzung von Arm und Reich mit Ostund West dieDifferenzierun
gen innerhalb der jeweiligen Gesellschaften. Im Schatten des historisch ein
maligen allgemeinen Wohlstandsniveaus steht inderAlt-BRD eine wachsen
de Zahl von Ausgegrenzten. In der westdeutschen Wohlstandsgesellschaft
sind Existenzrisiken nicht nur nicht verschwunden, sondern sie haben in den
letzten Jahren eher zugenommen. Den Langzeitarbeitslosen, Sozialhilfe
empfängern, Pflegebedürftigen oder Wohnungssuchenden geht es durch die
Vereinigung Deutschlands keineswegs besser. Der Hinweis, daß in den östli
chen Bundesländern viele Menschen unter teilweise noch schwierigeren Be
dingungen leben müssen, löst kein einziges dersozialen Probleme im Westen.
Er verstärkt vielmehr die Gefahr, daß jene Personen(-gruppen), die schon
bislang nurweit unterdurchschnittlich gesellschaftliche (Mindest-) Tfcilhabe-
standards realisierenkonnten,durch den Vereinigungsprozeß nochweiteran
den Rand gedrängt und/odervöllig ausgegrenzt werden.

Auf insgesamt abgesenktem Niveau wird sich diese TVennung von Gewin
nern und Verlierern auch in den neuen Bundesländern sehr bald und sehr
deutlich zeigen. Von den dort ehedem vorherrschenden vergleichsweise ega
litären sozialen Strukturengeht der Weg hin zu einer bislang unbekannten
Polarisierung von Einkommen, Lebenslagen und Lebensrisiken - vielleicht
noch radikaler als im Westen. Dem »neuen Reichtum« insbesondere des
Mittelstandes und der Fachkräfte in den hochmodernen, produktivitätsstar
ken Produktions- und Dienstleistungsbetrieben (»Produktivitäts-Enkla
ven«) wird die »neue Armut« der Ausgegrenzten gegenüberstehen. Arbeits
losigkeit, prekäre Beschäftigungsverhältnisse, unzureichendes Einkommen,
Bedrohung der Wohnung - diese Sorgen werden zum Alltag vieler, wenn
nicht der Mehrheit der Neu-Bundesbürgerinnen zählen. Im Gegensatz zu
den Versprechungen von Wirtschaftswunder und allgemeinem Wohlstand
wird das neue Deutschland vor allem auch ein Land mit einer sehr großen
und wachsenden Armutspopulation sein. Dienunmehr zweifelsohne »inner
deutsche« Spaltung wird noch über Jahre als Spaltung zwischen Ost und
West wahrgenommen werden, obwohl dierealen gesellschaftlichen Spaltun
gen immer deutlicher quer hierzu verlaufen. Diese Ungleichzeitigkeit zwi
schen realer Entwicklung und gesellschaftlicher >Äfehrnehmung derselben
birgt sehr widersprüchliche Intercssenkonstellationen bei den anstehenden
Verteilungsfragen in sich.
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3. Zwei-Drittel-Gesellschaft im Westen - halbierte Gesellschaft
im Osten

Diedurchschnittlichen Bruttolöhne in Ostdeutschland nahmen imvergange
nen Jahr mit rd. 20 Prozent kräftigzu, und auch für 1991 wird eine minde
stens ebenso hohe Steigerung prognostiziert. Das Arbeitsentgelt-Niveau
liegt damit aber immer noch lediglich zwischen 1 600 DM und 1 700 DM
monatlich. Die Steigerungssätze der Löhne und Gehälter werden sich aller
dings - insbesondere auch wegen der tarifpolitisch zum Tfeil ausgehandelten
stufenweisenAnglcichungder Lohnniveauszwischen Ost und West- fortset
zen,so daß sich das Einkommensniveau der Beschäftigten sehr bald grundle
gend verbessern und immer näher an das westdeutsche Ihrifniveau heran
rücken wird. Diese »Ihrifeinheit« impliziert allerdings auch eine Entwick
lung hin zu großen Einkommensabständen je nach Branche und Qualiflka-
tion.DievonDurchschnittssätzen verdeckte extreme Spreizung der Arbeits-
entgelte wird vor allem auch zu Lasten der Frauen gehen, und sie wird
komplettiert werden durch für die ehemalige DDR unbekannte Nied-
rig(st)einkommen ausIbilzeit-, prekären und völlig ungeschützten Beschäf
tigungsverhältnissen. ZwarsinddieLohndivergenzen zwischen OstundWest
beidenNettogrößen wegen derdurchschnittlich niedrigeren Belastung infol
gedesprogressiven Einkommensteuertarifs geringer alsbeidenBruttogröß
en, undauchdasGefälleder Haushaltseinkommen istaufgrundder imDurch
schnitt größeren Privathaushalte und der höheren Zahl von Einkommen
erwerbenden Personen pro Haushalt nicht so stark ausgeprägt wiebei den
individuellen Erwerbseinkommen. Infolge der massiven Arbeitslosigkeit,
sinkender Erwerbsquoten und der Verdrängung gerade der Frauen vom Ar
beitsmarkt wird sichdieserStrukturunterschied jedochsehr bald aufheben -
wenn nicht sogar umkehren.

Zur Jahresmitte 1991 deutet sich folgende Entwicklung an: bis zu zwei
Millionen Arbeitslose in absehbarer Zeit, eine möglicherweise ebenso hohe
Zahl von Kurzarbeiterinnen, von denen bis zu drei Viertel einen Arbeitsaus
fall von weit über 50 Prozent haben werden, über 500 000 Bezieherinnen von
Vorruhestands- bzw. Altersübergangsgeld sowie laut Planzahlen desBundes
arbeitsministeriums jahresdurchschnittlich etwa 350 000 Ibilnehmerlnnen
an beruflichen Bildungsmaßnahmen. Insgesamt ergibtdies ein Potential von
rund 4Millionen Menschen, diein derHauptsache von den niedrigen (Lohn-
ersatz-) Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit leben müssen, sofern sie
nicht völlig aus deren Leistungsbezug ausgegrenzt werden. Die neuen Bun
desländer steuern also in absehbarer Zeit aufdie dramatische Situation zu,
daß nur noch etwa die Hälfte derehedem rund 9,5 Millionen Beschäftigten
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ein vollesArbeitseinkommen bezieht. Ihnen stehen die Ausgegrenzten und
Ausgegliederten gegenüber, von denen wiederum über die Hälfte davon
ausgehen muß, nie wieder (voll) in den Arbeitsmarkt der neuen Länder
integriert werden zu können.

Bei einem durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelt von gegenwärtig etwa
1 250DM belaufensich die davonabgeleiteten monatlichen Geldleistungen
auf folgende Größenordnungen {ohne bzw. mit unterhaltsberechtigten Kin
dern):
- beim Arbeitslosengeld 790 bzw. 850 DM,
- bei der Arbeitslosenhilfe 700 bzw. 725 DM,

- beim Unterhaltsgeld 810 bzw. 910 DM,
- beim Vorruhestandsgeld 875 DM und
- beimAltersübergangsgeld (Neuzugänge) 810DM.

Viele der heute bereits Betroffenen erhalten deutlich niedrigere Unter
stützungszahlungen alsdie hier nurbeispielhaft berechneten Beträge. Insge
samtwerden die quantitativen Dimensionen der alleine in den neuen Bun
desländern aus dem Beschäftigungssystem ausgegrenzten und auf minimale
Subsistenzmittel in Höhe von monatlich zwischen 600 und 900 DM verwie
senen Menschen ein Ausmaß annehmen, das im bundesdeutschen Sozialsy
stem bisher keine Vergleiche kennt. Dieswiederum läßt erkennen, daß der
Entwicklung derArbeitseinkommen in Ostdeutschland hinsichtlich der Be
schreibung derdortigenEinkommens- undLebensverhältnisse nur nocheine
sehr begrenzte Aussagefähigkeit zukommt. Dieweit überwiegende Mehrheit
der Bevölkerung muß bis aufweiteres - eben weil Arbeitslosigkeit auch im
Osten alles andere als eine kurzfristige, friktioneile Übergangserscheinung
ist - von Sozialeinkommen und/oder privaten Unterhaltsleistungen leben.
^^^hrcnd sich in Westdeutschland nicht zuletzt auch wegen der anhaltend
hohen Aus- und Übcrsiedlerzahlen die Zwei-Drittel-Gesellschaft verfestigt,
steuern die neuen Bundesländer auf eine »halbierte Gesellschaft« zu.

4. DieAngleichung derLebensverhältnisse zwischen Ostund
West erfordert über Jahre hinaus hunderte Milliarden
öffentlicher Transferzahlungen

Von den bereits Mitte diesen Jahres in Gesamtdeutschland »registrierten«
fast 6 Millionen Arbeitslosen, Kurzarbeiterinnen, Vorruheständlerlnnen
und Bürgerinnen in Warteschleifen leben rund 4 Millionen in den neuen
Bundesländern. Auch die »offizielle« Armutspopulation (Zahl der Sozial-
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hilfcempfängerlnnen) im Osten wird bald ein (relativ) höheres Ausmaß
annehmen als im Westen.

Die Unterstfltzungsleistungen an die Ausgegrenzten in West und Ost
müssen in ihrer überwiegenden Mehrheit über öffentliche IVansfers aufge
brachtwerden. Leistungen der Sozialversicherung etwa werden aus dem Bei
tragsaufkommen der Beschäftigten finanziert. DasBeitragsaufkommen-Ost
reicht aber bei weitem nicht aus, um die dortigen Ausgaben zu decken.
Obwohldie Bruttolöhne und -gehälierin den neuenLändern unddamitauch
dasBeitragsaufkommen pro Beschäftigten im Durchschnitt deutlich steigen
werden, so hängt doch die Summe des beitragspflichtigen Entgelts vom
Beschäftigungsstand ab; deraberwird aufnicht absehbare Zeitniedrig blei
ben. Andererseits aber führen deutlich steigende (Netto-) Arbeitsentgelte
der Beschäftigten - mit unterschiedlicher Zeitverzögerung und über die
Spezifika des jeweiligen Sozialleistungsbereichs »gebrochen« - wegen der
lohnbezogenen Dynamisierung ceterisparibus auchzu in ihrer absolutenHö
he steigenden Sozialeinkommen. Umlagefinanzierung und Lohndynamisie-
rung von Sozialversicherungsleistungen haben aber letztlich Vollbeschäfti
gung zur Voraussetzung. Bei hoher und langandauernder Arbeitslosigkeit
kollabiert das System, werden Beiträge erhöht und/oder Leistungen gekürzt.
Wie abersollen zwischen vierbis sechs Millionen Beschäftigte die rund vier
Millionen laufenden Renten und die etwa ebenso hohe Zahl der vom Ar
beitsmarkt Ausgegrenzten finanzieren? Dies ist nur über Finanztransfers
zwischen den Regionen West und Ostüberhaupt zu bewerkstelligen.

Gleiches gilt für die weitgehend steuerfinanzierten Sozialleistungen und
Sozialeinrichtungen - und es gilt erst recht für den gesamten Bereich der
öffentlich zu gewährleistenden, auf- und auszubauenden Infrastruktur, die
Beseitigung ökologischer Altlasten unddie Verhinderung zusätzlicher öko
logischer Belastungen. Solange sich Produktions-, Produktivitäts- und Be
schäftigungsniveau zwischen beiden Tfcilen Deutschlands nicht inetwa ange
glichen haben, werden über Jahre erhebliche finanzielle TVansferströme von
WestnachOst fließen müssen, umMassenelend zuvermeiden, die ökonomi
sche Umstrukturierung zu flankieren und einen Investitions- und Produk
tionsschub zu ermöglichen. Die Deutsche Bundesbankschätzt den für 1991
fälligen Betrag auf 140 Mrd. DM,dasentspricht fast zwei Drittelndeserwar
teten Bruttoinlandsprodukts-Ost in Höhe von rund 221 Mrd. DM. Andere,
wie etwa Kurt Biedenkopf, halten bis über das Jahr 2000 hinaus jährliche
Hansferzahlungen zwischen 100 und 150 Mrd. DM für erforderlich. Ein
Großteil dieser IVansfers wird für Sozialleistungen verausgabt werden müs
sen. Alleine die Bundesanstalt für Arbeit kalkuliert in ihrem Haushaltsplan
für 1991 mitNettofinanzströmen gen Osten in Höhe von rund 25Mrd. DM,
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und die »Renteneinheit« ab 1992 wird mit mindestens 8 bis 10 Mrd. DM
jährlichenZusatzkosten zu Bucheschlagen.

5. We soll dieÜberwindung der Teilung durch Teilen konkret
aussehen?

Die gerade auch wegen des Umbruchs im Osten gestiegenen »Gewinne« der
Westdeutschen - vor allem der Unternehmen, Selbständigen und Vermö
gensbesitzer, aber eben auch der Arbeitnehmerinnen, deren vorjährige 5-
prozentige Steigerung der Nettolohn- und -gehaltssumme je Beschäftigten
weder in den 70er noch in den 80er Jahren einen Vergleich findet - werden
wegen des dringenden Erfordernisses, nun auch iiesoziale Einheit herzustel
len und zu finanzieren, wieder verloren gehen. So ungleich wiedie Gewinne
der Vereinigung im Westen verteilt wurden und werden, so ungleich werden
dienun abverlangten Opfer verteilt. Die Beitragssatzerhöhungen vom April,
mit denen die Finanzierung der riesigen Arbeitsmarktprobleme fast aus
schließlich den Versicherten aufgebürdet wird, und das seit Juli wirksame
Steuerpaket, das den Lohnstcuerzahlerinnen inetwa das wieder nimmt, was
ihnen im Zuge derSteuerreform 86/90 gegeben wurde, lassen erahnen, wie
auch künftig dieVerteilungsprobleme »gelöst« werden sollen. Schon heute
ist absehbar, daß Sozialabbau und weitere Abgabenerhöhungen anstehen
werden.

Die Ibilung istselbstverständlich nur durch Tfeilen zu überwinden; dafür
sind zum einen finanzielle lyansferzahiungen unverzichtbar - ebenso unver
zichtbar ist dieAufrechterhaltung bzw. der Wiederaufbau des Produktions
standortes Ex-DDR; das aber wiederum erfordert möglicherweise nicht nur
einen Verzicht auf einen weiteren Ausbau von Produktionskapazitäten im
Westen, sondern auch die regionale Verlagerung bereits vorhandener Kapa
zitäten gen Osten - mithin Abbau von Produktionskapazitäten und (mögli
chen) Arbeitsplätzen im Westen! Denn je krasser die regionale Disparität
ausfällt und je länger sie Bestand hat, um so stärker wird die Wanderungsbe
wegung von Ost nach West wieder anschwellen. Hinzu kommt die wachsende
Zahl der Berufspendler, wobei Pcndelarbeit häufig nur die Vorstufe eines
dauerhaften Wohnsitzwechsels ist. Dieser Exoduswirdsich nicht nur auf die
leistungsstarken und mobilen Fachkräfte beschränken —auch viele Arbeits
lose und Deklassierte werden versuchen, ihre Chance im Westen zu finden.
Wird alsodaserforderliche Tbilen nicht gesellschaftlich undpolitisch organi
siert,so wird esvom Markt erzwungen - für »Geber« wie für »Nehmer« zu
allerdings härteren und schlechteren Bedingungen.
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Wie keine andere ist die »Soziale Frage« mitder deutschen Vereinigung
insZentrumder innenpolitischen Themen zurück katapultiert worden. Soll
der Beitritt zur Bundesrepublik inden neuen Ländern nicht in einer sozialen
Katastrophe enden - deren politisch katastrophale Folgen schnell an die
Vihnd projiziert sind so müssen sich die Kräfte »links der Mitte« und
insbesondere auch die Gewerkschaften umgehend mit der Frage befassen:
\We soll konkret die Überwindung derIbilung durch Ibilen aussehen? - Eine
dauerhafte ökonomische undsoziale Kluft hat unweigerlich (sozial-) politi
sche Rückwirkungen aufden Westen, denn der ist jetzt auch nichts anderes
mehr als ein Ibil von Gesamtdeutschland. Die Konkurrenzkämpfe auf Ar-
beits- und Wohnungsmarkt werden sich infolge derWinderungsbewegungen
dramatisch verschärfen, die erreichten arbeits- und sozialrechtlichen Schutz
standardswerden massiv unter Druckgeraten;welche negativen Auswirkun
gen anhaltende Massenarbeitslosigkeit in den angedeuteten Dimensionen
aufdie hauptsächlich vondenGewerkschaften zuführenden Verteilungsaus
einandersetzungen (Ihrifpolitik) hat, kann sichjeder ausmalen. Die theore
tisch immer wieder herausgestellte Funktion einer industriellen Reservear
mee solchen Ausmaßes und der damit verbundenen Zunahme der Zahl von
Arbeits-Nomaden könnte dann sehr schnell in der Praxis veriHziert werden.

Den vertikalen Verteilungskämpfen im Westen treten nun die vertikalen
Verteilungskämpfe im Osten zurSeite - keineswegs immer kompatibel und
deckungsgleich, sondern in ihren Themen und Zielen durchausverschieden;
welche Rolle kann und wird z.B. die Frage der Arbeitszeitverkürzung (35-
Stunden-Woche) angesichts des enormen materiellen Nachholbedarf im
Osten alsBeitrag derdort Beschäftigten zurReduzierung derMassenarbeits
losigkeit spielen? Dievertikalen Verteilungskämpfe mOst und West werden
zudem überlagert (vielleicht sogardominiert) undverquicken sichauf sehr
unterschiedliche Art mit dem horizontalen Verteilungskonflikt zwischen Ost
und West. Dieganze Palette dessen, was die Alt-BRD hauptsächlich in der
ersten Hälfte der 80er Jahre an »Mißbrauchs«-, »Konsolidierungs«- und
sonstigen Diskussionen erlebthat,kann wieder aufleben - sehrviel heftiger
und zudem verzerrt durch die neuen »regionalen Komponenten«. Die Not
wendigkeit zur Herstellung einheitlicher Lebensverhältnisse als Rechtferti
gung für eine neue, vielgigantischereRunde von Sozialabbauund Umvertei
lungspolitik von unten nach oben?

Das Zusammenwachsen der beiden Tbile Deutschlands stellt eine enorme
gesellschaftliche und politische Herausforderung dar, die ihresgleichen in
der deutschen Nachkriegsgeschichte nicht findet. Sollten sich maßgebliche
oppositionelle Kräfte im Westen - vor allem weil sie die DDR überhaupt
nicht oderdoch nicht so (schnell) haben wollten - dieser Aufgabe »bockig«
oder mit dem Hinweis scheinbarUnbeteiligter - »Sehtdochzu, ihr Vereini-
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gungseuphoriker, wie ihr mit dem Kladderadatsch jetzt fertig werdet« - nicht
stellen, so läuft »Opposition« Gefahr, endgültig jeden politischen Gestal
tungs-Anspruch aufzugeben.

6. Bemerkungen zur Rolle von Sozial- und Verteilungspolitik

Der ins Zentrum der innenpolitischen Themen zurückgekehrten »Sozialen
Frage* muß sich die Linke stellen. Und zwar nicht - wie bislang häufig - als
»notwendiger« Dekoration und illustrativem Beiwerk einer Verelendungs-
Lehre, um höhere und weiterrcichende Ziele zu begründenund zu rechtfer
tigen. Schließlich haben wir diesoziale Frage auch deshalb wieder im 21en-
trum, weil diese weiterreichenden Ziele in der Praxis so offensichtlich ge
scheitert sind. Soziale Frage und Sozialpolitik müssen vielmehr alszentraler
Handlungsbereich gesellschaftlicher Auseinandersetzungen im und für das
Hier undJetzt begriffen werden. Selbstverständlich heißt dasauch: Abbau der
mit den überhöhten Zielen einhergehenden faktischen Arroganzgegenüber
der- immer zwiespältigen - Reformpolitik unter kapitalistischen Verhältnis
sen. Kapitalismuskritik enthebt dieKritiker nicht derNotwendigkeit - son
dernsieerzwingt diese geradezu, will siepolitisch nicht folgenlos bleiben
die bestehenden (kapitalistischen) Lebens-Verhältnisse zu verbessern und
damit möglicherweise über dieVerbesserung dersozialen Verhältnisse auch
den Kapitalismus »überlebensfähiger« zu machen.

Kurzum: Linke Politik,die den Anspruchauf Veränderung der bestehen
den Verhältnisse nicht aufgeben will, kann sich längst nicht mehr auf die
Entlarvung des konservierenden, systemerhaltenden Charakters von Sozial
politik beschränken. Sie muß vielmehr Sozialpoiitik begreifen und besetzen
als zentralen Politikbereich, dessen Wdersprüchlichkeit es ja gerade ist, die
dieChancen für praktisch einforderbare »Solidarität« mit den viel zu häufig
nur als Objekt begriffenen »Opfern des Systems« eröffnet. Also: Für eine
Reaktivierung von mehr »Reformismus« anstelle desSoaaltechnokratismus
in der Sozialpolitik, oder anders herum: »Mehr (linke!) Arzte ans Krankenbett
des Kapitalismus*.

Dies istkeineswegs einVotum für eine neue politische Bescheidenheit, im
Gegenteil: das große Feld, das zwischen einer administrativ, so2üaltechnokra
tischsowieausschließlich in und für die jeweiligen Sozialversicherungssyste
me gehandhabten Sozialpolitik aufder einen und den die»systemerhalten
de« Sozialpolitik belächelnden »großen Würfen« aufderanderen Seite liegt,
muß links offenbar wieder neu entdeckt werden. So verstandene »reformisti
sche Sozialpolitik« hat stets die Lockerung des Lohnarbeitszwangs (Waren
charakter der Arbeitskraft) zum Ziel und ist insofern immer Gegenpol zu
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Profltlogik und Marktgesetzlichkeit. Nichts macht dies im übrigenso deut
lich wie die in der sozialdemokratischen Regierungspolitik der 70er Jahre
wurzelnde sozialpolitische Wende der 80er Jahre, die gerade umgekehrtden
marktkonformen Umbau der sozialen Sicherungssysteme zu weiten Ibilen
realisieren konnte.

Sozialpolitik beschränkt sich vom Gegenstand her auch keineswegs auf
die Sekundärveneilung, also die Umverteilung der Primäreinkommen über
Steuer-oder beitragsfinanzierte gesellschaftlicheFonds in Gestalt der Sozial
versicherungsträger oder die aus staatlichen Haushalten flnanzierten sozia
len Leistungsgesetze. So zentral dieses Charakteristikum ist, so sehr hat
Sozialpolitikin ihrer Anlage immerauch die Veränderung der Primärvertei
lung selbst - mithin die Verteilungskonflikte, die auf der Basis von Koali
tionsfreiheit und Ihrifautonomie ausgetragen werden- als Ziel und Ansatz
punkt im Auge zu haben. Drittens schließlich und mit Blick auf ihren histo
rischen Ausgangspunkt in Deutschland (»Preußisches Regulativ über die
Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in I^briken« von 1839) war und ist
Sozialpolitik in Form von Arbeits- und Arbeitszeitschutzsowie in Gestalt des
individuellen und kollektiven Arbeitsrechtssystems immer eine Politik, die
den Anspruch hatte und haben muß, die Jeweils historisch konkret ausge
prägten Kapitalverwertungsbcdingungen und »-gelüste« zugunstenund zum
Schütze der Abhängigen, weil »Nichteigentümer«, und ihrer Familien zu
beeinflussen. Neben der Verteilungspolitik ist es diese »Arbeits-« oder»Pro
duktionspolitik«, die ein wesentliches Charakteristikum von Sozialpolitik
ausmacht. Als Gegenprinzip zur Verwertungslogik des Kapitals kommt der
Sozialpolitik in allen drei genannten Bereichen eine nicht zu unterschätzen
de zivilisierende Wirkung auf die gesellschaftlichen Verhältnisse zu.

Als wesentliches Feld politischerAuseinandersetzungen in einer antago
nistischen Gesellschaft kann Sozialpolitik marktkonform gestaltet und herr-
schaftssichemd instrumentalisiert werden; ebenso aber birgt sie in sich die
Option des Solidargedankens und Solidarausgleichs sowie der Lebenslagesi
cherung - und damit der Lockerung des Lohnarbeitszwangs im Wege einer
ausreichenden materiellen Sicherungetwa bei Arbeitslosigkeit oder im Al
ter. Je mehr dies der Sozialpolitik auf der Ebene der Sekundärverteilung
gelingt, um so mehr wird auch ihre Position im Konflikt um die Primärver
teilungund die sonstigenArbeitsbedingungen gestärkt.Je mehrandererseits
die Pufferfunktion etwader Arbeitslosenversicherung hinsichtlich einer Ver
schlechterungvon Arbeitsbedingungen bei einer anwachsenden industriellen
Reservearmee an Wirksamkeit verliert, um so mehr kann Schmutzkonkur
renz - erzwungen über die materiellen Verhältnisse - auf den Arbeitsmärk
ten Platzgreifen und um so mehr werden Positionen im Primärverteilungs-
konflikt negativ beeinflußt.
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Sozialpolitik iststetsVerteilungspolitik und damit eingebettet inund Teil
desVerteilungskonflikiszwischen KapitalundArbeit. DasozialeSicherungspo
litik aufder Finanzierungsseite angewiesen istauf dieAbzweigung vonWert
schöpfungsanteilen ausderjeweils laufenden Periode (Umlagefinanzierung),
beeinflußt sie durch diese Entzugseffekte nicht nur die Nettoeinkommens
verteilung, sondernsie ist und bleibtdamitauch abhängig von der »originä
ren« Dynamik kapitalistischer Akkumulation und Distribution. Diese Ab
hängigkeit ist nicht auszuhebein. So wenig erfolgreich die Suchedes Physi
kers nach einem »perpetuum mobile« bleiben wird, so wenig kann es der
Sozialpolitikjemalsgelingen, sichaus der Abhängigkeit von ihren ökonomi
schen Grundlagen zu befreien. Diese Abhängigkeit aber kann politisch ge
lockert werden. Das setzt natürlich voraus, Sozialpolitik nicht als isoliertes
Handlungsfeld (etwa je gegeneinander abgeschottete Politik in und für Ren
ten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung) zu begreifen, sondern sie ein
zubetten in ein wirtschafts-und gesellschaftspolitisches Gesamtkonzept, das
gegen die Kapitaldynamik und Profitlogik opponiert. Da auch eine Siche
rung der Finanzender Sozialpolitiknur im Wege der Austragung konkurrie
render Verteilungsansprüche zu erreichen ist, muß sich Sozialpolitik gegen
die Kapitalinteressen stellen. TUt sie dies nicht, so bleibt ihr in der Iht nur
der sozialtechnokratische »Ausweg«, die beiden Ibile des gesamtgesellschaft
lichen Reproduktionsfonds der abhängig Beschäftigten und ihrer I^milien -
nämlich Nettolöhne und Sozialtransfers - je gegeneinander auszuspielen.
Eine solche Sozialpolitik verzichtet zwar darauf, die Verteilungsfrage zu
stellen, sie beantwortet sie aber gerade deswegen um so eindeutiger. Seit
jeher versucht sozialpartnerschaftliche Politik diesen einfacheren Weg zu
gehen.

So oder so: Sozialpolitik steht mitten im Verteilungskonflikt, ist sein
Spiegelbild wie auch sein Aktionsfeld. Die Auseinandersetzungen um Ab
sorption und Verteilungvon Mitteln für sozialeSicherungspolitik lösenden
Verteilungskampf um Primäreinkommensanteile keineswegs ab, sondern sie
führen ihn fort und ergänzen ihn. So hat bekanntlichdie seit Jahren anhal
tende Massenarbeitslosigkeit im Westen nicht nur die Primäreinkommens
verteilung zugunsten des Kapitals verändert (sinkende Lohnquote) - die
Kapitalverwertungsposition wurdeauch staatlicherseitsnoch zusätzlich ver
bessert (u.a. Steuersenkungen, Deregulierung). Ebenso wurde die Oberden
Markt vermittelte zunehmende Primäreinkommens- und Lebenslagediffe
renzierungdurch staatliche Verteilungspolitik nicht etwanivelliert,sondern
noch zusätzlich forciert (Sozialabbau,Umverteilungvon unten nach oben).

So wie Sozialpolitik bei der Finanzierung mit den Verteilungsansprüchen
privater Kapitalverwertung konfrontiert wird, ebenso muß sie sich dieser
Verteilungsansprüche bei der Mittelverwendung (marktkonformeversus»so-
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lidarischc« Ausgestaltung der sozialen Sicherung) erwehren. Will sie ihrer
(enistehungsgeschichtlichen) Aufgabegerecht werden und über Schutznor-
inen sowie Versorgung der abhängig Beschäftigten und ihrer Familien im
Risikofalle den Lohnarbeitszwang lockern, so muß sie sich sowohl im Ar-
beits- und Produktionsprozeß alsauch aufder Finanzierungs- und Verwen
dungsseite gegen das ökonomische und Herrschaftsinteresse des Kapitals
stellen. Das jeweilige Maß sozialer Sicherheit ist noch in keinem Falle von
alleineentstanden, sondern mußte undmußden Verwertungsinteressen im
mer wiederneu aufgezwungen werden.

7. Schritte zursozialen Einheit mittels Mindestsicherung und
Tarifpolitik?

Hoffnungen auf ein »zweites Wirtschaftswunder«, das den Anpassungspro
zeß in den neuen Bundesländern inwenigen Jahren finanzieren und bewerk
stelligen könnteunddasvorallem auch die Finanzierungsquellen fürsozial
politische Kompensationspolitik sprudeln ließe, sinddoppelt illusorisch: er-
stens wird es ein solches,durch den »Urknall« >\Qhrungsunion ausgelöstes
Wunder nicht geben, eben weil die Verhältnisse in den neuen Bundesländern
- geradeauchwegen der >\^hrungsunion - unvergleichbar andere sind als im
westlichen Nachkriegsdeutschland; man stelle sich alleine die ökonomischen
Fbigen vor, wenn statt der DM im Jahre 1948 der US-amerikanische Dollar
als allgemeines 2lahlungsmittel in den Westzonen eingeführtworden wäre.
Zweitens ist Wirtschaftswachstum an sich keineswegs Garant für eine »ge
rechte Verteilung«. Zwar erleichtert es die Finanzierung sozialpolitischer
Reformen aus den Bruttolohnzuwächsen - trotzdem ist es immer noeh die
(relative) Macht der konfligierenden Parteien (Kapital und Arbeit), dieüber
die Verteilung der Wertschöpfung entscheidet, und diese Machtwird maß
geblich durch die Lage auf dem Arbeitsmarkt entschieden und nicht durch
die Höhedes Wachstums. Wird also versucht, die Angleichung der Lebens
verhältnisse imneuenDeutschland - oder:den Verteilungskonflikt zwischen
Ost und West - zu lösen, ohne politisch und ökonomisch die traditionelle
Verteilungsfrage zustellen, so wird die »Lösung« nur übereinenSozial- und
Reallohnabbau bislang unbekannten Ausmaßes möglich sein.Die Konflikte
auf der politischen Bühne werden sich auf die Frage reduzieren, welche der
großen Volksparteien amehesten Garantfür»soziale Symmetrie« beidiesem
Unternehmen ist.

Opposition ganzallgemein und die Gewerkschaftenim besonderen könn
ten sehrschnell in ökonomische und politische Abwehrkämpfe geraten, die
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ihnen jede Gestaltungsmöglichkeii nehmen. Dies mit einiger Aussicht auf
Erfolg zu verhindern erfordert auch von den Arbeitnehmer-Organisationen
eine deutlichere Lockerung der Lohnarbeitszentrierung gewerkschaftlicher
sozialer Sicherungspolitik sowie neue, zusätzliche Ziele inderAuseinander
setzung um Primäreinkommensanteile.

Umden Prozeßder materiellenAusgrenzung in Ost und Westzustoppen
und umzukehren, sind sozialpolitische Alternativen dringend geboten. Be
stehendeund/oderabsehbare Sicherungslücken ließensichdurcheinen Aus
bau und eine Verallgemeinerung desSozialversicherungsschutzes zu einem
Großteil schließen. Elementein einemsolchenKonzept wärenvorallemdie
Erweiterung des versicherten Personenkreises im Wege einer(all)umfassen-
den Versicherungspflicht für alle Bürgerinnen, die Verkürzung von V^rte-
und Vorversicherungszeiten etwa beim Arbeitslosengeld und die Verlänge
rung der Bezugsdauer der Arbeitslosenunterstützung. Hierzu gehört auch
die (Wieder-)Anhebung der Unterstützungssätze und die stärkere Berück
sichtigung von Zeiten der Kindererziehung und Pflege in Renten- und Ar
beitslosenversicherung als leistungsbegründende und leistungssteigernde
Lebenssachverhalte. Alleine mit diesen hier nur unvollständig aufgezählten
Maßnahmen zurSchließung von Sicherungslücken, diedurch dieNichterfül
lungderVorgaben von Vollbeschäftigung, Normalarbeitsverhältnis und Ehe-
gattensubsidiarität entstehen, lassen sich aber die Probleme nicht lösen.
Viele der bezweckten positiven Auswirkungen tretenerst langfristig ein und
beheben daher nicht die aktuellen Notlagen; dies gilt vor allem für die
Sicherung im Alter. Und schließlich läßt sich durch denAusbau des Versiche
rungsschutzes solange wenig erreichen, solange das Lohnniveau derBetrof
fenen sehr niedrig liegt. Wenn auf akute soziale Probleme reagiert werden
soll, dann muß das Sozialversicherungssystem sehr deutlich um Mindestsi-
cherungselemente ergänzt werden.

Grundgedanke einer aus allgemeinen Steuermitteln zu finanzierenden
bedarfsorientierten Mindestsicherung istes,die Bewältigung desProblems von
Ausgrenzung und Verarmung wieder in jene Versicherungs-Institutionen
zurückzuholen, die dafür zuständig sind; die völlig überforderte Sozialhilfe
soll zudemder Rolleals Lückenbüßer für Mängel imvorgelagerten Versiche
rungssystem soweit alsmöglich entledigt werden. Erreicht werden kann dies
dadurch,daß zunächstRenten und Arbeitslosenunterstützung, die unterhalb
desMindestsicherungsniveaus liegen, auf dieses aufgestockt werden. Imun
teren Einkommenssegment ergänzt also das Bedarfsdeckung- das Äquiva
lenzprinzip von Beitrag und Leistung. Allen Betroffenen würde ein nicht
diskriminierender Standard der gesellschaftlichen Tbilhabe garantiert, und
auch die Dunkelzifferder »verschämten Armut« könnte gegenNull reduziert
werden. Im Unterschied zu den vor allem im grün-alternativen Umfeld for-
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mulierten Grundeinkommen bedeutetdieBedarfsorientierungder Mindestsi
cherung allerdingsauch, daß Leistungen nur dann gewährtwerden,wenn der
Bedarfnicht durch anderweitiges Einkommen und Vermögen - bei Über
schreitungbestimmterFreibeträge- gedecktwerden kann. Im Vergleich zur
bisherigen Sozialhilfepraxis ist allerdings eine Einschränkung des Kreises
gegenseitig unterhaltsverpflichteter Personen auf Ehepartnereinerseits so
wieEltern und ihre minderjährigen Kinderandererseitserforderlich.

Das zunächst auf die Bereiche Arbeitslosen- und Rentenversicherung
beschränkte Konzepteiner bedarlsorientierten Mindestsicherung kann mit
telfristig zu einem umfassenden Sicherungsmodell weiterentwickelt werden,
indem mit der Mindestsicherung ein genereller uttä hamtonisierterMindest
standardgesellschaftlicher Teilhabe gewährleistet wird. Dessen Spannweite
müßtevondenIhtbeständen Arbeitslosigkeit, Alter, Invalidität, Ausbildung,
Erziehung, Pflege, Kinder»lasten« bis hin zum Pfändungs- und Steuerrecht
reichen und auch die »restliche« Sozialhilfe miteinbeziehen. Das bedeutet
vor allem, das Leistungsniveau einheitlich zu gestalten, anzuheben und zu
dynamisieren.

Sicherbeinhaltet diese nur skizzenhafte Darstellung des Konzepts »be
darfsorientierte Mindestsicherung« eine Vielzahl von Fragen und Proble
men, die ernst zu nehmen sind. Sie dürfen allerdings nicht als Vorwand für
die Festschreibung eines zum Dogma (v)erklärten, lohnarbeitszentrierten
Äquivalenzprinzips dienen, das sich für Armut und Ausgrenzung schlicht als
»nicht zuständig« erklärt. Wenn das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes
ernst genommen wird, dann heißt das, die in Gesamtdeutschland aufklaffen
den Gesellschaftsspaltungen durch eine reformorientierte und problemad
äquate Sozialpolitik möglichst umgehend zu bekämpfen. Der schwierige
soziale und ökonomische Umstrukturierungsprozeß in Ostdeutschland und
das Zusammenwachsen der beiden Ibile werden nur auf der Basis einer
garantierten sozialen Sicherheit möglich sein. Resignation und Verarmung
sowie Hoffnungs- und Perspektivlosigkeit sind die denkbar schlechtesten
Voraussetzungen für die Entwicklungeiner zivilen und demokratischen Ge
sellschaft.

Auch als integraler Ibil eines umfassenden sozialen Sicherungskonzepts
ist die Mindestsicherung natürlich kein Königsweg zur Lösung der sozialen
Frage. Die Überwindung von Unterversorgung, Ausgrenzung und Armut
sowie die Herstellung vergleichbarer Lebensverhältnisse können nicht allei
ne durch kompensierende Sozialtransfers erreicht werden. Sozialpolitische
Perspektiven sind nur dann tragfähig, wenn sie in ein breit angelegtes und
integriertes Konzept von Wirtschafts-, Struktur- und Arbeitsmarktpolitik
eingebunden sind. Nicht zu unterschätzen ist aber die Pujferfunktion einer
ausreichenden sozialen Sicherung hinsichtlich derArbeitscntgelte undsonsti-
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gen Arbeitsbedingungen, die heute nur einen begrenzten Personenkreis auf
zudem unterschiedlichem Sicherungsniveau erfaßt. Die Ausgrenzungspro
zesse des Arbeitsmarktes selbst werden durch die Etablierung bedarfeorien
tierter Mindestsicherung nicht beseitigt, der von diesen Ausgrenzungspro
zessen ausgehende Druck aufdie Arbeitsbedingungen würde aber unzweifel
haft deutlich abgeschwächt.

Die Finanzierung der mit der deutschen Einheit verbundenen sozialen,
ökonomischen und ökologischen Probleme istzurZeitdiewohl mitumstrit
tenste Frage derinnenpolitischen Auseinandersetzungen; hierbei mangelt es
keineswegs an überlegten Vorschlägen. Alleine für die Sozial(versiche-
rungs)politik gibt esseit Jahren eine Fülle von Ansatzpunkten: soetwa die
generelle Versicherungspflicht, ücnArbeitsmarktbeitrag, derendlich auch Selb
ständige, Freiberufler und Beamte an derFinanzierung derArbeitsmarktpo
litik beteiligen will, den Ausbau des Instruments der bislang nur unterent
wickelten Arbeitgeber-Umlage oderauch die Erhöhung derBundeszuschüsse
etwazur Renten- und Arbeitslosenversicherung; beide Versicherungszweige
führen eine ganze Reihe von Aufgaben durch, die von gesamtgesellschaftli
chem Interesse sindundderenFinanzierung vondahernicht begründbar auf
den Kreis der Versicherten begrenzt wird. Natürlichhängtmitder Forderung
nachverstärkter Steuerflnanzierung der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik die
Frage nach der Ausgestaltung des Steuersystems selbst eng zusammen. In
explizitem Zusammenhang mit den »Kosten derEinheit« stehen Haushalts-
Umschichtungen und -Einsparungen, insbesondere beiden Subventionshaus
halten; alleine 1989erhielt der Unternehmenssektor Finanzhilfenund Steu
ervergünstigungen von über 85 Mrd. DM. Zu nennen sind aberauch eine
Ergänzungsabgabe, die Versteuerung von Zinseinkünften (»Quellensteuer«) -
auch und gerade zurAbschöpfung derenormen Geldvermögens(Zins)gewin-
ne in Höhe von rd. 45 Mrd. DM alleine 1990 auch aufgrund der Einheitsfi
nanzierung Ober zusätzliche Kredite -, eineZwan^anleihe mit Zeichnungs
pflicht vor allem des Banken- und Versicherungssektors sowie eine Investi
tionshilfeabgabe dergewerblichen Wirtschaft zum Aufbau industrieller Pro
duktionsstätten in den neuen Ländern.

EinesolchePolitik einzufordern ist gerechtfertigt undbegründet - damit
alleine aber noch nicht durchgesetzt. Auch die Arbeitnehmer-Organisatio
nensehensichvorvöllig neueHerausforderungen gestellt. - Können sieOber
die Thrifpolitik-Ost hinaus einen eigenen Beitrag für die Herstellung der
sozialen Einheit leisten? Müssen sie dies überhaupt? Ich denke ja. Vom
eigenen Anspruch heristesAufgabe derGewerkschaften, aufderGrundlage
der ihnen verfügbaren Instrumente in der Auseinandersetzung um die Pri
märeinkommensverteilung Bedingungen undVerhältnisse zuerkämpfen, die
nicht nurdieReproduktion derMitglieder und ihrer Familien, sondern aller
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»NichteigentQmer« schützen und verbessern. Betrieblicher Arbeitsschutz,
Arbeitszeitbegrenzung oder auch Unterstützungskassen sind nur einige
Wegmarken. Seit ihren Ursprüngen ist es eines der gewerkschaftlichen
Hauptanliegen, den Wirencharakter der Arbeitskraft und den Lohnarbeits
zwangeinzuschränken-also: Reduzierungder Konkurrenz unter den abhän
gig Beschäftigten übermaterielle Sicherung der»Ausgegrenzten« sowie über
eine gleichmäßigere Verteilung der vorhandenen Arbeit im Wege der Ar
beitszeitverkürzung.

DerKampf um die3S-Stunden-Woche »bei vollem Lohnausgleich« istein
aktuellesBeispiel: die Forderungwurdezuförderstmitaltruistischen-»Statt
Dauerarbeitslosigkeit für viele mehr Freizeit für alle« - und erst an zweiter
Stelle mitegoistischen Zielen- Humanisierung der Arbeit,Zeil zumLeben
- begründet. Und auch die Aufforderung an die West-Unternehmen, im
Osten zu investieren, bedeutet bei gegebenem gesamtwirtschaftlichem
Wachstum unterm Strich nichts anderes als Verzicht auf (zusätzliche) Ar
beitsplätze im Westen. Nun wird von interessierter Seite wieder einmal
Lohnverzicht der Arbeitnehmerinnen gefordert, um »die große Aufgabe«
der Herstellung einheitlicher Lebensverhältnisse bewältigen zu können. Ei
ne zu durchsichtige Geschichte, die zu Recht von den Angesprochenen -
nämlich den Gewerkschaften und nicht den Arbeitgebern - abgelehnt wird.
Auch »tarifpolitische Caritas« kann nicht ernsthaft Aufgabe der Gewerk
schaften sein. Wie aber steht es mit einem in den letzten Monaten in die
Diskussion gebrachten Solidaritätsfonds »Soziale Einheit«? Zielrichtung,
Ausgestaltung und auch Gefahren sind sicherlich eingehend zu erörtern;
wichtiger aber ist die Eröffnung - und nicht Thbuisierung - der Diskussion
überhaupt. Gefordert ist nichtmehrund nicht weniger als eine Antwort auf
die Frage: ist die Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West im
politischen Sinne »tariffähig«? Ist es vorstellbar, daß die Gewerkschaften
(vorallem imWesten) tarifpolitische Förderungen entwickeln unddurchset
zen, um einen solchen Fbnds zu finanzieren? Natürlich sind bei einer derar
tigen Forderung die Opportunitätskosten für die Beschäftigten zu berück
sichtigen - die aber sind in Form des Verzichts auf ansonsten mögliche
Lohnerhöhungen auch bei der Verkürzung der Arbeitszeit angefallen und
seinerzeit zuRecht undbewußt inkaufgenommen worden. Undsiefallen an,
wenn Produktionskapazitäten von West nach Ost verlagert werden sollten.
»Gegenzurechnen« wäre den Opportunitätskosten eines gewerkschaftlichen
»Solidaritätsfonds« allerdings das Erringen gewerkschaftlicher Handlungs
kompetenz in einer zentralen innenpolitischen Frage - bevor Markt und
Politik ihnen womöglich zum wiederholten Male eine bloße Verteidigungs
rolle aufoktroyieren.
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Sicher, einige werden mit dem Vorwurfdes »Lafontaineismus«schnell bei
der Hand sein. Wo anders aber als aufder Ebene der Primäreinkommensver
teilung können gerade auch die Gewerkschaften die absehbaren horizonta
lenVerteilungskonflikte indergesellschaflspolitischen Auseinandersetzung
»vom Kopf auf die Füße stellen« und einer um sich greifenden bloßen
Verzichts-Ideologie Orientierungspunkte fürsoziale Bewegung entgegenset
zen?
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Dieter Kramer

Zukunftsfahige Metropole?

Notizen aus der Frankfurter Kultur-Perspektive

1. BoomundKrise der kommunalen Kulturpolitik

Wieder einmal scheinen IVendwechsel inderFrankfurter Kulturpolitik kon
gruent mit umfassenden Veränderungen. In den 80erJahren setzten sichdie
IVends zueiner repräsentativen, Standortqualitäten produzierenden Kultur
politik, zugeschnitten vor allem auf die Ansprüche neuer prosperierender
»Lebensstik-Gruppen, relativunabhängig vonParteienund Personendurch.
In ihrenSog gerieten sowohl konservative Kulturkonzeptionen, dieam lieb
sten am bildungsbürgerlichen Kulturbegrifforientiert und bei Bedarfdirigi-
stisch-bevormundend vorgegangen wären (wie in der CDU-Programmatik
vor der Wihl 1977), aber, auch expansive Programmatiken formaler und
inhaltlicher Demoluatisierung. Traditionelle »etablierte« Kultur und »Kul
tur für alle« (von der die »alternativen« I^rbtupferfürdie neuen»Lebens
stilgruppen« eingebracht wurden) trafen sich in der Ausstattung der metro-
politanen »Stadtkrone«.'

Von mehreren Seiten her ist diese Politik in eine Krise gerateit
erstens die Inhalte anbetrifft, so hat »Alternative Kultur« ihren Charakter als
»GegenöffentUchkeit« und damit bedeutende Elemente ihrerDynamik ein-
gebüßL Keimzeichnend dafür ist z.B. die Selbstbedienung neuer politisch
einflußreicher Gruppen (etwa inderIdee, dieinFrankfurt geplante »Akade
mieder Künste und Wissenschaften« zum »Dienstleistungsbetrieb« für be
stehende Diskussionsforen zu machen), femer der Verlust von politischer
Brisanz und gesellschaftlicher Relevanz indem Maße, indem dieMeinungs-
führer in den Zielgruppen mit zunehmender Integration und Erfolgsorien
tierung ihre Bedürfnisse verändern. Dafür ausschlaggebend ist nicht die
Ihtsache, daß die letzte Fundamental-Opposition derGRÜNEN potentiell

1 VgLzurAnalysedieserTrends; Gewericsduftliche Perspektiven kommunaierKuiturpoiitikam
Beispiei Frankfurt am Main, Fiankfurt/M. 1986 {Schriftenreihe der ÖTV, Kreisveiwaltung
Frankfurt/M.). Ein Oberblick über die kulturpolitische Diskussion vgL Kramer, Dieter: Nach
denken Ober Kulturpolitik, in: Das Argument 182 (3Z Jg. 1990, H. 4), S.587-596.
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und real in die Regierungsverantwortung gezogen wurde- der Übergang zur
»Realpolitik« auch im Bereich der Kultur ist ein notwendiger md unter
günstigen Bedingungen auch produktiver Prozeß. Viel wichtiger ist, daß die
vorherrschenden Interpretations-Paradigmen sich verändert haben (nicht
voluntaristisch und zufällig, sondern aufgrund veränderter Rahmenbedin- •
gungen und Widersprüche): Unsere Gesellschaft gilt nicht mehr als funda
mental umzugestaltende, sondern als eine tendenziell »zivile« Gesellschaft,
reformfähig und mit Reformbedarf, aber prinzipiell ohne Alternative. Sie
basiert auf einer weltweit einzigartigen Prosperität, die zwar Produkt der
Ausbeutung Dritter istund auf Kosten der Zukunft lebt (»Bankrotteurswirt
schaft« hat Max Weber ähnliches genannt), scheint aber gleichzeitig am
ehesten inder Lage, ohne Einschränkung von Wohlfahrt und Lebensqualität
neue Wege (sowohl technologisch als auch auf die Lebensweise bezogen)
beschreiten zu können.

Inhaltlich entstehtfür dieKulturpolitik in dem Maße eine Krise daraus,
wie statt einer produktiven Verarbeitung neuer Situationen sich eine Tfen-
denz der affirmativen Bedienung relativ saturierter Interessenlagen ergibt
undwichtige Problemfelder und Widersprüche ausgeblendet oderverharm
lost werden (wenn z.B. globale Migrationsbewegungen aufdas Thema Mul-
tikulturalität reduziert werden, Nord-Süd-Wdersprüche überlagert werden
von der Diskussion über die Poiitik des Staates Israel, die ökologische Krise
mitdemKatalysator amPorsche oderBMW undHinweisen auf »Sachzwän-
ge« erledigt wird).

Ein zweites Konflikt- und Krisensymptom ist der Verlust an sozialer
Akzeptanz, unter dem die Kulturpolitik leidet. Die »Kultur für alle« der
siebziger Jahre legte intensiv Wert darauf, ihre soziale Reichweite zu ver
größern und konnte (z.B. mit Vereinsförderung, Straßenfesten, Open-Air-
Programmen) auch von vielen als Steigerung der Lebensqualität begriffen
werden, und selbst mit Repräsentativbauten wie der»Alten Oper« identifi
zierten sich noch weit mehr Personen als die wirklichenNutzer (und in dieser
Zeit hatte die Kritikdie Schwierigkeit, etwas kritisieren zuwollen, was sich
großer Beliebtheit erfreute). InderZwischenzeit besitzt eineauf»Ereignis-
Kultur«reduzierte Öffnung desKulturbetriebs keine soziale Dynamik mehr.
Sie bedient immer deutlicher doch wieder nur die Bedürfnisse privilegierter
Gruppen (Selbstinszenierungs- und Kommunikationsbedürfhisse z.B.). Pro
tagonisten der Szene reden von den widerspruchsvollen »Modemisierungs-
erfahrungen«, diesie in der »Altemativkultur« alsunbewußte Akteure der
»Gentrifikation« machen mußten. Dies produktiv zuverarbeiten, mag wich
tigsein, denkt man z.B. andieDebatte um die»zivile Gesellschaft« und die
Chancen der Prosperität. Aber politisch wichtiger ist die Ihtsache, daß die
»Modemisierungsverlierer« auch von der Kulturpolitik abgestoßen sind
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(»Soziale Kulturarbeit« spielt keine Rolle mehr). Jede Politik, die diese
Gruppen auswahlstrategischen Überlegungen wieder einbinden undgewin
nen will, kommt angesichts des Zustandes des heutigen Kulturbetriebes
zuallerletzt auf die Idee, dies mit Hilfe kultureller Praxen zu versuchen. Und
der Kunstbetrieb (eigentlich nur ein bescheidener Ibil des Kulturbetriebes)
legitimiert diese Abstinenz mit dem Schein-Argument, bedeutende Kunst
entstehe nur ohne soziale bzw. gesellschaftliche RQckbindungen - obwohl
alle lebendigen kulturellen Szenen ihre Dynamik der Vermischung und Be
gegnung der unterschiedlichsten sozialen und sonstigen Dimensionen ver
danken. Im Konzept »Kultur für alle« gab es immer noch die Ambivalenzvon
lediglich zu konsumierender »Angebotskultur« auf der einen Seite und auf
der anderen der Ermutigungvon Kulturprozessen, bei denen die Rezipienten
als Subjekte aktiv einbezogen waren und die Chance der Veränderung und
des Lernens bei Produzenten und Konsumenten enthalten war. Von dieser

Ambivalenz ist, sofern überhaupt noch auf die soziale Komponente Wert
gelegt wird, nichts mehr erkennbar Es geht nur noch um konsumierbare
Ereignis-Kultur, und diese erreicht die »Modemisierungsverlierer« weder
direkt noch emotional.

Z)rtrrer Krisenbereich sind die Finanzen. Kulturfinanzierung ist in Frank
furt am Main nicht nur schwieriger geworden, weil Hilmar Hoffmann als
»rosa Alibi einer schwarzen Stadtregierung« im Gegensatz zu einer »schwä
cheren« Nachfolgerin alles durchsetzen konnte, auch nicht, weil Golfkriegs
beitrag und ^edervereinigung sich auf die Hnanzen der prosperierenden
Städte negativ auswirken (wegen der neuen Konkurrenz zu Berlin, Leipzig
usw.könnte letztere sogar ein retardierendes Element sein). Wasnachgelas
sen hat und die Finanzierungsbereitschaft für Kultur einschränkt, ist der
Glaube an den Wirtschafts- und Standortfaktor Kultur: Andere Themen sind
in den Vordergrund getreten.

2. Neue Leitbilder für die dynamische Metropole

Daß die Kulturpolitik nicht mehr mit der gleichen Selbstverständlichkeit wie
einst Hätschelkind der Politik ist, zeigtesich in der Frankfurter SPD-Strate
giedebattedes März 1991. Sie spieltedort nur eine marginale Rolle: Martin
Wentz^ erwähnt am Rande die »offene Kulturpolitik ohnejede Bevormun-

2 Dieparteipolitischen Bindungen lösensichaut EineAnalysevon Martin Wentz, in:Frankfurter
Rundschau v. 5. Mäiz 1991, S. 18.
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dung der Betroffenen« als eine der drei Säulen des Wahlkampfs von 1989
(neben Wirtschafts- und Sozialpolitik) - aber sonst kommt sie bei ihm nicht
vor. Bei den kritischen Fragen an Volker Hauff in einem Interview wenige
lägevor seinem Rücktritt erschien Kultur eher (oder nur) negativ: Erwähnt
wurde das »Drama anden städtischen Bühnen« ^ei dem erleicht die Schuld
anden Verträgen aufdie Vorgängerschieben kann), das MusicalTheater, das
vorerst im Wirtestand bleibt—ansonsten nannte er nur die »Kontinuität der
Kulturpolitik«. Rainer Prewo listete affirmativ die Leistungen der Koalition
aufund sah in den Versuchen, den Verkehr»stadtverträglich [zu]bändigen«,
in der Wohnungs- und Kinderpolitik, im Grüngürtel, in der Lösung des
Deponieproblems einen »erstaunlichen Befund«, nannte »die Leistungsbi
lanz ... beeindruckend« und sah sogar ein »stimmiges Konzept« dahinter.
Auch Hauff bezeichnete Stadtgestaltung, Wohnungs- und Mietpolitik, Maß
nahmen fürKinder (damit z.B. auch alleinstehende MütterinderStadtleben
und arbeiten können) alswichtige Ansätze- Kulturschien nichtmehr erwäh
nenswert

Bei Rainer Prewo erscheint Kultur immerhin noch als Politik-Design,
wenn auch nicht als Ressort. Er sieht die Koalitionspolitik ohne »Aura«,
ohne »Resonanzboden«, ohne »raumfüllende Ästhetik« und hält sie für
»schlecht verkauft«; esfehle das »Design« alsBotschafter der Qualitäten.^

Auchweim Politikmehr ist alseine Fragedes Designs und der Q)rporate
Identity, lohntsich das Nachdenken über das damit angeschnittene Thema:
Gibt esknappe, griffige und leicht nachvollziehbare Formeln für das, was die
Rot-Grüne Kommunalpolitik verspricht und was von ihrerhofft wird?

ImPrinzip sind dieChancen dafür garnicht soschlecht Hauffnannte als
Ziele: »die Wrtschaftskraft Frankfurts stärken, zugleich darauf achten, daß
der enorme Reichtum,der in dieserStadt steckt,wirklich dazu genutztwird,
ein Stück soziale Gerechtigkeit und Reichtum für alle zu schaffen und in
einer modernen,von wirtschaftlicher Dynamik geprägten Metropole aufeu-
zeigen, daß Stadtund Natur keine Gegensätze sind. Vl^r müssen gerade in
einem solchen Raum vorbildliche ökologische Lösungen anstreben.«* Man
könnte diekonsequenzenlose Beliebigkeit kritisieren, mitderunterschiedli
che Ziele addiert werden, ohne ihre spannungsreichen Wdersprüche zu
thematisieren - aber einiges wird wenigstens genannt. Es lohnt sichdurch-

3 DieMenschen sehen, daB sichdieStadtinRuheundFriedenweiterentwicicelt... BinInterview
(Volker Haufl) mit Claus Geilersen, in: Ftankfurter Rundschau v.6.Mäiz 1991,S.20.

4 Prewo, Rainen Wie Kunstblumen, ohne Duft und raumCDilende Ästhetik, in: Frankfuiter
Rundschau V.4. Mätz 1991, S. 10.

5 Frankfuit mußschnell hellwachwerden, in:FrankfurterRundschau v.21.Dezember1990,S.10.
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aus, auch für die Einordnung der Kulturpolitik solche Kurzformeln der
»Unternehmensphilosophie« einer Kommune ernst zu nehmen. Zum Ver
gleich eine andere: »Frankfurt als die blühende Stadt der Liberalität und
Experimentierfreude, des intellektuellen Disputes und dereuropäischen Au
ra, des produktiven Spannungsverhältnisses von Geld und (avantgardisti
scher) Kultur«: redundante Leerformeln ohne emsthafte Konsequenzen
oder Verpflichtungen, könnte mandazusagen;gravierenderaber nochist die
Abwesenheit von wichtigen Themen.

Einst waren Wiederaufbau und Fortschritt die »Vision«, die bündelnden
Formeln für gemeinsame kommunale Aktivität. Immerhin könnte man sich
heuteauchnoch andereAkzente, andereIdeen fürdiezukunftsfähige Metro
pole vorstellen, etwa nach dem Motto: Wenn Wohlstand und Prosperität in
diesem Tbil Europas einen Oberzeugenden Sinn haben sollen, dann den,
Akzente zusetzen, Wege zubahnen für eine Zukunft der Oberlebensfähig-
keit, für den ökologischen Umbau der Industriegesellschaft und ihrer Le
bensweisen als Voraussetzung desWohlbefindens unddes »anständigen Le
bens« hier und anderswo. Wer, wenn nicht wir in einem der reichsten Länder
der Erde, können dafür Ressourcen freisetzen? Wer kann ohne Verlust an
Lebensqualität, ja mit einem Gewinn an solcher, eine ökologische Wende
leben?Undwenn wirdas tun,dannwird die übrige Welt mit Interesse darauf
schauen - und unsvielleicht auchunseren Wohlstand weniger neiden.

3. Visionen odernachvollziehbare Perspektiven

Für Frankfurt werden nach dem Rücktritt Volker Hauffs dieZiel-Perspekti
ven unter der (falschen) Opposition »Vision« contra Realpolitik diskutiert.
Gewiß: Die Politik kann leicht inProbleme kommen, wenn dieprogramma
tische Vision als »Ankündigungspolitik ohneErgebnisse undohne Verbind
lichkeit« abgestraft wird. Aberdiesem Argument wird siesich stellenmüssen,
wenn sieWert darauf legt, ingrößeren Zeiträumen alsdenen von Legislatur
perioden zu denken. Der Versuch, die Steigerung der Wirtschaftskraft der
Metropole (durch neue Wohn-, Verkehrs- und Umweltprojekte) zu verbin
den mit derSuche nach sozialer Gerechtigkeit*, an sich schon prekär genug
und für viele Weiterdenkende zu kurz gegriffen, ist für manche schon ein

Kein Bllcl: zurück im Zorn. Hauffs Pressekonferenz, in: Frankfurter Rundschau (D-Ausg.) v.
21. März 1991, S. 13.
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»überspanntes Reformverständnis«'. Aber die Konflikte und Wdersprüche
sind in Frankfurt nicht deutlich genug zuzuordnen, um klare Alternativen
und Fronten zu bedeuten: Volker Hauff gibt wegen der »konservativen«,
pragmatischen Sozialdemokraten auf (wegen des Fehlens einer diskursiven
»politischen Kultur«, wie ersagte), aber mit Andreas von Schoeler setzt sich
(nach Meinung der»Konservativen«) wieder einer der»Modernisierer« (zu
denen auch Martin Wentz, Jan von TVott gehören) durch. Damitwirdauch
das (von den Grünen nie problematisierie) Bündnis rot-grün bestätigt. Man
che sehen in dem Rücktritt Volker Hauffs eine Krise bzw. ein ständiges
Dilemma Rot-Grüner Reformpolitik: Diesoziale Breite undder politische
Konsens schwinden mitderKonsequenz derReformen. Aberwosonstkönn
teeine perspektivische Politik dieser Art eine Chance haben, wenn nicht in
Frankfurt, wo derrelative Reichtum derKommune und ihrerBürger Vertei
lungsmasse und Klima für eine Reformpolitik schafft?®

In Frankfurt tendiert die Diskussion dazu, die Probleme aufdie Zielgrup
pen der Politik zu reduzieren. Martin Wentz baut eine falsche Polarität auf:
Die Alternativebestehezwischen der Öffnung für die »neuen VShlerschich-
ten« der prosperierenden Dienstleistungsberufe oder »Rückbesinnung in
den Gestus undHabitus der altenArbeiterpartei«. Letzteres kannaberdoch
nicht einmal ein politischer Selbstmörder wollen. Die Problematik so zu
verkürzen, bedeutet eine Ablenkung von deneigentlichen Problemen. Mar
tin Wentz beruhigt sich z.B. damit, daß inden Ortsteilen Frankfurts, indenen
die SPD traditionell ihre Hochburgen besaß (den »Arbeiter«-Stadtteilen,
gleichzeitig denen mit hohem Bevölkerungsanteil mit niedriger Schulbil
dung), siezwischen 1985 und 1991 keine Stimmverluste hatte, während zur
gleichen Zeit aber erkennbar ist, daß mindestens 1989 die »aufgebrochenen
sozialdemokratischen Milieus als Potentiale für neue CDU-, aber insbeson
dere auch rechtsradikaleWihler« gelten müssen: Da liegt,selbst wenn man
nur inKategorien der lÄ^hlstrategien denkt statt indenen der Zukunftsauf
gaben, die Herausforderung, nicht im Gewinnen bzw. Behalten der neuen
Dienstleister, denn dasscheint miteiner überzeugenden Metropolenpolitik
(für die esgenügend, allerdings auch noch erweiterbare Ansätze gibt) eher
leicht: Wem es heute miteinerdynamischen Reformpolitik unterEinschluß
ökologischer Komponenten noch nicht einmal möglich ist, die Privilegierten
derWohlstandsgesellschaft zu interessieren, dersollte esganz aufgeben.

7 Kosicdc, Norbert: HoffnungohneTräger. Rücklrilt in Frankfurt, in: Die Zeit v.15. März 1991,
S. 10.

8 Vgl.ebenda.
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W^rum soll nichtauchetwas anderes alsdievon Wentz genannten wahl
strategischen Alternativen denkbar sein? Eine Politik, die den Nachdenkli
chen undBeunruhigten sagt:Wirschließen nichtdie Augen vorden Heraus
forderungen der Zukunft; wir haben eine Perspektive, die sich den globalen
Problemen stellt - sie reichtüber eine Legislaturperiode hinaus. Und diese
Politik müßtedenjenigen, die unterder LastderAlltagsprobleme vonteuren
Wohnungen, Verkehrsmisere, Ibuerung, Kindergarten- und Schulproblemen
schier zusammenbrechen, deutlichsignalisieren: Wirbemühenuns emsthaft
um Lösungen und Perspektiven imAlltag. Ist das denn so unmöglich?

Glaubwürdige Perspektiven für mittlereund längere Fristensindgefragt
- auch füreine kinderlose Single-Population wiein der FrankfurterCity. Nur
die borniertesten Marktwirtschaftler freuen sich noch über Wachstum als
scheinbare Lösung aller Probleme und denken nicht daran, daß zwar Kinder
sich übers Wachsen freuen, daß sie aber als Erwachsene den Ibd als notwen
dige Folgedes Wichstums verdrängen und fürchten, als Greise ihn herbeiseh
nen werden.

4. Praxis- und Reformbedarf der »zukunftsfahigen Kommune«

Mir geht es, anders als den zitierten Protagonisten der Strategie-Debatte,
nicht um die Analyse von sozialer Basis und Wählerchancen der Politik,
sondern auch um die materiale Seite der Frankfurter Politik. Schöne Leitbil
dergenügen nicht. Esmuß ansatzweise - gedanklich undpraktisch - sichtbar
werden, wie's denn weitergehen könnte. Man kann nicht die Daten der
»Zivilisationskrise« (ElmarAltvatcr), der »Begrenzungskrise« (KurtH. Bie
denkopf), des Brundtland-Berichtcs der Wclikommission für Umwelt und
Entwicklung kennen und eine Politik des»Weiter wie bisher« befolgen. Man
kann aberauch nicht der Lebensstilgesellschaft, denAngehörigen der pro
sperierenden Schichten der Wohlstandsgesellschaft (und noch vielweniger
den »Modernisierungsverlierern«) mitdemPathosder Askese kommen. Was
tun?

Es macht keinen Sinn, das Wachstum der »dynamischen Metropole« zu
beschwören und dabei zu verdrängen, daß Wachstum nur auf der Basis fort
gesetzter weltweiter Ausbeutung, mit Risikotechnologien wieAtomkraft, um
den Preis extremer Verletzbarkeit und mit zunehmendem Druck durch die
wachsende Bevölkerung der armen Regionen der Erde denkbar ist. Wenn
sich die Problemeauf der Ebene der Kommune schon nicht lösen lassen,so
kann man doch wenigstens ehrlich und offen darüber reden.

Politik muß glaubhafte Perspektiven für Zukunftsprobleme entwickeln
können. Geht es z.B. um WachstumsA:onrro//e oder \\^chstumsbegre/tzung?
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Durch Nichtausweisung von Gewerbcflächen usw. ließe sich theoretisch
Wachstumsbegrenzung betreiben. Aber mit dem Argument des Gemeinmt-
zens - d.h. der gleichmäßigen arbeitsplatzfördernden, durchmischungsför-
dernden Planung - wird der Forderung nach einer wachstumshemmenden
kfinstlichen Verknappung begegnet: Sie würde, sagt man, bedeuten, daß
kapitalschwächere von kapitalstärkeren Nutzungen verdrängt würden (der
Tbkio- und Singapur-Effekt). Es gäbe einen Verdrängungseffekt, der, weil
von externen Strukturen oder Faktoren abhängig, nicht mehr kontrollierbar
wäre und der für den Arbeitsmarkt eher negativ wäre, und es würde der
Druckauf die unkontrollierte Wohnraum-Umwandlung zunehmen- so wird
argumentiert

AberdieserDruckexistiert jaohnehinschon, unddieVerdrängung findet
seit Jahren statt. Sichmit solchenArgumentennichtdem Problemzu stellen,
daß Wächstum irgendwann einmal auch begrenzt werden muß, bedeutet
Verdrängung. Zu sagen: Es gibt einedurch äußere Faktoren (z.B. dieSitua
tion von Frankfurt in der Sichelder europäischen Wichstumsregionen) be
stimmte Wachstumsdynamik, die politisch nicht zu bremsen ist, das bedeutet
eineKapitulationserklärung vordem Selbstmordprogramm der Wichstums-
gesellschaft.

Tbm Koenigs' Vorstellung von einem Gleichgewicht zwischen äußerer,
fremdbestimmter Dynamik (des Wachstumszwangs, konkret gesehen) und
innerer kommunaler (kommunalpolitisch beeinnußbarer) Entwicklung hat
hierihreGrenzen (wie schon einstbeiderSanierungvon Bologna): Wenn die
innere (kommunalpolitische) Entwicklung nicht inderLage ist, Einfluß auf
die äußere zu nehmen oder sich ihr zu widersetzen, gibt es (fast) keine
Freiräume. Daß sie sich diesen Zwängen nie wird total widersetzen können,
darf aber kein Argument dafür sein, sich ihnen total auszuliefern. Und
wenigstens zu prüfen wäre, obdiespezifischen Werte von Frankfurt, wie sie
in der von den konkurrierenden Städten nicht zu kopierenden geographi
schenLageund indem»Eigensinn« einer einzigartigen Strukturvon Institu
tionenundMenschen liegen, nicht einensouveränen Umgang mitden fremd
bestimmenden äußeren Faktoren ermöglichen statt einer prostitutiven Un
terwerfung.

Es gibt weitere Probleme. Neu nachzudenken wäre vielleicht auch über
den Standard »Sicherheit«. Wie wichtig das ist, zeigt ein Blick auf die Ent
wicklung der organisierten Kriminalität auch in Frankfurt Bislang galten
Zuverlässigkeit, Rechtsstaatlichkeit, soziale Stabilität als Standortvorteile
z.B. fürdieBundesrepublik. Späterwaren kulturelle Vorteile, ja auch ökolo
gische Qualität des Lebensraumes weitere Faktoren. Heute könnten ohne
weiteres die Abwesenheit von organisierter Kriminalität und strukturelle
Sicherheit einwichtiges Kennzeichen sein. Dazu gehörte z.B: auch die Ver-
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läßlichkeit der Nonnendes Umgangs innerhalb von Berufsgruppen wieAn
wälten, Bankern, Managern.

Auchwenndasallesvonder Kommunalpolitik nichtohneweiteresbeein
flußbare Riktoren sind, so wäre es dennoch sträflich, nicht darüber nachzu
denken. Walter Siebel geht in einem Aufsatz über Stadtkultur der scheinba
ren Paradoxie von dem durch Soziologen konstatierten Verfall der Stadtkul
tur und ihrer politischenLebendigkeit nachundfragtnachAnsätzenzueinem
kritischen Konzept vonStadtkultur, daswieder zurückfindet zu »emanzipa-
torischen« Ansätzen urbanerKultur, und flndet sie in neuen Ansprüchen an
Lebensqualität wie Zeitsouveränität, EinheitdesAlltags undneuenFormen
des Luxus: »Zeit und Raum zu haben, ohne Hunger leiden zu müssen, sind
Inbegriffvon Luxus«. Kultur spielt dabei eine besondereRolle: »Wo anders
als in der kulturellen Dimension sind jene Interessen noch zu formulieren,
an die eine Politik der Umverteilung von Arbeit und Einkommen positiv
auch bei jenen anknüpfen könnte, die im materiellen Bereich negativvon
solcher Umverteilung betroffenwären?Andersgesagt: Es hat den Anschein,
als ließen sich nur in der kulturellen Dimension eines anderen Bilds vom
richtigen Leben verallgemeinerbare Interessen formulieren«'.

Damit geraten unterschiedliche »Visionen« zukunftsfähiger Metropolen
ins Blickfeld: Manche denken an biokybernetische Hochhäuser, die als ge
schlosseneEinheiten ihr Innenklima selbsttätigregeln,an ganzeStädte unter
Glaskuppeln, abgeschottet von der feindlichen Umwelt - sei es die schlechte
Luft, seien es die Hungernden der Welt. Die mit Maschinengewehren und
Personenschleusen geschützten Zentren der Macht und des Wohlstandes?
Modelle, in denen die Engeder spätmittclalterlichen Stadt gekoppelt wird
mit dem Ausbeutungscharakter der heutigen Metropole, aber die Devise
»Stadtluft macht frei« keinen Platz mehr hat?

Wirkönnen das Entstehen solcher Modelle in der »Stadtkronenpolitik«
(Walter Siebel) beobachten: DieZentren und einige repräsentative Stadttei
le werden für die »konsumaufwendigen Lebensstile der prosperierenden
oberen Mittelschichten« ausgestattet - auf eine Art und Weise,daß andere
schon durch die Architektur ausgesperrt werden. Urbanität wird reduziert
auf Vielfalt So wie Marketingstrategien etwa von Automobilproduzenten
»die Ware zusammen mit einem Bild vom richtigen Leben verkaufen«, so
agiert auch die Stadt mit ihren Inszenierungen, die »offensichtlich eine
identitätsstiftende Wirkungüber den Kreis ihrer unmittelbaren Nutznießer

9 Siebel, Walter, in: Comcl, Hajo/Knigge Volkhard (Hg.): Das neue Interesse an der Kultur,
Hagen 1990 (Kulturpolitische Gesellschaft, Dokumentationen 34), S. t43.
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hinaus« entwickeln. DasPrägen von Lebensweisen betreiben Konzerne wie
Städte.»»

Das Bild vom »richtigen Leben« inderStadt von heute und morgen ließe
sichaberauch finden imkulturell abgestützten undvermittelten Bilde einer
dynamischen Metropole, deren Dynamik nicht geprägt wird vom Fetisch
Wachstum, sondern vondenglaubhaften, energisch vorangetragenen Versu
chen, sozialökologischen Umbau der Industriegesellschaft in Richtung auf
»dauerhafte Entwicklung« oder »Nachhaltigkeit« zubetreiben.Neue,neuar
tige Ansprüche an Lebensqualität, die »Verbrauchsstandards innerhalb der
Grenzen des ökologisch Möglichen setzen«" gehören dazu. Pfade in diese
Richtung erschließen sich von selbst.

5. Freiräume für kulturelle Öffentlichkeiten

Perspektiven müssen als Denk- und Argumentationsstrukturen entwickelt
werden, ehe sie in die Handlungsebene gelangen können. Dafür gibt es das
»Umweltforum Frankfurt« (als Ttil des Umweltamtes). Es betont, daß die
»völlig neuartigen Herausforderungen« zum Endedieses Jahrhunderts auch
im politischen Bereich neue Instrumente fordern. Gegenstand deraktuellen
Auseinandersetzungen sind nicht einzelne Tfechnologien oder Anwendun
gen, sondern »das gesellschaftliche Zusammenleben in seiner ganzen Kom
plexität und Vielfalt«". Das hat eine kommunale Ebene: Planungskultur,
»neue Formen demokratischer Konfliktaustragung« (3), »ökologische De
mokratie« sind die Stichworte dafür. Da gibt es Ansätze.

Und es gibteineandere Ebene: Füreine»demokratische Tfechnikgestal-
tung« bedarf es der frühzeitigen Erarbeitung »einer Mehrzahl möglicher
technisch-sozialer Entwicklungsstrategien«. Die »Meinungserarbeitungs-
freiheit« (R.Uebcrhorst) bedarf der»Diskussionsfreiräume« (und derExpe
rimentierräume, in denen auch die sozialkulturelle Realisierbarkeit entspre
chender Entwürfe erprobt wird).

Das entspricht dem, was inderKulturpolitik schon seit längerer Zeit als
»Freiräume«, »Experimentierfeld für neue Lebensentwürfe« usw. diskutiert
wird. Es erscheint in Hermann Glasers »Werkstätten«-Konzept und dem

10 A. a. O., S. 139.
11 Unsere gemeinsame Zukunft. Der Brundlland-Berichi der Wellkommission für Umwell und

Entwicklung,Greven 1987,S. 47.
12 Roland Schaeffcr ineinem Papier desUmwcUforums Frankfurt/M. von 1990.
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Wiesbadener Programm eines »arbeitenden Museums«. In der komplexeren
Form sind es die »kulturellen Öflentlichkeiten«, die als freie, unabhängige
(nicht in eine »Elitenkonvergenz« eingebundene) Kräfte mitwirkensollen an
der Diskussiondarüber, wie wir in Zukunft leben wollenWie wichtigeine
lebendige Öffentlichkeit alsSelbstkorrekturpotential einer Gesellschaft ist,
hat auch Elmar Altvater'* herausgearbeitet.

In beiden Aspekten trägt die Kommunebesondere Verantwortung; In ihr
entstehen viele Umweltbelastungen, und dort bündeln sich die Umweltpro
bleme, daher gewinnen Probleme der Stadtökologie an Bedeutung. Hne
zukunftsfähige Stadtpolitik muß sich daher auf allen Ebenen schwerpunkt
mäßig diesen Themen zuwenden: Verkehr, Luft-Be- und Entlastung, Bau-
und Beschaffungspolitik. Nicht nur um Zeichensetzung geht es dabei, son
dern auch um wirkliche Lösungen und glaubwürdige Perspektiven für die
Stadt der »dauerhaften Entwicklung«. Die »Verantwortung der europäischen
Städte für die Zukunftsgestaltungwächst«,heißt es im Grundsatzpapier des
Umweltforums."

Gleichzeitigaber sind die Städte bezüglich der globalen Umweltprobleme
»zentraler Ort gesellschaftlicher Selbstverständigung über deren Bewälti
gung«. In ihnen befindet sich das bedeutendste Potential an »intellektueller
Produktivität«, daher sind sie in der Lage, »Verständigungsprozesse über
Umweltprobleme zu initiieren und zu unterstützen«. Bei dieser Bereitstel
lung von »Diskussionsfreiräumen« ist eine Stadt wie Frankfurt besonders
gefordert In ihr leben und arbeiten eine Melzahl von Mitarbeitern jener
großen Institutionen, die international, ja global Entscheidungen über Zu
kunftsfragen fällen oder diskutieren: Banken, Industrie- und Forschungsma
nagement, Entwicklungszusammenarbeit, Marketing und Werbung,Medien
usw. Die Protagonisten dieser Bereiche (bzw. möglichst viele oder wichtige
von ihnen) einzubeziehen in einschlägigeDiskussionsprozesse oder sie durch
die Präsenz entsprechender Diskurse in der kommunalen »kulturellen Öf
fentlichkeit« (deren Institutionen in der Vergangenheit ja gerade für diese
Klientel entwickelt wurden) dafür zu sensibilisieren,wäre eine interessante
Aufgabezukunftssichernder Kommunalpolitik. Gerade weilauch im Zeital
ter modemer Kommunikationstechnologiender personale Kontakt nicht an
Bedeutungverloren hat,sindsolche Sensibilisierungcn und Diskussionspro-

13 Vgl. HotTmann,Hilmar Kultur als Lcbcnsrorm, Frankfurt/M. 1990.
14 /Utvater, Elmar Die Zukunft des Marktes, Münster 1991,S.63.
15 Überlegungen dieser Art schlagen sich nieder in; Klintabündnis der Europäischen Städte mit

den Indianervölkern Amazoniens zumErhaltder Erdatmosphäre. Dokumentation des Ersten
Arbeitstreffens, Frankfurt/M. 1991.
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zesse besonders wichtig. Die Attraktivitätder Stadt würde mit ihnen zuneh
men. Der kulturelle Bereich gewinntdabei an Bedeutung.

6. Neue Symbole, neue Kultur

Zustimmungbei den Menschen, meintRainerPrewo,»erwächst zumgrößten
Ibil erst dann, wenn sie über den engen Horizont ihrer konkreten Betroffen
heit hinausblicken«.'' Es lohnt sich vermutlich auf jeden Fall, die Interessen
gebundenheit der politischen Entscheidungen nicht allzu engzu sehen. Die
rot-grüne Koalition in Frankfurt soll, das ist klar, kein Konfiktbündnis,
sondernein »Erfolgsbündnis« mit »Strahlkraft« (Hauff),aber auch das »Mu
sterbeispiel einer Arbeitskoalition« (Prewo) sein bzw. werden. Dazu gehört
es (und insoweit hat Martin Wentzsicher recht), daß sie den Zukunftsansprü
chen der modernen Mittelschichten gerecht wird. Diese aber sind weit kom
plexereinzuschätzenals üblich.Sie reduzierensich nicht auf den dekorativen
Rahmen für die Inszenierungvon Lebensstilen, sie sind auch nicht einfach
als abfragbare Bedürfnisse vorhanden. Es ist denkbar, diese Schichten auch
für perspektivisch mehr und anderes als »lifcstyle« zu gewinnen. Der per
spektivische Diskurs über die »zukunftsfähige Metropole«, die Thematisie
rung desAnspruchsauf »Lebenin seiner Fülle«(Dorothee Sölle),das Recht
auf anständige und als sinnvoll empfundene Arbeit eingeschlossen, ist ei
gentlichein Motiv,das für jemandenwiemich (schließlich zähle ichja auch
zu dieserLebensstilgruppe) unddie meistenderjenigen, die ich kenne,wich
tig ist. Ich könnte mir sogar vorstellen, daß vieleder in Werbungund Marke
ting arbeitenden Personen durchaus interessiert wären, ihre Rhigkeiten
nicht nur in der Auseinandersetzung um Marktanteile bei verschiedenen
Zigarettenmarken anzuwenden,sondern auch beim »Social Marketing« im
Umgang mit ökologischen oder globalenProblemen zuerproben. Neuartige
Ansprüche an Lebensqualität beinhalten auch solche Aspekte - auch das
gute Gewissen in Arbeit und Alltag. Offene Zukunftsdiskurse ohne Denkver
bote (wie sie im Golfkrieg schon wieder tendenziell nahegelegt wurden)
gehören dazu,und ichdenke nicht,daß diesnur meineeigenenLuxusbedürf
nisse in einer Situation sind, in der mich keine unmittelbaren materiellen
Sorgenplagen.Die »Wohlstandsgesellschaft« produziertauch bei ihren pro
sperierenden Gruppen Widersprüche und Brüche des »Wünschens und Be
gehrens«, die sich nicht einfach affirmativ auffangen lassen. Gewiß, das ist

16 Vgl.Anin.4.
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nichtalles und magmanchem unbedeutenderscheinen.Aberwie,wennnicht
ausihren eigenen Widersprüchen heraus, soll eine Gesellschaft sich dynami
sieren?

Hier wird der Kulturbereich wieder wichtig. Der eingangs konstatierte
politische Bedeutungsverlust des Kulturellen, wie er inderjüngsten Frank
furter SPD-Debatte erkennbar ist,wäre ja, bezogen aufdiegesamte Gesell
schaft, nichts Schlimmes, wenn nicht gleichzeitig die Bedeutung kultureller
Öffentlichkeiten im Kampf um die Definition des »anständigen Lebens«,
damit auch um das Bildder zukunftsfähigen Kommunen zunehmen würde.
Ihren partiellen Bedcutungsverlust hatsich dieKulturpolitik inbedeutenden
Ibilen selbst zuzuschreiben, weil sie sich instrumentalisieren ließ zur Deko
ration von Wachstums-, Lebensstil- und Konsumpolitik. Je mehr siesich von
der Komplexität des Lebenszusammenhanges entfernt hat, je mehr Kultur
und Künste zum elitären Vergnügen ohne »Sitz im Leben« wurden, desto
austauschbarer und desto weniger wichtig sind sie geworden (das gleiche
Schicksal widerfährt dem Kulturellen natürlich auch, wenn espolitisch oder
sozialpolitisch funktionalisiert wird, und ebenso wird es den gesponsorten
Künstengehen:Es kommtaufden »Eigensinn« der freienkulturellen Kräfte
an, auf ihren selbständigen Beitrag zur Diskussion der Frage, wie wir leben
wollen).

Mit guten Gründen können Kulturpolitiker und Kulturproduzenten auf
der bleibenden, ja steigenden Rolle des kulturellen Sektors beharren - nicht
nur als Standortfaktor im traditionellen Sinne des kommunalen Attraktivi
tätswertes, sondern weit darüber hinaus. Zu den heute gefragten Standort
vorteilen der »postmaterialistischen«, zukunfts- und friedensfähigen Stadt
gehörtauch,daß hierLebenspraxen undLebensentwürfe lebbarundsichtbar
werden, die glaubhaft zukunftsfähig sind. Dazu gehören z.B. auch Formen
des Umgangs mit Zeit, des Zeitregimes und derMußefähigkeit (und darüber
nachzudenken wäre für mich z.B. interessanter als das affirmative Wiederho
lenvon Metaphern fetischisierter Beschleunigung). »Wissenschaft undTfech-
nik sollten uns also Zeit schenken und nicht Geld«". Aber dazu bedarf es
auch entwickelter sozialkulturcller Ibchniken, mit (freier) Zeitso umzuge
hen, daß eine dauerhafte stabile Lebensform möglich ist Bisher gibt esdazu
in erster Linie Zugänge in Holzhammer-lbchnik: Freizeitpädagogisch und
beschäftigungstherapeutisch legitimierte Kulturpolitik. Angesagt sind statt
dessen überzeugende Formen derKultur derMuße oder neuer »IStigkeiten«.

17 Fontallez, Pierre Die ökologische Wirtschaft, S. 124. in: Faulstich/Lorber, Ganzheitlicher
Umweltschutz, Stuttgart 1990, S.117-127, im Orig. kursiv.
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Siewürden inderLage sein, konsumtive Konsumtion von Zeitund Mitteln
genießen zu lassen (und damit auch den Ausstieg aus ressourcenveischlin-
genden Prozessen des 'W&chstums, die ohne Zuwächse an Wohlbefinden
bleiben, ermöglichen). DieEntkoppelung von Wachstum und Wohlbefinden
ist angesagt, nichtnur diejenige vonWachstum und Umweltzerstörung.

Zu berücksichtigen ist, daß Standortfaktorqualitäten dieser Art nur be
grenzt »machbar« und planbar ist. Üblicherweise entsteht erst eine als dyna
misch und interessant empfundene intellektuelle bzw. kulturelle Szene, und
dann entwickelt sich daraus die Attraktivität des Standortes. Eine an Kultur-
prozessen statt an Repräsentativität orientierte Kulturpolitik braucht keine
Angst zu haben vor dem Vorwurf der »Provinzialität« oder Provinzialisie-
rung. Dennauch Urbanität und Internationalität sind nicht »planbar«, und
umgekehrt können sogar Stadtteilkultur und soziale Kulturarbeit ein inter
nationales Renommee entwickeln (zumal in der Kulturgeschichte immer
wieder Innovation aus der Vermischung unterschiedlicher Sphären resul
tiert, nicht aus der Inzucht von »Avantgarden«).

Ferner bleibt Kulturwichtig wegen der Rolleder Persönlichkeit. Kultu
relleProzesse, vorallem solche mit personaler Vermittlung, gehören zu den
entscheidenden Faktoren der Persönlichkeitsentwicklung; kreative und selb
ständige Persönlichkeiten abersind für wirtschaftliche, soziale und politische
Prozesse heute das wertvollste Kapital. Personen, die gewohnt sind, in der
»tätigen Aneignung« von Impulsen und Strukturen ihrerUmwelt produktiv
zuwerden,könnensichamehesten unter gewandelten Bedingungen zurecht
finden und sind am ehesten zum Engagement bei der gemeinschaftlichen
Gestaltung vonLebensverhältnissen in Stadt und Region bereit.

»Kulturelle Öffentlichkeiten« der verschiedensten Art sind das Medium,
in dem die Menschen sich über die Normen und Werte ihres Handelns
verständigen. Menschen vergesellschaften sich auch kulturell, und wenn esin
derheutigen »Begrenzungskrise« darauf ankommt, neueStandards für eine
»dauerhafte Entwicklung« zu nnden, dann geht dies nicht ohne kulturelle
Öffentlichkeiten. Daß diese Standards auch hinreichend Raum für Neugier
verhalten und expressive Verausgabungen enthalten können, wird am ehe
sten im Kulturellen erkennbar und umsetzbar - ohne solche Potentiale wäre
Entwicklung nicht mehrmöglich undwären heftige Konflikte zwischen den
Generationen und Kulturen vorprogrammiert.

7. Neuartige Ansprüche an die Lebensqualität

Jener Wohlstand und Luxus, den sich die Angehörigen der prosperierenden
Lebensstilgruppen in unserer Gesellschaft heute leisten können, wird nicht
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nur von den Apologeten der Marktgescllschaft, sondern auch von manchen
ihrerKritiker alsbesondere Chance der Wohlstandsgesellschaft empfunden.
Wenn Zeit und Kraft jenseits der Lebensnotwendigkeit frei werden, und
wenn zu zählen beginnt,was nicht gekauft werden kann, dann liegen darin
positive Möglichkeiten

Natflrlich, wir wissen, daß die globalen Probleme erst aus dieser auf
exzessiven Konsum angewiesenen Lebensweise resultieren und daß die bloße
Fortsetzung dieser Lebensweise die Probleme nur verschärft. Aber in einer
prosperierenden Gesellschaft, deren Menschen nicht voll in Anspruch ge
nommensind durch die Zwängedes Alltags, sindauch Mittel vorhanden,um
einen ökologischen Umbau in die Wege zu leiten. Und nur wenn die Men
schen entsprechende Schritten/chr alsVerzicht empfinden müssen, dann sind
sie bereit, dazu beizutragen. Es gilt,diesen Wohlstand, diese Lebensweise so
zu organisieren, daßsie mit dem Prinzip von »dauerhafter Entwicklung« in
Einklang steht (und nicht durch die Favorisierung des Verbrauchs von »po-
sitionellen Gütern« die Umweltprobleme noch verschärft).

Interessant ist indiesem Kontext das Umpolen vonLebenszeit undKauf
kraftauf»konsumtiven Konsum«, aufdie Umsetzung vonZeit, Arbeitskraft
und Geld in entsprechendeLebensqualitäten ohnezusätzliche Umweltbela
stung.Aber neuartige, tendenziell mit »dauerhafter Entwicklung« vereinba
re Ansprüche an Lebensqualität und Lebensweise werden auch in anderen
Bereichen gestellt.

Die Reichweite solcher Veränderungen ist gewiß nur begrenzt. Es ist
damitzurechnen, daßselbstmassenhaft nachvollzogene Verhaltensänderun
gen bei uns (über)kompensiertwerden durch Wichstum: Wenn unsere Autos
weniger verbrauchen, sauberer werden und seltener benutzt sind, so steigt
gleichzeitig die Zahl der Autos weltweit so stark, daß von dem Spareffekt
nichts mehr bleibt. Aus diesem Dilemma wird schwer herauszukommen sein
-am wenigsten aber auch wieder, wenn nicht einmal bei uns neue Standards
leb- und denkbar werden.

Aber wie wäre es, wenn sich bei uns die Standards, an denen Reichtum
und Armut gemessen werden, ändern würden? >\hs würde geschehen, wenn
»Leben inseiner Fülle« plötzlich massiv eingefordertwürde von einer jungen
Generation, die erfährt, daß sie mittels materiellen Reichtums nicht nur um
eine Zukunft in anständiger Umwelt, sondern auch um ein anständiges
Leben selbst betrogen worden ist?

18 Vgl. Schmid, Thoinas: Staatsbegräbnis. Vonziviler Geseiischafi, Berlin 1990.
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Überlegungen dieser An mögen naiv erscheinen. Aber wie sonst (außer
über große historische Katastrophen) sollen Veränderungen möglich, neue
Strategien akzeptanz- und politikfähig werden? Die lYends, soll Igor Bestu-
schew-Lada gesagt haben, sind ohnehin allenegativ, wir können uns getrost
den wenigen verbleibenden Alternativen widmen. Das scheint mir interes-
santer, als sich den Sachzwängen der Wachstumsgesellschaft auszuliefern
und über sie zu lamentieren,als seien sie ein auswegloser Käfig. Manwirdja
einmal darüber nachdenken können - auch und gerade, wenn der Trümmer
haufen enttäuschter Hoffnungen zum Aussichtsturmwird.
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Linke, die einst Hoffnungen auf den Aufschwung der sozialen Be
wegungen ab 1968 setzten und für dieder Systemkonlliktein kaum
noch verrückbarer Rahmen ihres Handelns war, haben seit der
Mitte der siebziger Jahre, vorallem aber nach 1989, allen Grund,
an sich zu zweifeln: an den theoretischen Voraussetzungen, die für
sie bislang nahezu selbstverständlich waren, und an ihrer Fähig
keit zu politischer Praxis. Dieser Band versammelt Berichte und
erste Resultate von Versuchen, einen Umbruch zu erklären und in
einer schwierigen Zukunft Fuß zu fassen. Es handelt sich um
individuelle Bilanzen. Die Autoren sprechen in der Regel nicht von
sich, sondern von ihrer Arbeit, die durch die Niederlage in Frage
gestellt wurde und diezugleich ein Mittel ist, sie zu verstehen und
—falls überhaupt möglich —zu überwinden. Dies alles wird hier
mitgeteilt in der Hoffnung, daß die Vereinzelung, die zuweilen
notwendig sein mag, umeinen Schock zu überwinden, kein endgül
tiger Zustand ist.
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